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 VII
Vorwort 
Die Arbeitsgruppe „Flächenmanagement“ der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Bay-
ern der Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) hat sich unter der Lei-
tung von Univ.-Prof. Dr. Hubert Job, München, aufgrund der nach wie vor hohen Bri-
sanz der Inanspruchnahme bisher unbebauter Flächen durch Siedlungs- und Verkehrs-
anlagen in bestimmten Teilräumen mit den Rahmenbedingungen des Flächenmanage-
ments beschäftigt und Fallbeispiele untersucht. Damit sind einerseits die Arbeiten der 
ARL zur Flächenhaushaltspolitik als wichtigem Baustein für die Umsetzung nachhalti-
ger Raumentwicklung fortgeführt und vertieft worden (siehe u. a. Forschungs- und Sit-
zungsberichte Band 173/1987 „Flächenhaushaltspolitik. Ein Beitrag zum Bodenschutz“ 
Forschungs- und Sitzungsberichte Band 208/1999 „Flächenhaushaltspolitik. Feststel-
lungen und Empfehlungen für eine zukunftsfähige Raum- und Siedlungsentwicklung“ 
und Positionspapier aus der ARL, Nr. 58/2004 „Flächenhaushaltspolitik. Ein Beitrag zur 
nachhaltigen Raumentwicklung“). Auf der anderen Seite liefert die Arbeitsgruppe der 
LAG mit dem hier vorliegenden Ergebnisbericht eine weitere Handreichung der ARL 
für den Rat für Nachhaltige Entwicklung, mit dem die Akademie von Beginn an eng 
zusammenarbeitet. Der Nachhaltigkeitsrat hat in seinen Empfehlungen an die Bundes-
regierung vom Juni 2004 „Mehr Wert für die Fläche“ das „Ziel-30-ha“ für die Nachhal-
tigkeit in Stadt und Land postuliert. 
Die Handlungsempfehlungen der Arbeitsgruppe unterstreichen die Bedeutung und 
den Stellenwert des Flächenmanagements als Strategie einer nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung. Es werden Managementmaßnahmen und -instrumente aufgezeigt. Konkret 
wird beispielsweise ein Maßnahmen-Mix von drei zentralen Bausteinen vorgeschlagen: 
(a) Monitoring und Controlling der Siedlungsentwicklung, (b) regionale Verantwortung 
in der Siedlungsentwicklung und Regionalisierung der Flächennutzungsplanung sowie 
(c) Wettbewerbs- und Finanzierungsmodelle für die Innenentwicklung und das Flächen-
sparen. 
Die ARL dankt dem Leiter sowie den Mitgliedern und Gästen der Arbeitsgruppe für 
ihr Engagement in einem für die Raumentwicklung bedeutsamen Bereich und hofft, 
dass die praxisrelevanten Forschungsergebnisse die Diskussion zur Flächenhaushaltspo-
litik wieder ein Stück voranbringen, Anstöße für eine nachhaltige Flächennutzung ge-
ben und bei räumlichen Entscheidungsprozessen in Politik und Verwaltung hineinwir-
ken. 
Einem Autor, Prof. Dr. Bruno Dietrichs, München, war es leider nicht mehr vergönnt, 
das Erscheinen dieses Bandes zu erleben. In seinem letzten wissenschaftlichen Beitrag 
befasste er sich insbesondere mit der regionalplanerischen Ebene des Flächenmanage-
ments. Er verstarb Anfang 2005 im 70. Lebensjahr. Die Akademie und die Raumwis-
senschaft insgesamt haben mit ihm einen langjährigen verdienten Mitstreiter auf dem 
Gebiet der raumwissenschaftlichen Forschung und der Raumplanung verloren. Die 
ARL wird ihrem Ordentlichen Mitglied Bruno Dietrichs ein ehrendes Andenken bewah-
ren. 
 
Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich 
Generalsekretär der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung 
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Karl Ruppert 
Flächennutzung im gesamtgesellschaftlichen Kontext  
– ein Thesenpapier 
Vorbemerkung 
Die nachfolgenden Ausführungen tragen den Charakter einer Einbettung der Problema-
tik unseres Arbeitskreises in den Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung. 
Dies hat zur Folge, dass zunächst auch an vielfach bekannte Fakten erinnert werden 
muss, d. h. an Selbstverständlichkeiten, die häufig so geläufig sind, dass sie bei der Dis-
kussion von Handlungsanleitungen leicht übersehen werden. 
In sieben Thesen soll dem angekündigten Thema Rechnung getragen werden, wobei 
natürlich nur einige, aber wesentliche Facetten dieses komplexen Themas angesprochen 
werden können. Insbesondere wird hierbei der diesem Sammelband als Titel dienende 
Begriff „Flächenmanagement“ präzisiert und von anderen präjudizierenden Termini 
abgegrenzt (siehe These 2). 
 
These 1: Flächennutzung ist sichtbarer Ausdruck menschlicher Aktivitäten. 
Diese fast alltägliche Weisheit verweist darauf, dass unsere heutige Flächennutzung das 
Ergebnis anhaltender Prozesse und ihr Augenblicksbild nur als Durchgangsstation pro-
zessualer Veränderungen zu werten ist. Dies sei von Anfang an betont, da in der öffent-
lichen Diskussion der Begriff Flächennutzung oft in die Nachbarschaft negativer Be-
wertungen gerückt wird. 
Solange es Menschen gibt, wurden durch ihre Aktivitäten Flächen beansprucht. Die 
technologische Entwicklung bot den Menschen immer mehr Möglichkeiten zur Umge-
staltung des natürlichen Potenzials, sodass heute in unseren Breiten von einer Natur-
landschaft mit geringen Ausnahmen gar nicht mehr gesprochen werden kann. In Anbe-
tracht der wachsenden Bevölkerung und der veränderten Lebensweisen war das Wach-
sen der Flächenansprüche eine logische Folge. 
Die hohe Bedeutung dieses Themas für die Raumplanung ergibt sich daraus, dass sich 
raumwirksames Handeln und natürliches Potenzial im Kontaktbereich Flächennutzung 
begegnen, der damit zum Scharnier zwischen Umwelt und Gesellschaft, d. h. zum es-
senziellen Bestandteil der Kulturlandschaft wird. 
Aus dieser Auffassung folgt ferner, dass Flächennutzungsprobleme, insbesondere 
Flächennutzungskonkurrenzen verstärkt in dynamischen Räumen auftreten. 
 
These 2: „Flächenverbrauch“ und „Landschaftsverbrauch“ sind sinnwidrige Be-
griffe, die oft eine unvoreingenommene Problemdiskussion erschweren. 
Sachlogische Begriffsdefinitionen sind das Werkzeug jeglicher wissenschaftlicher Ar-
beit. In der öffentlichen Diskussion um die Problematik der Flächennutzung werden oft 
Schlagworte benutzt, die einer wissenschaftlichen Nachprüfung nicht standhalten. Als 
Beispiel seien hier einmal „Flächenverbrauch“ und „Landschaftsverbrauch“ (auch „Kul-
turlandschaftsverbrauch“) herausgegriffen. 
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Schon in der „Grünen Charta von Mainau“ 1961 findet sich die Formulierung „die 
gesunde Landschaft“ – was ist das? – „wird in alarmierendem Ausmaß verbraucht“ 
(Flacke 2003: 22). Seit Ende der 70er und Anfang der 80er-Jahre des vergangenen Jahr-
hunderts (Tesdorpf 1984) wird der Begriff „Flächenverbrauch“ zumeist als Umnutzung 
von Freiflächen zu Siedlungs- und Verkehrsflächen interpretiert oder nur als Reduzie-
rung der Freifläche, als Abnahme unverbauter oder nicht versiegelter Flächen usw. 
Auch wenn sich dieser Begriff in manchen Diskussionen trefflich (als Keule?) 
gebrauchen lässt, ist er doch wegen seiner Sinnwidrigkeit abzulehnen. Abgesehen da-
von, dass eine Reihe von Autoren (z. B. Lintner 1985, Klink 1990) sich schon vor länge-
rer Zeit kritisch zu diesem Begriff äußerten, soll hier festgehalten werden, dass im deut-
schen Sprachgebrauch das Wort „Verbrauch“ – wenn darunter nicht Konsum oder Ver-
zehr verstanden wird – zumeist einen pejorativen Beigeschmack hat. „Verbrauchen“ 
heißt abnutzen, aufreiben, erschöpfen, verwirtschaften oder verschleißen (Synonym-
Wörterbuch Bulitta 1983). Keines dieser Verben trifft für den vielgestaltigen Umwid-
mungsvorgang in seiner Gänze zu. Die Fläche ist auch nach der Inanspruchnahme noch 
vorhanden, ja sie kann sogar nach vorhergehender Umwidmung häufig wieder in den 
Zustand einer Freifläche zurückverwandelt werden. Beispiele gibt es zur Genüge, wie 
z. B. die Orts- und Flurwüstungen der spätmittelalterlichen Wüstungsperioden zeigen. 
Aber auch bis in die Gegenwart hinein sind derartige Änderungen der Flächennutzung 
zu beobachten. Am Beispiel der ehemaligen Gemeinde Leopoldsreut im Bayerischen 
Wald lässt sich der Nutzungswandel von der Siedlungsfläche zur forstwirtschaftlichen 
Nutzung kartographisch gut dokumentieren. Nur am Rande sei vermerkt, dass die Frei-
flächenumwidmung durchaus auch positive Bewertung erfahren kann, wie u. a. der Ver-
einödungsprozess im Allgäu zeigt. Auch das Borchard-Papier „Flächenhaushaltspolitik“ 
der ARL (2004) vermeidet den Begriff Flächenverbrauch. 
Ebenso ist der Begriff „Landschaftsverbrauch“ abzulehnen. Im Wörterbuch Ökologie 
und Umwelt (1993) wird er z. B. als „relativ unscharfer Begriff“ bezeichnet und es wird 
festgestellt, „generell ist der Begriff Landschaftsverbrauch irreführend, da Land nicht 
‚verbraucht’ werden kann, weil es weder vermehrbar noch aufzehrbar ist. Es wechselt 
lediglich die Flächennutzung ...“. 
Unterschiedliche Zielsetzungen und Wertungsvorgänge spielen für diesen Fragen-
kreis eine große Rolle. Eine falsche Begriffswahl kann dazu führen, dass Möglichkeiten 
zu einer erneuten Flächenumnutzung (Flächenrecycling) übersehen werden.  
In diesem Zusammenhang ist der Begriff Flächenmanagement einzuführen. Flä-
chenmanagement kombiniert staatliche und konsensuale Instrumente zur Realisierung 
einer aktiven, bedarfsorientierten, strategischen und Ressourcen schonenden Bodennut-
zung in einem integrierten Planungsprozess. In jüngerer Zeit lässt sich dabei eine deutli-
che Akzentverschiebung von der Baulandmobilisierung hin zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme feststellen (vgl. Löhr, Wiechmann 2005).  
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Abb. 1:  Leopoldsreut  
 
Text zu den beiden Ausschnitten aus der TK 1:25.000 Leopoldsreut:  
Die TK 1:25.000 dokumentiert den Flächennutzungswandel in Leopoldsreut/Bayer. Wald 1963-2003, das in den TK 1986/1996 
bereits als „Wüstung“ bezeichnet wurde. Die Siedlungsfläche ist wieder Freifläche, ein gutes Beispiel für die Sinnwidrigkeit des 
Begriffes „Flächenverbrauch“.  
Druckerlaubnis durch das LVA Bayern. 
 
These 3: Die Erfassungsmöglichkeiten der Flächennutzung sind vielfältig und 
nicht problemlos. 
Die Erfassung von Flächennutzungsdaten – besonders im Hinblick auf einen prozess-
orientierten Zeitreihenvergleich – ist bisweilen mit wenig beachteten Problemen behaf-
tet. Fordert man 
 Gleichzeitigkeit der Datenerhebung, 
 Zuordnung der Nutzungsdaten zum Eigentümer/Bewirtschafter oder zu den jeweili-
gen Verwaltungseinheiten, 
 Erfassung möglichst genauer, kleinräumlicher und detaillierter Nutzung, 
dann werden die Auswahlmöglichkeiten oft stark eingeschränkt. Als wesentliche Quel-
len stehen für die BRD flächendeckend zur Verfügung: 
 Daten der amtlichen Statistik (z. B. Flächenerhebung, Bodennutzungserhebungen), 
 Topographische Karten/Spezialkarten und 
 Ergebnisse der Fernerkundung. 
In der BRD sind die Ergebnisse der seit 1981 im 4-jährlichen Rhythmus stattfinden-
den Flächenerhebungen auf Gemeindebasis zunehmend besser verwertbar, wobei zu 
beachten ist, dass die Daten immer nur den jeweiligen Stand des Liegenschaftskatasters 
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widerspiegeln. Definitorische Änderungen oder nachgeholte Gebäudemessungen kön-
nen nicht vorhandene Änderungen vortäuschen. Auch steuerliche Bewertungen oder 
Fördermaßnahmen (für bestimmte Nutzungen, unterschiedliche Auffassungen über die 
Wald-Weide-Grenze) sind nicht bedeutungslos. Eine derzeit durchgeführte Befliegung 
durch die Vermessungsverwaltung in Bayern hat eine digitale Feldstückskarte auf der 
Basis der Flurkarte 1:5000 als Fördergrundlage bis 2005 erstellt. 
 
These 4: Die Flächennutzung ist auch eine Variable der gesellschaftlichen 
Entwicklung. 
Flächengebundene Aktivitäten der Menschen sind wesentlicher Bestandteil der Raum-
organisation. Der Wandel der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung, der Leitbilder und 
Zielvorstellungen findet seinen sichtbaren Ausdruck in der Raumnutzung (Ruppert 
1990). 
Gegenwärtige Flächennutzungsmuster enthalten oft noch Züge vergangener Phasen 
der Gesellschaftsentwicklung – persistente Strukturen. Von besonderer Bedeutung sind: 
 Die agrargesellschaftliche Phase. Hier stand die Bindung der Menschen an die Flä-
che im Vordergrund. Die Bodenfruchtbarkeit war in starkem Maße für die Bevölke-
rungsdichte maßgebend. Die Autarkie des einzelnen landwirtschaftlichen Betriebes 
oder der Gemeinde hatte einen hohen Rang. In einer ständisch organisierten Gesell-
schaft existierten meist nur geringe Reichweiten. Extremwerte agrarisch Erwerbstä-
tiger erforderten keine vielstufige zentralörtliche Hierarchie. Die typische Raum-
struktur bestand hier aus einer Vielzahl z. T. geschlossener, horizontal gelagerter 
Zellen, die untereinander nur bedingt kommunizierten. 
 Mit der Industrialisierung wandeln sich die Wertvorstellungen grundlegend. Neue 
Standortfaktoren, neue Technologien ergänzen, überlagern oder verdrängen zu-
nächst punktuell, bald aber auch flächenhaft das traditionelle Gefüge. Bergbau- und 
Industriestandorte wurden zu neuen Dominanten der Raumstruktur. Das Ver-
kehrsnetz beginnt sich nach diesen neuen dynamischen Polen zu orientieren. Der 
Wertscheinwerfer wanderte von den Gäugebieten zu den Zentren des Bergbaus und 
zur Industrie. An die Stelle flächenhafter Bindung (Bodenfruchtbarkeit) trat mit der 
Konzentration von Bevölkerung und Arbeitsplätzen die Standortorientierung. 
 Die gesamtgesellschaftliche Entwicklung schritt schließlich von der flächenorien-
tierten Agrar- über die standortorientierte Industrie- zur zentrenorientierten Dienst-
leistungsgesellschaft fort. Gebietsspezifisch sehr stark differenziert wurden beste-
hende Raumstrukturen neu bewertet, stabilisiert oder umgestaltet. Es begann der 
Prozess der Suburbanisierung, d.h. die Aufwertung und Umgestaltung der „nahen 
Peripherie“.  
Das Bewertungsspektrum wird inzwischen durch die Neuaufnahme von freizeit- 
oder ökologisch orientierten Kriterien erweitert. Dort, wo ein hochwertiges Kultur- 
und Bildungsangebot, mit Aufgeschlossenheit gegenüber neuer technologischer 
Entwicklung gepaart, auf günstige Umweltverhältnisse und Freizeitpotenziale trifft, 
verläuft der Wandel, d. h. die Umbaudynamik der Raumstrukturen derzeit besonders 
vehement. 
Inzwischen führen gestiegene Mobilität, veränderte Zeitstrukturen und Funktions-
standortspaltungen zur Modifikation der bestehenden räumlichen Organisationsformen, 
die Frage veränderter Steuerfaktoren wird diskutiert. Aber die neuen Medien der Infor-
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mations- und Kommunikationsgesellschaft haben bisher nicht zu einer grundsätzlich 
neuen Phase der Raumentwicklung geführt oder gar zu einer „Enträumlichung“.  
Neben diesen langfristigen Veränderungen (Phasen) in den Leitbildern sind auch 
kurzfristige Wechsel von Zielvorstellungen für die Flächennutzung von Bedeutung. Ein 
gutes Beispiel gab Rauter (2003). Er zeigte, wie im Zielkatalog der Tiroler Raumpla-
nung „Grenzen des Wachstums“ in kurzer Zeit als „Verhinderungsstrategien“ umgewer-
tet werden und eine stärkere Betonung ökonomischer Gesichtspunkte an die Stelle vor-
her dominierender Entwicklungsmodelle tritt. 
Abb. 2: Funktionsstandortsysteme und ihre Flächenansprüche  
 
Entwurf K. Ruppert (vgl. auch A. Odermatt 1990) 
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These 5: Funktionsstandortsysteme sind wesentliche Bestimmungsfaktoren der 
Flächennutzung. 
Im planerischen Denken spielen Funktionsstandortsysteme eine wichtige Rolle, zuneh-
mende räumliche Mobilität und Flexibilität führen gegenwärtig zu ihrer abnehmenden 
Stabilität. Funktionsstandortteilungen bedeuten zumeist wachsenden Flächenbedarf 
(z. B. Freizeitwohnen). Im Übergang der gesamtgesellschaftlichen Phasen (vgl. Abb. 2) 
ändert sich das Nutzungsgefüge nicht nur durch die neue Grundfunktion Freizeitverhal-
ten, sondern auch durch den Bedeutungswandel bzw. durch Art und Weise, wie diese 
Grundfunktionen erfüllt werden (Difu-Bericht 1/2003: 4). 
Die veränderte Bewertung der Wohnstandorte, die wechselnde Wohnungsnachfrage 
ausgelöst durch Wandel der Bevölkerungszahl, Altersaufbau, Haushaltsstrukturen, häu-
figere Wohnungswechsel, wohnungspolitische Rahmensetzung (z. B. Förderung des 
Wohneigentums und Rückzug aus dem Mietwohnungsbau) sowie die veränderten An-
sprüche an die soziale und technische Infrastruktur sind hierfür ein beredtes Beispiel. 
Aber auch die Entwicklungen im Versorgungssektor (Großmärkte) oder im arbeitsfunk-
tionalen Bereich (neue Produktionsmethoden) durch veränderte Zeitstrukturen im tägli-
chen Leben usw. führen zum Anwachsen der Siedlungs- und Verkehrsflächen. Der 
sorgfältige Umgang mit Grund und Boden, eine vorausschauende Flächenhaushaltspoli-
tik, ein wohl ausgewogenes integrierendes Flächenmanagement müssen zum Grundsatz 
jeglicher Landesentwicklung gehören. 
 
These 6: Regionale Differenzierung ist ein wesentliches Kennzeichen der 
Flächennutzungsproblematik. 
Wiederum geht es für den Raumplaner um eine Selbstverständlichkeit. Sie soll aber hier 
betont werden, da häufig Daten der Flächeninanspruchnahme ohne jeden Prozessbezug, 
Sachbezug oder ohne raumtypische Gliederung benutzt werden, eine problemadäquate 
Beurteilung aber entfällt. Auch die zeitbezogene Angabe von ha pro Tag (Stunden, ja 
sogar Sekunden!) führt  insbesondere im Vergleich mit anderen Räumen meist zu wenig 
zielführenden Aussagen (Lintner 1985: 69). 
Die Anteile der Siedlungs- und Verkehrsflächen (SuV) variieren im räumlichen Kon-
text beträchtlich. Bayern liegt mit 10,4 % (2001) unter dem entsprechenden Anteil der 
BRD von 12,3 % bzw. 13,7 % für das frühere Bundesgebiet. Relativ hohe Werte kenn-
zeichnen erwartungsgemäß die Planungsregionen Nürnberg 16,3 %, München 14,9 % 
und Augsburg 12,5 % gegenüber den alpinen Regionen Oberland 5,7 %, Allgäu 7,1 % 
sowie der Oberpfalz 8,7 %. In den letzten Jahren verlangsamte sich die Zunahme der 
SuV in Bayern beträchtlich. Es wird sorgfältig zu beobachten sein, ob sich dieser Trend 
fortsetzt. 
Tab. 1: Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) in Bayern 
Veränderung %   81/85 6,2 % 
  85/89 5,2 % 
  89/93 4,2 % 
  93/97 6,1 % 
  97/01 6,0 % 
Zunahme an SuV  2002: 7872 ha = 1,07 % der SuV 
  2003: 6570 ha = 0,88 % der SuV 
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Würde man diese Jahreswerte auf die oben benutzte Zeitspanne von vier Jahren hoch-
rechnen, ergäbe dies eine Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche von 4,28 % bzw. 
3,54 %.  
 
auf 4 Jahre hochgerechnet 4,28 bzw. 3,54 % 
Anteil der SuV an  ∑ Bayern  2001: 10,4 % der Fläche Bayerns 
  krfr. Städte 2001: 42,6 % der Fläche krfr. Städte 
  Landkreise 2001:   9,4 % der Fläche Landkreise 
 
Die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflächen wird auf Regionsbasis anders 
ausfallen als im Staatenvergleich, die Bewertung der Situation im Bayerischen Wald 
anders als in den dicht besiedelten Agglomerationen. Wertvolle Aussagen liefern hierzu 
die Angaben bei Dosch und Beckmann (1999) oder Siedentop und Kausch (2004), wie 
sie für Regions- und Kreistypen oder auf Gemeindebasis publiziert wurden. Die Vielfalt 
der Ursachen zunehmender Flächeninanspruchnahme, z. B. der Bedeutungswandel de-
mographischer und wirtschaftlicher Faktoren, steigender Wohlstand und verändertes 
Anspruchsdenken bezüglich der Infrastruktur zeigen deutlich räumliche Differenzierun-
gen, die auch die Handlungsanleitungen beachten müssen. Besonderes Augenmerk ist 
dabei auch auf die ökologische Situation zu richten, die regional differenziert, durch 
bestimmte Nutzungsformen (z. B. Erweiterung der Siedlungsflächen in Hochwasser-
schutzgebieten) nachteilig beeinflusst werden kann. Schließlich sollte man – dem Prin-
zip einer „intelligenten Schrumpfung“ folgend – in Gebieten stärkerer Abnahme der 
Bevölkerung mögliche Einflüsse auf die Flächennutzung diskutieren.  
 
These 7: Die öffentliche Hand beeinflusst die Flächennutzung beträchtlich. 
Außerordentlich weitreichend und vielfältig sind die Einflüsse, die die öffentliche Hand 
auf die Flächennutzung ausübt. Dabei ist nicht nur an die Flächennutzungs- und Bebau-
ungspläne zu denken, sondern z. B. an die Vielfalt der Einflüsse der bereits erwähnten 
Wohnungspolitik, der Verkehrs-, Agrar-, Energie- und Finanzpolitik und den Ausbau 
der öffentlichen Infrastruktur. Schätzungen des Landkreisverbandes Bayern gehen da-
von aus, dass 80 % aller Entscheidungen der öffentlichen Hand raumbezogen sind.  
Es soll auch auf die Problematik verwiesen werden, die durch die hier weniger im 
Mittelpunkt stehende Ausweisung von Naturschutz-, FFH- oder sonstiger Schutzgebiete 
oder bei der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie 2000 (Wasserschutzgebiete) 
entsteht. Zu zahlreichen Konflikten führte in letzter Zeit die Ausweitung von Schutzge-
bieten. 10 % der Landesfläche sollen in Zukunft ökologischen Zielen vorrangig zur Ver-
fügung stehen. Einen Überblick über derzeit in Bayern diskutierte FFH-Flächen gibt 
Tabelle 2. Die Eigentümer wurden oft nicht rechtzeitig in laufende Verfahren einbezo-
gen und befürchteten mehrfach eine Wertminderung. 
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Tab. 2: Naturschutzgebiete und Nationalparke  Bayern 2003 
Naturschutzgebiete Naturschutzgebiete und 
Nationalparke 
Landschaftsschutzgebiete 
Regierungsbezirk 
Zahl Fläche (ha) % 
Fläche 
Zahl Fläche (ha) % 
Fläche 
Zahl Fläche (ha) % 
Fläche 
100... Oberbayern 129 77.949,07 4,45 130 98.757,07 5,63 244 344.162,28 19,63 
200...Niederbayern 60 7.090,01 0,69 61 31.340,01 3,03 61 224.400,40 21,72 
300...Oberpfalz 60 4.929,05 0,51 60 4.929,05 0,51 99 418.454,00 43,17 
400...Oberfranken 91 4.194,99 0,58 91 4.194,99 0,58 73 267.191,40 36,96 
500...Mittelfranken 62 4.223,96 0,58 62 4.223,96 0,58 84 266.240,52 36,75 
600...Unterfranken 130 17.906,37 2,10 130 17.906,37 2,10 37 360.117,00 42,22 
700...Schwaben 55 40.063,91 4,01 55 40.063,91 4,01 114 178.082,40 17,82 
Bayern *1 578 156.357,36 2,22 *1 580 201.415,36 2,86 *1 *2 701 2.058.648,00 29,18 
*1 Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete, die in zwei oder mehr Regierungsbezirken liegen, sind in der Ge-
samtzahl für Bayern nur einmal berücksichtigt. 
*2  Enthalten sind auch die Landschaftsschutzgebiete innerhalb (= ehemalige Schutzzone) der Naturparke. 
Quelle:  Bayerisches Landesamt für Umweltschutz, Stand: 31.12.2003 
 
Tab. 3: Schutzgebiete in Bayern 2003 
FFH- und Vogelschutzgebiete 
 FFH % Vogelschutzgebiete % ∑ (+Nachmeldung) %
Bayern 640.000 ha    =   9,1 % 540.000 ha = 7,6 % 840.000 ha = 11,9 %
Oberbayern 232.638 ha = 13,3 % 165.612 ha = 9,5 % 251.471 ha = 14,4 %
 
Wasserschutzgebiete 
Bayern ca. 3,5 % (→ 5 %) in ca. 3.500 Wasserschutzgebieten 
Bayer. Alpen 3,38 % in ca. 330 Wasserschutzgebieten 
Die %-Werte beziehen sich auf die Gebietsfläche Bayerns 2001 sowie der Bayerischen Alpen 
Quellen: Bayerischer Agrarbericht 2004, BBV 2004, Bayerisches Landesamt für Umweltschutz, Stand 31.12.2003  
 
Tab. 4: Vertragsschutzprogramm, Ausgleichszulage und Kulturlandschaftsprogramm 
 Bayern 2003 
Vertragsschutzprogramm  28.500 Betriebe  55.200 ha = 0,78 % 23,11 Mio. €  
Ausgleichszulage  79.594 Betriebe 1.534.588 ha = 144,621 % 144,61 Mio. €  
Kulturlandschaftsprogramm  74.133 Betriebe 186,05 Mio. €  
Quellen: Bayerischer Agrarbericht 2004  
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Abb. 3: Schutzgebiete in Bayern 
 
Die Karte zeigt die Verbreitung ausgewählter Schutzgebietskategorien in Bayern Ende 2004. Wasserschutzgebiet, FFH- und Vogel-
schutzgebiete sind nicht dargestellt. 
Quelle:  Bayerisches Landesamt für Umweltschutz 
Nicht zu übersehen ist zzt. auch die Diskussion über die Ausweisung, mehr noch die 
Ausweitung der Wasserschutzgebiete infolge verschärfter Qualitätskriterien oder stei-
gender Wasserentnahme. Bisher umfassen diese Gebiete ca. 3,5 % der Fläche Bayerns. 
Auch Nutzungseinschränkungen für den Hochwasserschutz beeinflussen die Flächen-
nutzungsstruktur. Zunehmende Wirkungen haben auch die Agrar-Umwelt-Programme, 
die heute kaum noch zu überblicken sind. Tabellen 2 bis 4 verweisen auf die Vielfalt 
von staatlichen Einflüssen durch Schutzgebietsausweisungen und Fördergebiete. Ihr 
Einfluss auf die Flächennutzung ist der Zielstellung entsprechend zwar anderer Art als 
die Umwandlung von Freiflächen in Siedlungsgebiete, sollte jedoch nicht übersehen 
werden. 
Aber all dies sind nur einige wenige Aspekte. Mit Recht erinnert Flacke (2003: 30) an 
die Ausführungen von Lütke-Daldrup (1989b: 26), der auf die staatlichen Einflüsse auf 
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überwiegend wohlstandsinduzierte Einflussfaktoren bis in die 90er Jahre und auf die 
Vielzahl der Regelungs- und Steuerungsmechanismen des politisch-administrativen 
Systems verweist. 
Grundfunktionale Raumansprüche, Ausdehnung von Aktivitätsreichweiten haben be-
sonders bei wachsender Bevölkerungszahl Flächennutzungskonkurrenzen zur Folge. 
Diese treten vor allem in dynamischen Gebieten auf, aber nicht nur dort (z. B. Auswei-
sung von Schutzgebieten). Eine sorgfältige Flächenhaushaltspolitik muss immer in eine 
integrierende Behandlung der spezifischen Raumprobleme eingebunden werden. Gene-
relle Aussagen sind nicht zielführend, nicht einmal in derselben Gebietskategorie. Im 
Hinblick auf ein sorgsames Umgehen mit dem natürlichen Potenzial muss besonders auf 
irreversible und beschleunigte Prozessabläufe geachtet werden. Im Rahmen der Sied-
lungsentwicklung nach innen wird Flächenrecycling immer wichtiger. Zum Verständnis 
und zur Beurteilung der Flächennutzungsprobleme sollte aber auch beachtet werden, 
dass die Einbeziehung der historischen Dimension der Raumentwicklung oft genauso 
wichtig ist wie die Betrachtung eines nur kurzen Zeitraumes der Gegenwart, die u. U. 
einer Blickverengung Vorschub leistet. 
 
Ausblick 
Wie wird sich die Flächennutzung weiter entwickeln?  
Ohne hier eine fundierte Prognose vortragen zu wollen, lässt sich doch unschwer vor-
hersagen, dass die hohe Mobilität (vgl. die Diskussion um ein Mobilitätsförderungsge-
setz auf EU-Ebene!), die bedeutende Zuwanderung nach Bayern, die relativ stärker als 
die Einwohnerzahl wachsende Zahl der Privathaushalte (BIB-Mitt. 2/2004), der derzei-
tige Lebensstil und die Dominanz der Wohnwünsche für den Stadtrand die Flächenum-
widmung zugunsten der Siedlungs- und abgeschwächt auch zur Verkehrsfläche in ab-
sehbarer Zeit nicht zum Stillstand kommen lassen wird. 
Natürlich wird die Innenentwicklung zu forcieren sein. Aber auch dabei sollte man 
nicht übersehen, dass diese Entwicklung z. B. für Fremdenverkehrsorte sinkende Attrak-
tivität bedeuten kann. Auch die Wiedernutzung von Brachflächen ist nicht so problem-
frei wie manchmal dargestellt. Lage, Zustand der Nutzungsflächen, u. U. Sanierungs-
aufwand, mangelnde Verkaufsbereitschaft, Spekulationen der Eigentümer, Parzellenzu-
schnitt, Vorstellungen der Kommunen usw. sind zu beachten. 
Dennoch wird man in dieser Richtung verstärkt weitergehen müssen, aber auch be-
denken, dass der Wege viele sind, um das angestrebte Ziel einer ausgewogenen Flä-
chenhaushaltspolitik zu erreichen:  
 das Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflächen zu verlangsamen und 
 die ökologische Situation eines Raumes zu verbessern.  
Beides setzt aber auch ein nicht leicht erreichbares Umdenken im gesellschaftlichen 
und politischen Bereich voraus. 
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Literatur 
 
1 Kontroversen um ein Schwerpunktthema der Nachhaltigkeitsdebatte 
1.1  Mehr Wert für die Fläche? 
„Mehr Wert für die Fläche“ postulierte der Rat für nachhaltige Entwicklung in seinen 
Empfehlungen an die Bundesregierung zur Umsetzung des „Ziel-30-ha“ für die Nach-
haltigkeit in Stadt und Land vom Juni 2004 (RNE 2004b). Spätestens mit dieser auf 
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Erkenntnissen aus zahlreichen Dialogveranstaltungen1 basierenden Publikation hat die 
Debatte um Strategien nachhaltiger Flächennutzung an Dynamik gewonnen. Zahlreiche 
aktuelle Beiträge, Stellungnahmen, Positionspapiere, Umfragen und Veröffentlichungen 
dokumentieren die Weiterentwicklung von Strategien und Instrumenten nachhaltiger 
Siedlungsentwicklung (u. a. UBA 2004a, ARL 2004, IMAG 2004, TAB 2004, Schultz 
et al. 2005). 
Neu ist diese Aufgabe bekanntlich nicht. Bereits mit der Bodenschutzkonzeption der 
Bundesregierung 1985 wurde eine Trendwende bei der Flächeninanspruchnahme postu-
liert (BMI 1985). Die Grundlagen zu einer Flächenhaushaltspolitik sind seit langem 
erarbeitet (ARL 1987, ARL 1999). Doch noch in den 90er Jahren fristete die Problema-
tik der persistenten Flächeninanspruchnahme in der umweltpolitischen Debatte ein 
Schattendasein, obwohl seinerzeit bereits an prominenter Stelle, etwa durch die Enquête 
Kommission zum Schutz des Menschen und der Umwelt mit dem „Konzept Nachhal-
tigkeit“ eine drastische Wende bei der Flächeninanspruchnahme gefordert wurde (DBT 
1998). Die Umsetzung verharrte auf dem Niveau von Postulaten, während die Flächen-
inanspruchnahme bundesweit zunahm (SRU 2004: 165, Dosch 2002).2 
Erst mit dem „Ziel-30-ha“ setzte eine breite Auseinandersetzung um flächenpolitische 
Ziele und Strategien ein. Als Teil der im April 2002 beschlossenen „Nationalen Strate-
gie für eine nachhaltige Entwicklung“ wurde die Verminderung der Flächeninanspruch-
nahme und nachhaltige Siedlungsentwicklung als eine von sieben Schwerpunktthemen 
identifiziert. Durch eine Doppelstrategie zielt die Bundesregierung auf eine drastische 
Reduktion der Flächeninanspruchnahme bis 2020 und eine Qualifizierung der Sied-
lungsentwicklung im Bestand und Neubau (Bundesregierung 2002). Kern der Strategie 
ist die Ausrichtung der Neubautätigkeit auf die städtebauliche Innenentwicklung und 
die Förderung integrierter Ansätze beim Flächenmanagement. Erstmalig wurde damit – 
analog dem CO2-Minderungsziel – ein bundesweites ressortübergreifendes Minde-
rungsziel für die Flächeninanspruchnahme formuliert. Es ist somit erklärtes politisches 
Ziel, die Innenstädte zu revitalisieren, die Innenentwicklung gegenüber der Außenent-
wicklung im Verhältnis 3:1 zu fördern.3 Einer breiteren Öffentlichkeit bekannt gewor-
den ist diese Strategie durch das Metaziel, die tägliche Inanspruchnahme neuer Sied-
lungs- und Verkehrsflächen (SuV) von 129 ha/Tag 1997–2000 bis zum Jahr 2020 auf 
weniger als 30 ha/Tag zu reduzieren. 14 Jahre verbleiben, derzeit 93 ha/Tag um mehr 
als 2/3 zu vermindern (vgl. Abb. 1).  
Die wohlkalkulierte Wirkung dieses ambitionierten Zielwertes, gemessen an der oft 
ambivalenten Ausrichtung flächenpolitischer Ziele, war herausfordernd: erstmalig wur-
de ein Zielwert verbindlich festgelegt, der nur durch eine drastische Kehrtwende bei der 
Flächeninanspruchnahme der endlichen Ressource Boden erreicht wird. Auf einmal 
wurde vielen Akteuren bewusst, dass dem konkreten Ziel einer deutlichen Verminde-
rung der Flächeninanspruchnahme drastische Einschnitte bei der Flächenausweisung 
folgen könnten. Der Nachhaltigkeitsrat forderte darüber hinaus, bis 2050 die neue Inan-
spruchnahme, insbesondere durch Flächenrecycling, auf Null zu reduzieren. Schaut man 
                                                 
1 An diesen wirkten Vertreter aus Forschung, Verkehrswirtschaft, Banken, Immobilien- und Wohnungswirtschaft, 
Eigentümern sowie Architekten, Stadtplanern und öffentlichen Verwaltung mit. 
2 Die mangelnde Steuerungskraft der Planung für eine nachhaltige Nutzung des Kollektivguts Boden ist auf gegen-
läufige Anreize durch Förderstrukturen, Subventionen, steuerliche Instrumente, unzureichende Kostenwahrheit sowie 
individuelle Flächenbedürfnisse zurückzuführen (vgl. TAB 2004, SRU 2004). 
3 Wegweisend ist hier England, wo es gelungen ist, mehr als 60 % der neuen Wohnungen auf ehemaligen, brachlie-
genden Siedlungsflächen und durch Umnutzung bestehender Gebäude zu realisieren und damit ein Ziel nationaler 
Siedlungspolitik vorzeitig zu erfüllen.  
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auf die letzten zwei Dekaden (Beginn 1981 – Ende 2002) und stellt fest, dass die SuV 
um durchschnittlich 87 ha pro Tag (alte Länder ohne Berlin) wuchs, dann muteten die 
Reduktionsziele fast unerreichbar an. 
Abb. 1: Reduktionsziel Flächeninanspruchnahme der Nachhaltigkeitsstrategie 
 
Anmerkungen: jeweils Beginn bis Ende des Jahres, Schleswig-Holstein ab 2001, geschätzt. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des BBR. 
Eine Ursache für diese konkrete Zielformulierung mochte darin begründet sein, dass 
im Boom der Nachwendejahre bei reger Bautätigkeit Mitte und Ende der 90er-Jahre die 
Flächeninanspruchnahme, synonym für die Inanspruchnahme meist landwirtschaftlich 
genutzter Fläche für Siedlungs- und Verkehrszwecke, mit 131 ha/Tag in den Jahren 
1997–1999 bundesweit ihren bisherigen Höhepunkt erreichte. Gründe für die hohe Flä-
cheninanspruchnahme waren in erster Linie die mit dem wirtschaftlichen Wachstum 
verbundenen Wohlstandseffekte (Apel 2000, B.U.N.D 2003, Schäfer in RNE 2004a). Es 
wurde zuweilen übersehen, dass im alten Bundesgebiet mit über 110 ha/Tag die Inan-
spruchnahme Ende der 60er- und Anfang der 80er-Jahre weit höher lag als in den späten 
90er-Jahren (89 ha/Tag) und seitdem nahezu um 1/3 auf weniger als 70 ha / Tag zurück-
gegangen ist (vgl. Abb. 2).  
Eine weitere Ursache für Reduktionsziele lag in dem demographischen und wirt-
schaftsstrukturellen Wandel. Der Erneuerungsstädtebau erlangte damit eine deutlich 
höhere politische Priorität als noch zuvor. Auch veränderte gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen können künftig eine veränderte Flächeninanspruchnahme bewirken. Neue 
Entwicklungen, wie der langfristig prognostizierte Bevölkerungsrückgang mit der Alte-
rung der Gesellschaft, sich verstärkende regionale Entwicklungsunterschiede, die meist 
problematische Situation der kommunalen Haushalte oder die Tertiärisierung von Pro-
duktionsprozessen erfordern ein Umdenken hinsichtlich der Entwicklung von Sied-
lungsflächen.  
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Abb. 2: Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche (West) 1955–2003  
 
Datenerfassung bis 1978 jeweils zum Frühjahr; ab1981 jeweils von Beginn bis Ende des Jahres; Schleswig-Holstein und Berlin 
West ab 2001 geschätzt, Angabe für 2003 durch Umschlüsselungen in NRW möglicherweise unterschätzt. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung. 
 
Die ökologischen Probleme im Zusammenhang mit der Flächeninanspruchnahme 
sind in zahlreichen Studien detailliert dargelegt (vgl. UBA 2004b, SRU 2004: 164 ff.). 
Wiederholt ist auf den Verlust fruchtbarer Böden als Option für eine umweltschonende-
re landwirtschaftliche Nutzung, auf den Verlust von Lebensräumen für wildlebende 
Tier- und Pflanzenarten der Kulturlandschaften, auf die Beeinträchtigung natürlicher 
Bodenfunktionen, des Wasserhaushaltes und Mesoklimas oder auf die Zerschneidung 
und Verlärmung von Natur und Landschaft hingewiesen worden. Zudem führt Sied-
lungsdispersion zu weniger kompakten, material- und energieintensiven und damit res-
sourcenzehrenden Bau- und Wohnformen. In welchem Maße und ob überhaupt diese 
Umweltbeeinträchtigungen die Menschen aber auch persönlich berühren, ist eine ganz 
andere Frage, weil sie weder unmittelbar wahrgenommen werden noch mit persönlichen 
Wohlstandseinbußen bei breiten Bevölkerungsschichten verbunden sind.  
Die Flächeninanspruchnahme wird aber längst nicht mehr nur mit ökologischen Prob-
lemen in Verbindung gebracht, wie es auch der Rat für nachhaltige Entwicklung ver-
deutlich hat (RNE 2004b). Zunehmend stellen soziale Probleme, etwa Migration und 
eine soziale und kulturelle Polarisierung, im Zusammenhang mit der Flächeninan-
spruchnahme insbesondere die Kernstädte vor neue Herausforderungen. In einer Gesell-
schaft mit weniger Kindern, aber einer älteren Bevölkerung stellen sich neue Anforde-
rungen an die Flächennutzung, etwa kurze Wege, barrierefreies Bauen oder gemischte, 
kompakte Bauformen. Dafür können weder die alternden und weniger intensiv genutz-
ten Einfamilienhaussiedlungen suburbaner Räume noch hoch verdichtete, eng parzel-
lierte und geschossige Wohnsiedlungen in den Zentren eine adäquate Antwort sein.  
Das disperse Siedlungsflächenwachstum birgt aber auch ökonomische Risiken, weil 
weitere urbane Ausdehnung künftig volkswirtschaftliche wie privatwirtschaftliche Risi-
ken und Nachteile bringt, sei es durch die gegenwärtig rasant steigenden Mineralölprei-
se oder weil Infrastrukturen überdehnt und Grenzkosten erhöht werden (Schiller et al. 
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2005). Dies gilt schon jetzt in vielen Regionen der neuen Länder etwa mit einem erheb-
lichen Überschuss an Bruttoverkaufsfläche, leer stehenden Gewerbeflächen oder zu-
nehmend kostenträchtiger Ver- und Entsorgungsinfrastruktur bei bestenfalls stagnieren-
der, meist aber schrumpfender Bevölkerung (Fuhrich et al. 2005). Aber auch der zu-
nehmende Abbau von Subvention, d. h. der früheren Privilegierung suburbaner Sied-
lungsentwicklung gegenüber dem Bestand, schafft neue Rahmenbedingungen. Auch 
innerregional wird sich das Siedlungswachstum in Ost wie West stärker als bisher nur 
auf wenige Wachstumsgebiete verteilen, während viele andere Gemeinden eher von 
Stagnations- und Schrumpfungsprozessen betroffen sein werden.  
Bisher weniger beachtet, steht hinter der Leitvorstellung „30 ha“ aber noch eine wei-
tere Betrachtungsebene: die städtebauliche und kulturelle. Damit ist nicht nur die Wie-
dererstarkung der mittelalterlichen Stadt, von Kritikern nur als marginale Restgröße 
längst vom suburbanen Raum dominierter Stadtregionen gebrandmarkt, sondern auch 
die bauliche und ästhetische Erneuerung alternder Bausubstanz gemeint, die zu einer 
qualitativen Verbesserung der Baustruktur führen soll.4  
Die Verminderung der Flächeninanspruchnahme ist somit eine Herausforderung in 
einem komplexen Gefüge aus ökologischen, aber auch ökonomischen, sozialen und 
städtebaulichen Kriterien und Interessen. Ein sparsamer Umgang mit der Ressource 
Fläche ist mit positiven Effekten für den Umweltschutz, das Bauen sowie die Woh-
nungs- und Sozialwirtschaft verbunden. Flächensparendes Bauen hat eine hohe Innova-
tionsdichte und bringt soziale und ökonomische Wohlfahrtsgewinne.  
Ziel ist, die vorhandene und künftige Flächennutzung für vielfältige Funktionen im 
Sinne einer nachhaltigen Entwicklung auszugestalten (IMAG 2004); d. h. konflingie-
rende Nutzungsansprüche für Siedlung und Verkehr, für landwirtschaftliche, für wirt-
schaftliche und öffentliche Nutzungen sowie Zwecke des Naturschutzes und der Erho-
lung zu koordinieren.  
Einen differenzierten und ausführlich begründeten Zielkatalog von Umweltqualitäts- 
und Umwelthandlungszielen hat jüngst das UBA vorgelegt (UBA 2004a). Viele aktuelle 
Beiträge zur Diskussion setzen sich mit der Zieldiskussion auseinander und führen ei-
gene Vorschläge und Instrumente zur Operationalisierung des „Ziels-30-ha“ auf (vgl. 
Agenda-Transfer 2004, ARL 2004, Bizer 2002, BN BY 2003b, B.U.N.D. 2003, Daub 
2004, Dosch u. Einig 2004, DST 2004, Hutter 2002, IMAG 2004, Lendi 2004, NABU 
2004, SRU 2004, StMUGV 2004, UBA 2003, UBA 2004a, BBR 2005a,  BBR 2005b, 
Schultz et al. 2005a). 
Das „Ziel-30-ha“ steht „für eine Trendwende im Umgang mit Flächenressourcen und 
ist zugleich Symbol für ein breiteres Problembewusstsein hinsichtlich der nachhaltigen 
Entwicklung von Stadt und Land, des Bauens und der Qualität des Wohnens“ (RNE 
2004b). Scheinbar herrscht also Einigkeit über die Verminderung der Flächeninan-
spruchnahme. Warum sind dann mögliche Erfolge bei der Umsetzung nicht offensicht-
lich? 
 
                                                 
4 Das Ziel-30-ha wird so eine baukulturelle Herausforderung für neue Initiativen zum ökologischen Bauen, zur Be-
standsflächennutzung und zur erhöhten Flächenproduktivität und -effizienz bei Gewerbebauten (RNE 2004b). Dies 
gilt auch für die Dorfentwicklung in den ländlichen Räumen, bei denen der wirtschaftliche Strukturwandel etwa alte 
Landwirtschaftsgebäude brachfallen lässt und neue Anforderungen an die Baustruktur stellt.  
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1.2 Kein gesellschaftlicher Konsens über Ziele nachhaltiger 
Siedlungsentwicklung 
Eine der größten Schwierigkeiten bei der Erreichung des „Ziels-30-ha“ liegt darin, dass 
eine Vielzahl von Akteuren für die zu hohe Flächeninanspruchnahme verantwortlich ist 
und zwischen mehreren meist als gleichwertig angesehen Zielen wie Ökologie, wirt-
schaftlichem Wachstum und einer sozial angemessenen Wohnungsversorgung abgewo-
gen werden muss (IMAG 2004). 
Abb. 3: Luftaufnahme eines kompakten Wohnneubaugebietes (Raunheim/Main) 
 
So wachsen die Ansprüche des modernen Menschen an sein Wohn- und Lebensum-
feld. Die individuelle Ausstattung mit Wohnfläche steigt weiter (UBA 2003), wenn 
auch regional sehr unterschiedlich und mit absehbaren Sättigungseffekten (vgl. BBR 
2004c; vgl. Abb. 3). Dabei sind Begehrlichkeiten nach einem attraktiven Wohnumfeld 
mit intakter Infrastruktur, finanzierbaren Grundstücken für das nach wie vor von mehr 
als ¾ der Bevölkerung begehrte Eigenheim im Grünen, guter Anbindung sowie schnel-
ler Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, sozialen und kulturellen Einrichtungen, Versor-
gungs- und Naherholungsmöglichkeiten ungebrochen.5  
Die divergierenden Anforderungen führen in der Summe zu Siedlungserweiterungen. 
Offensichtlich steht das Flächensparziel nicht im Einklang mit den Interessen der meis-
ten Akteure (vgl. Agenda-Transfer 2004, TAB 2004), wie auch ein Meinungsbild des 
Autors unter Kommunalexperten bei einem Workshop des Deutschen Instituts für Ur-
banistik ergab (Tab. 1).  
                                                 
5 Die Nachhaltigkeit etwa von Einfamilienhäusern wird ohnehin kontrovers erörtert. Während die Umweltverbände 
aus ökologischer Perspektive beispielsweise die zersiedelnde Wirkung und die geringe Flächeneffizienz des freiste-
henden Einfamilienhauses kritisieren (NABU 2002, B.U.N.D. 2003 und BN BY 2004), sind demgegenüber „Einfami-
lienhäuser sozial nachhaltig, wenn sie das Wachsen und Schrumpfen einer generativ nachhaltigen Familie (2-3 Kin-
der) in mehreren Generationen ermöglichen, d. h. auch Umzüge nicht zwingend erfordern“ (Daub 2004, vgl. auch 
Bundesregierung 2002). Für Andere sind die Grenzen des verdichteten Wohnneubaus schon längst überschritten (vgl. 
Abb. 3). 
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Tab. 1: Kommunen und nachhaltige Flächennutzung – Ergebnisse der Teilnehmerbe-
fragung zu flächensparenden Aktivitäten6 
In meiner Kommune (ob Vertreter oder Bewohner) ... Volle Zu-
stimmung 
Eher Zu-
stimmung 
Eher Ab-
lehnung 
Volle Ab-
lehnung 
ist die Verminderung des Flächenverbrauchs derzeit 
wichtiges Thema 
2 4 9 - 
ist die Verminderung des Flächenverbrauchs künftig 
wichtiges Thema 
5 6 2 - 
ist qualitative Innenentwicklung prioritär 6 7 2 1 
gibt’s haushälterisches Flächenmanagement - 1 8 2 
herrscht aber Personalmangel - 2 7 - 
haben wir kaum Gewerbeflächen-Nachfrage - 5 5 2 
sind alle Potenziale ausgeschöpft - - 5 6 
brauchen wir mehr preiswertes Bauland - 5 - 9 
kooperieren wir mit Nachbargemeinden 1 4 5 1 
sind Nachverdichtungspotenziale ausgereizt - 1 7 4 
fehlen Anreize zum Flächensparen 4 5 3 - 
hapert’s an verwaltungsinterner Abstimmung - 6 - 3 
betreiben wir umfangreich Flächenrecycling 4 3 3 1 
nutzen wir flächenbezogene Indikatoren 1 2 5 1 
Ich halte ... 
eine Beschränkung des Siedlungsflächenwachstums von 
130 ha auf 30 ha täglich bis 2020 für erforderlich 
12 3 - - 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung im Verhältnis 
4:1 bis 2010 für möglich 
6 3 6 - 
das Fernziel einer Flächenkreislaufwirtschaft für 
realistisch (d.h. nur Bestandsentwicklung) 
4 7 - - 
das derzeitige Regelungsinstrumentarium für 
ausreichend 
2 2 6 3 
neue Instrumente auf kommunaler Ebene für erforderlich 3 7 3 2 
neue Instrumente auf übergeordneter Ebene für 
erforderlich 
6 4 4 1 
harte Mengenrestriktionen für notwendig 1 10 - - 
Regelungen auf europäischer Ebene für hilfreich 
(„Thematische Strategie Boden“) 
- 9 3 - 
Es braucht Verlagerung von Kompetenzen auf die  
regionale Ebene 
7 3 4 1 
das Boden-Bündnis europäischer Städte und 
Gemeinden für nützlich, soweit bekannt 
1 6 - - 
 
Aus der Sicht der Kommunen konkurriert das Flächensparziel laut einer aktuellen 
Expertenumfrage zu Reformvorschlägen, Maßnahmen und Instrumenten (TAB 2004) 
mit anderen Zielen von hoher kommunalpolitischer Bedeutung, wie der Ausweisung 
von Bauland zur Erhöhung des Steueraufkommens durch die Ansiedlung neuer Ein-
wohner und Gewerbebetriebe. Weiterhin – so die Umfrage – sei eine Nachverdichtung 
im Bestand nur in geringem Umfang durch Maßnahmen der Städtebauförderung durch-
setzbar und zudem mit zahlreichen Nachbarschaftskonflikten verbunden. Aus der Sicht 
des Einzelnen sei das Horten von Grundstücken in spekulativer Absicht aufgrund des 
bestehenden Grundsteuersystems lukrativer als deren zügige bauliche Verwertung.  
                                                 
6 28./29.04.2003 „Lokale Agenda 21 und nachhaltige Kommunalentwicklung“ – Werkstatt 3 „Flächeninanspruch-
nahme“. 
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Abb. 4: Luftaufnahme von Gewerbeflächen an Autobahnen, das Beispiel Wörnitz  
  (Naturpark Frankenhöhe, an der BAB A7) 
 
 Ohnehin dominiert der Wohnungsbau die Diskussion um Suburbanisierung, während 
der Wirtschaftsbau, trotz seines vorherrschenden Beitrags zur Suburbanisierung (s. Ka-
pitel 2.2.2), vor dem Hintergrund arbeitsmarktpolitischer Zwänge und betriebsstruktu-
reller Erfordernisse nur zaghaft in der Gesamtdiskussion betrachtet wird. Die Auswei-
sungspraxis überdimensionierter Gewerbeflächen in Bayern hat der Bund Naturschutz 
in einem Schwarzbuch Gewerbeflächen zusammengetragen (BN BY 2003a). Nach einer 
auf weitere Bundesländer ausgedehnten Untersuchung aus dem Jahre 2004 werden ak-
tuell viele neue Gebiete in einer Größenordnung von 100 ha ausgewiesen (BfN 2004) 
(vgl. Abb. 4).7   
Längst nicht alle gesellschaftlichen Gruppen sehen in Suburbanisierung ein Problem, 
wie etwa die Attraktivität großer Einkaufszentren auf der Grünen Wiese für breite Be-
völkerungsschichten zeigt.8 Spätestens der Begriff Zwischenstadt (Sieverts 2002) hatte 
bereits in den 90er Jahren eine Kontroverse um suburbane Räume als Faktum der euro-
päischen Stadt, im Gegensatz zum Leitbild der kompakten mittelalterlichen Stadt, aus-
gelöst. Suburbanen Räumen werden ebenfalls städtebauliche Qualitäten beigemessen (n. 
Hesse et al. 2005), sie haben einen Reifeprozess durchlaufen (Aring 2001) und rücken 
in den Mittelpunkt von Flächenmanagement-Aktivitäten (Dosch 2003b, Einig 2002 und 
2003b). In der Schweiz führt die Diskussion um Agglomerationen tendenzmäßig zu 
                                                 
7 Beispielsweise wird in Herbrechtingen/Giengen im Industriepark an der A7 eine Fläche von exakt 30 ha angebo-
ten; jene 30 ha/Tag, die als Nachhaltigkeitsziel für das ganze Bundesgebiet gelten. Gleichzeitig sind in der Innenstadt 
von Herbrechtingen und in Giengen Baugrundstücke von mehr als 10 ha frei. Dazu der Werbeauftritt: Im Industrie-
park Giengen/Herbrechtingen „finden Sie viel Grund und Boden, um Ihre Wünsche, Ideen und Ansprüche zu realisie-
ren. Das neue Industriegebiet ist verkehrsgünstig an wichtige Verkehrsadern angeschlossen und wird interkommunal 
bewirtschaftet.(...) Die Erschließung der 300.000 m² Bauland, die ohne Einschränkung frei bebaut werden dürfen, 
erfolgt abschnittsweise nach Ihrem Bedarf – die Größe und den Zuschnitt der Grundstücke passen wir Ihren Ansprü-
chen an. Ganz sicher: Über den Kaufpreis werden wir uns einig“. „In der Innenstadt von Herbrechtingen sind in zen-
traler TOP-Lage zwischen der Lange Straße und der Brenz derzeit mehrere, teilweise bereits freigeräumte Bau-
grundstücke verfügbar“. Quelle: www.industrieparka7.de/#, www.herbrechtingen.de, www.giengen.de ; 08/2004. 
8 Die meisten Verbände der Bau- und Wohnungswirtschaft, sehen in der fortschreitenden Suburbanisierung ohnehin 
kein gravierendes Problem (TAB 2004), wie auch große Flächenentwickler, die Wirtschaftsförderung im Allgemei-
nen und die Interessenverbände der Automobilindustrie. 
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(…) einer Neubewertung des Wachstums ihrer Gürtel (Lendi 2004).9 Bei einer allzu 
begrenzten Siedlungsentwicklung könnte sich „der ländliche Raum auf dem Weg zur 
baufreien Zone“ befinden. Was für die einen die „Mär vom Betonland“ (Haack 2003) 
ist, titulierte der STERN in einem Beitrag im Herbst 2004 zur Thematik als „Beton-
wahn“. Das Thema flächensparende Siedlungsentwicklung ist offensichtlich hoch emo-
tional besetzt (n. Magel 2003). Bei einer heterogenen Interessenlage gibt es unter den 
Verbänden und Akteuren kaum Übereinstimmung, meist aber Kontroversen zur Pro-
blemgewichtung, den Zielen und den möglichen Instrumenten einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung. „Es wird immer deutlicher, dass es bisher nicht gelungen ist, einen 
gesellschaftlichen Konsens über Qualitäten und Quantitäten bei der Frage der Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme zu erzielen“ (DBT 2004).  
Je konkreter die Diskussion um die Realisierung von Maßnahmenvorschlägen wird, 
desto stärker formiert sich auch der Widerstand gegenüber einschneidenden Reformen. 
Nach der bereits zitierten Umfrage des TAB (2004) wird etwa „eine Verschärfung des 
geltenden Rechts (....) von vielen ‚als blinder Aktionismus‘ gewertet“. Gerade von Sei-
ten der Vertreter ländlicher Räume wird z. T. massive Kritik an den Konzepten deutlich 
(Haack 2003, TAB 2004; vgl. auch Beiträge in Magel 2003). Aber auch Vertreter der 
Bau- und Wohnungswirtschaft lehnen etwa Steuern oder Zertifikate zur flächenpoliti-
schen Lenkung überwiegend ab (TAB 2004, vgl. auch IMAG 2004). 
Nicht nur mögliche Instrumente und Rechtsvorschriften sind in der Zielscheibe der 
Kritik. Die Qualität und Aussagekraft statistischer Grundlagen, insbesondere die Flä-
chenerhebung selbst wird umso schärfer kritisiert, je konkreter diese als Grundlage für 
mögliche Instrumente genutzt werden soll (Haack 2003, Fuchs, T. in RNE 2004a, DBT 
2004). Ungeachtet der Tatsache, dass Leistung und Aussagekraft der Flächenstatistik 
gut dokumentiert sind (vgl. RNE 2004B, UBA 2004a, Dosch 2002, Antwortentwurf auf 
Große Anfrage DBT 2004), lassen sich viele Informationsgrundlagen im Zusammen-
hang mit nachhaltiger Siedlungsentwicklung, etwa zur Versiegelung oder zum Flächen-
recycling, nur näherungsweise oder beispielhaft bestimmen. Ein zentraler Kritikpunkt 
an dem Indikator Flächeninanspruchnahme ist, er messe nur den Verbrauch und nicht 
die positiven, erwünschten Entwicklungen wie das Recycling und die Renaturierung. So 
wird zur Qualifizierung der Berichterstattung zur Siedlungsentwicklung für die nationa-
le Siedlungspolitik ein Berichtssystem gefordert, das die Fortschritte nachhaltiger Sied-
lungsentwicklung qualifizierend und regional differenziert dokumentiert (IMAG 2004, 
Bundesregierung 2004). Außerdem soll die Flächeninanspruchnahme mit positiven 
Entwicklungen wie der baulichen Wiedernutzung von Brachflächen, der Entsiegelung 
oder anderweitiger Renaturierung von Flächen verrechnet werden, um einen echten Bi-
lanzindikator zu messen. Dieser Bilanzindikator wäre die Messlatte für das Ziel-30-ha 
als konkrete Leitmarke.  
Nach einer Umfrage der Agenda-Tranfer Bundesstelle ist das Ziel-30-ha in 4/5 aller 
teilnehmenden Kommunen zwar bekannt. Doch fast ebenso viele Gemeinden lehnen 
eine Stärkung der Raumordnungskompetenz auf Bundesebene zur Umsetzung des Ziels 
ab, mehr als die Hälfte sprechen sich gegen eine baurechtliche Flankierung aus und die 
wenigsten Gemeinden haben sich konkret quantifizierbare Ziele zur Verminderung der 
Flächeninanspruchnahme gesetzt (Agenda-Transfer 2004). Auch aus dem politischen 
Bereich wird die Verbindlichkeit des Ziels-30-ha relativiert. Statt des quantitativen 
                                                 
9 Die Siedlungsentwicklung einem regionalen Management anzuvertrauen, mangele es an Zielen, Siedlungsplanung 
alleine vermöge die Raumordnung nicht zu gestalten; überdies würden Szenarien und Leitbilder der künftigen Sied-
lungsentwicklung fehlen (ebd.). 
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Ziels, d. h. der Verminderung der Flächeninanspruchnahme, so wird immer wieder be-
tont, sei die Qualifizierung der Flächeninanspruchnahme das entscheidende Ziel.10  
Auch bei Raumplanern sind konkrete Zielvorgaben und planerisch verbindliche Fest-
legungen keineswegs unumstritten, wie etwa die aktuelle Diskussion um Bauzonen in 
der Schweiz (Lendi 2004) oder die Abschaffung der „Politik der roten Konturen“ in den 
Niederlanden, d. h. staatlich verbindlicher Vorgaben zur Siedlungsentwicklung, (vgl. 
u. a. Newrly, Janssen-Jansen in Schultz et al. 2005) zeigt. Allerdings sind die Vorstel-
lungen, was unter Qualifizierung der Flächeninanspruchnahme verstanden wird, flexibel 
definierbar. „Qualifizierung“ scheint der kleinste gemeinsame Nenner an Zielen inner-
halb einer kontroversen Debatte.  
Diese Momentaufnahme zur flächenpolitischen Diskussion zeigt, dass ein intensiver 
Diskussionsprozess um Maßnahmen und Instrumente nachhaltiger Siedlungsentwick-
lung eingesetzt hat, ohne dass ein verinnerlichter, eben „nachhaltiger“ Konsens über die 
Ziele nachhaltiger Siedlungsentwicklung erarbeitet worden wäre (vgl. Abb. 5). Stattdes-
sen wird weiterhin „erheblicher Klärungsbedarf über die konkreten Ziele“ wie auch 
Forschungsbedarf hinsichtlich der Strategien zu einer erfolgreichen Verminderung und 
Qualifizierung der Flächeninanspruchnahme eingefordert (DBT 2004, Daub 2004, vgl. 
auch TAB 2004).  
Abb. 5:  Gibt es guten, gibt es schlechten „Flächenverbrauch“? 
 
                                                 
10 Man müsse wegkommen von der reinen quantitativen Dimension, „von der Diskussion um Fußballfelder“ – ge-
meint sind Flächeninanspruchnahme von 129 ha/Tag, die etwa dem 1- bis 1,5-fachen der Normgrößen für Fußball-
plätze entsprechen. Bei der Frage der Siedlungsentwicklung ginge es nicht nur um Mengen an verfügbaren Flächen, 
es geht immer auch um Qualitäten, hinein sogar in die Gestaltung. „Es sei nicht abwegig, von Siedlungsqualität und 
von Qualitäten der offenen Landschaft als zentralen Aufgaben moderner Raumplanung zu sprechen“ (Lendi 2004). 
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Beim Thema Flächenmanagement und nachhaltige Siedlungsentwicklung geht es um 
einen gesellschaftlichen Aushandelungsprozess darüber, wie viel Wert eine Gesellschaft 
dem Schutzgut Boden und Fläche und der Erneuerung der Bausubstanz beimisst im 
Vergleich zu einer nachfrageorientierten, sozial gerechten und ökonomisch vitalen Ent-
wicklung. Diese Erkenntnis und dieser nahezu unauflösbare Konflikt sind so alt wie das 
Thema, mindestens 30 Jahre. Es bedarf keiner hohen Kunst der Prophezeiung um zu 
behaupten, dass Letzterer auch künftig für reichlich Diskussionsstoff sorgen wird. Ge-
nau in diesem Zusammenhang wird wiederholt kritisiert, bei der Diskussion um nach-
haltige Flächenentwicklung seien keine Erfolge vorzeigbar, es wäre nichts zur Vermin-
derung und Qualifizierung der Flächeninanspruchnahme geschehen.  
Ist dem wirklich so? Die nachfolgenden Befunde zu aktuellen Trends der Siedlungs-
entwicklung weisen zum einen auf Erfolge bei der quantitativen Zielerreichung hin. 
Zum anderen ist die Siedlungsstruktur heute eine andere als noch in den 70er-Jahren des 
alten Bundesgebietes, als die bauliche Entwicklung des Freiraumes und das städtebauli-
che Konzept der Funktionstrennung die Siedlungsentwicklung dominierte. „Erfolgreich 
schrumpfen“ titulierte das IÖR seine Ausgabe des „IÖR info“ Heft 27. Eine abnehmen-
de Bevölkerungsdichte rückt die Effizienz von Siedlungs- und Infrastruktur in den Mit-
telpunkt raumwissenschaftlicher Betrachtungen. Damit werden sich möglicherweise die 
Themen verschieben, unter denen effizientes Flächenmanagement künftig erörtert wird. 
 
2 Aktuelle Trends der Siedlungsentwicklung 
Was aber sind die aktuellen Trends der Siedlungsentwicklung, vor deren Hintergrund 
die Aktivitäten des Flächenmanagements aus Bundessicht einzuschätzen sind? Sind 
Potenziale vorhanden, mit denen ein haushälterischer Umgang mit Fläche eingeleitet 
wird? 
  
2.1 Zielkonforme Entwicklungen  
2.1.1 Zuwachs an Gebäude- und Freiflächen deutlich rückläufig 
Ergebnisse der letzten Flächenerhebung sind eingehend ausgewertet und dokumentiert 
(vgl. u. a. StBA 2003, BBR 2003a, UBA 2004a, Siedentop et al. 2004, Dosch et al. 
2005b).11 Nach den Daten der letzten Teilerhebung 2003 des Statistischen Bundesamtes 
ist die Flächeninanspruchnahme – zum dritten Mal in Folge – bundesweit auf nunmehr 
93 ha pro Tag gesunken (StBA 2004). Bereits im Jahr 2001 war sie von 131 ha (2000) 
über 117 ha (2001) und 105 ha (2002) zurückgegangen (StBA 2003). Die Abnahme 
spiegelt sich in fast allen Bundesländern wieder. Insbesondere die Gebäude- und Frei-
flächenzunahme, zu mehr als der Hälfte am SuV-Zuwachs beteiligt, ist deutlich rückläu-
fig (Abb. 6).  
 
 
                                                 
11 Nach der letzten Erhebung der Siedlungs- und Verkehrsfläche zum Stichtag 31.12.02 umfasst die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche 44.750 km². Ihr Anteil an der Bodenfläche (357.037 km²) Deutschlands beträgt 12,5 % (West 13,9 %, 
Ost 9,4 %). Davon sind etwa 27.470 km² oder 7,7 % Siedlungsfläche und 17.280 km² oder 4,8 % Verkehrsfläche 
(StBA 2003). 
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Abb. 6:  Siedlungs- und Verkehrsfläche 1997–2000, 2001, 2002, 2003 
 
Anmerkungen:Daten jeweils Beginn bis Ende des Jahres, Schleswig-Holstein ab 2001 geschätzt 
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
 
So war gegenüber 78 ha/Tag im Zeitraum 1997–2000 ein rückläufiger Zuwachs mit 
60 ha/Tag (2001) und 56 ha/Tag im Jahr 2002 festzustellen (vgl. Tab. 2).  
Tab. 2:  Siedlungs- und Verkehrsflächen nach Nutzungsarten bundesweit 1993–2002 
Nutzung der  
SuV-Flächen Wachstum der SuV-Flächen Anteil am Wachstum 
1993 – 1996 1997 – 2000 2001 2002 1993 – 1996 1997 – 2000 2001 2002 
kursiv: Hochrechnung  ha/Tag % 
GFF 82,4 78,3 59,7 55,9 69,0 60,6 50,9 53,4 
GFF Wohnen 40,7 49,0 37,7 35,1 49,4 62,6 63,1 62,7 
GFF Nichtwohnen 41,7 29,3 22,0 20,8 50,6 37,4 36,9 37,3 
Betriebsfläche ohne 
Abbauland 4,8 7,7 7,3 6,8 4,0 6,0 6,2 6,5 
Friedhöfe 0,7 1,0 0,3 0,3 0,6 0,8 0,3 0,3 
Erholungsfläche 8,0 19,5 27,6 19,7 6,7 15,1 23,5 18,8 
Verkehrsfläche 23,6 22,8 22,4 22,1 19,7 17,6 19,1 21,1 
Summe 119,5 129,2 117,2 104,8 100,0 100,0 100,0 100,0
 
Quelle:  Statistisches Bundesamt (2003); Schätzungen des UBA zur Aufteilung der Gebäude- und Freiflächen auf Wohnen und 
Nichtwohnen (2001 und 2002). GFF: Gebäude- und Freifläche. Zu den Daten für 2003 vgl. 
http://www.bbr.bund.de/raumordnung/download/04-12-06_BT-Drucksache_504472.pdf, S.8 (Stand: 09-2005) 
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Der Siedlungsflächenzuwachs wird durchgrünter, da fast ein Fünftel auf die Auswei-
tung von Grün- und Freizeitflächen zurückzuführen ist; rechnet man die Hausgärten 
hinzu, wird dieser Anteil noch höher.12 Die Verkehrsflächen machen rd. 20 % der Zu-
nahmen aus und nehmen damit vergleichsweise unterproportional zu.13  
In den neuen Bundesländern ist die Inanspruchnahme neuer Gebäude- und Freiflä-
chen, insbesondere für Wirtschaftsflächen (Nichtwohnen), aber auch für Wohnen ge-
genüber Mitte der 90er-Jahre stark rückläufig. Von den Flächen für Wohnen entfallen 
ca. 4/5 auf den Einfamilienhausbau. (Tab. 3).14  
Tab. 3:  Nutzungsarten der Siedlungsfläche nach Landesteilen 1993–2002 
Gebiet ABL ohne Westberlin NBL ohne Ostberlin 
Zeitraum 1993 - 1996 1997 – 2000 2001 2002 1993 – 1996 1997 – 2000 2001 2002 
Art der Nutzung 
kursiv: Hochrechnung 
Zunahme der SuV-Flächen (ha pro Tag)  
GFF 58,4 59,8 48,1 44,5 26,3 17,6 11,9 10,7 
GFF Wohnen 33,5 36,4 30,6 28,5 7,0 12,0 6,9 6,4 
GFF Nichtwohnen 25,0 23,4 17,5 16,0 19,3 5,6 4,9 4,3 
Betriebsfläche ohne Ab-
bauland 1,6 0,8 1,6 2,5 3,3 6,8 5,5 4,4 
Friedhöfe 0,9 1,0 0,3 0,0 -0,1 -0,2 0,0 0,2 
Erholungsfläche 6,8 12,0 13,2 9,9 1,1 7,0 13,8 10,0 
Verkehrsfläche 16,2 15,5 15,3 14,2 5,7 7,2 7,0 7,8 
Siedlungs- und  
Verkehrsfläche 83,9 89,2 78,5 71,0 36,3 38,6 38,3 33,1 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2003); Schätzungen des UBA zur Aufteilung der Gebäude- und Freiflächen auf Wohnen und 
Nichtwohnen (2001 und 2002). GFF : Gebäude- und Freifläche. Zu den Daten für 2003 vgl. 
http://www.bbr.bund.de/raumordnung/download/04-12-06_BT-Drucksache_504472.pdf, S. 9 (Stand: 09-2005) 
 
2.1.2 Flächeninanspruchnahme rückläufig – Langfristtrend gebrochen?15 
Seit 1992 hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 2003 um über 4.500 km² oder mehr 
als 11 % zugenommen, darunter (1992–2002) die Siedlungsflächen mit 15,1 % deutlich 
stärker als die Verkehrsflächen mit 5,1 %. Entsprechend stieg auch der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsflächen an der Katasterfläche seit 1992 von 11,3 % (1992) über 
11,8 % (1996), 12,3 % (2000) und 12,4 % (2001) auf 12,6 % (2003). Die Zunahmen 
vollziehen sich fast ausschließlich zulasten der Landwirtschaftsflächen.  
                                                 
12 Der 2001 und 2002 gegenüber 1997–2000 hohe Zuwachs an Erholungsflächen in den neuen Ländern zu Lasten 
landwirtschaftlich genutzter Flächen (Gartenland) beruht auf Anpassungen der statistischen Erfassungsmethodik im 
Hinblick auf Kleingärten und große (ländliche) Hausgärten. Der Zuwachs ist im Wesentlichen nicht auf eine fakti-
sche Ausweitung von Erholungsflächen zurückzuführen. 
13 Zusätzlich ist nach Berechnungen des Umweltbundesamts (UBA) knapp die Hälfte des Wachstums der Verkehrs-
flächen auf den Bau von Erschließungsstraßen für neue Siedlungsgebiete zurückzuführen, sodass das Wachstum der 
Siedlungsflächen direkt oder indirekt rund 90 % der gesamten Flächeninanspruchnahme verursacht. 
14 Dieser Zuwachs entfällt überwiegend auf ländliche und verdichtete Räume außerhalb der Agglomerationen, wäh-
rend in den hochverdichteten Räumen für den Ein- und Zweifamilienhausbau überwiegend nur noch kleine Grund-
stücke realisiert werden. 
15 Aktuelle Daten der Flächenerhebung 2005 lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor.  
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Demnach liegt die derzeitige tägliche Inanspruchnahme neuer Flächen 2002 in West 
mit 62 ha/Tag nun unter dem Niveau der vergleichsweise geringen Raten gegen Ende 
der 60er-Jahre und Anfang der 80er-Jahre (Abb. 2, Kap. 1.1). Erste Einzelergebnisse der 
jüngsten Teilerhebung der Flächenstatistik 2004 zum Stand 31.12.2003 auf Länderebe-
ne deuten auf einen weiteren Rückgang der Flächeninanspruchnahme hin (vgl. auch 
Dosch et al. 2005c). So nahm in Baden-Württemberg die Siedlungs- und Verkehrsfläche 
2004 um 0,7 Prozent zu, wobei täglich 8,8 Hektar für Baumaßnahmen umgewidmet 
werden.16  
Würde sich dieser Trend auch für die anderen Bundesländer bestätigen, wäre die Flä-
cheninanspruchnahme in den alten Bundesländern anhaltend auf dem niedrigsten Stand 
seit mehr als 50 Jahren. Der dauerhafte Rückgang der Flächeninanspruchnahme ist 
zwar maßgeblich auf baukonjunkturelle Einflüsse zurückzuführen (StBA 2003, RNE 
2004, UBA 2004a, Dosch 2005b), kann aber auch andere Gründe haben: etwa Nachver-
dichtung im Bestand, stark nachlassender Wirtschaftsbau, Leerstandsnutzung und Ge-
bäude-Management, regionale Bevölkerungsstagnation, nachlassender Nachholbedarf 
beim Hauserwerb. Möglicherweise wirken sich auch Maßnahmen des Flächenmanage-
ments und der Flächenhaushaltspolitik der Kommunen und Regionen aus.17  
 
2.1.3 Flächeneffizienz in Großstädten, doch Freiraumverknappung 
Im Bundesgebiet ist die Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) ungleich verteilt, wie 
Ergebnisse der letzten Vollerhebung der Flächenstatistik zum Stichtag 31.12.2000 bele-
gen. Während Mecklenburg-Vorpommern einen Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che an der Bodenfläche von nur 6,7 % (873 m² SuV-Fläche pro Einwohner) hatte, nahm 
diese beispielsweise in den Stadtstaaten Berlin 69 % (182 m²/EW) und Hamburg 57 % 
(251 m²/EW) ein. 
Tab. 4: Siedlungsfläche und Einwohner-/Arbeitsplatzdichten ausgewählter Großstädte 
Stadt Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der Katasterflä-
che in 2000 in % 
Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche pro Ein-
wohner Ew. 2000 in m² 
Einwohner- Erwerbstätigen-
dichte 2003 (BBR 2004d) 
je km² 
München 71,6 184 6.169 
Berlin 69 182 5.062 
Stuttgart 49,9 176 (Ew: 2003) 4.352 
Herne 74,6 220 4.352 
Hannover 67,4 267 3.917 
Essen 67,2 238 3.870 
Oberhausen 71,7 249 3.667 
Bochum 68,2 254 3.612 
Gelsenkirchen 73,1 275 3.332 
Bundesdurchschnitt 12,5 (2003) 542 (2003) 309  
 
Quelle: eigene Berechnungen BBR und UBA 
                                                 
16 http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/Pressemitt/2005258.asp (Stand September 2005).  
17 Indes, eine Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Flächeninanspruchnahme steht weiter aus, wobei die 
Flächenproduktivitäten seit 2000 wieder rückläufig sind. Und selbst in Regionen mit rückläufiger Bevölkerungsent-
wicklung wächst die Siedlungsfläche weiter. Älteren Trendprognosen zufolge wäre ein weiterer Anstieg der SuV auf 
nur leicht vermindertem Niveau zu erwarten, wenn flächensparende Maßnahmen unterblieben (in UBA 2004a, Dosch 
et al. 2000, StLA BW 2002). Dies ist aber nach aktuellen Trends unwahrscheinlich (s. Kap. 3.1). 
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In den Kernstädten der Agglomerationsräume lag der durchschnittliche Anteil der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche bei 52 %. Einzelne kreisfreie Städte hatten einen Sied-
lungs- und Verkehrsflächenanteil von über zwei Drittel. Viele Großstädte haben einen 
hohen Anteil an Siedlungs- und Verkehrsfläche und eine niedrige Pro-Kopf-Ausstattung 
an Siedlungs- und Verkehrsfläche. Sie weisen als Zentren mit einem hohen Einpendler-
überschuss zudem eine hohe Einwohner- und Erwerbstätigendichte auf. Bei einer ver-
gleichsweise hohen Ausstattung an Grün- und Erholungsfläche erhöht sich ihre Attrak-
tivität als Wohn- und Arbeitsstandorte. Für eine solchermaßen intensive und qualitativ 
hochwertige Nutzung von Siedlungs- und Verkehrsfläche ist die Stadt München ein in-
struktives Beispiel, wenngleich solche monozentrischen Regionen ein sehr hohes Fern-
pendleraufkommen erzeugen.  
Erste Reurbanisierungstendenzen fördern bundesweit eine effizientere Flächennut-
zung in Ballungsräumen. Ungeachtet dessen schrumpft der Freiraumbestand gerade 
dort, wo er bereits besonders knapp ist. Das sind die Zentren und Ränder der Kernstäd-
te. Dadurch verschlechtert sich die Versorgung mit Freiräumen gerade für jene Bevölke-
rungsteile, die sich bereits die verbliebene offene Landschaft mit vielen anderen teilen 
müssen. 
 
2.1.4 Flächeninanspruchnahme Deutschlands moderat im europäischen 
Vergleich 
Nicht nur in Deutschland, auch in anderen Staaten Europas ist eine anhaltende Zunahme 
der Siedlungsflächen zu beobachten. So wuchs die Siedlungsfläche 1980–2000 nach 
dem Umweltbericht 2002 der Europäischen Umweltagentur in den meisten Ländern um 
mehr als 20 %, die Bevölkerung im gleichen Zeitraum aber nur um ca. 6 %.18  
Im europaweiten Vergleich – etwa zu England – hat Deutschland einen hohen Anteil 
an Siedlungs- und Verkehrsflächen (v. Haaren et al. 2003). Bei der Abnahme der noch 
verfügbaren Freiflächen ist die Flächeninanspruchnahme daher in den meisten Agglo-
merationsräumen Deutschlands, verglichen mit jenen in anderen Flächenstaaten, auf-
grund der geringen Restgrößen an Freiflächen problematisch hoch. Dennoch nähren in-
ternationale Vergleiche die Vermutung, dass – jenseits aller Probleme und vereini-
gungsbedingter Nachholprozesse – in Deutschland, nicht zuletzt durch ein komplexes 
Baurecht, vergleichsweise kompakt gebaut wird (vgl. auch Held 2004; vgl. Abb. 7).  
Auch wenn es an belastbaren, vergleichbaren Daten mangelt, liegt Deutschland bei 
der Zunahme pro Kopf eher im unteren Bereich, was Daten des Projektes MOLAND 
(Monitoring Land Cover/Use Dynamics) belegen. Hierbei werden die räumlichen 
Trends der Verstädterungsdynamik der letzten 50 Jahre für 25 Stadtregionen in Europa 
ermittelt (EEA 2002). Europaweit wuchsen die Siedlungsflächen besonders stark in den 
70- bis 80er-Jahren, abgesehen von Mittelosteuropa mit dem stärksten Wachstum in den 
90er-Jahren. Beispiele zeigen für die 40- bis 50-jährigen Vergleichsuntersuchungen 
einen Siedlungsflächenanstieg an der Algarve um 270 %, für die Region Setúbal (süd-
lich Lissabon) um 243 %, Palermo um 211 %, Bratislava um 203 %, Grenoble und Hel-
sinki um über 190 %, während die Siedlungsflächen z. B. des Ruhrgebietes nur um 25 %, 
                                                 
18 Etwa 70 % der 560 Millionen Einwohner Europas leben in verstädterten Gebieten, die aber nur 25 % des EU-Ge-
bietes einnehmen. Nach Schätzungen wird die Bevölkerung in den Agglomerationen zwischen 1995–2010 um mehr 
als 4 % jährlich zunehmen (Quelle: EEA 1999). 
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von Wien und Dresden nur um 36 bzw. 37 %, von München um 45 % wuchsen (EEA 
2003).19  
Abb. 7: Bauen in Deutschland: verdichtet, kompakt, naturnäher? 
 
 
2.2 Siedlungsstrukturelle Probleme 
2.2.1 Siedlungsdispersion trotz Konzentration auf „Flächengroßverbraucher“ 
Trotz der allgemeinen Entwicklung in Zielrichtung „Verminderung der Flächeninan-
spruchnahme“ gibt es Anlass, die Flächeninanspruchnahme räumlich differenzierter zu 
betrachten (BBR 2003b).  
Die Flächeninanspruchnahme findet ubiquitär statt, jedoch mit einem auch kleinräu-
migen Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung. Kleinere, nicht- oder unter-
zentrale Kommunen vereinen den überwiegenden Teil der Flächeninanspruchnahme auf 
sich. Das Siedlungswachstum erfolgt innerhalb der Regions- und Kreistypen überwie-
gend räumlich dispers statt dezentral konzentriert. Dabei liegen schrumpfende und stark 
                                                 
19 Es gibt also erhebliche Unterschiede zwischen den Agglomerationsräumen Mittel- und Westeuropas, die deutlich 
langsamer wachsen als jene Süd-, Mittelost- und Nordeuropas. Die Gründe dafür liegen nahe: Die Agglomerationen 
Mittel- und Westeuropas sind bereits vergleichsweise dicht besiedelt, haben nur noch wenig Raum für Siedlungser-
weiterungen und waren bereits in den 50er- und 60er-Jahren entsprechend verstädtert. Misst man allerdings den 
Verlust der noch verfügbaren Freiflächen durch Flächeninanspruchnahme Mitte 1950 bis Mitte 1990, so war in den 
deutschen Vergleichsregionen das Ruhrgebiet mit 30 % deutlich stärker betroffen als die Region München mit 6,5 % 
oder Dresden mit 4,0 %. Das Ruhrgebiet ist, neben den Ballungsräumen der Benelux-Staaten und Englands, mit 78 % 
auch der Agglomerationsraum mit einem vergleichsweise sehr hohen Anteil an Siedlungsflächen, aber einem nur 
noch vergleichsweise geringen weiteren Wachstum der Siedlungsflächen. 
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wachsende Gemeinden häufig eng beieinander. Die Nutzung des Siedlungsbestandes 
wird immer disperser (ebd.). Besonders starke Zuwächse konzentrieren sich auf kleine 
Gemeinden von unter 10.000 Einwohnern ohne zentralörtliche Funktion. Mengenmäßig 
sind die verdichteten, ländlichen Räume jene, die quantitativ am meisten zum Flächen-
sparen beitragen könnten. Je Einwohner betrachtet war die Flächeninanspruchnahme 
1997–2000 in den ländlichen Regionen mit 42 m2 gut dreifach so hoch wie in den Ag-
glomerationsräumen mit 13 m2 je Einwohner (BBR 2003a). Der SuV-Zuwachs ist in 
verdichteten und ländlichen Regionen zusammen doppelt so hoch wie in Agglomerati-
onsräumen und damit räumlich ungleich verteilt.  
Hinsichtlich der Flächeninanspruchnahme zeigen die Gemeinden deutliche Unter-
schiede. Zum einen dominiert die Flächeninanspruchnahme in den höher verdichteten 
Regionen. Zum anderen sind es relativ wenige Gemeinden, auf die sich das SuV-
Wachstum konzentriert. So vereinigen etwa 10 % der insgesamt ca. 13.300 Gemeinden 
60 % der nationalen Flächeninanspruchnahme (Siedentop et al. 2004), 5 % aller Ge-
meinden sind etwa für ein Viertel der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme verant-
wortlich.  
 
2.2.2 Suburbanisierung vornehmlich durch Nichtwohnnutzungen 
Auch bei der Beschäftigung hält seit Jahren die Dispersion und Suburbanisierung im 
Umkreis der großen Siedlungsräume an (vgl. BBR 2003b). Flächenzehrende Standorte 
für Produktion und Einzelhandel mit Flachbauten kennzeichnen das Stadtumland. Seit 
langem herrscht auf den meisten regionalen Gewerbebaulandmärkten ein Überangebot. 
Als Folge werden inzwischen weniger neue Gewerbeflächen ausgewiesen, besonders im 
Osten. Eine Auswertung zu Gewerbeflächenpotenzialen Ostdeutschlands kommt ohne 
Berücksichtigung von Recyclingpotenzialen auf 49.570 ha Bruttogewerbefläche, von 
denen noch 19.200 ha verfügbar sind (Glaser et al. 2004).20  
Basierend auf den Daten der Flächenerhebungen und Erkenntnissen aus BASIS II hat 
das Umweltbundesamt (UBA 2004a) Schätzungen zur Entwicklung der Gesamtbilanz 
der Neuinanspruchnahme von Gebäude- und Freiflächen für Wohnen und Gewerbe auf 
der grünen Wiese sowie zur Neuentstehung oder Wiedernutzung von innerörtlichen 
Brachen im Zeitraum von 1997 bis 2000 vorgenommen. Nach der Flächenerhebung 
betrug die Zunahme der Gebäude- und Freiflächen in diesem Zeitraum zu Lasten des 
Außenbereiches („grüne Wiese“) insgesamt 78 ha/Tag. Statistisch gesehen wurden da-
bei bis zu 49 ha für Wohnen und mindestens 29 ha für Nichtwohnen beansprucht (auch 
in SRU 2004). Nach den Schätzungen des UBA wurde jedoch eine weit größere Menge 
des Nichtwohnbaus im Außenbereich realisiert, weil mindestens ein Drittel der zusätzli-
chen Wohnbaumaßnahmen auf ehemaligen brachliegenden Nichtwohnbauflächen im 
Bestand verwirklicht wurden (BASIS II, UBA 2003)21 und der Nichtwohnbau dafür 
                                                 
20 Bei anziehender Konjunktur und einem anhaltenden Trend zu kurzlebigeren Bürobauten („McBureau“) könnte 
die Nachfrage nach Gewerbeflächen aber wieder zunehmen. Ob durch den ökonomischen Strukturwandel generell 
die Flächenauslastung zunimmt, ist offen. Tendenziell bevorzugen Bürodienstleistungen, aber zunehmend auch wie-
der Einkaufszentren, zentrale Standorte mit höheren baulichen Dichten, während insbesondere das produzierende 
Gewerbe sowie Logistikbetriebe dezentrale Standorte z. T. in ländlichen Räumen bevorzugen. 
21 Ehemalige Nichtwohnbauflächen werden so zu Wohnbauflächen – auch statistisch – umgewidmet, was aber kei-
nen Flächenverbrauch darstellt, sondern Flächenrecycling. Nach den UBA-Schätzungen werden etwa 15-16 ha pro 
Tag durch Wohnen wiedergenutzt. Die Flächenstatistik würde so den Flächenverbrauch für Wohnbauflächen über-
treiben, denn von den 49 ha würden 15-16 ha im Bestand realisiert, nur 23 (weitere Annahmen, vgl. UBA 2004a) -34 
ha wären im Außenbereich realisiert. Rein rechnerisch wurde dann der Rest der 78 ha Zunahme für Gebäude und 
Freifläche dem Nichtwohnbereich, also 44 bis höchstens 55 ha zugeordnet. Dass Nichtwohnen im Außenbereich eine 
möglicherweise dominierende Rolle spielt, kann der Tendenz nach auch durch Auswertungen der Baulandumfrage 
 Flächeneffizienz statt Zersiedelung – Zwischenbilanz der flächenpolitischen Diskussion 
 29 
vermehrt neue Flächen („grüne Wiese“) in Anspruch nahm. Entsprechend wird beson-
ders für Ostdeutschland wiederholt auf den Suburbanisierungsprozess des Gewerbes 
hingewiesen (u. a. Glaser et al. 2004).  
 
2.2.3 Abnehmende Auslastung der Siedlungsstruktur durch Siedlungsdispersion  
Die Siedlungsflächen wuchsen in den vergangenen 50 Jahren im Bundesgebiet nahezu 
persistent. Bei einer nun langfristig abnehmenden Bevölkerung wird eine effiziente 
Auslastung von Siedlungsinfrastruktur immer bedeutender. Das Ziel-30-ha erweist sich 
damit nicht nur ökologisch, sondern auch zunehmend ökonomisch als sinnvoll (IÖR 
2004).  
Die Infrastrukturfolgekosten der Siedlungsentwicklung unter Schrumpfungsbedin-
gungen werden immer bedeutender (Schiller et al. 2005) etc. Eine Entdichtung des Sied-
lungsraumes würde auch dann weiter fortschreiten, wenn eine Reduktion der Flächenin-
anspruchnahme stattfindet, da auch die Bevölkerung weiter abnimmt. Mit sinkender 
Siedlungsdichte sinkt die Wirtschaftlichkeit der Infrastrukturausstattung. Die Auslas-
tung von Gewerbegebieten Ost liegt teilweise unter 50 % (vgl. Glaser et al. 2004).  
Die Siedlungsdichten sind weiter rückläufig, und bereits in 2002 war die Ausstattung 
an Siedlungs- und Verkehrsfläche in Ost mit 603 m²/Ew. deutlich höher als in West mit 
526 m²/Ew. (Bundesmittel 546 m²/Ew in 2003, vgl. Schultz et al. 2005b). Selbst wenn 
das 30-ha-Ziel im Jahre 2020 erreicht werden könnte, würden nach Szenarien des UBA 
zwischen 726.800 ha und 945.100 ha Siedlungsfläche (SuV) im Zeitraum 1997–2020 
neu hinzugekommen (UBA 2004a), deren Infrastruktur bei einer verminderten Gesamt-
bevölkerung weniger stark ausgelastet sein würde.22 Diese Entwicklung wird aber regi-
onal sehr unterschiedlich verlaufen, wobei Flächenwachstum und mangelnde Nachfrage 
und Leerstände auf Grund von Bevölkerungsrückgang eng beieinander liegen.23  
 
2.3 Flächenrecycling  
2.3.1 Innenentwicklung durch Wiedernutzung von Bestandsflächen  
Parallel zu der rückläufigen, doch weiterhin hohen Flächeninanspruchnahme wächst der 
Bestand an Brachflächen, die 2002 ca. 139.000 ha einnahmen und nach Hochrechnun-
gen – trotz steigender Wiedernutzung – um mehr als 12 ha pro Tag zunehmen (u. a. 
StBA 2003, UBA 2004). Nach BBR-Baulandumfrage hochgerechnet betrug 2003 die 
allein für gewerbliche und öffentliche Wiedernutzung aktuell vorgesehene und geeigne-
te Fläche rund 28.500 ha. Der gewerbliche Flächenbedarf von rund 10.000 ha jährlich 
könnte somit rein rechnerisch für mehrere Jahre auf Siedlungsbrachen gesichert werden, 
                                                                                                                                               
bestätigt werden (BBR 2004b). Indes, die Verknüpfung verschiedener statistischer Quellen und Annahmen lassen 
methodische Zweifel aufkommen wie das hohe Ergebnis von 44-55 ha Inanspruchnahme durch Nichtwohnen im 
Außenbereich (1997–2000) erfolgt. 
22 Nach einer Extrapolation des derzeitigen Trends des BBR von 2002 zur Siedlungsentwicklung 2020 nimmt die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche im Berechnungszeitraum 2001–2020 um durchschnittlich jährlich rd. 41.000 ha zu. 
Dies entspricht einem täglichen Zuwachs von rd. 113 ha. (Dosch et al. 2000, BBR 2003a). Von einem Status-quo- 
Trend ist aber derzeit nicht mehr auszugehen (s.o.).  
23 Diese regionalen Schrumpfungsprozesse führen aber auch dazu, dass neben den neuen Bundesländern „zuneh-
mend auch in den alten Bundesländern soziale und öffentliche Infrastrukturen, wie Schulen oder Kindergärten, die in 
den Städten bereits vorhanden sind, bei Abwanderung in den Kernstädten abgebaut oder geschlossen werden, wäh-
rend sie mit öffentlichen Mitteln in den Umlandgemeinden neu errichtet werden müssen. Das ist volkswirtschaftlich 
unsinnig“. (n. S. Articus, DST 2002). 
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sofern diese Flächen einer baulichen Wiedernutzung auch zugeführt würden.24  
Untergenutzte oder brachliegende Flächen sowie Planungsbrachen sind somit der 
Hoffnungsträger der Siedlungsentwicklung im Bestand. Sie bieten zumindest potenziell 
die Chance, Neunutzungen auf diese Flächen zu lenken und Qualitäten des Umlandes 
im Bestand zu entwickeln. Damit kann das Angebot an Bauland erhöht, aber auch die 
Reurbanisierung gefördert werden, wie dies in einigen Stadtregionen insbesondere im 
Osten bereits erfolgt. In vier Modellstädten des Projektes „Städte der Zukunft“ (Expe-
rimenteller Wohnungs- und Städtebau, vgl. Fuhrich 2004) wurden bis zum Jahr 2002 15 
bis 42 % des Bestandes an Brachflächen von 1997 wiedergenutzt.25 Die Reaktivierungen 
konzentrierten sich auf den Innenbereich. In zwei Modellstädten der neuen Bundeslän-
der entstanden allerdings im selben Zeitraum neue Brachflächen in erheblichem Um-
fang. Trotz der steigenden Bedeutung von Flächenrecycling an der Baulandbereitstel-
lung steigen also die Brachflächenpotenziale nach der BBR-Baulandumfrage und Un-
tersuchungen des UBA weiterhin. 
Nach der Baulandumfrage 2003 des BBR wurden von 508 Städten und über 11.300 
ha Wiedernutzungspotenziale Gemeinden gemeldet (BBR 2004b). Bevölkerungspropor-
tional hochgerechnet auf das Bundesgebiet sind dies ca. 49.000 ha, darunter ca. 28.500 
ha nur für gewerbliche Wiedernutzung. Sie stammen zu knapp 40 % aus Gewerbebra-
chen, zu 35 % aus Konversionsflächen, 10 % Bahn-/Postbrachen und der Rest aus Ver-
kehrs- und sonstigen Brachflächen. Die Wiedernutzungspotenziale Ost sind sowohl ab-
solut als auch gemeinde- oder einwohnerbezogen größer als in Westdeutschland. Die 
Ländergruppen Süd und Mitte haben – bezogen auf Einwohner oder Katasterfläche –
mehr Potenziale angegeben als West und Nord (!).  
Der direkte Zeitvergleich von 300 auswertbaren Gemeinden zeigt, dass die Wieder-
nutzungspotenziale in der Stichprobe gegenüber der letzten Umfrage 2000 – trotz Wie-
dernutzung – um etwa ein Drittel zugenommen haben. Die Potenziale eignen sich nach 
Einschätzung der befragten Behörden zu knapp zwei Drittel für gewerbliche Nutzung, 
zu einem Viertel für Wohnnutzung – Tendenz steigend – und zu 14 % zur Naturent-
wicklung; letzteres vermutlich überwiegend mangels baulicher Nachfrage. 40 % der nur 
für gewerbliche Nachnutzung vorgesehenen Brachen befand sich in bauleitplanerischer 
Bearbeitung, mit im Vergleich zur Umfrage 2000 abnehmender Tendenz.  
Nach der BBR-Baulandumfrage 2003 betrug der Anteil ehemaliger Brachen und 
Konversionsflächen am neu bereitgestellten Gewerbebauland 2001/2002 im Schnitt 
mehr als 40 %, was gegenüber der Umfrage 2000 einen stärkeren Zuwachs bedeutet. In 
Ostdeutschland liegt dieser Wert sogar bei über 60 %. Inwieweit diese neuen, baureifen 
Flächen jedoch auch tatsächlich wieder genutzt werden, geht aus den Umfragedaten 
nicht hervor.  
Modellrechnungen zur Regionalisierung des Ziel-30-ha verdeutlichen, dass eine ver-
stärkte Wiedernutzung das verminderte Angebot zumindest mittelfristig bis 2010 weit-
                                                 
24 Das große Angebot führt dazu, dass in vielen Regionen mit geringer Nachfrage brachgefallene Industrieflächen 
trotz Aufbereitung nicht wieder genutzt werden. Waren nach der Baulandumfrage 2000 noch über 60 % der für ge-
werbliche Wiedernutzung vorgesehenen Flächen in bauleitplanerischer Bearbeitung, so gilt dies nach der Umfrage 
2003 nur noch für weniger als die Hälfte (BBR 2004b). Mangels Nachfrage werden zunehmend Brachflächen zu 
Grünflächen umgewidmet, stellen dabei aber als Teil von Freizeit- und Erholungsflächen ein wichtiges Qualitäts-
merkmal des Siedlungsbereiches dar. 
25 Allerdings sind irgendwann auch Bestandsreserven erschöpft: In Kommunen mit besonders effizientem Flä-
chenmanagement, was sich u.a. durch Vermeidung von Brachen und dauerhafter Nachverdichtung äußert, schrumpft 
heute schon das Potenzial an Bestandsreserven deutlich. 
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gehend ausgleichen könnte. Auch 2020 wäre keineswegs „Stillstand“ beim Angebot an 
Neubauflächen zu erwarten (Dosch, Bergmann 2004). Voraussetzung ist aber eine Ent-
wicklung vom Neubau zum Erneuerungsbau.  Und für zahlreiche Flächen werden man-
gels Nachfrage anstelle einer baulichen Nachnutzung nur Zwischennutzungen (BBR 
2004f) oder dauerhafte Renaturierungen (BBR 2005c) als Nutzungsoption verbleiben.   
 
2.3.2 Mit Flächenrecycling in Richtung Flächenkreislauf 
Langfristig, vermutlich erst nach 2018 schrumpft die Bevölkerung. Da eine gewisse 
Sättigung in der individuellen Flächenausstattung (Wohnen, Arbeiten) auch unter res-
sourcenökonomischen Aspekten eintreten wird, wird dann auch die Flächennachfrage 
zurückgehen. Stattdessen werden Flächen im Bestand vermehrt freigesetzt, die das Po-
tenzial für eine neue Politik des Flächenhaushalts bieten: der Flächen-Kreislaufwirt-
schaft.26  
Ein erfolgreiches Flächenrecycling hat eine hohe Symbolkraft für die Etablierung ei-
ner Flächen-Kreislaufwirtschaft, in der die eine Nutzung zur Voraussetzung für die 
nachfolgende wird, der Standort somit auf Dauer genutzt wird. In dem Maße, in dem die 
Wiedernutzung von Industriebrachen gelingt, werden weitergehende Konzepte zum 
Flächensparen an Überzeugungskraft gewinnen (RNE 2004b, vgl. auch Fuhrich 2004). 
Deshalb führt das BBR im Auftrag des BMVBW ein Forschungsvorhaben „Fläche im 
Kreis” durch (vgl. BBR 2004a, BBR 2005d). Im Rahmen von Planspielen sind Lö-
sungsansätze zur Umsetzung der flächenpolitischen Ziele der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie in Form einer städtischen bzw. stadtregionalen Flächenkreislaufwirtschaft 
zu ermitteln (Dosch et al. 2005). Gesucht wird ein geeigneter Policy-Mix, mit dem unter 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen in einer Kombination aus rechtlichen, planeri-
schen und ökonomischen Instrumenten die in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
verankerten Ziele zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme auf 30 ha je Tag und 
zur vorrangigen Innenentwicklung (Verhältnis von Innen- zu Außenentwicklung = 3:1) 
bis zum Jahr 2020 erreicht werden können (BBR 2004a, Scholl 2003). 
 
3 Von Verbrauchs-Minderung zu effizientem Flächenmanagement  
3.1 Deutliche Fortschritte in Richtung Ziel-30-ha?! 
„Die hohe Rate der Flächeninanspruchnahme gehört in Deutschland nach wie vor zu 
den dauerhaft ungelösten Umweltproblemen“ (SRU 2004: 170). Unisono wird diese 
Erkenntnis in fast allen Beiträgen zum Thema beklagt (auch Dosch 2002), genauso wie 
Zersiedelung und Suburbanisierung per se gebrandmarkt werden. Nur selten werden die 
ambivalenten Entwicklungen in suburbanen Räumen differenzierter aufgearbeitet (Len-
di 2004, Hesse et al. 2005, BBR 2004e, Sieverts 2002). 
Zweifelsohne, trotz nur noch geringfügig wachsender und langfristig rückläufiger 
Bevölkerung und einer nahezu stagnierenden realwirtschaftlichen Wertschöpfung, wird 
                                                 
26 Produktionskreisläufe sind in der industriellen Fertigung, Wasser- oder Forstwirtschaft seit langem Standard. 
Doch bei der Flächennutzung haben Kommunen, Bürger, Planung und Politik in den vergangenen Jahrzehnten meist 
auf Erweiterungen und Neubau gesetzt. Dauerhaftigkeit, Recycling, Nutzungsketten und Kreislauf-Analysen müssen 
zukünftig für Grundstücke und Flächen die gleiche Bedeutung erlangen, die sie mittlerweile für (fast) jedes indus-
trielle Produkt haben. Inzwischen ist die Flächeninanspruchnahme vielerorts an ihre Grenzen gestoßen – nicht nur, 
weil es in Agglomerationsräumen zunehmend weniger bebaubare Freiflächen gibt, auch deshalb, weil erst auf unge-
nutzte Flächen im Innenbereich geschaut werden muss, da unterausgelastete oder leerstehende Infrastruktur immer 
kostspieliger wird.  
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noch immer neue Fläche in Anspruch genommen – vermutlich zuviel vor dem Hinter-
grund schon jetzt unterausgelasteter und kostenremanenter27 Infrastruktur. Gleichzeitig 
fallen immer mehr Nutzflächen brach.  
 
Abb. 8: Wie nachhaltig sind „129 ha“? 
 
 
Doch was als „hoch“ empfunden wird, – „200-129-93-70-30-0 ha?“ – ist eben nicht 
exakt naturwissenschaftlich zu definieren, allenfalls gesellschaftlich auszuhandeln (vgl. 
Abb. 8). Dabei unterscheiden sich die Einschätzungen beträchtlich (vgl. Kapitel 1.2). 
Fakt ist, dass die Wirtschaft „lahmt“, die Arbeitslosigkeit steigt, Bautätigkeit derzeit auf 
vergleichsweise niedrigem Stand verharrt und in der Folge die Flächeninanspruchnahme 
zurückgeht. Noch deutlicher würde dies, wenn der Indikator „Flächeninanspruchnahme“ 
mit erfolgtem Flächenrecycling bilanziert würde.28 Es darf nicht übersehen werden, dass 
durch die deutliche Reduktion der Flächeninanspruchnahme der Weg in Richtung Ziel-
                                                 
27 Die Kosten der Infrastruktur gehen nicht in dem gleichen Maße zurück, wie die unter Schrumpfungsbedingungen 
deutlich nachlassende Auslastung.  
28 Trotz des nominell hohen Flächenverbrauchs deuten einige Befunde auf eine bereits eingeleitete Trendwende. So 
belegen weitere Statistiken, dass die Wohnbautätigkeit – allerdings bei Dominanz des flächenzehrenden Einfamilien-
hausbaus – stark zurückging. Auch der Absatz von Primärrohstoffen für die Bauindustrie ist dauerhaft rückläufig. Die 
Neuausweisung von Gewerbegebieten in den neuen Ländern ist nahezu vollständig zurückgegangen. Und der Sied-
lungsflächenzuwachs ist deutlich „durchgrünter“, d. h. die siedlungsbezogenen Erholungs- und Freizeitflächen haben 
stark zugenommen. Zudem wird der derzeitige Flächenverbrauch möglicherweise überschätzt, da die Flächennut-
zungsstatistik durch eine zeitliche Verzögerung die faktischen Verhältnisse etwas zeitverzögert abbildet.  
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30-ha schon ein Stück bestritten wurde,29 auch wenn hier selbstverständlich regionale 
Unterschiede zu beachten sind.  
Dieser mögliche Erfolg hat aber auch eine Kehrseite: der Druck auf die Wiedernut-
zung von Bestandsflächen könnte nachlassen, gerade dort, wo Flächeninanspruchnahme 
nicht mehr das drängende Problem darstellt.30 Daher bedarf es klarer, doch regional 
differenzierender Zielvorgaben, um einen Minimalkonsens der Verbindlichkeit in einem 
so kontrovers eingeschätzten Handlungsfeld zu erreichen. Bei Zielvorgaben sind vor 
dem Hintergrund Entwicklungen daher differenzierte Vorgaben zu entwickeln. Allein 
die Zielvorgabe „Qualifizierung“ der Flächeninanspruchnahme hat in der Vergangenheit 
keine ausreichenden Erfolge erzielt.  
Überdies müsste künftig genauer analysiert werden, wie das Ziel-30-ha erreicht wer-
den könnte und bei welchen Nutzungsarten in welchen regionalen Zusammenhängen 
noch Einsparpotenziale vorhanden sind (vgl. Dosch, Einig 2004). Hohe Einsparpotenzi-
ale gegenüber den derzeit 93 ha/Tag haben weniger die Verkehrs- und gewiss nicht die 
Erholungsflächen. Im Wohnungsneubau wird, zumindest in den Agglomerationsräu-
men, allein schon aus immobilienwirtschaftlichem Renditekalkül höher verdichtet ge-
baut. In Zentren dürfte die Verdichtungsgrenze des individuellen Wohnungsbaus viel-
fach schon erreicht sein. Sparmöglichkeiten bestehen beim Einfamilienhausbau vermut-
lich vor allem in weniger zentralen und ländlichen Lagen. Auch die gewerblich genutz-
ten Flächen im Außenbereich bieten noch erhebliche Einsparpotenziale.31  
Es bedarf also insgesamt einer differenzierteren Argumentation hinsichtlich der Ziele 
und Zielerreichungskontrolle zur quantitativen Flächenreduktion, vor deren Hintergrund 
das geeignete Instrumentenmix zu wählen ist. Nach wie vor bleibt ein sparsamer Um-
gang mit Fläche ein zentrales Ziel der Flächenhaushaltspolitik, nicht zuletzt um Flä-
chennutzung nachhaltig in den Bestand zu lenken. Auch das „Wo“ des Einsparens sollte 
stärker ins Augenmerk genommen werden. Aber künftig wird nicht nur der Aspekt 
„sparsam“, sondern auch ein „effizienter“ Umgang bedeutsamer. Vermutlich wird hier 
eine Akzentverschiebung dahingehend stattfinden, dass es bei Flächenhaushaltspolitik 
mit sinkender Flächeninanspruchnahme künftig zunehmend weniger um Mengenreduk-
tion32 und dafür verstärkt um Flächenmanagement und um eine Qualifizierung der Flä-
cheninanspruchnahme vor dem Hintergrund des demographischen Wandels gehen 
könnte.33  
                                                 
29 Das bundesdeutsche Baurecht und die Planung wie auch hohe Baulandpreise erschweren einen allzu exzessiven 
Umgang mit neu ausgewiesener Fläche. Weiterhin sind aus Umfragedaten und Modellprojekten beachtliche Fort-
schritte im Flächenrecycling und bei Nachverdichtungen nachzuweisen (BBR 2004b), gleichwohl sind die zahlrei-
chen Hindernisse dabei zu beseitigen (SRU 2004: 166; Glaser et al. 2004: 47). 
30 Damit nimmt auch der Problemdruck ab, zumindest vor dem Hintergrund vormals hoher Flächenausweisungen, 
drastische Maßnahmen zur örtlichen Umsetzung des quantitativen Ziel-30-ha vorzunehmen. 
31 Diese und weitere Fragestellungen werden im Rahmen eines Ressortforschungsprojektes „Regionale Schlüssel-
indikatoren“ näher untersucht. Freilich ist in anderem Zusammenhang auch die Frage einer Kosten-Nutzen-Bilanz 
weitgehender Maßnahmen zu Flächennachhaltigkeit zu erörtern – auch und gerade vor dem Hintergrund massiver 
ökonomische Probleme. Anders ausgedrückt: Steht ein Flächenkreislauf mit Wirtschaft und Arbeitsmarkt im Ein-
klang? (vgl. Jakubowski; Zarth 2003).  
32 Allzu hoher Eifer, die Siedlungsflächenerweiterung gerade in eher ländlichen Regionen zu reduzieren, birgt die 
Gefahr, den ohnehin schon ablaufenden Prozess der Metropolisierung weiter zu fördern und zur Entleerung der länd-
lichen Räume beizutragen. 
33 Viele Trends sind nur näherungsweise bekannt oder unzureichend erforscht: etwa die Zusammenhänge zwischen 
Flächeninanspruchnahme und baulicher Dichte, Besiedelungsdichte und strategischen Flächenreserven, zwischen 
Flächeninanspruchnahme und ökologischen Mindeststandards, Bodenfunktionen, Versiegelungsgrad oder Aus-
gleichsflächen.  
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Flächenrecycling ist ein altes Thema, das in den 90er-Jahren vor allem unter dem As-
pekt der Altlastensanierung stand, heute aber unter anderen Vorzeichen im Kontext 
nachhaltigen Flächenressourcenmanagements zu sehen ist (Lausch et al. 2002).34  
Viele Gemeinden verfügen schon jetzt über Grundsatzbeschlüsse zum haushälteri-
schen Umgang mit Grund und Boden. Mittelfristig ist mit weiter sinkender Neunachfra-
ge nach Siedlungsflächen zu rechnen, die sich auch flächenstatistisch ausdrückt.35 
Schon im Jahr 2000 wurde prophezeit: Die Trendwende ist notwendig und möglich 
(vgl. Apel 2000). 
 
3.2 Flächeneffizienz in der Kommunalentwicklung, auf regionaler und 
Länderebene  
Flächenmanagement umfasst die Steuerung der Bodennutzung, Bodenordnung und Be-
einflussung des Bodenmarktes durch Planungs-, Ordnungs- und Entwicklungsprozesse 
(vgl. Kötter 2001). Teil des kommunalen Flächenmanagements ist ein haushälterisches 
Bodenmanagement. Letzteres umfasst Strategien zur Reduzierung des Zuwachses an 
bebauter Siedlungsfläche, zur Wiedernutzung von städtebaulichen Brachen und leer 
stehenden Gebäuden und zur optimalen Nutzung städtebaulicher Dichte ebenso wie 
Maßnahmen zur Erhaltung und Vernetzung klimawirksamer Freiflächen sowie zur Re-
duzierung der Bodenversiegelung (Fuhrich 2004). Kommunales Flächenmanagement 
bezieht darüber hinaus Aufgaben wie Flächenentwicklung- und Sicherung, Bodenord-
nung und Erschließung, Mobilisierung, Beeinflussung von Bodenmarkt und Bodenprei-
sen oder Flächenvermarktung ein (Tomerius und Preuss 2002). Innenentwicklung in 
Kernstädten erfordert ein qualitatives Flächenmanagement von Bestandsflächen, da hier 
auf Grund der Flächenknappheit kaum noch umweltverträglich zusätzliches Bauland 
entwickelt werden kann. Innenentwicklung soll in den verdichteten Regionen allerdings 
als doppelte Strategie betrieben werden (Hutter et al. 2002; Siedentop 2003). Neben der 
baulichen Nachverdichtung und Brachenrevitalisierung muss die Entwicklung des Frei-
raumsystems aktiv durch Innenentwicklung vorangetrieben werden. Erreicht werden 
soll ein effizienterer Umgang mit den knappen Baulandressourcen und Stadterweite-
rungsflächen. Dies gilt vor allem für Gewerbeflächen, da künftig weit weniger zusätzli-
ches Bauland für wirtschaftliche Nutzungen ausgewiesen werden darf. Gefordert ist 
eine höhere bauliche Ausnutzung bestehender und zukünftig zu entwickelnder Gewer-
beflächen. Dies setzt auch regionale Lösungen voraus. Es gilt die Standortfindung und 
Standortauslastung zu optimieren und im regionalen Maßstab die gewerbliche Wieder-
nutzung von Bestandsflächen zu beschleunigen.  
Bezüglich dieser Aufgaben wird die Forderung nach mehr Flächeneffizienz (Dosch 
2001, 2003a) gestellt. Flächeneffizienz zielt auf eine Inwertsetzung von Bestandspoten-
zialen zur Reduktion der Flächeninanspruchnahme für Wohnen und Wirtschaften ab 
und umfasst entsprechende Maßnahmen und Strategien (vgl. Dosch 2003a+b, vgl. 
                                                 
34 Hierbei geht es insbesondere um eine komplexe Aufgabenstellung und die Entwicklung eigener Werkzeuge für 
Technik, Planung, Personal und Finanzierung. Dies kann vor dem Hintergrund der Nutzung von Geoinformationssys-
temen, der Nutzung von Arbeitsförderinstrumenten oder etwa der schnelleren Eingliederung von Flächen in den 
Planungskreislauf und einer Verbesserung des Images von Brachflächen erfolgen (vgl. Lausch et al. 2002). 
35 U. a. intensivierte Maßnahmen des haushälterischen Bodenmanagements, stagnierende Wohnflächenneunachfra-
ge, rückläufige Nachfrage im Nichtwohnbereich, rückläufige Bautätigkeit und abnehmender Verbrauch an primären 
Baurohstoffen, Sättigungseffekten an Flächenausstattung, „Büroisierung“ von Gewerbegebieten bei höheren Nut-
zungsdichten, flächenstatistische Korrekturen im Bereich der Erholungsflächen, Erhöhung der Auslastung bestehen-
der Siedlungsflächen. 
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Abb.9).36 Mit den sinkenden Bevölkerungszahlen wird dem Management der bisherigen 
Flächennutzung in Zukunft größere Bedeutung zukommen als deren Ausweitung (Köhl 
2004). Hier ist die Umnutzung von Brachflächen für Wohnbauzwecke eine zentrale 
Aufgabe. Enorme Potenziale bereits entwickelter Siedlungsflächen im Bestand bieten 
aber auch Gewerbeflächen. 
Abb. 9: Maßnahmenpaket Flächeneffizienz 
 
 
Innenentwicklung und Inwertsetzung des Siedlungsbestandes sind keineswegs nur ei-
ne Aufgabe von Kernstädten, sondern gelten auch und gerade für Gemeinden in subur-
banen und ländlichen Räumen. Neue Ansätze zur Mengensteuerung der Baulandent-
wicklung sind vor allem in den ländlichen Räumen und mittelstädtischen Stadtregionen 
voranzutreiben. Hohe Wachstumsraten der Siedlungsflächen machen hier regionale Lö-
sungen zur Abstimmung kommunaler Baulandproduktion vordringlich erforderlich 
(Siedentop 2003). Und Flächeneffizienz erfordert eine regionale Koordination (ELSA 
2003). Das BBR 2002 hat mehr als 60 Beispiele für regionales Flächenmanagement 
                                                 
36 Gelingt es, auch mehr Arbeitsplätze in Innenbereiche zu lenken und so höhere Einwohner-Arbeitsplatz-Dichten 
zu erzielen, dann können Kaufkraft und Einkommensteueraufkommen in zentralen Lagen gebunden werden. Flä-
cheneffizienz wird zu einem Standortfaktor, wenn intensivere Nutzungen eine höhere Wertschöpfung je Flächenein-
heit ermöglichen und ein attraktiver Siedlungsbestand Wohnbevölkerung bindet. Eine höhere Flächeneffizienz auf 
Grundstücks- und Quartierebene kann so zu einer Reduktion des Flächenverbrauchs auf regionaler Ebene beitragen. 
Qualitäten, die eher mit dem „Wohnen im Grünen“ assoziiert werden, können aktiv im städtebaulichen Bestand 
entwickelt werden, denn erst mit Mindestanteilen von 45 % Grünflächen lassen sich im Wohnbau höhere Renditen 
erzielen (in Dosch 2003b). Flächeneffizienz zielt auf eine qualitätsvolle Verdichtung ab, keineswegs Verdichtung um 
jeden Preis. Im Einzelfall kann dies auch bedeuten, etwa Brachflächen einer dynamischen Naturentwicklung ohne 
gestalterische oder bauliche Einflussnahme zuzuführen. 
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dokumentiert. Einig (Dosch und Einig 2003; Einig 2003a+b) zeigt mit einem selbst ent-
wickelten chronologischen Phasenmodell für regionales Flächenmanagement, dass sich 
eine ressourcenschonende Siedlungsentwicklung auf regionaler Ebene mit entsprechen-
den Controllinginstrumenten umsetzen ließe. Bedeutsam sind u. a. Modelle zur Ab-
schätzung von Siedlungsvarianten. Ansätze des Flächenmanagements werden aber nur 
dann erfolgreich zur Erreichung des Ziels-30-ha der Bundesregierung beitragen können, 
wenn es langfristig gelingt, die vielfältigen Instrumente, die bereits heute schon der 
Praxis zur Verfügung stehen, gebündelt und abgestimmt zum Einsatz zu bringen und die 
bestehenden Kooperationsreserven effizienter auszuschöpfen. Als eigentliches Haupt-
hindernis der Einführung integrierter Ansätze stellen sich heute vorrangig die unzurei-
chenden Anreize für ressourcenschonende Lösungen der lokalen und regionalen Sied-
lungsentwicklung dar.  
Auf Länderebene haben insbesondere die Bundesländer Baden-Württemberg und 
Bayern (LfU 2003a+b; MfUV 2004a; StMLU 2003) in den vergangenen Jahren beson-
dere Anstrengungen im Bereich der Forschung und Anwendung des Flächenressour-
cenmanagements unternommen. Auch andere Bundesländer führen über die Landespla-
nung und Regionalentwicklung hinaus zahlreiche Aktivitäten und Initiativen zum Flä-
chenressourcenmanagement durch.37 Da die Aktivitäten der Bundesländer weitgehend 
auf kommunales Flächenmanagement begrenzt sind, ist ihr Beitrag zur Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme (Ziel-30-ha) vor dem Hintergrund kommunaler Konkurrenz 
aber nicht ausreichend. Hier sind neue Aktivitäten regional koordinierter Flächensteue-
rung erforderlich, die nicht durch kommunale Aktionsprogramme abgedeckt werden 
können. Ein Ansatz dabei kann der Aufbau einer Informationsplattform Gewerbeflä-
chenmanagement sein, wie sie für Ostdeutschland in einem Forschungsprojekt vorge-
schlagen wird (vgl. Glaser et al. 2004). 
Eine Evaluation der kommunalen Nutzungsplanung in der Schweiz weist ebenso auf 
die Erfordernis gemeinde- und kantonsübergreifender Lösungen hin, bei der die Pla-
nungsstufen Region und Kanton gestärkt werden sollen. Dabei sollen Baulandbegren-
zungen auf der Grundlage überörtlicher Entwicklungsvorstellungen anvisiert werden 
(ARE 2003). 
 
3.3 Zahlreiche Initiativen – aber auch die richtigen Stellschrauben? 
Instrumentelle Lösungsvorschläge zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme wer-
den seit vielen Jahren gemacht (vgl. ARL 1987+1999–2004; UBA 2003+2004; Bizer et. 
                                                 
37 Dies zeigt die beispielhafte Auflistung einzelner Maßnahmen in ausgewählten Bundesländern. So greift der Um-
weltbericht Schleswig-Holstein Maßnahmen zum Flächenmanagement auf. In Niedersachsen zielen Aktivitäten u. a. 
auf die Wiedernutzung von Brachflächen im Rahmen eines kommunalen Brachflächenmanagements. Eine Wander-
ausstellung "Land unter" zeigt auf Schautafeln, wie Flächenverbrauch und Bodenversiegelung die Landschaft und 
den Boden verändern und was dagegen getan werden kann. Die Ausstellung richtet sich in erster Linie an Kommu-
nen. Ein Bodenqualitätszielkonzept wird erarbeitet. Hamburg betreibt vielfältige Aktivitäten zum Bodenschutz und 
ein Flächenmanagement speziell für die Hafengebiete. Für Bremen ist ein breit abgestimmtes Flächenmanagement 
für die regionale Kooperation von besonderer Bedeutung auf der Grundlage des interkommunalen Raumstrukturkon-
zept Region Bremen (intra). In den neuen Bundesländern steht das Flächenrecycling im Mittelpunkt von Aktivitäten 
zum Flächenmanagement. In Thüringen sind zahlreiche Aktivitäten zum Flächenrecycling initiiert worden. Ein weite-
res Thema ist die Verminderung der Bodenversiegelung. Das Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Ver-
kehr des Landes Brandenburg hat 1999 eine Broschüre zum „Flächenmanagement in Brandenburg“ herausgegeben. 
Brandenburg führt mit Berlin ein Planungsinformationssystem. Nordrhein-Westfalen zeigt mit dem Forum Bauland-
management kommunikativ und praxisnah Wege eines erfolgreichen Baulandmanagements auf. Ein 1.000 Baulü-
cken-Programm wurde von der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen als Projekt in die Landesinitiative Stadt-
BauKultur NRW eingebracht. In Rheinland-Pfalz ist Flächenmanagement vor allem auf Konversion militärischer 
Liegenschaften ausgerichtet. 
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al. 1998+2002; DST 2002+2004; SRU 2004, BBR 2005a, Schultz et al. 2005). Meist 
geht es um das Spannungsfeld zwischen räumlicher Planung und marktanalogen In-
strumenten. So formuliert etwa der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem 
Umweltgutachten 2004 (SRU 2004: 166 ff.) umfangreiche Steuerungsvorschläge. In 
einem Instrumentenmix werden handelbare Flächenausweisungsrechte mit Zuteilungs-
modus durch Länder vorgeschlagen (BBR 2005a, BBR 2005b). Ergänzt wird dies u. a. 
durch Negativplanung, gemeindliche Vorkaufsrechte, regionale Gewerbegebiete, Re-
form des kommunalen Finanzausgleichs, Abbau von Förderinstrumenten und steuerli-
chen Vergünstigungen und nicht zuletzt Mindestanteile von Flächenrecycling. Der 
Deutsche Städtetag lehnt in Meinungskongruenz zu vielen anderen Verbänden genau 
diese Zertifikate entschieden ab und will kommunale Handlungsmöglichkeiten u. a. 
durch eine Baulandsteuer, Baulandmobilisierung und verkürzte Spekulationsfristen, 
Streichung bzw. degressive Gestaltung der Entfernungspauschale, Abschaffung der Ei-
genheimzulage,38 Grundstücksfonds und konkrete Verbesserung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für Flächenrecycling erreichen (DST 2004). Das UBA (2004) hat 
einen dezidierten Katalog von Umweltqualitäts- und -handlungszielen zur Verminde-
rung der Flächeninanspruchnahme vorgelegt. Fast unisono wird auf eine Stärkung der 
Städtebauförderung als wichtigem Instrumentarium zum Flächenhaushalt hingewiesen 
(vgl. u.a. DST 2004 und UBA 2004b).  
Jenseits der fast schon unübersehbaren Fülle an Instrumentenvorschlägen macht der 
Einsatz vieler Instrumente nur dann Sinn, wenn tatsächlich ein breiter gesellschaftlicher 
Konsens besteht, Maßnahmen zum Ziel-30-ha aktiv und verbindlich umzusetzen. Wie 
der Nachhaltigkeitsrat (RNE 2004b) wird auch die Bundesregierung einen Katalog von 
Maßnahmen vorlegen (IMAG 2004).39 Dabei wurde in einem interministeriell zusam-
mengesetzten Arbeitskreis „Verminderung der Flächeninanspruchnahme“ ein konsens-
fähiger und umsetzbarer Katalog von Einzelmaßnahmen erarbeitet. Im Mittelpunkt ste-
hen empirische Analysen zur Qualifizierung und Regionalisierung der Entwicklungs-
trends sowie Darstellung und Bewertung bestehender planerischer, finanzpolitischer 
und rechtlicher Instrumente. 
Abgeschlossene und neue Modellvorhaben des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) zielen in die gleiche Richtung. Zahlreiche Forschungsprojekte 
setzen sich mit den Strategien des Flächenrecyclings im unterschiedlichen regionalen 
Kontext auseinander. Mehr als 50 Beispiele wurden im Rahmen des Modellvorhabens 
der Raumordnung „Regionales Flächenmanagement“ erarbeitet, Erfolgsbedingungen 
und ein Phasenmodell ermittelt (vgl. auch Einig 2003a; Weith 2004a+b). Wie vielfältig 
diese Aufgaben des Flächenmanagements sind, zeigt eine tabellarische Zusammenstel-
lung idealtypischer Aufgaben für ein effizientes Flächenmanagement in diesem Sam-
melband.  
                                                 
38 Die geplante Abschaffung der Eigenheimzulage – nahezu unisono als Zersiedelungsprämie angegriffen und 
überdies auf der Streichungsliste 2005 des BMF, würde, insbesondere bei Beibehaltung der Grunderwerbsteuer in der 
derzeitigen Höhe, nicht zwingend die Suburbanisierung bremsen. Jenseits der komplexeren als hier dargestellten 
Zusammenhänge stünde zwar insgesamt weniger Kapital für den Eigenheimerwerb zur Verfügung. Dadurch würden 
etwa im Neubau am gleichen Standort tendenziell kleinere Grundstücke bebaut. Doch der baulandpolitisch erwün-
schte Erwerb von Bestandsimmobilien in zentralen Lagen demgegenüber wäre erschwert, weil dann manche Immo-
bilien für Schwellenhaushalte einfach zu teuer werden, Ausweichreaktionen nach Suburbia nicht ausgeschlossen.  
39 Während in Deutschland eine Veränderung der Kompetenzordnung vom Bund zugunsten der Länder angedacht 
ist und damit droht, Flächenmanagement einem neuen Standortwettbewerb unterzuordnen, wird für die Schweiz eine 
Stärkung der Rolle des Bundes postuliert. Es brauche Visionen und „gestaltende Verantwortung“ für funktionale 
Räume, verbindliche Entwicklungsvorgaben und quantitative Festlegungen für die kantonale Richtplanung, dazu ein 
effektives Controlling (ARE 2003). Statt ubiquitärer Entwicklungsoptionen seien überörtliche Entwicklungsstrategien 
zu stärken. 
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Deren Zusammenspiel soll in einem neuen Modellvorhaben des Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus „Kreislaufwirtschaft in der städtischen/stadtregionalen Flä-
chennutzung“ getestet werden. In diesem Vorhaben wird u. a. in Planspielen ausgelotet, 
wie sich Wege zu einem Flächenkreislauf finden lassen (vgl. Kap. 2.3.2).  
Eine wichtige Rolle spielen bei diesen Planspielen marktwirtschaftliche Anreize zur 
Begrenzung der Siedlungsexpansion. Für eine dauerhafte Trendwende hin zum Flä-
chenkreislauf 2020/2050 müssen den Akteuren – neben ordnungs- und planungsrechtli-
chen Vorgaben – auch monetäre Signale gegeben werden (vgl. BBR 1999, Apel 2000). 
Flächensparen muss sich lohnen, die Nutzung von Bestandsflächen muss lukrativer sein 
als die Neuausweisung. Vermutlich liegt hier ein wesentlicher Schlüssel zum Erfolg. 
Dann kann es gelingen, Nachhaltigkeit und Effizienz in der Flächennutzung zusammen-
zubringen und sie langfristig in Richtung einer Kreislaufwirtschaft auszurichten.40  
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1   Rechtliche Instrumente zur Steuerung der Flächennutzung 
Die im geltenden deutschen und bayerischen Recht enthaltenen Instrumente gehören 
dem Ordnungsrecht an. Andere, etwa marktwirtschaftliche Instrumente bestehen derzeit 
nicht. Hierzu werden in Kapitel 2 Vorschläge gemacht. Im Vordergrund steht das Recht 
der Raumplanung. Hinzu treten weitere Regelungen, vor allem solche des Naturschutz-, 
des Bodenschutz- und des Baurechts. Auch die ursprünglich für die Verfahren zur Zu-
lassung von Einzelprojekten mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt in das deut-
sche Recht eingeführte Umweltverträglichkeitsprüfung hat Auswirkungen. Sie wurde 
nunmehr auch für die Raumplanung verbindlich. 
 
1.1   Allgemeine Raumplanung  
Die allgemeine Raumplanung findet in Deutschland von Ausnahmen abgesehen wie in 
Bayern auf drei Planungsebenen statt: auf der Ebene des Landes, der von Planungsregi-
onen und auf der Gemeindeebene. Für das Bundesgebiet als solches ist keine allgemeine 
Raumplanung vorgesehen. Sie wird allerdings diskutiert. Auch besteht keine Kompe-
tenz der Europäischen Union für eine allgemeine Raumplanung. 
Die allgemeine Raumplanung ist in Deutschland entsprechend den Kompetenzrege-
lungen des Grundgesetzes zwei unterschiedlichen Rechtsbereichen zugeordnet: die 
Raumplanung auf Landesebene und auf der Ebene der Regionen gehören dem Raum-
ordnungsrecht an, für das der Bund nur eine Rahmenkompetenz besitzt. Die Regelungen 
über die Planung auf der Gemeindeebene gehören zur konkurrierenden Kompetenz des 
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Bundes. Die Raumplanung auf der Gemeindeebene wird als Teil des verfassungsrecht-
lich garantierten kommunalen Selbstverwaltungsrechts angesehen. 
 Das Raumordnungsrecht basiert derzeit auf dem Bundes-Raumordnungsgesetz 
(BROG) in der Fassung von 1998 zuletzt geändert durch das Europarechtsanpassungs-
gesetz-Bau (EAG-Bau) von 2004. In Bayern gilt das Bayerische Landesplanungsgesetz 
(BayLPlG) in der Fassung von 1997, zuletzt geändert 2004. Die Bauleitplanung hat ihre 
Ausgestaltung im Baugesetzbuch (BauGB) erfahren, das ebenfalls in der Fassung von 
1998 gilt und durch das Europarechtsanpassungsgesetz-Bau zuletzt 2004 geändert wur-
de. Das Raumordnungsrecht beinhaltet in seiner Aufgabenstellung gemäß § 1 BROG 
auch die Steuerung der Nutzungsmöglichkeiten von Flächen, und zwar grundsätzlich im 
landesweiten und im regionalen Maßstab. In den Grundsätzen der Raumordnung ist die 
Aufgabe des Flächenmanagements angesprochen, vor allem in der Nummer 8. Als 
rechtliches Mittel zur Erfüllung dieser Aufgabe kommt in erster Linie die Aufstellung 
geeigneter Ziele der Raumordnung im Landesentwicklungsprogramm (LEP) und in den 
Regionalplänen in Frage. Außerdem können entsprechende Festlegungen auch als sons-
tige Erfordernisse der Raumordnung als Ergebnis eines Raumordnungsverfahrens oder 
einer entsprechenden landesplanerischen Stellungnahme getroffen werden. 
Das BauGB enthält in seiner nunmehr geltenden Fassung mehrere Regelungen, wel-
che eine Sicherung der sparsamen Flächennutzung gewährleisten helfen. Vor allem gilt 
dies in umfassender Weise für die Ausarbeitung von Bauleitplänen, nämlich von Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungsplänen. Hier sichert die Bodenschutzklausel des § 
1 a Abs. 2 in Verbindung mit dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 eine umfassende Be-
rücksichtung der Gesichtspunkte des Flächenmanagements. 
Ferner verlangt das neue BauGB im §  2 Abs. 4 im Rahmen der Aufstellung eines 
Bauleitplanes die Durchführung einer Umweltprüfung, die sich auch auf die Auswir-
kungen des Planes auf die Flächeninanspruchnahme bezieht. Die bei dieser Prüfung zu 
beachtenden Gesichtspunkte sind in §  1 a Abs. BauGB im Einzelnen dargestellt. Dabei 
sollen insbesondere die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, Maß-
nahmen zur Innenentwicklung (wie Nachverdichtung) und eine Beschränkung der Bo-
denversiegelung auf das notwendige Maß einbezogen werden.  
Das neue Bauplanungsrecht schreibt in § 2 a weiter vor, dass die Gemeinde dem Ent-
wurf eines Bauleitplanes eine Begründung beizufügen hat, der einen Umweltbericht 
enthalten muss. Dieser bildet einen besonderen Teil der Begründung. In dem Umwelt-
bericht sind auch die Belange der sparsamen Flächennutzung zu behandeln. Die Be-
gründung muss eine Erklärung darüber enthalten, wie diese Belange bei der Planung 
berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen die vorgeschlagene Lösung nach Ab-
wägung mit anderen Belangen gewählt wurde. Nach § 3 ist die Öffentlichkeitsarbeit bei 
der Planaufstellung zu beteiligen. Ihr sind auch die Ergebnisse der Umweltprüfung be-
kannt zu machen. Neu ist auch die in § 4 c aufgenommene Verpflichtung der Gemein-
den, die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung von Bau-
leitplänen auftreten, zu  überwachen (Monitoring). Eine gewisse Bedeutung kommt 
auch den im Zusammenhang mit der so genannten Planerhaltung getroffenen Regelun-
gen zu (§ 214), weil hiernach wesentliche Mängel bei der Planaufstellung, die sich auf 
die dargestellten Belange beziehen, nicht als für die Wirksamkeit des Planes unbeacht-
lich gelten. 
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1.2   Landschaftsplanung 
Die in den Naturschutzgesetzen des Bundes und Bayerns geregelte Landschaftsplanung 
hat für die Flächenbewirtschaftung inhaltlich große Bedeutung, weil sie die aus der 
Sicht von Natur und Landschaft und der Sicherung der Erholungsmöglichkeiten in der 
freien Natur gebotenen Feststellungen enthält. Nach dem (2002 neu gefassten) Bundes-
Naturschutzgesetz (BNatSchG) findet eine Landschaftsplanung sowohl auf der Ebene 
des Landes und der der Regionen als auch auf der Gemeindeebene statt. Die Land-
schaftsplanung auf der Landesebene wird in einem Landschaftsprogramm, die auf der 
Regionsebene wird in Landschaftsrahmenplänen niedergelegt. Die Landschaftsplanung 
auf der Gemeindeebene ist in Landschaftsplänen darzustellen.  
Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Erfordernisse und Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum darzustellen 
und zu begründen. Die Verbindlichkeit der in den Landschaftsplanungen getroffenen 
Zielaussagen wurde in Bayern von jeher über ihre Integration in die allgemeine Raum-
planung erreicht. Ziele des landesweiten Landschaftsprogramms finden ihren Nieder-
schlag im Landesentwicklungsprogramm (LEP), und zwar vor allem im Kapitel Natur 
und Landschaft, aber auch im Teil A (Überfachliche Ziele). Die raumbedeutsamen Ziele 
der Landschaftsrahmenpläne werden in die Regionalpläne integriert. Die im alten Recht 
noch vorgesehenen fachlichen Teilpläne auf dem Gebiet des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, die für das ganze Land oder für bestimmte Teile des Landes getrof-
fen werden konnten, wurden abgeschafft. Soweit bestimmte Ziele für einzelne Teile des 
Landes festgesetzt werden sollen, die von überregionaler Bedeutung sind, werden sie in 
das Landesentwicklungsprogramm aufgenommen. Auf der kommunalen Ebene wird die 
Verbindlichkeit der in den Landschaftsplänen enthaltenen Ziele in Bayern von jeher 
durch die Übernahme in die Bauleitplanung bewirkt. Dabei werden die für die Aufnah-
me in die Flächennutzungspläne vorgesehenen Landschaftsplanungen als Landschafts-
pläne und die für die Aufnahme in die Bebauungspläne erarbeiteten Landschaftsplanun-
gen als Grünordnungspläne bezeichnet (Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG). 
Der Landschaftsplanung kommt trotz der fehlenden unmittelbaren Verbindlichkeit 
der in ihnen enthaltenen Ziele große praktische Bedeutung für die Lösung der Probleme 
eines umfassenden Flächenmanagements zu; denn sie enthält in qualitativer und in 
quantitativer Hinsicht die Forderungen, welche Gebiete des Landes, der Regionen und 
der Gemeinden von einer anderen als der bisherigen Nutzung freigehalten werden sol-
len. Dies gilt vor allem für Nutzungen für Verkehrszwecke und der Wohn- und Gewer-
beansiedlung, aber auch für Abgrabungen oder für Flächen in Anspruch nehmende inf-
rastrukturorientierte Freizeitaktivitäten. Durch die Integration der verbindlichen Festle-
gungen der Landschaftsplanung in die allgemeine Raumplanung stellt letztere das um-
fassende Planungsinstrumentarium für ein Flächenmanagement dar. 
 
1.3   Bodenschutzrecht 
Das im Wesentlichen in dem seit 1999 geltenden Bodenschutzgesetz des Bundes enthal-
tene Bodenschutzrecht zielt auf die Erhaltung eines qualitativ guten Bodens ab. Es geht 
vornehmlich um die Freihaltung der Böden von Schadstoffen sowie die Sanierung be-
reits geschädigter Böden. Ferner dient das Gesetz dem Schutz vor Erosionen. Ein um-
fassendes Instrumentarium für ein Flächenmanagement enthält das Gesetz nicht. In der 
Begründung zur Gesetzesvorlage wurde hierzu auf das Raumplanungsrecht verwiesen. 
Eine Vorschrift zum Schutz vor Bodenversiegelungen hat im Hinblick auf die fehlenden 
Durchführungsregelungen kaum praktische Bedeutung erlangt. Zum Thema Entsiege-
lung enthält jedoch das neu gefasste BauGB eine Regelung (siehe 1.6).  
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1.4   Naturschutzrecht 
Den wichtigsten Beitrag zum Flächenmanagement im Naturschutzrecht stellt die Land-
schaftsplanung dar (vgl. 1.2). Dieses Instrumentarium wird ergänzt durch die 2002 neu 
in das Naturschutzrecht eingefügte Pflicht von Bund und Ländern zur Umweltbeobach-
tung und durch die bereits in Bayern 1973 eingeführte so genannte Eingriffsregelung.  
Nach § 12 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bezweckt die Umweltbeob-
achtung unter anderem den Zustand des Naturhaushalts und seiner Veränderungen zu 
ermitteln, auszuwerten und zu bewerten. Zu dem Beobachtungsspektrum gehört auch, 
ob die realisierten und die beabsichtigten Flächennutzungen für den Naturhaushalt ver-
träglich oder abträglich sind. Je nach dem Ergebnis können Abhilfemaßnahmen ergrif-
fen werden. Diese in das Naturschutzrecht aufgenommene Vorschrift wird ergänzt 
durch die in § 4 c BauGB getroffene Regelung, wonach die Gemeinden verpflichtet wur-
den, erhebliche Umweltauswirkungen zu ermitteln, die bei der Durchführung von Be-
bauungsplänen auftreten (siehe 1.1). 
Die in Bayern erstmals 1973 eingeführte Eingriffsregelung ermöglicht es, Vorhaben, 
die mit erheblichen Veränderungen des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes ver-
bunden sind oder eine Beeinträchtigung der Erholungsmöglichkeiten zur Folge haben 
können, einer Prüfung daraufhin zu unterziehen, ob die mit der Verwirklichung des 
Vorhabens verbundenen Nachteile vermieden, verringert oder ausgeglichen werden 
können oder ob der Eingriff in Abwägung der Interessen ganz zu unterbleiben hat. Spä-
ter wurde in das Naturschutzrecht auch die Möglichkeit aufgenommen, statt eines Aus-
gleichs des Eingriffs Ersatzmaßnahmen zu fordern. Unter bestimmten Voraussetzungen 
können an Stelle von Ersatzmaßnahmen auch Ersatzzahlungen festgesetzt werden. 
Von erheblicher Bedeutung erwies sich die vom Gesetzgeber geschaffene Möglich-
keit, bestimmte Arten von Eingriffen von der Eingriffsregelung auszunehmen. Dies galt 
lange für bestimmte Maßnahmen der Land- und Forstwirtschaft (Landwirtschaftsklau-
sel). Umgekehrt hat der Gesetzgeber auch die Möglichkeit, bestimmte Eingriffe einer 
besonderen Regelung zu unterwerfen. Dies ist in Bayern bezüglich Hochspannungslei-
tungen, besonderer Biotoptypen, nämlich bestimmter Feuchtgebiete und Trockenrasen, 
dem Einsatz von Grabenfräsen, dem Wegebau im Alpengebiet und der Anlage oder 
Erweiterung von Skipisten geschehen. Der besondere Schutz bestimmter Biotope wurde 
inzwischen im Naturschutzrecht verselbstständigt, bildet also nicht mehr einen Teil der 
Eingriffsregelung (vgl. Art. 13 d des Bayer. Naturschutzgesetzes – BayNatSchG). 
Große Bedeutung in der Praxis erlangte die Frage, wie die Ausweisung und die Er-
weiterung von Baugebieten unter den Gesichtspunkten der Eingriffsregelung zu behan-
deln sind. Zunächst war auf das einzelne Bauvorhaben abgestellt worden, das durch die 
entsprechende Baugebietsausweisung ermöglicht wurde. Die Aufstellung der Bebau-
ungspläne selbst gilt nicht als Eingriff. Dann kam es durch den so genannten Baurechts-
kompromiss zu einer Systemänderung. Nunmehr sind bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen, durch deren Verwirklichung mit Eingriffen zu rechnen ist, die entsprechen-
den Prüfungen durchzuführen und auch die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen festzusetzen (nunmehr in § 1 a Abs. 3 BauGB geregelt).  
Die im Naturschutzrecht enthaltenen Regelungen wurden in jüngster Zeit durch sol-
che über die Errichtung eines Biotopverbundes und durch den besonderen Schutz von 
Biotopen nach den Richtlinien der Europäischen Union über den Vogelschutz und die 
Flora- und Fauna-Habitate verstärkt.  
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1.5   Umweltverträglichkeitsprüfung 
Auch die von der Europäischen Union vorgeschriebene Umweltverträglichkeitsprüfung 
hatte erhebliche Auswirkungen auf das hier dargestellte gesetzliche Instrumentarium. 
Zunächst wurde die Überprüfung von Einzelvorhaben auf ihre Umweltverträglichkeit 
eingeführt. Danach wurde sie durch eine Pflicht zur Prüfung bei der Aufstellung von 
Plänen und Programmen, deren Verwirklichung mit wesentlichen Auswirkungen auf die 
Umwelt verbunden ist, erweitert. Nachdem es sich bei der Umweltverträglichkeitsprü-
fung in der Sache nicht um die Festsetzung von bestimmten Umweltstandards, sondern 
um einen Verfahrensschritt handelt, wurde diese Prüfung in die nach deutschem und 
bayerischem Recht vorgeschriebenen Verfahren integriert. Zum Teil wurden solche 
Verfahren allerdings erst im Hinblick auf die nach europäischem Recht gebotene Um-
weltverträglichkeitsprüfung neu eingeführt (vgl. Bayerisches Abgrabungsgesetz). 
 
1.6   Baurecht 
Durch das EAG Bau wurde in das BauGB (§ 9 Abs. 2) eine Bestimmung aufgenommen, 
wonach in Bebauungsplänen auch befristete und bedingte Ausweisungen zulässig sind. 
Dabei sollen auch die Folgenutzungen angegeben werden, wenn die Befristung oder 
Bedingung eingetreten ist. Außerdem wurde in das BauGB eine Rückbauverpflichtung 
für jene Vorhaben aufgenommen, die im Außenbereich liegen und die einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterzogen wurden (§ 35 Abs. 5). 
2  Vorschläge zur Erweiterung des Instrumentariums für ein  Flächen-
management 
Solche Vorschläge betreffen sowohl ordnungsrechtliche Maßnahmen als z. B. auch 
marktwirtschaftliche Instrumente. 
 
2.1   Vorschläge zum Ordnungsrecht 
Vorab ist festzustellen, dass durch die jüngste Gesetzgebung eine Reihe von Vorschlä-
gen zur Erweiterung des ordnungsrechtlichen Instrumentariums verwirklicht wurde. 
Dies gilt z. B. für die Einführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Raum-
planung, für die Verpflichtung zur Überwachung der Auswirkungen von Bebauungs-
plänen, für die Möglichkeit befristetes Baurecht zu schaffen und für die Rückbauver-
pflichtung bei bestimmten Vorhaben im Außenbereich (Entsiegelung). Allgemein ist 
dazu zu bemerken, dass mit diesem neuen Instrumentarium noch kaum Erfahrungen 
gesammelt werden konnten.  
Ergänzend wurde vorgeschlagen, die Zuständigkeit für Festlegungen des Flächenma-
nagements, die jetzt auf der unteren Ebene, nämlich bei den Gemeinden liegt, auf eine 
höhere Ebene zu verlagern (z. B. die Kreisebene). Wesentlich zahlreicher sind – neben 
Anregungen zur Änderung des Steuerrechts und des Kommunalen Finanzausgleichs – 
Vorschläge zur Einführung marktwirtschaftlicher Instrumente. 
 
2.2   Vorschläge zur Einführung marktwirtschaftlicher Instrumente zum 
 Flächenmanagement 
Als marktwirtschaftliches Instrument zum Flächenmanagement bietet sich die Kontin-
gentierung der für die Ausweisung neuen Baulandes zur Verfügung stehenden Flächen 
durch die Festlegung von Flächenzuweisungsrechten an die Gemeinden an. Die Kontin-
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gente wären vom Bund oder den Ländern festzusetzen. Außerdem sollten die Kontin-
gente handelbar sein, so dass eine Gemeinde die von ihr nicht ausgeschöpften Kontin-
gente an andere Gemeinden veräußern könnte, deren Kontingente erschöpft sind. Diese 
Vorschläge lehnen sich gedanklich an das unlängst in der Europäischen Union einge-
führte System der Zuweisung von Verschmutzungsrechten im Bereich der Emissionen 
und den dabei zugelassenen Emissionshandel an.  
Die Einführung von Abgaben wird empfohlen, falls bisher ungenutztes oder für Zwe-
cke der Land- und Forstwirtschaft genutztes Land bebaut werden soll. Solche Abgaben 
werden auch als Bodenversiegelungsabgaben bezeichnet. Zur Zahlung soll derjenige 
verpflichtet sein, der das Grundstück bebaut. Die Einnahmen könnten für Verbesse-
rungsmaßnahmen und Entschädigungsleistungen im Zusammenhang mit der gemeindli-
chen und auch der staatlichen Planung zur Verfügung stehen. 
 
3  Beurteilung des Instrumentariums aus der Sicht der Verwaltungs-
praxis 
Bei der Beurteilung der oben aufgeführten rechtlichen Instrumente zum Flächenmana-
gement soll vor allem ihre Effizienz unter Einbeziehung des zu erwartenden Verwal-
tungsaufwands, aber auch die Akzeptanz im Rahmen der bestehenden Strukturen der 
öffentlichen Hand und bei den Betroffenen im Vordergrund stehen. Dabei können ge-
wisse Traditionen in Deutschland und Bayern sowie die mit den genannten oder ihnen 
ähnlichen Instrumenten gemachten Erfahrungen nicht außer Acht bleiben. Auch die in 
einigen Vorschlägen enthaltenen Verlagerungen von Kompetenzen nach oben, z. B. auf 
die Ebene des Bundes, erscheinen im Hinblick auf die derzeitige Diskussionslage zum 
Föderalismus kaum Chancen für eine Verwirklichung zu haben. Zu den einzelnen In-
strumenten ist festzustellen, dass zum Teil erhebliche Erfahrungen vorliegen, während 
neuere Instrumente kaum oder noch gar nicht erprobt sind. Erst Recht kann die Effi-
zienz von neuen Vorschlägen nur auf Grund der Erfahrungen eingeschätzt werden. In-
soweit sollte ein gewisses Maß an Subjektivität der Einschätzungen akzeptiert werden.  
Unbestritten liegt ein Hauptvorteil des planungsrechtlichen Instrumentariums in sei-
nen Möglichkeiten, Festlegungen für die vorhersehbare Zukunft zu treffen, während 
andere Instrumente, wie z. B. die Eingriffsregelung des Naturschutzrechts, nur auf be-
reits geplante Vorhaben reagieren können. Hierbei wird am besten dem Vorsorgeprinzip 
Rechnung getragen. Aus diesem Grund hat die Europäische Union die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, die zunächst nur für konkrete Vorhaben vorgeschrieben worden war, 
anschließend auch auf Planungen erweitert. Ferner ermöglicht es die Raumplanung, in 
einem umfassenden Abwägungsprozess die unterschiedlichen Ansprüche an die Flä-
chennutzung unter Gemeinwohlgesichtspunkten abzuwägen und auszugleichen. Dabei 
ist unbestritten, dass die unterschiedlichen Ansprüche an die Flächennutzungen unter 
den Gesichtspunkten sowohl der wirtschaftlichen Entwicklung als auch der langfristigen 
Sicherung des Naturhaushalts ausgeglichen werden müssen. Unter den Prämissen des 
Sozialstaats und des Kulturstaats müssen dabei stets soziale und kulturelle Belange ge-
wahrt bleiben. Zu den sozialen Belangen gehören etwa auch die Möglichkeiten einer 
wohnungsnahen Erholung in der freien Natur. Als schwierig erweist sich bei der plane-
rischen Abwägung vor allem im überörtlichen Bereich die Berücksichtigung der grund-
gesetzlich geschützten Belange der privaten Grundstücksberechtigten, ein Problem, das 
gerade in jüngster Zeit bei der Festsetzung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in 
Regionalplänen akut geworden ist. Ein besonderer Vorzug der Raumplanung besteht 
auch darin, dass sie in der Lage ist, den unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten, 
wie sie gerade in Bayern bezüglich der Ansprüche an die Flächennutzung bestehen, zu 
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entsprechen. Ein Instrumentarium, das Beschränkungen der Flächennutzung für Vorha-
ben bestimmter Arten undifferenziert, etwa für das ganze Land, vorschreibt, geht in den 
meisten Fällen an den Erfordernissen vorbei. Diese Feststellung schließt nicht aus, dass 
in den Festlegungen der Raumplanung, wo geboten, auch konkrete Festsetzungen für 
das ganze Staatsgebiet oder bestimmte Teile (wie z. B. das Alpengebiet) getroffen wer-
den können.  
In Bayern wurde von den Möglichkeiten, das raumplanerische Instrumentarium für 
den Zweck einer schonenden Flächennutzung zu nutzen, vornehmlich in jüngster Zeit in 
der Landesplanung umfassend Gebrauch gemacht. Vor allem das mit Verordnung vom 
12.3.2003 neu gefasste LEP widmet sich umgreifend der Thematik der Nachhaltigkeit. 
So wird etwa in Teil A „Ziele zur nachhaltigen überfachlichen Entwicklung der Raum-
struktur“ unter 1.9 festgestellt: „Der Flächenverbrauch soll in allen Landesteilen redu-
ziert werden …“ Auch in den folgenden Fachkapiteln werden einschlägige Ziele formu-
liert, welche eine möglichst sparsame und flächenschonende Nutzung etwa für Zwecke 
des Verkehrs oder der Siedlungsentwicklung fordern. Auch die zu diesem Zwecke dien-
lich erscheinenden Maßnahmen, wie etwa die Bündelung von Verkehrseinrichtungen, 
die Konzentration der Siedlungsentwicklung auf Orte mit Anschluss an den öffentlichen 
Personennahverkehr oder die Forderung nach verstärkter Innenentwicklung im Sied-
lungswesen sind enthalten. Die Regionalplanung, die ebenfalls fortgeschrieben ist oder 
noch wird, folgt diesen Wegen. 
Die Landschaftsplanung auf überörtlicher Ebene leistet hierzu wertvolle Beiträge, 
weil sie vor allem eine Bewertung ermöglicht, welche Teilräume zum Schutz des Na-
turhaushalts, zur Bewahrung des Landschaftsbildes und zur Erhaltung oder Verbesse-
rung der Erholungsmöglichkeiten in der freien Natur vornehmlich nicht für eine andere 
als die bisherige Flächennutzung geeignet erscheinen und daher möglichst erhalten wer-
den sollten. Dort sind auch Vorschläge für die Ausweisung von Schutzgebieten nach 
dem Naturschutzgesetz enthalten. Eine ähnliche Funktion kommt auch der Waldfunkti-
onsplanung und der Agrarleitplanung zu, wenn es um die Erhaltung von für die Land- 
oder Forstwirtschaft besonders wichtigen Standorten geht.  
Die Bauleitplanung in der Verantwortung der Gemeinden ist weitgehend verantwort-
lich für die weitere Entwicklung der Flächennutzung. Innerhalb der durch das BauGB 
vorgeschriebenen umfassenden Abwägung spielen wiederum die Fachplanungen des 
Naturschutzes, nämlich die Landschaftsplanung auf der örtlichen Ebene und diejenigen 
der Land- und Forstwirtschaft eine wichtige Rolle. Vor allem sind die Gemeinden ver-
pflichtet, die in den Programmen und Plänen der Raumordnung festgesetzten Ziele zu 
beachten. Je konkreter diese Ziele gefasst sind, desto stärker ist der Entscheidungsspiel-
raum der Gemeinde eingeengt. Hier ergibt sich ein Spannungsfeld, das für die Effizienz 
des Einsatzes des Planungsinstrumentariums zur Steuerung der Flächennutzung ent-
scheidend ist. Je unverbindlicher die übergeordneten Ziele gefasst sind, desto weniger 
kann die Planung dieser Aufgabe gerecht werden. Oft werden verbindliche Ziele mit der 
Begründung abgelehnt, dass dann die für die weitere Entwicklung erforderliche Flexibi-
lität nicht mehr gegeben wäre. Dabei bleibt allerdings außer Betracht, dass Ziele geän-
dert werden können und unter besonderen Voraussetzungen auch Zielabweichungen 
rechtlich möglich sind. 
Dass die Raumplanung geeignet ist, eine dauerhaft tragfähige Problemlösung zu lie-
fern, beweist neben anderen Beispielen der bereits im Jahre 1974 in das LEP aufge-
nommene so genannte Alpenplan. Dieser brachte durch sein Zonierungsmodell eine 
wirksame Lösung für die weitere Erschließung des bayerischen/deutschen Alpengebiets 
durch Bergbahnen und Straßen des nicht öffentlichen Verkehrs. Auch dieser Plan war 
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insofern nicht unflexibel, als er neben der Schutz- und Erschließungszone noch eine 
Pufferzone offen ließ, die gewisse Spielräume für weitere Entwicklungen ermöglichte. 
Die oben unter 1.3 aufgeführte Eingriffsregelung ergänzt das Planungsinstrumentari-
um, indem es einerseits bereits den beabsichtigten Bebauungsplan einer naturschutz-
fachlichen Prüfung unterwirft, also insofern bereis im Vorfeld konkreter Bauvorhaben 
eingreift, und anderseits im unbeplanten Bereich die gebotene Abwägung und die Fest-
setzung etwaiger Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ermöglicht. Dieses Instrument hat 
sich bewährt. Das Bodenschutzrecht mit seiner überwiegend qualitativen Ausrichtung 
des Bodenschutzes ergänzt das Instrumentarium. 
Der Anwendungsbereich des neuen Instruments der befristeten Baugenehmigung ist 
von Natur aus begrenzt, schon weil es sich einerseits nicht auf bereits bestehendes 
Baurecht bezieht und andererseits nach dem Gesetz besondere Voraussetzungen im Ein-
zelfall voraussetzt. Erfahrungen müssen abgewartet werden. Unter Aspekten des Flä-
chenressourcenschutzes ist das in das Baurecht neu eingefügte Rückbaugebot für be-
stimmte Maßnahmen im Außenbereich positiv zu bewerten.  
Den zusätzlichen noch nicht verwirklichten Vorschlägen zur Ergänzung des derzeiti-
gen rechtlichen Instrumentariums stehe ich kritisch gegenüber. Die geforderte Verlage-
rung von Zuständigkeiten zur Flächenausweisung von den Gemeinden weg auf eine 
höhere Ebene würde auf wenig Akzeptanz bei den betroffenen Gemeinden stoßen. Die-
se werden mit Recht ihre derzeitige Zuständigkeit für diese Aufgabe als ein Kernstück 
der Bauleitplanung und damit ihres Selbstverwaltungsrechts ansehen. Die durchaus ge-
botene Beschränkung dieser Befugnis im Hinblick auf übergeordnete Belange lässt sich 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht durch die Festsetzung entsprechender in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht konkretisierter und mit einer entsprechenden 
Verbindlichkeit ausgestatteter Ziele der Raumordnung bewerkstelligen. Widerständen 
gegen eine größere Verbindlichkeit solcher Ziele in der Regionalplanung könnte durch 
entsprechende Vorgaben im LEP entgegengewirkt werden. Unabhängig von diesen Ge-
sichtspunkten würde die Einrichtung einer höheren Ebene für diese Aufgabe einen er-
heblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand erforderlich machen. 
Bedenken habe ich auch gegen die Verwirklichung der gemachten Vorschläge, das 
Instrumentarium durch marktwirtschaftliche Instrumente zu ergänzen. Einmal handelt 
es sich um die vorgeschlagene Kontingentierung der Flächenausweisungsrechte ver-
bunden mit der Möglichkeit, solche Rechte zu erwerben oder zu veräußern. Dieser Vor-
schlag lehnt sich an eine unlängst in der europäischen Umweltschutzgesetzgebung ein-
geführte Regelung über eine Kontingentierung von bestimmten Emissionen und der 
Möglichkeit des Handelns mit diesen Verschmutzungsrechten an. Einerseits liegen über 
dieses Instrument in Deutschland kaum Erfahrungen vor, die abgewartet werden sollten, 
bevor eine Ausweitung auf andere Bereiche ins Auge gefasst wird. Zum anderen han-
delt es sich hier nur um einige größere Emittenten, während die Flächenkontingentie-
rung eine weitgehend flächendeckende Angelegenheit wäre. Ferner erscheint es wenig 
realistisch anzunehmen, dass eine Regelung zustande käme, bei welcher der Bund Flä-
chenkontingente für die Länder vorschreiben könnte. Schließlich müssten geeignete 
Kriterien zur Bestimmung der Kontingente gefunden werden. Die Durchführung dieser 
Aufgabe wäre mit einem ganz erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand verbun-
den. 
Bedenken bestehen auch gegen die Einführung einer Bodenversiegelungsabgabe. Zu-
nächst ist festzustellen, dass eine Abgabe als so genannte Sonderabgabe nur unter stren-
gen Voraussetzungen nach der Finanzverfassung des Grundgesetzes zulässig ist, die 
etwa bei der Einführung der Abwasserabgabe für gegeben angesehen worden sind. Da-
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durch ergeben sich auch Beschränkungen für die Verwendung der Mittel. Unabhängig 
davon halte ich die Einführung zusätzlicher Abgaben derzeit für kaum durchsetzbar. 
Das Problem ist in den 1990er-Jahren unter dem Stichwort Naturschutzabgabe einge-
hend geprüft und dann nicht mehr weiter verfolgt worden. Die gegenwärtige wirtschaft-
liche Gesamtlage in Deutschland erscheint mir gegenüber der damaligen Situation eher 
ungünstiger.  
Das heute zur Verfügung stehende ordnungsrechtliche Instrumentarium für ein an der 
Nachhaltigkeit orientiertes Flächenmanagement erscheint mir vor allem nach den un-
längst vorgenommen Ergänzungen auszureichend. Allerdings müsste im Bereich der 
Landesplanung mehr zu verbindlichen Zielen gegriffen werden. Die Gemeinden müss-
ten so angehalten werden, von Flächenausweisungen zurückhaltender Gebrauch zu ma-
chen. Vor der Einführung marktwirtschaftlicher Instrumente zu Bewältigung dieser 
Aufgabe sollte bis auf Weiteres nach diesen Empfehlungen verfahren werden.  
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1  Erforderliche Politik eines Flächenmanagements 
Bisher sind die hauptsächlichen Planungsgegenstände der Regionalplanung der Regio-
nalplan mit Fortschreibungen und die laufende Abstimmung mit kommunalen Ansprü-
chen an Flächen für bestimmte Nutzungen. Da sich die Siedlungs- und Verkehrsflächen 
zunehmend zu Lasten der Freiflächen erweitern, ist dieser Vorgang in der aktuellen und 
politischen Diskussion als „Flächenverbrauch“ einprägsam, wenn auch unzutreffend 
umrissen. Tatsächlich werden keine Flächen verbraucht, sondern weiterhin bestehende 
für andere Nutzungen in Anspruch genommen und entsprechend umgewidmet. Aktuell 
ist jedoch ein sog. „Flächenverbrauch“ als statistisch ermittelt und politisch/planerisch 
unerwünscht zu konstatieren. In dieser kritischen Situation und Entwicklung wird auch 
unter verschiedenen Aspekten der Regionalplanung ein nutzbares Konfliktbewälti-
gungspotenzial zugemessen. In den folgenden Ausführungen soll diese Kompetenzzu-
weisung kritisch hinterfragt und auf ihre tatsächlich gegebenen Möglichkeiten unter-
sucht werden. 
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Der folgende gewählte Begriff „Flächenmanagement“ umschreibt positiv einen Hand-
lungsbedarf für die Regionalebene, soweit auf dieser ein steigender Flächenverbrauch 
eingedämmt und auf ein vertretbares Ausmaß zurückgeführt werden kann. Zwei wesent-
liche Ziele des Flächenmanagements sind: 
 Verringerte Ausdehnung der Siedlungs- und Verkehrsflächen zu Gunsten der Frei-
flächen, langfristiger Ersatz durch eine Kreislaufwirtschaft (Mengenziel)  
 Erhalt der ökologischen Qualitäten der Flächenfunktionen und vollständiger Aus-
gleich der Beeinträchtigungen infolge unabwendbarer neuer Flächeninanspruch-
nahmen. 
Die vorstehend zitierten Zielformulierungen zum Thema Flächenmanagement eines 
ARL-Arbeitskreises (1) als Aktualisierung vorangegangener Akademiearbeiten (2) sind 
allerdings mehr idealistisch als realistisch, denn zur Bebauung ausstehende landwirt-
schaftliche Grenzertragsböden sollten nicht für ein späteres Recycling in diese meist 
großstadtferne Nutzung vorgesehen werden. 
Situation und Entwicklung in den Nutzungsumwandlungen von Flächen, insbesonde-
re für Siedlung und Verkehr, beruhen auf vielfältig strukturierten Ursachenkomplexen. 
Es kann daher nicht erwartet werden, dass am Ende aller Analysen und Prognosen so-
wie „Therapievorschläge“ ein einfaches Instrument eine eindeutige und wirksame Prob-
lemlösung herbeiführen könnte. Ein mehrgliedriges Instrumentarium müsste neben pla-
nerischen Fragen planungsrechtliche Rahmenbedingungen berücksichtigen, die kom-
munale Planungshoheit (im Rahmen der Gesetze) gemäß Art. 28 GG hinzuziehen, die 
Gesetzgebungs- und Reglungskompetenzen von Bund und Freistaat Bayern (Landes- 
und Regionalplanung) einbeziehen, weitere soziale Aspekte und die in jüngster Zeit 
zunehmende Bedeutung von Bürgerinitiativen, Bürgerbegehren, Umweltverbänden usw. 
nicht unberücksichtigt lassen. 
 
2  Das Ausmaß der Zersiedlung  
2.1  Siedlungsstruktur und Zersiedlung 
Die Regionalplanung in den 18 Planungsregionen Bayerns ist zwar einheitlich geordnet, 
die Regionen selbst aber sind sehr unterschiedlich strukturiert: Analyse, Prognose und 
Therapie bezüglich des Flächenverbrauchs können also nicht pauschal angegangen wer-
den. Klassisch ist das Stadt-Umland-Problem in den hochverdichteten Regionen. Diese 
Problemsicht ist inzwischen insofern überholt, als bundesweit die kleineren Unter- oder 
nichtzentralen Städte oder Gemeinden von 1997–2001 den relativ größten Zuwachs 
verzeichnen. Über die Hälfte des gesamten in diesem Zeitraum realisierten Zuwachses 
an Siedlungs- und Verkehrsflächen entfällt auf Gemeinden mit weniger als 10.000 Ein-
wohnern. Auf Ober- und Mittelzentren entfielen nur 38 % der neuen Siedlungs- und 
Verkehrsflächen (vgl. 3a). Diesem bundesweiten Trend der Inanspruchnahme von Frei-
räumen zu Gunsten erweiterter Siedlungs- und Verkehrsflächen ist auch Bayern unter-
worfen. Es besteht nicht nur ein Ballungsproblem für das Umland, sondern ein über die 
gesamten Siedlungsstrukturgrößen reichendes Zersiedlungsproblem gerade auch in 
ländlich geprägten Regionen, in denen sich keine Großstädte bzw. Oberzentren befinden 
und die auch sonst nur gering mit Mittelzentren ausgestattet sind. Als wegfallender Frei-
raum sind allein landwirtschaftliche Nutzflächen betroffen, Gewinner sind neben den 
Siedlungs- und Verkehrsflächen die Erholungsflächen  (vgl. 3a und b).  
Die Zersiedlung des Umlands geht von Städten und Gemeinden aller Größenklassen 
(in Einwohnerzahlen) aus. Das klassische Stadt-Umland-Problem der großen Ballungs-
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zentren stellt immer noch ein eigenes Problem dar, weil hier ökologisch wertvolle Frei-
räume bereits einen Engpassfaktor in der Entwicklung darstellen. Hinzu gekommen sind 
Probleme der Zersiedlung von Ortsrand und im Umland bei den Mittelzentren, Unter- 
und Kleinzentren sowie sogar nichtzentralen Orten. Selbst Letzteren musste eine orga-
nische Entwicklung in die angrenzenden Freiräume zugestanden werden, und zwar auf-
grund zunehmender Bevölkerung im Ort, wachsenden Flächenbedarfs von Handwerks-
betrieben und Kleingewerbe durch Umstellung auf moderne Maschinen- und Ferti-
gungsmethoden. Schließlich kam es im landwirtschaftlichen Bereich zur Förderung von 
Aussiedlerbetrieben in das Umland, weil diese sich ebenfalls in der engen Ortslage nicht 
auf moderne Produktionsmethoden hätten umstellen können. 
Für die Mittelzentren ergibt sich die Inanspruchnahme angrenzender Freiräume 
schlicht daraus, dass hier noch ein Wachstum an Gewerbe und Bevölkerung mit ent-
sprechenden Flächenansprüchen für die Funktionen Gewerbe, Wohnen, Verkehr und 
Infrastruktur zu verzeichnen ist. 
 
2.2  Ringförmige Stadtausbreitung 
Einige strukturelle Faktoren begünstigen das Städtewachstum im Umland. Nimmt man 
an, die eigentliche Stadt hätte einen Durchmesser von 10 km, ergibt sich eine innerstäd-
tisch dicht bebaute Fläche von 78,5 km² (vgl. Tab. 1) 
Tab. 1: Überproportionaler Flächenzuwachs bei ringförmiger Stadtausbreitung 
 
Radius in km 
um den Kern 
Flächenzuwachs1) 
 
5    78,52) 
10 + 235,5 
11 +   65,9 
12 +   72,2 
13 +   78,5 
 
1) Gegenüber zuvor angegebenem Radius 2)  innerstädtisch dicht bebaute Fläche 
   Quelle: Dietrichs, S. 89, siehe (11) 
 
Der Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsflächen nimmt bei ringförmiger Ausbrei-
tung der Stadt in das Umland in einem äußeren Ring von 12–13 km-Radius in km um 
eben die 78,5 km² an Fläche zu, die beim innerstädtischen Radius von 5 km vorliegt. 
Damit wird deutlich, dass es keine natürlichen Flächenrestriktionen gibt, man muss nur 
unbebaute Flächen in Bauland umwidmen und die städtischen Verkehrslinien der U- 
und S-Bahnen gegebenenfalls um eine Station zentrifugal verlängern, um in reichem 
Ausmaß über zusätzliche Siedlungsflächen im Umland zu Lasten der Freiflächen verfü-
gen zu können. Natürlich wird in diesem hypothetischen Rechenmodell der ganze Ring 
eines zusätzlichen 13. Kilometers nicht aufgesiedelt werden, begünstigt wären in diesem 
Ring Orte auf oder an Verkehrslinien zur Innenstadt, Orte in den Zwischenräumen auf 
diesem Ring werden aber jedenfalls Flächen für neue Wohnsiedlungen ausweisen, weil 
sich der Individualverkehr nicht an Linien und Haltepunkten des ÖPNV halten muss. 
Auch aus anderen Gründen erfolgt keine zeitgleiche und gleichmäßige Aufsiedlung 
solcher Ringflächen. Tatsächlich wächst die Stadt an allen möglichen Ecken und Enden 
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ins Umland. Die vorzitierte Verlängerung von Verkehrslinien ist nur ein Beispiel, der 
Hauptsammler für Abwasser, die Fernwärmezuleitung, die Wasserversorgungsleitung 
können neben dem Verkehrssystem nicht einfach kontinuierlich um Kilometer und Ki-
lometer nach außen verlängert werden. Irgendwann sind die Durchflusskapazitäten nicht 
mehr ausreichend. Die Hauptsammler für Abwasser müssen insgesamt, auch in alten 
Stadtvierteln aufgegraben und durch Rohre mit wesentlich größeren Durchmessern er-
setzt werden, weil am Ende noch ein neuer Stadtteil hinzugekommen ist. Jedermann 
weiß, dass in Großstädten Trambahnsysteme weitgehend abgeschafft und durch sehr 
kostenaufwändige, aber viel leistungsfähigere U-Bahn-Systeme ersetzt werden mussten, 
weil die Städte sich in ihren Randbereichen und im weiteren Umland siedlungsmäßig 
ausgedehnt hatten. Ähnliches gilt für die Fernwärmenetze und Infrastruktursysteme. 
Positiv wäre für eine wohlorganisierte Stadtplanung in Großstädten der Ansatz, neue 
Siedlungen möglichst dort zu verstandorten, wo sie noch angehängt werden können, 
ohne die Erweiterungskosten in Form von hohen Sprungkosten zu verursachen. Eine 
weiterführende Strategie wäre die städtische Innenentwicklung. 
 
2.3  Ballungsoptimum 
Im Raumordnungsgesetz von 1965 wurde die Vorstellung übernommen, eine übermäßi-
ge Verdichtung von Ballungsräumen zu vermeiden. Das sog. Leitbild der Raumordnung 
ging davon aus, dass die mit steigender Agglomeration grundsätzlich verbundenen Vor-
teile von den damit einhergehenden überproportional steigenden Kosten zur Vermei-
dung von Agglomerationsnachteilen aufgezehrt werden, so dass in einem Scheitelpunkt 
der Differenz von Bruttonutzen und Kosten als Nettokosten der Agglomeration der Net-
tonutzen bei wachsender Agglomerationsgröße abnimmt. Dahinter stand die Befürch-
tung, der Trend der passiven Sanierung durch Abwanderung von Bevölkerung aus den 
ländlichen Regionen in die hoch verdichteten Regionen könnte sich fortsetzen, eine 
übermäßige Ballung durch Zuwanderung in die verdichteten Regionen würde noch 
verschärft, so dass hier der Nettonutzen der Ballung fällt und gegen Null tendiert. Nach 
Überschreiten des Ballungsoptimums könnte die Großstadt mit Restriktion auf die An-
siedlung von Unternehmen (z. B. durch Baulandstopps und Ballungssteuer) reagieren, 
um die öffentliche (Schulden-)Last insgesamt und je Einwohner nicht noch weiter 
ansteigen zu lassen. Tatsächlich entschieden sich die Stadtväter entgegengesetzt zu wie-
teren Steigerungen der Ballungskosten durch Großprojekte und -veranstaltungen (IGA, 
Stadion und WM usw.). Dadurch würde der Bruttonutzen schrittweise noch gesteigert, 
für die an den Ballungskosten nicht beteiligten Unternehmen bedeutet dies eine positiv 
dynamisierte zusätzliche Standortattraktivität für eine Ansiedlung. Als politisches und 
planerisches Gegenkonzept sollte im ländlichen Raum durch Ausbau der Infrastruktur 
und Förderung der Industrieansiedlung eine aktive Sanierung Platz greifen. Ob und in-
wieweit diese Aktivsanierung eine Zersiedelung der Landschaft herbeiführen könnte, 
war seinerzeit noch kein Thema. 
 
3  Flächenpolitik auf Regionalebene 
3.1  Freihaltung von Freiflächen im Umland von Ballungsräumen 
Das Thema der Zersiedlung eines weiten Umlands von Ballungsräumen ist schon früh 
planerisch angegangen worden. Alle großen Städte haben sich angesichts der aufkom-
menden Probleme in den sechziger Jahren mit dem Regionalstadtmodell als Lösungs-
vorschlag von Hillebrecht identifiziert. In diesem Modell (siehe Abb. 1) ist nur noch ein 
Bevölkerungswachstum entlang radialer Achsen zulässig, in jeder S-Bahn-Haltestelle 
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sind 30.000 Einwohner konzentriert. An den Endpunkten dieser radialen Achsen sind 
auf einem 20-km-Radius noch mehr Einwohner neben Verwaltung und Gewerbe unter-
gebracht. Auf einem 40-km-Radius sollten zusätzlich Mittel- oder Großstädte mit Ent-
lastungsfunktionen für das Zentrum vorgesehen werden. Im Hillebrecht-Modell war 
schon vorgesehen, dass Universität und Klinikum an den Stadtrand verlagert werden 
sollen, ebenso die Messe und der Flughafen ins Umland. Die besondere Bedeutung des 
Modells liegt darin, dass zwischen den radialen Siedlungs- und Verkehrsachsen von 
Besiedlung freie Grünkeile bis an den alten Stadtrand reichen. 
Abb. 1: Regionalstadtmodell 
 
Quelle: Hillebrecht 1962 
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Alle diese planerischen Ordnungsvorstellungen erinnern stadtplanerisch an die Vor-
gänge im Großraum München. Auch wenn der modellhafte Großraum von Hillebrecht 
heute etwas kleinkariert erscheinen könnte, ist er doch seinerzeit das Modell für die 
meisten Großstädte gewesen. Noch heute sind die Prinzipien des Regionalstadtmodells 
unbedingt gültig, auch wenn die von Siedlungen und Verkehr eigentlich frei bleibenden 
Grünkeile zwischen den Siedlungsachsen durch eine fortschreitende Motorisierung der 
Bevölkerung ebenfalls aufgesiedelt worden sind. 
Als weitere Kritik an diesem Modell ist anzumerken, dass die Siedlungsschwerpunkte 
auf den Achsen von diesen durchschnitten werden – es gibt dann jeweils zwei Orte, 
getrennt durch die S-Bahntrasse. Hinzu kommen für den gesamten Ort Umweltbelas-
tungen durch Geräusche und eventuelle Erschütterungen sowie Park- und Ride-Plätze 
inmitten der Ortschaften. Diese negativen Trenn- und Umwelteffekte wurden unter da-
maligen Bedingungen noch nicht gesehen, außerdem verlangten die in den Siedlungs-
schwerpunkten bzw. Haltestellen von S-Bahn konzentrierten Einwohner für den Pkw-
Verkehr Einfallstraßen im Zentrum der Kernstadt. In den Grünkeilen war modellmäßig 
vorgesehen, dass vorhandene ländliche Dorfeinheiten nicht durch Aufnahme von Stadt-
bevölkerung wachsen dürfen, dies erwies sich als Illusion. Für den Großraum München 
kam die Idee der Siedlungsachsen ohnehin zu spät, weil viele kleinere Orte von den S-
Bahnachsen aufgefädelt werden mussten, so dass eine optimale Kombination von Kapa-
zität, Geschwindigkeit und Zahl der zeitraubenden Haltestellen oft nicht mehr möglich 
war (4). Gleichwohl hätten in einer langfristigen Stadtplanung noch nicht verbaute Frei-
räume im Umland gesichert werden müssen. 
 
3.2  Flächenbezogene Einwirkungen auf die Regionalebene: Vorranggebiete 
Unter den Einwirkungen auf die Regionalebene stehen an erster Stelle die staatlichen 
und kommunalen Aktivitäten. Sie sind kaum auf das Thema „Regionalmanagement“ 
ausgerichtet. Dem Bund sind Einwirkungen auf die Regionalplanung und deren eventu-
elle Flächenpolitik versagt. Gleichwohl können bundesseitig direkte Einwirkungen mit 
konkretem Flächenbezug über verschiedenste Fachplanungen vorgenommen werden. 
Beispiele sind der Bundesverkehrswegeplan, durch den für neue oder zu erweiternde 
Trassen Flächen in Anspruch genommen werden. Hinzu kommen Ansprüche für zivile 
und militärische Verteidigung, für Post und Bahn usw. Daneben gibt es noch die Politik 
des „goldenen Zügels“ mittels Subventionen und Fördermitteln. Erinnert sei an dieser 
Stelle an die Grundgesetzänderung 1969, der zufolge der Bund nur in drei Gemein-
schaftsaufgaben gemeinsam mit den Bundesländern für die Bereiche Regionale Wirt-
schaftsstruktur, Agrarstruktur und Küstenstruktur sowie Hochschulbau mitplanen und 
mitfinanzieren konnte, während bei übrigen wichtigen Aufgaben wie Krankenhausbau, 
Städtebau usw. bundesseitig mitfinanziert, aber nicht mitgeplant werden durfte. Inzwi-
schen sind neue staatliche Aufgaben hinzugekommen, wie z. B. die Forschungs- und 
Technologiepolitik. Bei den vorgenannten Aufgaben geht es immer auch um die Be-
gründung von Flächenansprüchen, d. h. oft um die Umnutzung von Freiflächen für diese 
Zwecke. 
Generelle Bedeutung hat die Kompetenz des Bundes für das Raumordnungsrecht. So 
sind Ziel und Grundsätze sowie Kerninhalte, die im Raumordnungsgesetz aufgeführt 
sind, auch verbindliche Vorgaben für die Landesplanung und ihre Gesetzgebung. Wäh-
rend dies für Ziele und Grundsätze eindeutig sein dürfte, bestehen hinsichtlich der Pla-
nungsinhalte Möglichkeiten zur uneinheitlichen Interpretation. Letztlich ist dies auf den 
Paradigmawechsel zurückzuführen, nämlich von dem unbedingten Festhalten an der 
klassischen Nomenklatur für das Zentrale-Orte- und Achsen-System usw. gegenüber 
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der zweiten Möglichkeit, die Inhalte von Raumordnungsplänen (Landes- und Regional-
plan) gänzlich – wie in den Bundesländern NRW, Niedersachsen und Saarland – auf die 
Vorranggebiete-Konzeption mit zentraler Bedeutung abzustellen. Die bayerische Lan-
desplanung hat diese Konzeption auf die Regionalebene beschränkt.  
Mit der Durchsetzung des punktaxialen Systems konnte als Nebeneffekt generell und 
so auch in Bayern eine flächenschonende Politik in Anspruch genommen werden. Das 
System schränkte damit in der damaligen Terminologie „Landschaftsverbrauch“ bzw. 
Zersiedlung der Landschaft ein. In der Tat ist diese positive Wirkung nicht zu bestrei-
ten. Immerhin war ja einem ständigen Entwicklungsdruck der Siedlungen und des Ver-
kehrs mit entsprechenden Standort- und Trassenflächen zu widerstehen. Dem musste 
auch die Landesplanung teilweise durch umfangreiche Höherstufungen der Zentralität 
von wachsenden Orten und dem zugehörigen Verkehrsausbau Rechnung tragen. Hinzu 
kam in den alten Bundesländern wie auch in Bayern die kommunale Gebietsreform mit 
zahlenmäßig erheblichen Zusammenlegungen und Eingemeindungen. Dadurch konnte 
sich eine zuvor strikte Konzentration zentralörtlicher Einrichtungen mehr in die Fläche 
erstrecken, ohne dass die andere, als zweiter Teil zugesicherte kommunale Funktional-
reform ebenso rigoros durchgeführt wurde. Es wäre also durchaus berechtigt, die wich-
tige Teilfunktion „Flächenmanagement“ der Regionalplanung, hier den regionalen Pla-
nungsverbänden, zu übertragen. 
Pauschal ist davon auszugehen, dass jede Stadt und Gemeinde ein originäres und be-
gründetes Interesse hat, eine Ausweitung ihrer Siedlungs- und Verkehrsflächen ins an-
grenzende Umland planerisch vorzusehen und rechtsverbindlich festzulegen. In diesem 
kommunalen Interessensektor sind starke Widerstände gegen einen gemäßigten Flä-
chenverbrauch im Sinne der Umwandlung von Freiflächen für die wohnungssuchende 
Bevölkerung und die ansiedlungswilligen Gewerbebetriebe systemimmanent. Die kom-
munale Planungshoheit ist nur im Rahmen der Gesetze (GG Art. 28) garantiert. Es gibt 
aber keine gesetzliche Regelung (z. B. im Landesplanungsgesetz, Baugesetzbuch, in 
fachlichen Gesetzen wie z. B. Bundesverkehrswegeplan), nach der zwingend vorge-
schrieben wäre, bei Großinvestitionen wie Neubausiedlungen, Verkehrstrassen etc. nur 
die geringstmögliche Flächeninanspruchnahme einzuhalten und einen entsprechenden 
Nachweis zu führen. 
Der Begriff der Inanspruchnahme von Freiraum ruft zwangsläufig eine Auseinander-
setzung mit den Flächeninanspruchnahmen für Großprojekte auf den Plan. Für die Pla-
nung solcher Großprojekte, die nach ihrer Art nicht in einem Flächennutzungsplan vor-
gesehen werden können, sind Umweltverträglichkeitsprüfungen durch die EU, abgelei-
tet in einem UVP-Gesetz (UVPG) zwingend erforderlich geworden. Die Interessenlage 
ist in diesen zahlreichen Fällen anders als bei kommunalen Flächenerweiterungen für 
Siedlungs- und Verkehrsnutzungen im Rahmen der Bauleitplanung zu beurteilen, denn 
für die Großprojekte sind die Flächeneinbußen an Freifläche oder Siedlungeflächen in 
der Regel von den betroffenen Gemeinden und ihren Bürgern unerwünscht. Konflikte 
ergeben sich z. B. daraus, dass eine neue oder auszubauende Bundesfernstraße in der 
Trassenführung direkt an Wohnvierteln einer Ortschaft vorbeigeführt wird oder ein Ort 
mit einer Freifläche am Ortsrand als präferierter Standort unter Alternativen für eine 
zentrale Mülldeponie oder -verbrennungsanlage für den ganzen Landkreis mit seiner 
kreisfreien Stadt ausgewählt worden ist. 
Im Regionalplan sind die wenigsten vorrangigen Flächennutzungen ausgewiesen. 
Dies hat zum Teil ganz sachliche Gründe, denn viele parzellenscharfe Gebietsschutz-
ausweisungen lassen sich im Maßstab eines Regionalplans nicht unterbringen. Solche 
parzellenscharfe Festlegungen sind z. B. im Agrarleitplan und im Waldfunktionsplan 
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enthalten. Ähnlich verhält es sich mit dem Standortsicherungsplan für künftige Standor-
te von Kraftwerken. Es ist im Übrigen auch einsichtig, dass Biotope nach dem Arten- 
und Biotopschutz-Programm in Bayern und seiner derzeit laufenden Fortschreibung 
nicht in einem Regionalplan ausgewiesen werden können: Die veröffentlichte Version 
mit zahlreichen Karten (und einem umfangreichen Textteil) lässt nicht einmal erkennen, 
ob sich ein bestimmtes klassifiziertes Biotop in welcher Entfernung auf der östlichen 
oder westlichen Seite eines Bachverlaufs befindet. Die maßstäblichen Originalkarten 
sind im jeweiligen Landratsamt einzusehen, falls dort noch vorhanden. Hinzu kommen 
die vielfältigen Flächeninanspruchnahmen seitens der Fachplanungen. Diese können 
ihre Ansprüche an Gebiete, Standorte und Trassen gesetzlich abgesichert durchsetzen, 
z. T. bis zur Enteignung privater Grundstückseigner. 
Da sich ein ROV nur auf Großprojekte beziehen kann, die überörtliche Auswirkun-
gen haben werden, wird stillschweigend unterstellt, dass damit auch erhebliche Um-
weltauswirkungen (Voraussetzung für eine UVP) betroffen sind. Die Anforderungen an 
ROV und UVP beziehen sich jeweils auf die überörtliche und regionale Ebene. In jedem 
Fall gehen von den ROV- und UVP-Projekten erhebliche Flächeninanspruchnahmen 
aus, die sich i. d. R. auf Freiräume beziehen. Deshalb sind diese beiden Verfahren in 
besonderem Maße geeignet und zu verpflichten, Kriterien eines regionalen Flächenma-
nagements aufzunehmen. Dies gilt umso mehr für die Erweiterung der Projekt-UVP zur 
Plan-UVP; letztere erfordert einen Umweltbericht als Teil des Regionalplans, in dem 
ökologisch bedeutende Freiflächen kartiert werden könnten.  
Tab. 2: Vorrang- und Vorbehaltsgebiete auf Regionalebene (Auswahl) 
1. Ausweisung im Regionalplan 3. Ausweisung in Fachplänen 
1.1   Abbauflächen von Bodenschätzen 3.1   Trinkwasserschutzgebiete 
1.2   landwirtschaftliche Vorbehaltsgebiete 3.2   Heilquellenschutzgebiete 
1.3   Natur und Landschaft 3.3 regional bedeutende Grundwasservorkom-
men 
1.4   regionale Grünzüge 3.4   Überschwemmungsgebiete 
1.5   Trenngrün 3.5   „gute“ landwirtschaftliche Böden 
1.6   Bannwald 3.6  Wald mit Sonderfunktionen 
 (Biotopschutz, Grundwasserschutz, Sicht-
schutz, Naherholung etc.) 
2. Ausweisung nach Naturschutzrecht 3.7   Bannwald 
2.1   Nationalparke 3.8   Waldflächen in waldarmen Gemeinden 
(Bewaldung unter 20%) 
2.2   Naturparke 3.9   Bergsenkungs- und Karstgebiete 
2.3   Landschaftsschutzgebiete 3.10   Alpenplan: abgestufte Verkehrserschließung 
2.4   Naturschutzgebiete 3.11   Standortsicherungsplan für Wärmekraftwerke 
2.5   Naturdenkmale 3.12  Fluglärmschutzbereiche 
2.6  wertvolle (schützenswerte) Landschaftsbe-
standteile 
3.13  Kaltluftabfluss zu Wohngebieten 
2.7 Feuchtflächen, Mager- und Trockenstandorte 3.14  Immissionsschutz 
2.8   Biotope  
2.9 FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete  
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In der Zusammenfassung aller Vorränge für Gebiete, Flächen und Standorte, die im 
Planungsvorlauf zu beachten sind, ist eine Unterteilung in Festlegungen durch Auswei-
sung im Regionalplan nach Ökologie (Naturschutzrecht) und Fachplanungen möglich 
(siehe Tab. 2) 
 
3.3  Kommunale Zusammenarbeit auf Regionalebene 
Neben den klassischen Formen der kommunalen Zweckverbände für Ver- und Entsor-
gungsaufgaben (z. B. Wasser und Abwasser, Müll, Strom, Ferngas) gibt es auch moder-
ne Zusammenschlüsse, z. B. für die Anwerbung von Gewerbebetrieben und Bereitstel-
lung von Gewerbeflächen. 
In manchen Vorschlägen zur Flächenhaushaltspolitik, speziell zur Eindämmung des 
Freiflächenverlusts, wird der Regionsbezug aufgegeben. So hält der ARL-Arbeitskreis 
Flächenhaushaltspolitik (5) ein Modell handelbarer Nutzungsrechte für durchaus geeig-
net für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme. Nach dieser für die Begrenzung 
von Schadstoffemissionen in den USA für Industrieregionen und in den 90er-Jahren als 
Weltmodell (Kyoto-Konferenz) entwickelten Zertifikatslösung sollen wie Aktien gestü-
ckelte Berechtigungsscheine börsenmäßig gehandelt werden, wobei der insgesamt vor-
handene Bestand an Flächenausweisungen von den Gemeinden an einer Landesbörse in 
Versteigerungen je nach Bedarf und Preis zu erwerben ist. Über die mit dieser Zertifi-
katslösung verknüpften Kritikpunkte, wie z. B. Spekulationen, hinaus müsste den Ge-
meinden bei dieser „ökonomisch optimierten Flächenallokation“ die Flächennutzungs-
planung genommen werden, damit sie nicht aus dem System ausbrechen und sich auf 
ihr diesbezügliches Planungsrecht berufen können. 
 
3.4  Abbau der Eigenheimzulage und der Pendlerpauschale 
Aktuell ist erneut der Abbau der Eigenheimzulage. Sie wird seit langem als „Zersied-
lungsprämie“ kritisiert und ist mehrfach gekürzt worden. Die Bundesregierung strebt 
den völligen Wegfall dieser Subvention an, mit einer Einsparung von rd. 6 Mrd. € jähr-
lich nach Auslaufen der achtjährigen Förderung im Einzelfall. Inzwischen sind die För-
dersätze für Bauherrn und Erwerber selbst genutzter neuer Eigenheime und für Erwer-
ber von selbst genutzten Altbauwohnungen gleichgesetzt. Auf eine Darstellung der po-
sitiven und negativen Aspekte der Eigenheimzulage ist hier nicht weiter einzugehen, es 
sei nur angedeutet, dass die Eigentumsquote für selbst genutzte Wohnungen mit 43 % 
hinter den entsprechenden Quoten in anderen westeuropäischen Ländern weit zurück-
bleibt und auch nicht durch die Eigenheimförderung über Jahrzehnte bemerkenswert 
gesteigert werden konnte. 
Als positiver Effekt wird aber immer noch gesehen, dass durch diese Förderung für 
junge Familien mit Kindern ein Eigenheim überhaupt erst ermöglicht wird und die 
Bauwirtschaft davon erheblich profitiert. Für die Wohnbevölkerung im Umland der 
großen Städte wurden die Einbußen an Freizeit durch lange Pendlerzeiten wenigsten 
finanziell durch die steuerliche Pendlerpauschale gemildert. Auch sie soll gekürzt oder 
ganz aufgehoben werden. Die Bundesländer haben im Bundesrat noch im November 
2004 uneinheitliche Positionen zu dieser Wohnförderung bezogen. Die regionalen Pla-
nungsverbände selbst können jedenfalls keinen Einfluss auf die künftige Ausgestaltung 
(Kürzung oder Wegfall) der Eigenheimzulage und der Pendlerpauschale nehmen. Ein 
Wegfall würde den Druck zur stärkeren Innenentwicklung der Zentren unterstützen. 
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3.5   Neugestaltung steuerlicher Instrumente: Grundsteuer und Bodenwert-
abgabe 
Die Grundsteuer ist schon einmal (1961) im Sinne eines Flächenrecycling durch eine 
neue Grundsteuer C für unbebaute städtische Baulücken (Trümmergrundstücke) einge-
setzt worden. Dadurch sollte auf die Rückgewinnung innerstädtischen Wachstums hin-
gewirkt werden, eventuell mit der Folge einer geringeren Abwanderung städtischer Be-
völkerung in das Umland. Diese Steuer wurde als nicht durchsetzbar wieder gestrichen. 
Durch höchstrichterliche Entscheidung sind die Bemessungsgrundlagen der Grund-
steuer zu aktualisieren, weil sonst veraltete Einheitswerte für Grundbesitz eine Bevortei-
lung gegenüber Aktien und Geldvermögen zu den jeweils aktuellen Verkehrswerten als 
Bemessungsgrundlagen darstellen. Die zu niedrigen Einheitswerte für Grund und Boden 
aus den Jahren 1964 (West) und 1935 (Ost) verstoßen gegen den Gleichheitsgrundsatz 
bzw. das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit und betragen im Ver-
gleich zu den aktuellen ertragsorientierten Verkehrswerten maximal rd. 12,5 %. Sollten 
der bestehenden Grundsteuer lediglich höhere Einheitswerte als Bemessungsgrundlage 
unterlegt werden, steht zu befürchten, dass das Bodenpreisgebirge vom Zentrum der 
Großstädte bis ins Umland insgesamt angehoben und noch steiler wird, so dass sich das 
Umland über die bereits aufgesiedelten Orte hinaus noch weiter ausdehnen wird. 
Aus den vorgenannten Gründen stehen Weiterentwicklungen der Grundsteuer zur 
Diskussion, bei denen u.a. eine ökologische Komponente in die kommunale Flächen-
haushaltspolitik integriert werden soll. Bei einer Bodenwertabgabe sollen acht Klassen 
mit unterschiedlichen Abgabesätzen eingeführt werden, wobei der höchste Abgabesatz 
von 5 % für brachliegendes Bauland (Wohnbauten) angesetzt wird. Dieser Satz soll für 
Einfamilien- und Zweifamilienhäuser auf 2,0 bzw. 1,5 % und für Mietwohnungen auf 
1,0 % abnehmen, um dann über drei Stufen von teilweise oder ganz genutzten Gewer-
begrundstücken von 1,25 auf 2,25 % zu steigen und schließlich brachliegende Gewerbe-
grundstücke mit 5 % zu belasten. 
Durch die hohen Abgabensätze sollen ungenutzte Wohnbau- und Gewerbegrundstü-
cke für eine entsprechende Nutzung mobilisiert werden (6). Die Empfehlung der Aka-
demie für Raumforschung und Landesplanung sowie der Deutschen Akademie für Städ-
tebau und Landesplanung geht noch weiter (7). Eine Bodenwertsteuer mit Bemessungs-
grundlagen zeitnah ermittelter Bodenrichtwerte könnte die städtebauliche Entwicklung 
einer Kommune strukturell, aber auch ökonomisch, ökologisch und sozial positiv för-
dern. Die Inanspruchnahme neuer Siedlungsflächen würde eingeschränkt, das disperse 
Wachstum der Städte gebremst sowie Natur- und Landschaftsschutz gestützt. 
Ein alternatives Modell ist die strikt ökologisch angelegte Flächennutzungssteuer. 
Danach sollen die steuerlichen Belastungen mit zunehmender Nutzungsintensität stei-
gen, und zwar von naturbelassenen und sodann naturschonend genutzten Flächen über 
versiegelte Flächen im Außen- und Innenbereich bis zu besonders naturschädlich ge-
nutzten Flächen. In Kombination könnte eine Bodenflächensteuer integriert werden, bei 
der bei gleichem Bodenwert die Steuerlast verringert wird, wenn eine kleinere Boden-
fläche beansprucht wird (8). 
Zur Diskussion steht auch eine Bodenwertzuwachssteuer, die darauf abstellt, die für 
Grundstücke ohne Zutun ihrer Eigner entstandenen Wertsteigerungen steuerlich abzu-
schöpfen. Solche Wertsteigerungen entstehen durch öffentlichen Infrastrukturausbau, 
Sanierungs- und Neuordnungsmaßnahmen in der unmittelbaren Nachbarschaft, in Orts-
teilen oder für den ganzen Ort. Einen frühen Ansatz hierzu boten die städtebaulichen 
Entwicklungs- und Sanierungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungsgesetz von 
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1971. Kritisch ist anzumerken, dass Wertsteigerungen schon dadurch Rechnung getra-
gen würde, dass eine Bodenwertabgabe in den Bemessungsgrundlagen aktualisiert und 
in Mehrjahresabständen fortgeschrieben würde. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die verschiedenen zur Diskussion stehenden 
Modelle einer Umgestaltung der Grundsteuer noch keine künftige Lösung erkennen 
lassen. Deshalb sind die Modelle einer Neugestaltung durchaus berechtigt, weil ihre 
Zielsetzungen eine möglichst schonende und umweltfreundlichere Bebauung und insbe-
sondere den Erhalt von Freiflächen unterstützen sollen. Die Region würde hierauf aber 
keinen Einfluss haben, die Gemeinden könnten allenfalls Hebesätze modifizieren und 
für Bayern und die anderen Bundesländer wären die Einflussnahmen auf die Reform 
einer Bodensteuer gering. 
 
4  Strategien für ein regionales Flächenmanagement 
4.1  Vorranggebiete 
Im Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 vom 18.8.1997 (BGBl.I, S. 2081) ist in § 7 un-
ter den allgemeinen Vorschriften über Raumordnungspläne (Landesentwicklungs- und 
Regionalpläne) auch die Vorranggebiete-Konzeption vorgesehen. Demnach ist zwi-
schen Vorranggebieten, Vorbehaltsgebieten und Eignungsgebieten zu unterscheiden. 
Wie schon oben in Abschnitt 3.2 näher ausgeführt, ergibt sich auf der Ebene der Region 
eine relative Vielzahl von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten, ebenso für Standorte und 
Trassen. Die überwiegende Anzahl ist der sog. Negativplanung zuzuordnen, d. h. die mit 
absolutem Vorrang oder relativem Vorbehalt ausgezeichneten Gebiete schließen andere 
unverträgliche Nutzungen aus oder machen ein Abwägen mit anderen Nutzungen erfor-
derlich. Dabei kann der Vorrang für die betreffende Nutzung zu Gunsten der konkurrie-
renden Nutzung gänzlich oder teilweise aufgehoben werden. Ähnlich verhält es sich bei 
Eignungsgebieten, deren besondere Eignung für eine Nutzung (z. B. Windkraftanlagen) 
als relativer Vorrang zu beurteilen ist, es sei denn, für Vorranggebiete wird zugleich die 
Wirkung von Eignungsgebieten vorgesehen. Darin könnte als eine der wenigen Aus-
nahmen der Ansatz zu einer Positivplanung gesehen werden. Für die von der Siedlungs-
entwicklung (Wohnen, Gewerbe, Verkehr) freizuhaltenden Freiräume gibt es keine aus-
drücklichen Vorränge und Vorbehalte oder Eignungen. Gleichwohl sind die meisten 
Kriterien geeignet, Freiräume zu erhalten. Beispiele sind die im bayerischen Regional-
plan ausgewiesenen regionalen Grünzüge und das Trenngrün, durch die im Wesentli-
chen eine Siedlungsentwicklung begrenzt werden soll. Beispiele für regionale Vorbe-
haltsgebiete im Regionalplan sind auch „landschaftliche Vorbehaltsgebiete“, Land-
schaftsschutzgebiete, Naturparke und Bannwälder. 
Es darf nicht verhehlt werden, dass die räumlichen relativen Vorränge, also Vorbe-
haltsgebiete, eine geringe Steuerungswirkung entfalten und in der Abwägung oft keine 
Chancen zu ihrer Durchsetzung gegenüber den fachplanerischen Flächenansprüchen 
haben (9). Diese Fachplanungen (Fachbehörden und private und öffentliche Planungs-
träger) sind geschult, ihre Flächenansprüche im Raumordnungs- und Planfeststellungs-
verfahren durchzusetzen, obwohl ein relativer Vorrang im Abwägungsprozess ein stär-
keres Gewicht haben sollte als die fachlichen Interessen. Die juristisch entwickelte Ab-
wägungsfehlerlehre, nach der ein Planfeststellungsbeschluss aufzuheben ist, wenn wich-
tige Faktoren in der Abwägung nicht berücksichtigt oder unzureichend gewichtet wor-
den sind, verhilft relativen Vorrängen gegenüber wirtschaftlichen und sonstigen Interes-
sen selten zum Durchbruch. 
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Eine Funktion Vorrang, Vorbehalt oder sogar Eignung „Freiraum“ könnte nach bishe-
rigem Verständnis ohnehin nur als Negativplanung aufgefasst werden (10). Der Frei-
raum wäre wie bisher nur die Ergänzungsfläche für die sich weiter ausbreitende Sied-
lungsentwicklung im Umland der Ballungsräume. Eine irgendwie geartete vorbehaltli-
che Freiraumfunktion müsste sich großenteils mit bereits bestehenden vorbehaltlichen 
Nutzungen auf denselben Flächen oder Räumen wiederfinden. Dies wäre kein effizien-
tes Gestaltungselement auf Regionalebene. Deshalb müssten die Vorrangfunktionen 
intensiver begründet und in ihren Vernetzungen deutlicher abgeleitet werden. 
 
4.2  Freiraum als Planungselement eines Flächenmanagements 
Die vorstehenden Überlagerungen der Kategorie Freiraum mit den verschiedensten rela-
tiven Vorrangnutzungen würden kaum den wirtschaftlich sparsamen und ökologisch 
vernünftigen Umgang mit Flächeninanspruchnahmen sichern. In der Tat läuft der Vor-
schlag eines Forschungsprojekts „schlanker und effektiver Regionalplan“ beim Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung (11) darauf hinaus, die Freiraumstruktur nach den 
bekannten Vorrang- und Vorbehaltsgebieten zu differenzieren. Im Kernbereich sind es 
wieder die regionalen Grünzüge und Siedlungszäsuren (Trenngrün) und sodann für die 
einzelnen Funktionsbereiche die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Natur und Land-
schaft, Wassergewinnung, Rohstoffgewinnung sowie Vorrang- und Eignungsgebiete für 
Windenergienutzung. Ergänzend werden noch zur wahlweisen Anwendung vorgeschla-
gen: Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Erholung, Frei-
zeitgroßprojekte, Hochwasserschutz und Klimaschutz; eine Ausnahme bildet lediglich 
die Erholung, der nur ein Vorbehalt zuerkannt wird. Kritisch werden diese Instrumente 
und ihre Zielinhalte im Regionalplan jedoch von anderer Seite (siehe oben, (9)) gewer-
tet, weil ihnen praktisch keine Steuerungswirkung und mangelnde Durchsetzung in den 
Abwägungsprozessen zukommen. 
In § 7 des BauROG 1998 sind neben der Vorranggebiete-Konzeption die klassischen 
Konzeptionen für die Siedlungsstruktur, umfassend die Raumkategorien Verdichtungs-
räume und ländlicher Raum sowie Zentraler Ort und Achsen, die Infrastruktur und als 
neue Kategorie die Freiraumstruktur aufgeführt. Zur Freiraumstruktur können großräu-
mig übergreifende Freiräume und Freiraumschutz sowie Nutzungen im Freiraum wie 
vorsorgende Sicherung, geordnete Aufsuchung sowie Gewinnung von standortgebun-
denen Rohstoffen und schließlich Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen 
gehören. Aus diesen Formulierungen lässt sich nicht eindeutig ableiten, welcher Struk-
turbegriff zu Grunde liegt und inwieweit eine Umkehr von der Negativ- zu einer Posi-
tivplanung anzustreben ist. Bei der Siedlungsstruktur sind die positiven Planungsele-
mente Entwicklungsschwerpunkte und Entlastungsorte sowie Siedlungsentwicklungen 
aufgeführt. Da für die Freiraumstruktur solche positiven Planungselemente fehlen, 
müssten sie ausdrücklich in die Nomenklatur der Planungselemente eingeführt werden. 
Der Freiraum ist dann als absoluter Freiraum auszuweisen, während die herkömmlichen 
Vorrangfunktionen dazu dienen, den Freiraum zu erläutern bzw. zu begründen. Beson-
deres Augenmerk ist dabei auf die Vernetzung und gegenseitige Unterstützung von Vor-
rangfunktionen zu richten, weil in der Planungspraxis der Abwägung nur auf einer Flä-
che sich überlagernde Vorränge überhaupt eine Chance genügender Berücksichtigung 
haben. Soweit es sich bei den herkömmlichen Vorrangfunktionen nur um Vorbehalte 
handelt, können diese gebietsintern im Freiraum untereinander ausgetauscht werden. 
Der Freiraum selbst darf aber dadurch nicht aufgeweicht, d. h. einer Abwägung zugäng-
lich werden. 
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Der Gedanke, den Freiraum als positives Planungselement einzusetzen, wurde in den 
siebziger Jahren in Nordrhein-Westfalen umgesetzt, weil in einer Städtelandschaft wie 
dem Ruhrgebiet der Freiraum bereits ein sehr knappes Gut geworden war und deshalb 
wichtiger war als die Verfügbarkeit als Baugrund für eine öffentliche und private Be-
bauung (z. B. Wohnsiedlungen, Krankenhäuser). In den Städten und Gemeinden sollte 
das letzte Drittel der gesamten kommunalen Flächen als Freiraum nicht mehr bebaut 
werden dürfen. Die benachbarten Städte sollten sich in solchen Fällen gegenseitig Bau-
grundstücke zur Verfügung stellen. Diese Strategie scheiterte politisch am Widerspruch 
der Städte. Im Übrigen ist dies auf die bayerische Siedlungsstruktur nicht übertragbar. 
Der Ansatz als positives Planungselement ist aber auch für Bayern von Bedeutung, 
wenn nicht die immer weitere Zersiedlung der Landschaft um sich greifen soll. Zu un-
terscheiden ist bei der Umsetzung eines absoluten Vorrangs „Freiraum“ zwischen hoch-
verdichteten und ländlich geprägten Regionen; in ersteren ist ein absoluter Freiraum-
Vorrang vordringlich, in den ländlichen Regionen könnten „Regionale Grünzüge“ vor-
erst mit absolutem Vorrang ausgestattet und vermehrt eingesetzt werden. 
 
4.3  Interkommunale Kooperation 
Ein wirksamer Schutz des Freiraums durch seine konkrete Ausweisung im Regionalplan 
als absoluter Vorrang mit ihm untergeordneten Vorrängen und Vorbehalten – eventuell 
in teilgebietlicher Differenzierung – müsste von den betroffenen Gemeinden freiwillig 
getragen werden. Solche stringenten Festlegungen lassen sich nur in interkommunalen 
Kooperationsformen realisieren. Zu bedenken ist, dass auf der kommunalen Ebene das 
Ziel einer Eindämmung des Flächenverbrauchs (Mengenziel), verbunden mit einer öko-
logischen Ausrichtung (Qualitätsziel) bei dem unbedingt notwendigen Flächenver-
brauch von den betroffenen Gemeinden nicht uneingeschränkt berücksichtigt werden 
kann. Die Kernstadt selbst und vor allem die einzelnen Gemeinden im Umland fürchten 
Eingriffe in ihre kommunale Planungshoheit, wenn sie neue Wohngebiete und Gewer-
begebiete mit der notwendigen Verkehrserschließung ausweisen wollen und durch 
Zwangsmaßnahmen daran gehindert werden. 
Diese verständliche Grundhaltung auf kommunaler Ebene aus früheren Jahrzehnten 
geht jedoch an den völlig veränderten Rahmenbedingungen vorbei. So ist das Vorhalten 
von neuen, meist viel zu groß konzipierten Wohngebieten und Gewerbeflächen im ver-
schärften interkommunalen Wettbewerb obsolet geworden. Die bayerische Landespla-
nung kann mit ihrem erklärten Ziel einer Vorhaltepolitik in den von Abwanderung be-
drohten Regionen nicht mehr greifen, zumal es sich nicht nur um die Aufrechterhaltung 
einer öffentlichen, insbesondere auch wirtschaftsnahen Infrastruktur handelt, sondern 
auch um die privatwirtschaftliche Infrastruktur. 
Insgesamt lassen sich Streckenstillegungen der Bahn und Aufgabe von Filialen des 
Einzelhandels bis zu den dörflichen Tante-Emma-Läden, von Filialen der Banken und 
der Post, der Gaststätten usw. durch eine Vorhaltepolitik nicht aufhalten, weil es keine 
Eingriffsmöglichkeiten der Landesplanung hierauf gibt. Die Alternative einer Mobilisie-
rung der Infrastruktur in strukturschwachen Regionen gehört bisher nicht zu dem Ziel 
und zu entsprechenden Instrumenten der Landesplanung. 
Eine Ausnahme von der Negativplanung bilden die von der Landesplanung geförder-
ten Teilraumgutachten, mit denen sich die Regionalplanung auf ihrer eigenen Ebene mit 
der Lösung teilräumlicher Probleme befassen sollte. Dieser Ansatz sollte zusätzlich ori-
entiert werden auf die Vermeidung einer Zersiedlung der Landschaft, die auch in struk-
turschwachen Regionen stattfindet. Die Gemeinden müssten sich kooperativ verpflich-
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ten, auf Regionalebene, d. h. in den regionalen Planungsverbänden, vordringlich zu si-
chernde Freiräume festzulegen und strikt einzuhalten. Darüber hinaus müssten sich die 
Gemeinden einer Region zwingend verpflichten, sich auf wenige attraktive Gewerbeflä-
chen als Industrie- und Gewerbeparks in der Region zu beschränken. Dies könnte für 
die beteiligten Gemeinden nur attraktiv sein, wenn im interkommunalen Finanzaus-
gleich bei den Zuweisungen die Differenzierung nach Wohnsitz- und Gewerbestandor-
ten entsprechend ihren jeweiligen Aufwendungen berücksichtigt würde. 
Es wird also entscheidend darauf ankommen, die überholte Grundeinstellung in vie-
len Gemeinden bezüglich ihrer Vorzüge und Nachteile in der Flächenhaushaltspolitik zu 
überwinden und sie für neue Kooperationsformen zu gewinnen. Ein positiver Schritt in 
diese Richtung ist das „Bündnis zum Flächensparen“ zwischen dem Freistaat Bayern 
und seinen Städten, Gemeinden und Landkreisen, vertreten durch deren Spitzenverbän-
de. Eine Schlüsselrolle soll die kommunale Bauleitplanung spielen. Es geht dabei u. a. 
um die Einsparung neuer Baugebiete, um stattdessen städtische Brachflächen und sol-
che im Umland zu sanieren und zu mobilisieren. Kritisch wurde zu diesem Bündnis 
angemahnt, auch die Gewerbegebiete sollten in ein entsprechendes Flächenrecycling 
einbezogen werden, eine Beteiligung der Wirtschaft an diesem Bündnis, z. B. durch die 
IHKs konnte jedoch nicht herbeigeführt werden. Hilfreich wäre, so in der Diskussion 
ein Vorschlag, eine Beteiligung der Agenda 21-Gruppen in den jeweiligen Gemeinden 
vorzusehen, die den Ansatz zu einer interkommunalen Kooperation unterstützen könn-
ten. Auch Bürgerinitiativen könnten am Erhalt bestehender Freiräume interessiert sein. 
 
4.4   Indikatoren zum Flächensparen 
Wenn es um eine interkommunale Kooperation geht, und dabei um die Überwindung 
veralteter Wachstumsvorstellungen der einzelnen Gemeinden, könnte eine geeignete 
Aufklärung einen wesentlichen Beitrag leisten. Dies wäre einmal durch überzeugende 
Beispiele einzelner Gemeinden möglich, die im kommunalen Bereich bereits erhebliche 
Einsparungen an Neubauflächen erreichen konnten. Hier geht es aber um Modelle einer 
interkommunalen Kooperation, für die bisher weitgehend die statistischen Untersuchun-
gen fehlen. Eine Gemeinde müsste sich anhand geeigneter Indikatoren Klarheit darüber 
verschaffen können, wie viel Freiraumanteil im Gemeindegebiet vorhanden ist und wel-
chen Anteil die anderen Flächennutzungen wie insbesondere die Siedlungs- und Ver-
kehrsinfrastruktur anteilmäßig beanspruchen. Auch die Anteile an städtischen und land-
wirtschaftlichen Brachflächen müssten indikatormäßig aufgezeigt werden. 
Ein solcher Indikatorkatalog wäre für die jeweilige Gemeinde bzw. ihren Stadt- oder 
Gemeinderat eine wichtige Entscheidungshilfe, ob sie mit großzügigen Baugebietsaus-
weisungen mit Nachbargemeinden – meist aussichtslos – konkurrieren will, oder mit 
diesen kooperieren und dazu teilweise auf angestammte rechtliche Planungshoheiten 
verzichten will. Ein Indikatorenkatalog ist schwierig aufzustellen, wenn er den entspre-
chenden Vorschlägen entsprechend alle möglichen Vorrangfunktionen erfassen soll. 
Der Katalog müsste auch alle Indikatoren erfassen, die unter der strikten Ausweisung 
von Freiräumen als Vorrang- und/oder Vorbehaltsgebiete subsummiert sind. Ein solcher 
Katalog müsste sozusagen als überzeugende Begründung fungieren. Einzelne Indikato-
ren, die sehr stark auf die raumordnerische Nachhaltigkeit abstellen, sind seit längerem 
bekannt, z. B. die Erholungsflächen in qkm am Stadtrand, die von den Stadtbewohnern 
in einer maximalen Entfernung von 10 km erreichbar und damit nutzbar sind. Andere 
Indikatoren wie der Erhalt eines funktionsfähigen Naturhaushalts oder die Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes durch Bauten, insbesondere des Verkehrs, können nur nutz-
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wertanalytisch bewertet werden. Die Entwicklung eines Indikatorkatalogs für den regi-
onalen Freiraumschutz stellt ein neues Forschungsfeld dar. 
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1 Problemstellung 
„Statistiken bestimmen unser Weltbild. Wir messen, was uns viel bedeutet.“ Hinterfragt 
man mit diesem Ausspruch Wouter van Dierens (1995: 180) den Wissens- und Informa-
tionsstand zur Flächennutzung, so liegt die Schlussfolgerung einer eher geringen gesell-
schaftlichen Wertschätzung der Ressource Fläche bzw. Boden nahe. Das Wissen um die 
Ausprägung der Flächennutzung, ihre Entwicklung im zeitlichen Verlauf und ihre öko-
logische und ökonomische Wirksamkeit muss auch heute noch als begrenzt gelten. Da-
bei liegt es nur zum Teil an der mangelnden Verfügbarkeit von Grundlagendaten. Mit 
nahezu flächendeckenden digitalen Katasterkarten sowie digitalen topographischen Kar-
ten, mit in vielen Bundesländern weit entwickelten Boden- und Landschaftsinformati-
onssystemen und einer ausdifferenzierten Bautätigkeitsstatistik kann auf eine grundsätz-
lich ausreichende Datenbasis für den Boden- und Freiraumschutz verwiesen werden, 
wenngleich einzelne Datenlücken zweifelsohne eingeräumt werden müssen. Die Haupt-
problematik liegt aber offensichtlich in der mangelnden planungsbezogenen Aufberei-
tung und Operationalisierung verfügbarer Grundlagendaten, was sowohl auf eine be-
grenzte politische Nachfrage als auch auf mangelnde methodische Erfahrungen mit Mo-
nitoring- und Controlling-Instrumenten in der räumlichen Planung zurückgeführt wer-
den kann. Zentrale Probleme bestehen  
 in der unklaren Definition und Operationalisierung von Schlüsselgrößen der Flä-
chennutzung (wie Versiegelung, Zersiedelung oder Zerschneidung) und der damit 
verbundenen Abwesenheit standardisierter Messverfahren (Siedentop u. a. 2003: 
190), 
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 in der zurückhaltenden Nutzung digitaler Flächennutzungsdaten (wie ATKIS) für 
flächenstatische und raumanalytische Zwecke, 
 in fehlenden Schnittstellen zwischen verschiedenen Fachdatenbeständen, wodurch 
das Informationspotenzial der verfügbaren Datenbasen nur teilweise ausgeschöpft 
werden kann (Flacke 2003), und 
 in einer deutlichen Wachstumsorientierung der raumbezogenen Statistik, welche 
sich in einer Fokussierung auf die Abbildung von Wachstumsprozessen äußert, 
während Daten zur inneren Dynamik des Siedlungsbestandes kaum verfügbar sind 
(z. B. Baulücken, Brachflächen, Wohnungsleerstände). 
Bereits die statistische Beschreibung sowie die Bewertung des Flächenverbrauchs in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht bereitet erhebliche Schwierigkeiten (Baier 2000: 
122). Begriffe wie „Baulandpotenzial“, „Zersiedelung“ oder „Innenentwicklung“ sind 
Teil des raumplanerischen Alltagsvokabulars. Konventionen, wie derartige Begrif-
fe/Phänomene zu definieren und zu erheben sind, existieren aber nicht. Entsprechend 
beliebig erfolgt die Definition und Indikatorenwahl oder – noch bedenklicher – es wird 
auf eine statistische Erhebung gänzlich verzichtet. Hoch entwickelte digitale Datenbe-
stände zur Flächennutzung wie ATKIS werden bislang für flächenstatistische und 
raumanalytische Zwecke kaum eingesetzt. In der amtlichen Flächenstatistik bleibt „Flä-
che“ dadurch eine eindimensionale Größe – zwar ist bekannt, wie viele „Fußballfelder“ 
derzeit für Siedlungs- und Verkehrszwecke täglich in Anspruch genommen werden. 
Angaben zu Größen-, Form- und Lageeigenschaften neu in Anspruch genommener Flä-
chen, welche für Abschätzungen von Infrastrukturkosten, Verkehrserzeugung oder land-
schaftsökologischer Beeinträchtigungen wesentlich wären, sind aus der amtlichen Flä-
chenstatistik nur in Ansätzen zu generieren (Dosch, Beckmann 2003; Siedentop, 
Kausch 2004; Siedentop 1999a). Trotz des seit über 20 Jahren postulierten Vorrangs der 
Innenentwicklung vor der Außenentwicklung ist es bis heute nicht möglich, den in einer 
Bilanzperiode ausgewiesenen Zuwachs an Wohnungen oder Bruttogeschossfläche nach 
standörtlichen Merkmalen (Innen- vs. Außenentwicklung) zu kategorisieren. 
Defizite resultieren auch aus dem Fehlen von geeigneten Schnittstellen zwischen ver-
schiedenen Fachinformationssystemen. Beispielsweise ist es derzeit kaum möglich, die 
katasterbasierte Flächenstatistik mit landschaftsökologischen Datenbasen zu koppeln. 
Dadurch bleibt die amtliche Flächenstatistik gewissermaßen „qualitätsblind“ – so ist es 
statistisch nicht möglich, die in einem Zeitraum für Siedlungs- und Verkehrszwecke in 
Anspruch genommene Bodenfläche nach qualitativen Merkmalen wie der natürlichen 
Ertragsfähigkeit oder der Retentions- und Pufferfähigkeit der betroffenen Böden zu be-
werten. Diese informationelle „Verengung“ der Flächenstatistik hat zweifelsohne zu der 
beobachtbaren einseitigen Fokussierung auf die Bodenversiegelung und deren standört-
liche Umweltwirkungen beigetragen. Qualitative Effekte der Flächeninanspruchnahme 
im meso- und makromaßstäblichen Bereich, wie die fortschreitende Fragmentierung der 
Landschaft, hydrologische Veränderungen oder der Verlust hochwertiger landwirtschaft-
licher Böden sind demgegenüber aufgrund mangelnder statistischer Informationen nur 
eingeschränkt Gegenstand planerischer ex-post- und ex-ante-Bilanzierungen. 
Ein zentrales Problem liegt schließlich im weitgehenden Fehlen von Daten zum aktu-
ellen Baulandpotenzial. Trotz der insbesondere in den 1990er Jahren kontrovers geführ-
ten Debatte um die Verfügbarkeit von Bauland gibt es nur in wenigen Regionen Infor-
mationssysteme, die Daten zum verfügbaren Bauland in überplanten Flächen und im 
Innenbereich verwalten. Letzteres dürfte vor allem Folge einer traditionellen „Außen-
orientierung“ der räumlichen Planung sein, denn über Jahrzehnte war die Schaffung 
 Regionale Flächeninformationssysteme als Bestandteil des regionalen Flächenmanagements  
 69 
neuer Baurechte im vormaligen Außenbereich der Städte und Gemeinden zentraler Re-
gulierungsgegenstand von Raumordnung und Bauleitplanung, damit auch der Raumbe-
obachtung. Die innere Dynamik der Flächennutzung im bebauten Siedlungsraum wurde 
dagegen nahezu ausgeblendet, was sich nun unter der Schrumpfungs- und Stagnations-
bedingungen folgenden Aufgabenverlagerung der Planung auf den städtebaulichen Be-
stand äußerst negativ auswirkt. Die ungebrochene Dominanz des Bauens auf der grünen 
Wiese hat seine Ursachen zweifelsohne auch im mangelnden Wissen um die Potenziale 
des Bestandes (Scholl 2003; Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg 
2003). 
Vor dem Hintergrund derartiger, hier nur ausschnitthaft skizzierter, Informationsdefi-
zite ist die Steuerungskompetenz der räumlichen Planung erheblich eingeschränkt. Das 
sich in dem weitgehend ungebremsten Flächenverbrauch äußernde Politikversagen hat 
seine Ursache auch in fehlenden oder nicht ausreichenden „Führungsinformationen“ für 
Politik und Verwaltung (Siedentop 1999b; Zieschank 1999). Gesellschaftlich relevante 
Wirkungen von Flächennutzungsveränderungen werden ausgeblendet und Trendverän-
derungen verspätet wahrgenommen, die Intensität und Langfristigkeit von Dynamiken 
wird unterschätzt, zeitraubende analoge Erhebungen sind zum Zeitpunkt ihrer Fertig-
stellung bereits veraltet, die Wirkungen der Raumordnungspläne bleiben unerkannt. 
Entscheidungen der räumlichen Planung in den Regionen und Kommunen fallen nicht 
selten auf der Basis von unvollständiger Information und damit auch Abwägung (Rat 
für Nachhaltige Entwicklung 2004).  
In den vergangenen Jahren zeichnet sich jedoch eine Trendwende ab. Immer mehr 
Länder, Regionen und Kommunen entwickeln Informationssysteme mit querschnittsori-
entierter Ausrichtung (Planungsinformationssysteme) oder sektoralem Bezug (z. B. Bau-
landbefragungen, Wohnungsmarktbeobachtungssysteme). Moderne Managementinstru-
mente wie das Controlling stoßen in Raumordnung und Städtebau auf großes Interesse 
(Keiner 2002; Keiner, Schultz, Schmid 2001; INFRAS, ORL, C.E.A.T. 2001). Gleich-
zeitig eröffnen die Fortschritte der Geoinformationsverarbeitung und Internettechnolo-
gie neue Möglichkeiten der Verarbeitung von komplexen Datenmengen sowie der Prä-
sentation und Zugänglichkeit von raumbezogenen Informationen. Die fortschreitende 
Digitalisierung planungsrelevanter Daten und ihre Verwaltung in landesweiten Geoda-
tenservern oder regionalen Raumordnungskatastern bieten für Raumanalysen gänzlich 
neue Perspektiven. 
In diesem Beitrag werden ausgehend von obiger Kritik am derzeitigen Entwicklungs-
stand regionaler Flächeninformationssysteme zunächst Funktionen und Komponenten 
entsprechender Ansätze erörtert (Abschnitt 2). Abschnitt 3 skizziert den Datenbedarf, 
welcher in konsequenter Umsetzung der planungspraktischen Anforderungen an Flä-
cheninformationssysteme zu stellen ist. Abschnitt 4 vermittelt einen Überblick über 
ausgewählte Ansätze in verschiedenen deutschen Regionen, bevor in Abschnitt 5 eine 
Gesamtbewertung erfolgt und Anforderungen an den weiteren Ausbau von regionalen 
Flächeninformationssystemen formuliert werden. 
 
2 Funktionen und Komponenten regionaler Flächeninformations-
systeme 
Das regionale Flächenmanagement zielt auf eine gesellschaftlichen Bedürfnissen ge-
recht werdende, dabei gleichzeitig ökonomisch effiziente und ökologisch tragfähige Flä-
chennutzung in einem stadtregionalen Rahmen. Die flächenpolitischen Akteure können 
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sich dazu verschiedener hoheitlicher und konsensualer Instrumente bedienen (Löhr, 
Wiechmann 2004). In inhaltlicher Hinsicht bedeutet Flächenmanagement im Kern, der-
zeit oftmals isoliert betriebene Aufgabenfelder von Raumanalyse, Planung und Vollzug 
zielorientiert zu vernetzen. Dazu zählen die Beobachtung der Baulandverfügbarkeit, die 
Abschätzung des Baulandbedarfes, die Abschätzung möglicher Folgen alternativer 
Siedlungspfade (z. B. im Hinblick auf ihren Flächenverbrauch, ihre Umwelt- oder Ver-
kehrsauswirkungen), der Beschluss und die Umsetzung von Siedlungsstruktur- und 
Baulandentwicklungskonzepten sowie ein kontinuierliches Controlling der Planumset-
zung (Einig 2003; Einig u. a. 2002). Alle genannten Handlungsfelder sind in hohem 
Maße auf qualifizierte Daten, d. h. Daten in ausreichender sachlicher und räumlicher 
Differenzierung sowie hinreichender Aktualität angewiesen. Im Vergleich zu fachplane-
rischen Aufgaben ist der Informationsbedarf eines regionalen Flächenmanagements 
aufgrund seines querschnittsorientierten Ansatzes und regionalen Raumbezuges sowie 
der mittel- und langfristigen Planungshorizonte besonders hoch (Siedentop 1999b: 16). 
Da entsprechende Daten nur zu geringen Teilen aus externen amtlichen Quellen der 
Statistik bezogen werden können, sind regionale Politikakteure gezwungen, Informatio-
nen aus eigenständig aufzubauenden und zu führenden Informationssystemen zu gene-
rieren. 
Die Kernfunktion regionaler Flächeninformationssysteme liegt in ihrer Abwägungs-
unterstützung. Die im Rahmen der Aufstellung von Raumordnungsplänen oder regiona-
len Entwicklungskonzepten zu leistende Entwicklung eines regionalen Siedlungskon-
zepts vollzieht sich als komplexer Abwägungsprozess, in den konkurrierende Belange 
regionaler Siedlungsentwicklung einzustellen sind. Die hohen Anforderungen an eine 
den rechtsstaatlichen Anforderungen gerecht werdende Abwägung setzt sachlich und 
räumlich ausreichend differenzierte Informationsgrundlagen zwingend voraus. Der mit 
der Umsetzung der europäischen Richtlinie über die Umweltprüfung von Plänen und 
Programmen geforderte Umweltbericht hat die Anforderungen an den Abwägungsum-
fang jüngst noch weiter intensiviert.  
Das Funktionsspektrum von Flächeninformationssystemen geht jedoch über derartige 
unmittelbar planungsbezogene Aufgaben weit hinaus. Ihnen kommen auch Aufklä-
rungs- und Frühwarnfunktionen sowie Kontroll- und Marketingfunktionen zu: 
 Aufklärungsfunktion: Die gesellschaftliche Relevanz der Flächennutzung erschließt 
sich für politische Akteure wie auch die Bürgerschaft kaum (SRU 2002: 13; Köck 
2002: 124). Es fehlt an einer „Übersetzung“ ökologischer oder ökonomischer Reali-
täten in gesellschaftliche Realitäten (Zieschank 1999: 148). Der Flächennutzungs-
wandel ist aufgrund seiner dispersen standörtlichen Ausprägung und seiner gerin-
gen Dynamik nur sehr eingeschränkt sinnlich erfahrbar. Die baulichen Einzelein-
griffe sind für sich allein oft ohne gravierende ökologische Auswirkungen. Im 
räumlichen und zeitlichen Zusammenwirken zahlreicher Siedlungserweiterungen 
und Infrastrukturbauwerke liegt jedoch ein offensichtlich unterschätztes ökolo-
gisches Risiko (Siedentop 2002). Ähnliches gilt für die sozialen „Schattenkosten“ 
(Rat für Nachhaltige Entwicklung 2004) von Suburbanisierung und Siedlungsdis-
persion. Planerische Restriktionen baulicher Expansionsbestrebungen sind vor die-
sem Hintergrund nur schwer vermittelbar. Erst Informationsinstrumente bestellen 
das Terrain, auf dem regulative Politik agieren kann (Zieschank 1999: 152).  
 Frühwarnfunktion: Die in den vergangenen Jahren erlebte Dynamisierung ökono-
mischer und sozialer Entwicklungen erhöht die Gefahr, dass Planung zu spät auf 
Trendveränderungen reagiert. Ein Beispiel sind die schmerzlichen Erfahrungen der 
Baulandpolitik in den neuen Bundesländern, welche die demografische und ökono-
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misch verursachte Umbruchsituation auf den Bauland- und Immobilienmärkten viel 
zu spät wahrgenommen hat. Die heute erheblichen Angebotsüberhänge beim Wohn- 
und Gewerbebauland sind auch Resultat eines fehlenden diagnostischen Instrumen-
tariums der Planung, welches in der Lage gewesen wäre, frühzeitig Warnsignale 
auszusenden.  
 Kontrollfunktion: Programme und Pläne der Raumordnung werden bislang nicht 
oder nur sehr eingeschränkt einer Kontrolle ihrer Zielerreichung unterzogen. Soll-
Ist-Vergleiche, bei denen die im Plan fixierten Ziele der tatsächlichen Entwicklung 
gegenübergestellt werden (Zielcontrolling), unterbleiben zumeist. Ähnliches gilt für 
die Wirkungskontrolle der in einem Plan vorgesehenen Projekte und Maßnahmen 
(Wirkungs- und Vollzugscontrolling). Diesbezügliche Erfolgskontrollen der Raum-
ordnung vollziehen sich bis dato eher durch intuitive Ansätze und subjektive Wer-
tungen als durch eine systematische Überprüfung der planungspraktischen Imple-
mentation. Eine zentrale Funktion eines regionalen Informationsmanagements liegt 
damit in der Bereitstellung von Informationen für die Durchführung einen pla-
nungsbezogenen Controllings auf strategischer und operativer Ebene. 
 Marketingfunktion: Leistungsfähige Datenbestände zum Baulandpotenzial können 
über ihre Verwaltung in Standortinformationssystemen zudem Aktivitäten region-
aler Wirtschaftsförderung unterstützten. Standortinformationssysteme informieren 
Unternehmen (und zum Teil auch private Haushalte) über sofort verfügbare Gewer-
bebaulandpotenziale in einer Region. In einigen Fällen bedient sich auch die Raum-
ordnung dieses Instrumentes (Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
o. J.). Dabei werden über Standortinformationssysteme vorrangig jene Gewerbe- 
und Wohnbauflächen angeboten, die auf raumordnerisch verträglichen Standorten 
angesiedelt sind. Auf diese Art und Weise kann die Raumordnung auch die Ver-
marktung von jenen Flächen fördern, die gegenüber Standorten auf der „grünen 
Wiese“ weniger konkurrenzfähig sind. 
Regionale Flächeninformationssysteme erfüllen damit erstens Aufgaben des Monito-
rings der Flächennutzung und seiner Veränderung, zweitens Aufgaben des Controllings 
der Umsetzung strategischer wie auch operativer Planungen und drittens der öffentlich-
keitswirksamen Berichterstattung über die relevanten Entwicklungstrends der Region 
und den Prozess der Planumsetzung (Einig u. a. 2002; siehe auch Abb. 1). Das Monito-
ring zielt auf die systematische Beobachtung und Analyse der Flächennutzung mittels 
ausgewählter Indikatoren. Die Bewertung der dabei ermittelten Zustands- und Verände-
rungsgrößen am Maßstab regionaler Ziele (Zielerreichungskontrolle) ist Gegenstand der 
zweiten Komponente, dem Controlling. Auch die Erklärung der festgestellten Verände-
rungen durch Identifikation der auslösenden Ursachen (Wirkungskontrolle) ist Bestand-
teil des Controllings. Zielerreichungskontrolle und Wirkungskontrolle sind notwendig, 
um angemessene Reaktionen auf Zielabweichungen abzuleiten und politische Lern- und 
Innovationsprozesse einzuleiten (z. B. auf eine Unter- oder Überversorgungssituation 
auf den Baulandmärkten). Sie erzeugen Situations-, Folgen- und Erklärungswissen, das 
notwendig ist, um die politische Steuerungsfähigkeit regionaler Flächenmanagement-
konzepte zu bewerten und die Steuerbarkeit räumlicher Entwicklungsprozesse zu beur-
teilen. Eine dritte Komponente beinhaltet die Berichterstattung über die festgestellten 
räumlichen Trends, ihre Bewertung aus raumordnerischer Sicht und die eingeleiteten 
Maßnahmen bzw. formulierten Handlungsempfehlungen bei Feststellung von Soll-Ist-
Divergenzen (Berichterstattung). 
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Abb. 1: Komponenten eines regionalen Informationsmanagements*) 
 
*) verändert nach Frick 2001 
 
3  Datenbedarf 
Zur Bewältigung des oben skizzierten Funktionsspektrums setzt der Aufbau regionaler 
Flächeninformationssysteme ein äußerst breites Spektrum an Daten voraus. Dabei kann 
zwischen unmittelbar flächennutzungsbezogenen Daten (z. B. Daten zur Realnutzung 
oder geplanten Nutzung des Bodens) und Daten mit mittelbarem thematischem Bezug 
unterschieden werden (z. B. Daten zur Bodenqualität oder zur kleinklimatischen Situati-
on). Daten ersteren Typs lassen sich weiter differenzieren in Daten zum Zustand der 
Flächennutzung, Daten zur geplanten Flächennutzung und solchen zur Veränderung der 
Flächennutzung. Abb. 2 gibt einen Überblick über die wesentlichen Basisdaten (Input) 
und mögliche „Informationsprodukte“ für die Planungsakteure (Output). Bei Letzteren 
kann es sich um vergleichsweise einfache Realnutzungskartierungen ebenso handeln 
wie um komplexere Erhebungen von Baulandpotenzialen oder Flächennutzungsverän-
derungen. 
 
 
 Regionale Flächeninformationssysteme als Bestandteil des regionalen Flächenmanagements  
 73 
Abb. 2: Kernmodule eines regionalen Flächeninformationssystems, verfügbare Basis-
daten und „Informationsprodukte“ 
 
 
Mit dem heute erreichten Entwicklungsstand von ATKIS und der mittelfristigen Rea-
lisierung von ALKIS (Amtliches Liegenschaftskataster Informationssystem) steht der 
räumlichen Planung ein leistungsfähiger Geobasisdatenbestand zur Verfügung. Hinzu 
kommen Fernerkundungsdaten, deren Einsatz in der Regionalplanung aufgrund sinken-
der Preise und immer leistungsfähigerer Bearbeitungswerkzeuge mehr und mehr an Be-
deutung gewinnt. Die Abbildung des aktuellen Zustandes der Flächennutzung kann da-
her als vergleichsweise wenig problematisch eingeschätzt werden. Schwieriger ist dem-
gegenüber die Generierung von Informationen 
 zu geplanten Veränderungen der Flächennutzung, abgeleitet aus Planungszielen in 
Flächennutzungs-, Bebauungs- und raumwirksamen Fachplanungen,  
 zu Veränderungen der Flächennutzung durch realisierte Planungen.  
Eine kontinuierliche Beobachtung der kommunalen Bauleitplanung ist nach wie vor 
eher die Ausnahme als die Regel im Alltag der regionalen Raumordnung. Wenn regio-
nale Bauleitplanungskataster geführt werden, dominieren Datenbank-Ansätze mit Ein-
tragungen zu spezifischen Planaussagen (Art und Maß der geplanten Nutzungen, ge-
plante Wohneinheiten u. ä.), ohne dabei aber eine GIS-Implementierung zu leisten. Ent-
sprechend limitiert sind die räumlichen Analysemöglichkeiten (z. B. durch die nicht 
gegebene Kopplungsmöglichkeit mit anderen GIS-Datenbasen) und aufwändig stellt 
sich die Fortschreibung solcher Datenbasen dar.  
Ähnlich problematisch verhält es sich mit der Erfassung von Nutzungsänderungen. 
Ein systematisches Monitoring des Flächennutzungswandels erfolgt derzeit in kaum 
einer Raumordnungsregion. Wie oben bereits ausgeführt, liegt dies weniger im Fehlen 
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von Geobasisdaten begründet. Ursächlich dürfte eher mangelnde politische Nachfrage 
und fehlendes Methodenwissen in der planungspraktischen Aufbereitung verfügbarer 
Daten sein. Eine kontinuierliche Beobachtung der Baulandsituation im Sinne eines kon-
tinuierlichen Abgleichs von Baulandverfügbarkeit und Baulandverbrauch ist damit zu-
meist nicht möglich. Ebenso unterbleiben Wirkungsanalysen zu ökologischen und sozi-
alen Kosten von Flächennutzungsveränderungen. 
Ein weiteres noch weitgehend ungelöstes Problem stellt sich bei der Erhebung von 
baulichen Nutzungspotenzialen im Siedlungsbestand, hier vor allem in Baulücken, auf 
Brachflächen sowie in Gebieten mit Umnutzungs- und Nachverdichtungspotenzialen. 
Hier sind die Planungsträger zumeist auf eigene terrestrische Erhebungen angewiesen, 
deren Durchführung jedoch äußerst ressourcenintensiv ausfällt. 
 
4 Vorstellung und Bewertung von Praxisbeispielen 
Im Folgenden werden ausgewählte Ansätze regionaler Flächeninformationssysteme vor-
gestellt und bewertet. Als Bewertungshintergrund fungieren dabei die in den vorherigen 
Abschnitten formulierten Anforderungen an die Leistungsfähigkeit und inhaltliche Kon-
sistenz eines regionalen Flächeninformationsmanagements. Es sei bereits an dieser Stel-
le vorweggenommen, dass keiner der vorgestellten Ansätze allen Anforderungen ge-
recht wird. Die Beispiele vermitteln aber innovative Lösungsansätze für spezifische 
Sachfragen, die zur Weiterentwicklung regionaler Flächeninformationsmanagements 
richtungsweisend erscheinen. 
 
4.1 Raumordnungskataster 
Das Raumordnungsgesetz verpflichtet öffentliche und private Akteure zur Mitteilung 
und Auskunft über geplante raumwirksame Planungen und Maßnahmen (§  14 ROG). 
Diesbezügliche Informationen über die aktuelle und zukünftige Raumbeanspruchung 
entfalten aber nur dann abwägungsunterstützende Funktion, wenn sie in geeigneter 
Weise gespeichert und dokumentiert werden. Zu diesem Zweck führen alle Länder sog. 
Raumordnungskataster (ROK). Aufgabe des ROK ist die umfassende und aktualisierte 
Sammlung von Angaben zur derzeitigen und geplanten Flächennutzung (Fischer 1988: 
2). Katasterrelevant sind sowohl vorbereitende Planungen (z. B. Linienbestimmungen 
nach Fernstraßenrecht) als auch endgültige Festlegungen (z. B. planfestgestellte Projekte 
oder beschlossene Bebauungspläne). Da das ROG zur Führung eines ROK keine Vor-
gaben enthält, sind die Katasterkonzepte in inhaltlicher Sicht von Bundesland zu Bun-
desland sehr unterschiedlich.1  
Bis zur Einführung digitaler Katastertechniken bestand das Raumordnungskataster 
aus einer Sammlung topographischer Karten für ein Planungsgebiet, in das Festlegun-
gen öffentlich-rechtlicher Art eingetragen wurden. Die manuelle Führung des Katasters 
war jedoch mit wesentlichen Nachteilen verbunden. Zu nennen sind insbesondere die 
schwierige Handhabung und Fortführung der Informationen (Blattschnittgebundenheit 
der Informationen, Aktualisierung durch Radierungen), die mangelnde Transferierbar-
keit der Information (Einsicht nur an einem Ort) und die eingeschränkten Möglichkeiten 
einer Selektion von Darstellungen (Lausterer 2000: 773). Auch die Möglichkeiten der 
                                                 
1  Zur Vereinfachung landesplanerischer Abstimmungen grenzüberschreitender Planungen hat die Ministerkonfe-
renz für Raumordnung allerdings einen unverbindlichen „Mindestinhaltskatalog“ der Raumordnungskataster vorge-
stellt (MKRO 1992). 
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Datenanalyse sind bei einem manuell geführten ROK äußerst eingeschränkt (z. B. Er-
mittlung von Flächenbilanzen). Vor diesem Hintergrund haben sich mittlerweile alle 13 
Flächenländer der Bundesrepublik für eine computergestützte Führung des ROK ent-
schieden, wobei der Realisierungsstand allerdings sehr unterschiedlich ausfällt. Einige 
Länder können auf bereits nutzbare Systeme verweisen (z. B. in Sachsen-Anhalt oder 
Bayern), andere Länder befinden sich noch in der Aufbau- oder Pilotanwendungsphase. 
Die digitale Führung erlaubt eine blattschnittfreie Datenverwaltung, die Maßstabs-
freiheit in der Darstellung von Daten, den Zugriff auf das Kataster von verschiedenen 
Orten sowie umfassende Analysemöglichkeiten durch Kombination verschiedener Geo-
datenlayer. Insbesondere Letzteres bietet die Chance, das ROK zu einem umfassenden 
Informationssystem weiterzuentwickeln, dessen Anwendungsmöglichkeiten weit über 
eine rein behördeninterne Information über raumbeanspruchende Planungen und Maß-
nahmen hinausreichen. Dazu müsste die Informationsbasis des ROK aber gezielt erwei-
tert werden. Beispielsweise wäre eine Integration von landschaftsökologischen Fachda-
tenbeständen wünschenswert, um geplante Siedlungs- und Verkehrsnutzungen im Hin-
blick auf ökologische Restriktionen vorprüfen zu können. Auf diese Weise wären auch 
gesamt- oder teilregionale Eingriffsbilanzierungen möglich (z. B. Bilanzierung der po-
tenziellen Inanspruchnahme von hochwertigen Agrarflächen im hypothetischen Fall 
einer vollständigen Realisierung aller geplanten Boden beanspruchenden Planungen und 
Maßnahmen). Derzeit leisten Raumordnungskataster auch keine laufende Beobachtung 
der Planrealisierung. In welchem Umfang die in Bebauungsplänen vorgesehenen Nut-
zungen bereits ausgeschöpft wurden, ist in der Regel nicht Gegenstand der ROK-Füh-
rung. 
Die Kernkritik an der derzeitigen Handhabung des ROK richtet sich jedoch auf des-
sen begrenzten Einsatz für Controllingfunktionen sowie die laufende Raumbeobach-
tung. Die Planungsträger machen von Informationen des ROK bei der Evaluierung von 
Plänen und der Erstellung regionaler Raumordnungsberichte kaum Gebrauch. Auf diese 
Weise liegen wesentliche „politische“ Informationspotenziale des ROK weitgehend 
brach.  
 
4.2 Regionales Planungsinformationssystem Brandenburg (PLIS) 
Das regionale Planungsinformationssystem Brandenburg (PLIS) wird vom Referat 
Raumbeobachtung des Landesumweltamtes Brandenburg für die gemeinsame Landes-
planungsabteilung der Länder Berlin und Brandenburg betrieben. In ihm werden sämtli-
che Planungsvorhaben der Länder Berlin und Brandenburg, insbesondere die kommuna-
len Bauleitplanungen und Raumordnungsverfahren dokumentiert. Neben den Flächen-
nutzungs- und Bebauungsplänen werden auch andere Satzungen, wie Entwicklungs-, 
Sanierungs-, Innen- und Außenbereichssatzungen, digital erfasst. Die zentrale Zielset-
zung des PLIS besteht in der Verfahrensunterstützung bei der Anpassung der Bauleit-
planung an die Ziele der Raumordnung, bei Raumordnungsverfahren und Planaufstel-
lungsverfahren. Das PLIS fungiert aber auch als ein Instrument zur Durchführung von 
landesweiten und regionalisierten Analysen zum Stand der Bauleitplanung und der 
Raumordnungsverfahren sowie von komplexen räumlichen Analysen (Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Brandenburg 2000: 11). 
Dem System kommt damit neben einer unmittelbar planungsbezogenen Bedeutung auch 
politikberatende Funktion zu.  
Es wurde bewusst angestrebt, die laufend aktuell gehaltenen Informationen einem 
möglichst großen Nutzerkreis verfügbar zu machen. So wird das System heute bereits 
 Regionale Flächeninformationssysteme als Bestandteil des regionalen Flächenmanagements 
76 
an über 40 Standorten im Land eingesetzt. Die Nutzer der Daten sind in erster Linie das 
Landesumweltamt und die gemeinsame Landesplanungsabteilung selbst, darüber hinaus 
eine Reihe weiterer Behörden. Zu diesen zählen u. a. das Ministerium für Stadtentwick-
lung und Wohnen und Verkehr (MSWV), das Institut für Stadtentwicklung und Woh-
nen (ISW), die Landesanstalt für Großschutzgebiete (LAGS), die Ämter für Immissi-
onsschutz (ÄFI), die Regionalen Planungsstellen und die Verwaltungen der Kreise und 
kreisfreien Städte. Ein wesentlicher Innovationsgehalt liegt in der gezielten Zusammen-
führung von Daten, die in den verschiedenen Stellen erhoben werden. Die entsprechen-
de Behörde steuert dem System ihren Anteil bei, hat aber grundsätzlich einen Zugriff 
auf den gesamten Datenbestand (Kranz 2000). Durch die dezentrale Datenpflege ist die 
Personalbelastung im Landesumweltamt relativ gering. Eine noch größere Transparenz 
und Nutzerzahl des PLIS lässt die in Vorbereitung befindliche Web-Lösung des PLIS 
erwarten (Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Lan-
des Brandenburg 2000: 12).  
Das PLIS besteht aus drei inhaltlichen Komponenten, den Raumordnungsverfahren, 
der Bauleitplanung (mit Satzungen), den regionalstatistischen Daten der laufenden 
Raumbeobachtung sowie einer kartographisch gestützten Auskunftskomponente (Lan-
desumweltamt Brandenburg 2000). Alle drei Komponenten wurden unter einer einheit-
lichen Benutzeroberfläche zusammengeführt. Bebauungspläne, Flächennutzungspläne, 
ausgewählte Landesentwicklungspläne und Schutzgebiete werden im PLIS digital er-
fasst und können somit flächenscharf kartographisch dargestellt werden. Die Digitalisie-
rung erfolgt auf der Grundlage des ATKIS im Maßstab 1:25.000. Durch die Integration 
von Daten zum Verfahrensstand lassen sich Planungen in ihren einzelnen Phasen bis hin 
zur Genehmigung verfolgen. Für bestimmte Planungsvorhaben (Gewerbegebiete, groß-
flächige Einzelhandelszentren, größere Wohngebiete und raumbedeutsame Freizeitanla-
gen) werden auch Informationen über den Realisierungsstand erhoben und bereitgestellt 
(Beyer 2001: 200). Für die Verwaltung derartiger Sachdaten zu Planungsverfahren exis-
tiert ein eigenständiges Sachdatenmodul. Dieses fungiert als Eingabesystem der Verfah-
rensbearbeiter und Ausgabesystem für Nutzer zugleich (Kranz 2000). Informationen zur 
landesplanerischen Abstimmung, zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, zum 
Genehmigungsverfahren und zur Realisierung werden hier gesammelt und stehen zur 
Verfügung. 
Mit dem im PLIS zur Verfügung stehenden Datenbestand können vom Nutzer Regio-
nalstatistiken für unterschiedliche Raumkategorien erstellt und Indikatorenübersichten 
abgerufen werden. Der statistische Datenbestand umfasst mittlerweile ca. 7.000 statisti-
sche Kennziffern (Kranz 2000). Karten lassen sich beispielsweise aus Grundlagenkarten 
im Maßstab 1:25.000 bis 1:300.000 und Daten zu Themen der Bauleitplanung, Raum-
ordnungsverfahren, des Natur- und Landschaftsschutzes zusammenstellen. Das Landes-
umweltamt gibt jährlich gedruckte Berichte zum Stand der Bauleitplanung und Raum-
ordnungsverfahren im gemeinsamen Planungsraum heraus. Aus diesen kann der Stand 
der landesplanerischen Befürwortung sowie der Genehmigung von Bauleitplänen nach 
dem BauGB differenziert nachvollzogen werden. Mit den Berichten „Berlin-Branden-
burg regional“ wird darüber hinaus ein sachlich breiterer Indikatorenkatalog zu den Be-
reichen Demographie, Flächennutzung und Siedlungsstruktur, Wohnen, Arbeitsmarkt, 
Beschäftigung und Verkehr publiziert (Landesumweltamt Brandenburg 1996). Für die 
meisten Indikatoren liegen Zeitreihen seit 1990 vor (Landesumweltamt Brandenburg 
1998). 
Die Daten des berlin-brandenburgischen Planungsinformationssystems waren wesent-
liche Grundlage für die fachliche Erarbeitung des „Ersten Flächenberichts zum LEP 
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e.V.“. Mit diesem Bericht soll der Stand der Umsetzung der landesplanerischen Zielset-
zungen des Landesentwicklungsplanes für den engeren Verflechtungsraum im Sinne 
eines „Zielerreichungsmonitorings“ dokumentiert werden (Ministerium für Landwirt-
schaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Brandenburg et al. 2001: 4). Eva-
luierungsgegenstand sind die quantitativen Orientierungswerte für das Bevölkerungs-
wachstum bestimmter Siedlungstypen. Durch die Vorhaltung von Bauleitplan-Daten im 
PLIS war es möglich, nicht nur die Bevölkerungsentwicklung dieser Siedlungs- bzw. 
Gemeindetypen zu ermitteln, sondern auch die befürworteten bzw. genehmigten Wohn-
bauflächen zum Gegenstand einer landesplanerischen Erfolgskontrolle zu machen. 
Mit dem Planungsinformationssystem steht der räumlichen Planung in Brandenburg 
ein leistungsfähiges Werkzeug zur Verfügung. Die laufende Erfassung der kommunalen 
Bauleitplanung ermöglicht jederzeit einen landesweiten Überblick über den Planungs-
stand in den Kommunen. Die Baulandversorgungssituation kann zeitnah bilanziert wer-
den, so dass die Gefahr politischer Fehleinschätzungen reduziert werden kann. Da auch 
der Realisierungsstand der Bauleitplanung zumindest teilweise erfasst wird, kann nicht 
nur der Gesamtumfang des ausgewiesenen Baulandes, sondern auch der reale „Bau-
landverbrauch“ bilanziert werden. Positiv einzuschätzen ist auch die Nutzung von PLIS-
Daten bei der Erstellung von Raumordnungsberichten und Evaluierungsstudien.  
 
4.3  Baulandbefragung Niedersachsen 
In Ermangelung standardisierter statistischer Daten zum Umfang von Baulandpotenzia-
len haben Bundes- und Landesinstitutionen wiederholt Befragungen zu den Baulandre-
serven der Kommunen durchgeführt. Neben den bundesweiten Umfragen des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR 2004) ist dabei vor allem die Baulandbe-
fragung des niedersächsischen Innenministeriums (vormals das Sozialministerium) zu 
nennen, welche seit 1992 in zweijährlichem Rhythmus alle Städte und Gemeinden des 
Landes zu ihrem Wohnbaulandbestand befragt (Niedersächsisches Innenministerium 
2000). Im Jahr 2000 konnte die Umfrage auf eine beachtliche Rücklaufquote von 
99,8 % verweisen, was zweifelsohne auch auf eine enge Abstimmung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden bei der Entwicklung des Umfragedesigns zurückzuführen ist. 
Da die Fragen zu den Vorjahresauswertungen im Wesentlichen unverändert blieben, 
lassen sich Trends zu Art und Umfang der Baulandentwicklung sehr gut identifizieren. 
Die Umfrage gliedert sich im Wesentlichen in drei Teile: 
 Umfang der Neuausweisung von Wohnbauland: Ausgewiesen werden der Zugang 
von (Brutto-)Wohnbauland und der Umfang der auf dieser Fläche möglichen 
Wohneinheiten. Letzteres ist möglich, weil auch die durchschnittliche GFZ der ge-
planten Wohnbebauung erfragt wird. Somit sind auch Aussagen zur Entwicklung 
der Bruttowohnungsdichte möglich (Wohneinheiten je ha Bruttowohnbauland).  
 Instrumente zur Bereitstellung und Mobilisierung von Wohnbauland: Bei der Bau-
landbereitstellung wird unterschieden nach Bebauungsplänen, V+E-Plänen, Abrun-
dungssatzungen und Außenbereichssatzungen. Der Umfang des mit den jeweiligen 
Instrumenten produzierten Baulands wird statistisch ausgewiesen. Bei den Mobili-
sierungsinstrumenten wird nach dem gemeindlichen Grunderwerb, der Umlegung, 
dem städtebaulichen Vertrag, der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme der Ent-
eignung, dem Vorkaufsrecht sowie dem Baugebot unterschieden. 
 Umfang der Wohnbaulandreserven und Brachenbestände sowie Umfang des Bau-
land-Verbrauches: Hier werden Bilanzen des insgesamt vorhandenen Bestandes an 
Wohnbauland ausgewiesen. Neben den im Geltungsbereich von Bebauungsplänen 
 Regionale Flächeninformationssysteme als Bestandteil des regionalen Flächenmanagements 
78 
verfügbaren Baulandflächen werden auch Baulücken nach § 34 BauGB erfasst. 
Darüber hinaus wird auch das Potenzial vorhandener Industrie-, Militär-, Bahn- und 
Postbrachen erfragt. Für diese Brachen wird durch die Kommunen eine Ab-
schätzung der für eine Wohnnutzung in Frage kommenden Fläche sowie des Zeit-
punktes der Verfügbarkeit vorgenommen. Die Veränderungen der Baulandreserven 
im intertemporalen Vergleich lassen Rückschlüsse auf die Intensität des Bauland-
verbrauches zu. 
Der räumliche Bezug stellt in einem ersten Teil auf die Ebene der Regierungsbezirke 
ab. Der zweite Berichtsteil (Regionalanalyse) weist Daten für die Landkreise und kreis-
freien Städte aus. Auf der Basis dieser Ergebnisse kann nicht nur die Entwicklung der 
Baulandversorgungslage dokumentiert werden, sondern auch die bauliche Inanspruch-
nahme des Baulandes nachgezeichnet werden. Mittels herkömmlicher Daten der Lan-
desstatistik (z. B. Flächenerhebung und Bautätigkeit) können diese Entwicklungsprozes-
se nicht dokumentiert werden. Wünschenswert wäre es, wenn die Befragung auch auf 
den Bereich der Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete ausgedehnt würde. 
Aufgrund der manuellen Führung ist die informationelle Leistungsfähigkeit des An-
satzes naturgemäß begrenzt. Eine analytische Kopplung der Befragungsdaten mit weite-
ren GIS-Daten ist nicht möglich. Auch ist eine Nachprüfbarkeit der von den Gemeinden 
gemeldeten Werte kaum möglich. Positiv einzuschätzen ist hingegen die konsequente 
öffentlichkeitswirksame Berichterstattung über die Baulandsituation in Niedersachsen 
mit zweifelsohne positiven Wirkungen auf den baulandpolitischen Diskurs. Den im po-
litischen Raum verbreiteten pauschalen Bewertungen („Bauland ist knapp“, „Wir haben 
schon viel zu viel Bauland“) können überprüfbare Fakten gegenübergestellt werden. In 
Zukunft sollten die Ergebnisse der Baulandumfrage in stärkerem Maße auch für eine 
Evaluierung der siedlungsstrukturellen Ziele der Raumordnung eingesetzt werden. Eine 
diesbezügliche Wertung der Daten unterbleibt in den derzeit vorliegenden Berichten fast 
vollständig. 
 
4.4 Erhebung der Baulandreserven im Regierungsbezirk Detmold 
Die Bezirksplanungsbehörde Detmold betreibt bereits seit Mitte der 80er Jahre ein Ver-
fahren zur Erfassung der Baulandreserven der Kommunen, welches im Rahmen des 
Aufstellungs- und Fortschreibungsprozesses zum Gebietsentwicklungsplan (GEP) zum 
Einsatz kommt. Zur räumlichen Steuerung der Siedlungsentwicklung werden im GEP 
Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) und Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche 
(GIB) zeichnerisch dargestellt und als Ziele der Raumordnung ausgewiesen. Danach ist 
die Entwicklung von neuen Bauflächen nur in diesen Bereichen zulässig. Die im Plan 
gekennzeichneten Flächen umfassen sowohl den bereits für Siedlungszwecke genutzten 
Raum sowie Erweiterungsflächen im bisherigen Außenbereich (Entwicklungsfläche) 
(Vieting, Ferlemann 1994: 87). Für die quantitative Größenbestimmung beider Darstel-
lungskategorien (ASB, GIB) kommt der Baulandreservenerfassung zentrale Bedeutung 
zu. 
Nach dem Landesentwicklungsplan des Landes Nordrhein-Westfalen ist die Neuinan-
spruchnahme von Flächen für Siedlungszwecke nur bei „Erforderlichkeit“ zulässig 
(Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen, Abschnitt B.III.1.23). Dies ist dann der 
Fall, „wenn Flächenbedarf für siedlungsräumliche Nutzungen nicht innerhalb des Sied-
lungsraumes bzw. für Verkehrsinfrastruktur nicht durch Ausbau vorhandener Infrastruk-
tur gedeckt werden kann oder wenn der regionalplanerisch dargestellte Siedlungsraum 
unter Berücksichtigung der ortsüblichen Siedlungsstruktur für die absehbare Bevölke-
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rungs- und Wirtschaftsentwicklung nicht ausreicht.“ Für die Dimensionierung des ASB- 
und GIB-Umfangs muss die Regionalplanung demnach den ermittelten Bedarf für sied-
lungsräumliche Nutzung ermitteln und den Nutzungspotenzialen innerhalb des Sied-
lungsbestandes bzw. innerhalb des bereits dargestellten Siedlungsbereiches (ASB, GIB) 
gegenüberstellen. Von zentraler Bedeutung sind dabei die in den verbindlichen Flä-
chennutzungsplänen der Gemeinden dargestellten (und bereits regionalplanerisch abge-
stimmten), aber noch keiner baulichen Nutzung zugeführten Bauflächen. Auf Grundlage 
einer Bilanzierung des für den GEP ermittelten Bedarfs an Entwicklungsflächen und des 
Reserveflächenpotenzials in den Flächennutzungsplänen wird die Quantifizierung der 
ASB- und GIB-Darstellungen festgelegt (Vieting; Ferlemann 1994: 87). 
Die Erhebung der erforderlichen Daten nimmt die Bezirksplanungsbehörde selbst vor 
– dazu werden die F-Plan-Darstellungen in die Deutsche Grundkarte (DGK 5) über-
führt. Anhand aktueller Luftbildkarten im Maßstab 1:5.000 (DGK 5L) werden dann die 
Reserveflächen ermittelt und kartographisch dargestellt, welche sich innerhalb der 
Wohnsiedlungsflächen und der Gewerbe- und Industrieansiedlungsflächen befinden. 
Erhoben werden die Reserven der Wohnsiedlungsflächen bis zur Größe einzelner Bau-
grundstücke (Baulücken), bei Gewerbe- und Industrieflächen ab einer Flächengröße von 
0,2 Hektar. Alle Reserven werden als Bruttobaufläche erfasst. Eine Fläche gilt als Re-
serve, solange noch keine Baumaßnahme angelaufen ist. Als genutzt gelten u. a. alle 
Lager- und Stellflächen und gärtnerisch gestaltete Repräsentationsflächen.  
Die für jede Gemeinde erhobenen Reserveflächen werden nicht nur als Gesamtsum-
me, sondern auch nach siedlungsstrukturellen Kriterien differenziert ausgewiesen. Un-
terschieden werden Zentren und Nebenzentren, Ortschaften, die im GEP nicht als ASB 
dargestellt sind (mit weniger als 2.000 Einwohnern) sowie Streu- und Splittersiedlun-
gen. Durch eine kleinräumige Erfassung der Bevölkerungszahl kann auch die tatsächli-
che Siedlungsdichte der einer Gemeinde zugehörigen Siedlungseinheiten ausgewiesen 
werden (Vieting, Ferlemann 1994: 88). 
Um Fehler bei der Datenerfassung zu vermeiden, erörtert die Bezirksplanungsbehörde 
die ermittelten Reserveflächen mit jeder einzelnen Kommune. Auf diesem Wege kön-
nen auch eventuell nötige Korrekturen vorgenommen werden, falls die verwendeten 
Luftbilder den neuesten Siedlungsbestand noch nicht enthalten. Innerhalb der Abstim-
mungsgespräche erfolgt auch eine Differenzierung der festgestellten Reserven an Ge-
werbe- und Industrieansiedlungsflächen, und zwar in betriebsgebundene oder mit Opti-
onen belegte Reserven, die bei der Bedarfsermittlung ausgeklammert werden, und noch 
planerisch freie, für Betriebsverlagerungen und Neuansiedlungen vorhandene Entwick-
lungsflächen.  
Die Erhebung wird im Drei-Jahres-Rhythmus, gestaffelt nach den einzelnen Teilab-
schnitten des Gebietsentwicklungsplanes, fortgeschrieben. Dazu erhält jede Kommune 
ein Exemplar der DGK 5 mit den eingetragenen Siedlungsflächen der Ersterhebung und 
den nachfolgend genehmigten Flächennutzungsplan-Änderungen. Sie hat dann die Auf-
gabe, die Reserveflächen zu markieren, welche in der Zwischenzeit in Anspruch ge-
nommen wurden. Die Bezirksplanungsbehörde informiert wiederum die Kommunen in 
Folge über ihre aktuelle Reserveflächensituation. 
Die Reserveflächenanalyse liefert räumlich hoch auflösende und aktuelle Informatio-
nen über das Potenzial an Reserveflächen für Wohn- und Gewerbezwecke sowie über 
die Umsetzung von Reserveflächen durch bauliche Inanspruchnahme. Dies ermöglicht 
eine bedarfsgerechte Baulandversorgung, welche gleichzeitig aber Anforderungen res-
sourcenschonender Siedlungsentwicklung nicht ausblendet. Im Rahmen der Anpassung 
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der Bauleitplanung an die Ziele der Regionalplanung werden gemeindliche Wünsche 
nach weiteren Flächenausweisungen zurückgewiesen, wenn ein Reserveflächenüber-
hang festgestellt wurde (Vieting, Ferlemann 1994: 94).  
Die Stärke des „Detmolder Modells“ liegt vor allem in der hohen Transparenz des 
Verfahrens. Für die Adressaten – insbesondere die Kommunen – ist die Vorgehenswei-
se der Bezirksplanungsbehörde zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens durchschaubar. Kon-
flikte um die Dimensionierung regionalplanerisch tolerierter Entwicklungsspielräume 
können auf Basis „harter Zahlen“, deren Zustandekommen erkennbar ist, einfacher be-
wältigt werden. Als entsprechend hoch wird die Akzeptanz des Ansatzes eingeschätzt 
(Vieting, Ferlemann 1994: 95). Äußerst positiv einzuschätzen ist auch die Tatsache, 
dass die Bezirksplanungsbehörde Detmold neben den (unbebauten) F-Plan-Reserven 
auch das Innenentwicklungspotenzial (Baulücken) ermittelt und in eine Bilanzierung 
der Baulandversorgung einzustellen vermag. Damit können kommunale Baulandbe-
darfsanmeldungen einfacher hinsichtlich der Frage geprüft werden, ob alle Möglichkei-
ten einer Bedarfsbefriedigung im baulichen Bestand ausgeschöpft wurden und eine 
Neuinanspruchnahme von bislang nicht baulich genutzten Flächen erforderlich ist. 
 
5 Gesamteinschätzung und Ausblick 
Eine Gesamtbewertung der hier vorgestellten Ansätze muss zunächst konstatieren, dass 
das in Abschnitt 2 skizzierte Aufgaben- und Leistungsspektrum regionaler Flächenin-
formationssysteme von keinem der Beispiele in Gänze abgedeckt wird (Tab. 1). Defizite 
zeigen sich vor allem in der mangelnden Zusammenführung von Monitoring, Control-
ling und (Raumordnungs-)Berichterstattung. Eine Gegenüberstellung der Ergebnisse 
des Monitoring mit planungspolitischen Zielen unterbleibt zumeist oder wird nicht öf-
fentlichkeitswirksam aufbereitet. Am deutlichsten wird dies beim Raumordnungskatas-
ter, welches nach Kenntnis des Verfassers kaum für Zwecke gezielter Erfolgskontrollen 
regionaler Planungen oder regionaler Entwicklungsberichterstattung eingesetzt wird. 
Verfügbare Daten werden somit kaum für die Einleitung politischer Lernprozesse mobi-
lisiert. 
Weitere Defizite liegen in der mangelnden Erfassung von Baulandreserven im Innen-
bereich sowie von restriktionsarmen Baulandpotenzialen im Außenbereich (außerhalb 
entwickelter Flächennutzungs- und Bebauungspläne). Auch die Erfassung von Verände-
rungen der Flächennutzung wird in keinem der Beispiele befriedigend gelöst. Gleiches 
gilt für die Kopplung von Flächennutzungsdaten mit landschaftsökologischen Daten. 
Gleichwohl können die hier vorgestellten Beispiele innovative Lösungsansätze für zahl-
reiche sich beim Aufbau von Flächeninformationssystemen stellende Teilprobleme auf-
zeigen. 
Die Forderung nach einem weiteren Ausbau regionaler Informationssysteme wirft die 
Frage nach der institutionellen Verantwortung für eine solche Leistung auf. Eine Trä-
gerschaft durch die Landes- und Regionalplanung erscheint dabei als beste Lösung, da 
die Raumordnung mit dem Raumordnungskataster bereits über den „informationellen 
Kern“ eines regionalen Informationsmanagements verfügt. Auch sprechen der umfang-
reiche Bestand an Datenmaterial sowie die bei den Regionalplanungsstellen gegebenen 
technischen Voraussetzungen (insbesondere die GIS-Technik) und das Know-how beim 
Umgang mit raumrelevanten Daten für eine regionalplanerische Trägerschaft. Ein bei 
der Regionalplanung angesiedeltes Informationsmanagement würde die Entscheidungs-, 
Management- und Moderationskompetenz der Raumordnung zweifelsohne deutlich 
erhöhen. 
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Tab. 1: Leistungsspektrum der vorgestellten Praxisbeispiele 
Komponenten Monitoring-Module Führung 
des Systems Planung der  
Flächennutzung 
Ansatz / Kriterien 
M
onitoring 
C
ontrolling 
B
erichterstattung 
m
anuell 
digital (G
IS) 
Zustand der Flächennutzung Baulandpotenzial im
 
Innenbereich 
B
aulandpotenzial in 
F- und B
-Plänen 
B
aulandpotenziale 
im
 A
ußenbereich 
V
eränderungen der Flächennutzung 
K
opplung (m
it landschaftsökologischen D
aten) 
Raumordnungskataster ja nein nein nein ja tlw. nein ja nein tlw. tlw. 
Planungsinformations- 
system Brandenburg ja Ja ja nein ja tlw. nein ja nein tlw. tlw. 
Baulandbefragung  
Niedersachsen ja nein ja Ja nein nein ja ja nein nein nein 
Baulandreservenerhebung 
Reg.-Bez. Detmold ja ja nein nein ja nein ja ja nein nein nein 
tlw. = teilweise 
 
Allerdings besteht durchaus die Möglichkeit, dass der Aufbau eines regionalen In-
formationssystems bei den Adressaten der Raumordnungsplanung, insbesondere bei den 
Kommunen, auf Widerstand stößt. Daher sollte die Raumordnung möglichen Befürch-
tungen entgegentreten, wonach es beim Einsatz eines Flächeninformationssystems al-
lein um die Generierung von „Herrschaftswissen“ geht, mit der die Regionalplanung 
beispielsweise die Ablehnung kommunaler Ansiedlungswünsche argumentativ beför-
dern will. Diesbezügliche Vorbehalte können abgebaut werden, wenn den Kommunen – 
wie auch anderen Akteuren – dezentrale Nutzungsrechte an den Informationsressourcen 
eingeräumt werden. Auch sollte das „Design“ des Informationsmanagements, insbeson-
dere die Auswahl von Indikatoren eines raumbezogenen Monitorings sowie die Vorge-
hensweise des Controllings eng zwischen Kommunen und Regionalplanung abgestimmt 
werden. Um den regionalplanerischen Aufwand für die Datenpflege zu begrenzen, 
könnten bestimmte Dateneingaben dezentral von den Kommunen vorgenommen wer-
den – wie dies beim Planungsinformationssystem Brandenburg bereits geübte Praxis ist. 
Abschließend sei festzuhalten, dass der Aufbau von regionalen Flächeninformations-
systemen noch große Anstrengungen in den Regionen voraussetzt. Die enge finanzielle 
und personalpolitische Situation in den Regionalplanungsstellen bietet allerdings äu-
ßerst schwierige Rahmenbedingungen für ein derartiges Unterfangen. Vor diesem Hin-
tergrund spricht einiges dafür, auf Länderebene gezielte finanzielle Anreize für den 
Aufbau von Informationssystemen zu setzen. Dies könnte an die Vorgabe von Mindest-
standards für die Art der Informationsaufbereitung gekoppelt werden, um eine zwischen 
den Regionen weitgehend einheitliche Systemarchitektur zu gewährleisten. 
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1 Einleitung 
Die Flächenerhebung 2004 des Statistischen Bundesamtes zeigt, dass die Flächeninan-
spruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke in Deutschland im Jahr 2003 weiter 
gestiegen ist. Im Vergleich zum Vorjahr hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche um 
341 km² (0,8 %) oder 93 ha/Tag zugenommen (Statistisches Bundesamt 2004a). Aller-
dings hat sich der Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs verlangsamt. Im Jahr 2002 
lag das Wachstum bei 105 ha/Tag und 2001 bei 117 ha/Tag (Statistisches Bundesamt 
2003a und 2003b). Zwischen 1993 und 2000 hatte sich die Zunahme noch von 120 
ha/Tag auf 131 ha/Tag beschleunigt (Statistisches Bundesamt 2002). Es bleibt abzuwar-
ten, inwiefern diese Entwicklung tatsächlich eine Trendumkehr bedeutet. Das Statisti-
sche Bundesamt führt die aktuell sinkenden Zuwachsraten auf die schwache konjunktu-
relle Entwicklung und den weiteren Rückgang der Bauinvestitionen zurück (Statisti-
sches Bundesamt 2004b).  
Trotz des verlangsamten Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs seit 2001 sind die 
Werte weit davon entfernt, die Forderung der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-
rung zu erfüllen, die Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke in 
Deutschland auf 30 Hektar pro Tag im Jahr 2020 zu verringern (Bundesregierung 2002: 
99). Die Reduzierung des Siedlungsflächenwachstums ist kein neues Ziel, weder in der 
umweltpolitischen noch in der raumordnungspolitischen Diskussion. Bereits 1985 wur-
de in der Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung eine „Trendwende im Land-
verbrauch“ gefordert. Im Städtebaulichen Bericht „Nachhaltige Stadtentwicklung“ wur-
den 1996 umfassende „Strategien zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs“ darge-
legt (BfLR 1996). Die Enquête-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ 
hat 1998 gefordert, die Freiflächeninanspruchnahme bis zum Jahr 2010 auf 10 % der 
Rate der Jahre 1993 bis 1995, d. h. sukzessive auf 12 Hektar pro Tag, zu reduzieren und 
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langfristig Siedlungsflächen vollständig zu recyceln (Enquête-Kommission 1998: 238). 
Damit wurde erstmals ein Nachhaltigkeitsziel zur Siedlungsentwicklung quantitativ 
beschrieben.  
Das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum variiert in den einzelnen Bundeslän-
dern. Während in Bayern – dem mit Abstand größten Flächenland Deutschlands – die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche im Zeitraum 1996 bis 2000 um 6,0 % zugenommen hat, 
weisen die anderen Flächenländer geringere Zuwächse auf: Niedersachsen 4,1 %, Ba-
den-Württemberg 3,9 % und Nordrhein-Westfalen 3,5 %. Auch bei der Flächenumwid-
mung pro Tag erzielte Bayern im gleichen Zeitraum mit 28,4 Hektar den höchsten Wert 
der Flächenländer (Nordrhein-Westfalen 16,5 Hektar, Niedersachen 16,4 ha, Baden-
Württemberg 12,0 ha). Außerdem war im gleichen Zeitraum das Wachstum der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche pro Einwohner in Bayern mit 4,4 % höher als in den anderen 
Flächenländern (Nordrhein-Westfalen 3,1 %, Niedersachsen 2,7 %, Baden-Württemberg 
2,4 %). Die jüngeren Flächenerhebungen bestätigen diesen Trend. Bayern weist mit 
1,1 % (2001), 0,9 % (2002) und 0,8 % (2003) – jeweils gegenüber dem Vorjahr – die 
höchste Zuwachsrate der Siedlungs- und Verkehrsfläche im Vergleich der Alten Bun-
desländer auf (Statistisches Bundesamt 2004a, 2003, 2002).  
Zwischen 1980 und 2000 hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern um fast 
ein Drittel (31 %) zugenommen. Im gleichen Zeitraum ist die Einwohnerzahl um 12 %, 
die Zahl der Haushalte um 29 % gestiegen. Dadurch hat sich der Anteil der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche von 8,0 % (1980) auf mittlerweile 10,7 %  
(2003) erhöht. Demnach verzeichnete Bayern zwar das stärkste Wachstum an Sied-
lungs- und Verkehrsfläche unter den Alten Ländern, bleibt aber immer noch das Land 
mit dem geringsten Anteil in dieser Kategorie. Der Bundesdurchschnitt liegt bei 12,6 %, 
die Alten Bundesländer weisen einen Schnitt von 13,8 % auf.  
Insgesamt wird deutlich, dass die Siedlungs- und Verkehrsflächenzunahme in Bayern 
höher liegt und dynamischer verläuft als in den anderen Flächenländern. Im Vergleich 
mit Baden-Württemberg ist das besonders interessant, weil die demographische und 
sozioökonomische Entwicklung in beiden Ländern ähnlich verlief. Im Zeitraum 1980–
2000 ist die Bevölkerung in Baden-Württemberg um 13,6 % und in Bayern um 11,8 % 
gewachsen, während der Anstieg in Deutschland nur bei 5,0 % lag. Der Zuwachs des 
Bruttoinlandsproduktes lag im Zeitraum 1991–2002 sowohl in Bayern (44 %) als auch 
in Baden-Württemberg (45 %) über dem Durchschnitt der Alten Länder (34 %) (vgl. Job 
et al. 2003). 
In den folgenden Abschnitten wird die Struktur und Veränderung der Bodennutzung 
sowie der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern dargestellt. Dabei wird einerseits 
mit den Daten der Flächenerhebung 2001 gearbeitet, die eine regionale Differenzierung 
der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung in Bayern erlauben (vgl. Job et al. 
2003; Siedentop, Kausch 2004). Andererseits erlauben die Daten der Flächenerhebung 
2001 eine Betrachtung der einzelnen Flächennutzungsarten der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche (10er-Positionen). Diese Daten werden nur alle vier Jahre erhoben und sind 
erst wieder mit der Flächenerhebung 2005 verfügbar.  
 
2 Struktur und Veränderung der Bodennutzung sowie der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in Bayern  
Im Anschluss an einige methodische Erläuterungen zur Flächenerhebung und Datenqua-
lität in Bayern (Kap. 2.1) wird die aktuelle Struktur der Flächennutzung in Bayern, de-
 Aktuelle Struktur und Entwicklung der Flächennutzung in Bayern 
86 
ren kurz- und langfristige Entwicklung in den Zeiträumen 1980 bis 2000 und 1996 bis 
2000 sowie deren regionale Differenzierung dargestellt. Die Schwerpunkte der Analyse 
liegen dabei auf der Entwicklung der einzelnen Bodennutzungsarten (Kap. 2.2) und der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche (Kap. 2.3).  
 
2.1 Datenbasis: Die Amtliche Flächenerhebung der tatsächlichen 
Bodennutzung  
Aufgrund des Bedarfs nach differenzierten Zahlen über Art und Umfang der tatsächli-
chen und geplanten Bodennutzung außerhalb des land- und forstwirtschaftlichen Be-
reichs wurde 1979 die Flächenerhebung in der Amtlichen Statistik eingerichtet. Nach 
einer Testerhebung 1979 wird seit 1981 in einem Rhythmus von vier Jahren eine Be-
standsaufnahme der Bodennutzung durchgeführt. In den neuen Ländern und Berlin-Ost 
wurde 1993 zum ersten Mal erhoben. Die Erfassung der tatsächlichen Bodennutzung 
erfolgt durch eine Auswertung der bei der Vermessungsverwaltung geführten Liegen-
schaftskataster.  
Die Flächenerhebung der Amtlichen Statistik basiert auf der einheitlichen Nutzungs-
artensystematik des „Verzeichnisses der Flächenbezogenen Nutzungsarten im Liegen-
schaftskataster und ihrer Begriffsbestimmungen der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland“ (AdV-Nutzungsarten-
verzeichnis, Stand: 1991) und wurde 1997 nach Umstellung der Datenbestände der ehe-
maligen DDR zum ersten Mal bundesweit einheitlich durchgeführt. Allerdings wird die 
bundesweite Einheitlichkeit der Flächenerhebung dadurch eingeschränkt, dass das Lie-
genschaftskataster dezentral organisiert ist und die Daten von den jeweiligen Liegen-
schafts- bzw. Katasterämtern erhoben werden. In Bayern kommt für die Auswertung der 
Flächenerhebungen erschwerend hinzu, dass die 79 bayerischen Vermessungsämter ihre 
Daten nach wie vor mit einem eigenen Nutzungsartenschlüssel erheben, der vom zu-
ständigen Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung in den AdV-
Nutzungsartenschlüssel „übersetzt“ werden muss. Eine eindeutige Zuordnung ist daher 
nur bei den hochaggregierten 100er-Positionen des AdV-Nutzungsartenschlüssels mög-
lich. Eine Anpassung des bayerischen AdV-Schlüssels an die bundeseinheitliche Rege-
lung ist derzeit vorgesehen. 
Die Amtliche Flächenerhebung ermöglicht regionale und zeitliche Vergleiche der 
Flächennutzung bundesweit und methodisch weitgehend einheitlich auf Ebene der Lan-
des-, Bezirks-, Kreis-, Verwaltungsgemeinschafts- und Gemeindeebene. Im Vergleich 
zu früheren Erhebungen ist zu bedenken, dass im Zuge der Umstellung auf das Automa-
tisierte Liegenschaftsbuch (ALB) seit Mitte der 1980er-Jahre bei den Vermessungsver-
waltungen verfahrenstechnische Änderungen im Rahmen der Datenerfassung, Fehlerbe-
reinigung, neuer Flächenzuordnungen oder von Neuvermessungen stattgefunden haben 
können, die nicht mit den tatsächlichen Nutzungsänderungen übereinstimmen. Da die 
Flächenerhebung 2001 die erste nach Abschluss der Umstellung auf das ALB war, sind 
zeitliche Vergleiche nur eingeschränkt möglich. Am 8. August 2002 wurde das Agrar-
statistikgesetz geändert, so dass ab 31.12.2001 das Statistische Bundesamt jährlich über 
die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche berichten wird. Allerdings werden 
mit der jährlichen Erhebung die Flächen nur länderweit und in den 100er-Positionen 
erfasst, so dass eine inhaltliche und regionale Differenzierung der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung weiterhin nur alle vier Jahre möglich ist.  
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2.2 Entwicklung der Bodennutzungsarten in Bayern  
Der Freistaat Bayern nimmt 19,8 % der Fläche Deutschlands ein und ist mit 70.550 km2 
das bei Weitem flächengrößte Bundesland. Nach der Flächenerhebung 2001 entfallen 
die größten Anteile der aktuellen Bodennutzungsstruktur auf die Landwirtschaftsfläche 
(50,6 %), die Waldfläche (34,8 %) sowie die Siedlung- und Verkehrsfläche (10,4 %) 
(Statistisches Bundesamt 2002). Während der Anteil der Waldfläche an der Gesamtflä-
che in Bayern höher als in Deutschland (29,5 %) ist, liegen die Anteile der Landwirt-
schaftsfläche sowie der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche in Bayern 
unter dem deutschen Durchschnitt (53,5 % bzw. 12,3 %).  
Zur Analyse der Veränderung der Bodennutzung in Bayern in den letzten 20 Jahren 
können zum einen die langfristigen (1980–2000) und die kurzfristigen (1996–2000) 
Veränderungen der Bodennutzungsarten geprüft werden. Zum anderen können dabei 
sowohl die absoluten Veränderungen in Hektar als auch die relativen Veränderungen in 
Prozent dargestellt werden. Diese Differenzierung in Bestandsgrößen und Stromgrößen 
ist notwendig, um sowohl die quantitative Dimension als auch die Dynamik der Verän-
derungen in den einzelnen Bodennutzungsarten beurteilen zu können.  
Die Analyse der absoluten Veränderungen der Bodennutzungsarten zeigt, dass in 
Bayern im Zeitraum 1980–2000 die Landwirtschaftsflächen stark zurückgegangen sind 
und alle anderen Bodennutzungsarten gewachsen sind (vgl. Abb. 1). Am deutlichsten 
zugenommen haben dabei die Gebäude- und Freiflächen mit rund 112.000 Hektar, die 
Verkehrsflächen mit 42.000 Hektar und die Waldflächen mit 27.000 Hektar. Allein der 
Zuwachs an Gebäude- und Freiflächen ist deutlich größer als die Fläche der Stadt Berlin 
(89.000 ha). Eher moderat entwickelt haben sich die Betriebsflächen, die Erholungsflä-
chen, die Wasserflächen und die Flächen anderer Nutzung. Die Betrachtung der kurz-
fristigen Veränderungen der Bodennutzungsarten im Zeitraum 1996–2000 bestätigt die 
langfristige Entwicklung (vgl. Tab. 1). Die Gebäude- und Freiflächen, die Verkehrsflä-
chen und die Waldflächen wachsen zu Lasten der Landwirtschaftsflächen.  
Abb. 1:  Veränderung der Bodennutzungsarten 1980–2000 in Hektar  
 
 
Quelle:Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung  
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Die Analyse der prozentualen Veränderungen der einzelnen Bodennutzungsarten rela-
tiviert die absoluten Veränderungen in Hektar und zeigt, dass im Zeitraum 1980–2000 
die größten Zuwächse bei den Erholungsflächen zu verzeichnen waren, gefolgt von den 
Gebäude- und Freiflächen (vgl. Tab. 1). Bemerkenswert ist, dass sich die Erholungsflä-
chen innerhalb von zwanzig Jahren fast verdoppelt haben (86,2 %).  
Die kurzfristigen Veränderungen der Bodennutzungsarten im Zeitraum 1996-2000 
bestätigen nicht ganz so eindeutig den langfristigen Trend (vgl. Tab. 1). Wie bei der 
langfristigen Betrachtung haben die Erholungsflächen die größten Zuwachsraten aller 
Bodennutzungsarten zu verzeichnen (16,9 %). Tendenziell ähnlich entwickelt hat sich 
die Zunahme der Gebäude- und Freiflächen (7,8 %) sowie der Verkehrsflächen (3,0 %).  
Tab. 1:  Veränderung der Bodennutzungsarten 1980–2000 und 1996–2000 in Bayern  
 in Prozent 
Bodennutzung 1980-2000 1996-2000 
 ha % ha % 
Gebäude- und Freiflächen 111 960 44.0 26 446 7.8 
Betrieb 3 016 13.1 359 1.4 
Erholung 13 901 86.2 4 349 16.9 
Verkehr 41 480 14.7 9 523 3.0 
Landwirtschaft -212 895 -5.6 -60 182 -1.7 
Wald 26 227 1.1 12 731 0.5 
Wasser  13 024 10.5 5 161 3.9 
Flächen anderer Nutzung 3 286 2.3 1 614 1.1 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung  
 
 
2.3 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern  
Der zentrale Indikator zur Diskussion von Freiflächeninanspruchnahme und Siedlungs-
dispersion ist die Siedlungs- und Verkehrsfläche. Sie setzt sich in der Amtlichen Statis-
tik aus der Gebäude- und Freifläche (100/200), der Betriebsfläche (300) ohne Abbau-
land (310), der Erholungsfläche (400), der Verkehrsfläche (500) und den Friedhöfen 
(940) zusammen (Statistisches Bundesamt 2004).  
Die Abbildung 2 gibt einen Überblick über die aktuellen Anteile der Siedlungs- und 
der Verkehrsfläche an der Gesamtfläche auf Ebene der Landkreise bzw. kreisfreien 
Städte. Erwartungsgemäß dominieren die kreisfreien Städte. Auf Ebene der Planungsre-
gionen erzielen wie erwartet die Region München und die Industrieregion Mittelfranken 
(Nürnberg-Erlangen-Fürth) die höchsten Siedlungs- und Verkehrsflächenanteile (vgl. 
Job et al. 2003).  
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Abb. 2:  Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche 2000 auf Kreis-
ebene in Prozent  
 
 
Um die Dynamik der Flächenumwidmungen beurteilen zu können, bietet sich eine 
Darstellung des Anteils der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche zu den 
jeweiligen Flächenerhebungen an. Der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der 
Gesamtfläche ist in Bayern im Zeitraum 1980 bis 2000 von 7,95 auf 10,41 % gestiegen. 
Trotz aller Bemühungen des „Flächensparens“ ist also noch kein Abschwächen der 
Entwicklung zu erkennen. Während in der Erhebungsperiode 1988–1992 in Bayern das 
erste Anzeichen einer abnehmenden Dynamik der Freiflächeninanspruchnahme gesehen 
werden konnte, ist die Wachstumsrate in den Erhebungszeiträumen danach wieder grö-
ßer geworden. Diese neue Dynamik in der Flächennutzung Bayerns wird im Folgenden 
beschrieben.  
 
Wachstumsraten der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
Anhand eines Vergleichs der Wachstumsraten der Siedlungs- und Verkehrsfläche in den 
einzelnen Erhebungsperioden lässt sich die Dynamik des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstums seit 1980 beurteilen. Während sich in den 1980er-Jahren zunächst das 
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Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum abschwächte, mit Wachstumsraten von 6,2 % 
(1985), 5,2 % (1989) und 4,2 % (1993), hat das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachs-
tum in den 1990er-Jahren mit Wachstumsraten von 6,1 % (1997) und 6,0 % (2001) wie-
der zugelegt. Das waren jeweils die höchsten Werte in den alten Bundesländern, die im 
Schnitt einen Zuwachs von 3,9 % (1997) und 4,5 % (2001) aufwiesen.  
Die Betrachtung der absoluten Zunahmen der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Hek-
tar veranschaulicht, dass die Wachstumsraten der Freiflächeninanspruchnahme in Bay-
ern 1992–1996 und 1996–2000 deutlich höher sind als noch in den vorherigen Erhe-
bungszeiträumen (vgl. Tab. 2).  
Tab. 2:  Veränderungsraten der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern in Prozent 
Zeitraum  1980-
1984 
 1985-
1988 
 1989-
1992 
 1993-
1996 
 1997-
2000 
 2001 2002 2003 
Veränderungsrate 6,2 5,2 4,2 6,1 6,0  1,1 0,9 0,8 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung  
 
Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche nach Kreisgebieten  
Die Siedlungs- und Verkehrsfläche wuchs im Zeitraum 1980–2000 auf Ebene der Kreis-
gebiete besonders stark in den Landkreisen Freising und Erding – bedingt durch den 
Bau des neuen Münchner Flughafens – und im Landkreis Dingolfing-Landau – auf-
grund von Standortentscheidungen in der Automobilindustrie. Außerdem dominieren 
Sub- und Periurbanisierungsprozesse im Umland der Oberzentren München, Augsburg, 
Landshut, Regensburg und Nürnberg-Erlangen-Fürth das Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstum (vgl. Abb. 3).  
Die jüngere Entwicklung im Zeitraum 1996–2000 veranschaulicht die momentane 
Welle der Sub- und Periurbanisierung um die Orte München, Augsburg, Regensburg, 
Dingolfing oder Nürnberg-Erlangen-Fürth. Die höchsten Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenzuwächse innerhalb der letzten Jahre weist der Landkreis Roth in Mittelfranken 
auf, in dem derzeit die ICE-Hochgeschwindigkeitsstrecke München-Nürnberg gebaut 
wird (vgl. Job et al. 2003).  
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Abb. 3:  Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche zwischen 1980 und 2000 auf 
Kreisebene in Prozent 
 
 
Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf Gemeindeebene  
Die Auswertung der Flächenerhebungen nach Gemeinden zeigt, wo genau die Brenn-
punkte des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstums liegen (vgl. Tab. 3). Das Ran-
king der 15 Gemeinden mit dem größten Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
im Zeitraum 1992–2000 umfasst zum einen diejenigen Gemeinden in den Landkreisen 
Freising und Erding, welche vom Bau des Münchner Flughafens betroffenen waren. 
Zum anderen tauchen in der Rangliste jene mittelfränkischen Gemeinden auf, in denen 
die Trassen neuer Autobahnen und der ICE-Neubaustrecke München-Nürnberg verlau-
fen (vgl. Job et al. 2003: 33 f.).  
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Tab. 3:  Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Hektar nach Gemeinden in 
Bayern 
Rang Kennziffer Gemeinde 1992–2000 1992–1996 1996–2000 
1 177133 Oberding 794 772   21   
2 162000 München 735 452   283   
3 761000 Augsburg 677 439   238   
4 161000 Ingolstadt 552 288   264   
5 564000 Nürnberg 524 352   172   
6 178124 Freising 477 427   49   
7 178130 Hallbergmoos 447 413   34   
8 576143 Roth 432 -   432   
9 571174 Leutershausen 377 14   363   
10 576127 Hilpoltstein 370 -   370   
11 679138 Giebelstadt 348 332   16   
12 463000 Coburg 340 144   196   
13 576148 Thalmässing 332 -   332   
14 262000 Passau 295 208   88   
15 362000 Regensburg 293 154   138   
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung  
 
Die regional differenzierte Analyse der Flächenerhebungen macht deutlich, dass die 
allgemeinen Trends der Flächennutzung räumlich sehr unterschiedlich wirksam sind. 
Außerdem ist zu beachten, dass zeitlich befristete Großbauaktivitäten – wie zum Bei-
spiel die Errichtung von Flughäfen oder Verkehrstrassen – sich sehr massiv in der Flä-
chennutzung niederschlagen. Längerfristige und nicht durch einzelne Infrastrukturmaß-
nahmen ausgelöste Flächennutzungen sind dagegen schwieriger aus der Statistik abzu-
lesen und räumlich abzugrenzen.  
 
Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche nach „10er-Posititionen“ 
Um die Bedeutung der einzelnen Teilnutzungsarten der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
für das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum genauer einschätzen zu können, müs-
sen die „10er-Positionen“ des AdV-Nutzungsartenschlüssels betrachtet werden. Auf-
grund der Methoden der Datenerhebung sind zwischen den Bundesländern und für Zeit-
reihenanalysen nur die 10er-Positionen „Gebäude- und Freifläche: Wohnen“ (130), 
„Gebäude- und Freifläche: Gewerbe und Industrie“ (170), „Betriebsfläche: Abbauland“ 
(310), „Erholungsfläche: Grünanlagen“ (420) und aus der Verkehrsfläche die Summen-
position „Straße, Weg, Platz“ (510–530) vergleichbar (vgl. Job et al. 2003: 35 f.). Die 
Veränderungen des „Abbaulandes“ sind quantitativ zu vernachlässigen. 
Im Zeitraum 1996–2000 stechen bei der Flächennutzung in Bayern vor allem die ab-
soluten Steigerungen in den Positionen „Wohnen“ und „Straße, Weg, Platz“ ins Auge 
(vgl. Abb. 4). Beim Vergleich der relativen Zuwächse fällt auf, dass die Zunahme der 
„Grünanlagen“ mit 17,2 % deutlich höher ist als die Zuwächse bei „Wohnen“ (10,4 %), 
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„Gewerbe- und Industrie“ (9,2 %) oder „Straße, Weg, Platz“ (3,7 %). Da die quantitati-
ven Veränderungen des „Abbaulandes“ zu vernachlässigen sind, werden in der Abbil-
dung 4 nur die Positionen „Wohnen“, „Gewerbe und Industrie“, „Grünanlagen“ sowie 
„Straße, Weg, Platz“ dargestellt.  
Abb. 4:  Veränderung ausgewählter 10er-Positionen der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
in Hektar im Zeitraum 1996–2000 
 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung  
Das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum in Bayern kann demnach im Zeitraum 
1996–2000 vor allem durch die Zunahme in den Positionen „Wohnen“ und „Straße, 
Weg, Platz“ erklärt werden. Beide Faktoren weisen auf Sub- und Periurbanisie-
rungsprozesse hin.  
 
3 Einflussfaktoren des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstums in 
Bayern  
Als Ursachen des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstums werden häufig der Woh-
nungsbau, die Erschließung von Gewerbe- und Industriegebieten und die Errichtung 
oder der Ausbau von Verkehrswegen genannt (vgl. Flacke 2003: 29). Das sind jedoch 
nicht die Ursachen des Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstums, sondern lediglich 
die differenzierten Nutzungskategorien der Siedlungs- und Verkehrsfläche, wie sie in 
der Amtlichen Flächenerhebung erfasst werden. Die Frage nach den Ursachen des Sied-
lungs- und Verkehrsflächenwachstums lautet anders formuliert: Warum wird Freifläche 
zu Siedlungs- und Verkehrsfläche? Warum wird weiter draußen gebaut? Die Triebkräfte 
der Bauaktivitäten sind also die eigentlichen Ursachen des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstums.  
Die Verwendung des Begriffs Ursachen in der Diskussion um die Siedlungs- und 
Verkehrsflächenentwicklung suggeriert kausale Zusammenhänge. Aufgrund der Kom-
plexität und Interdependenz der Ursachen ist es jedoch schwierig, im Bereich der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenentwicklung direkte Ursache-Wirkungs-Beziehungen zu 
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identifizieren oder sogar zu messen. Daher ist es angebrachter, von Einflussfaktoren und 
Folgen an Stelle von Ursachen und Wirkungen des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums zu sprechen. Die Einflussfaktoren des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums entsprechen den Entscheidungen, Maßnahmen oder Rahmenbedingungen, 
die zu den verschiedenen Bauaktivitäten geführt haben. Es können fünf verschiedene 
Kategorien von Einflussfaktoren unterschieden werden, die sich teilweise überlagern 
und verstärken (Pütz 2004: 147 ff.):  
 demographische und sozioökonomische Trends,  
 institutionelle Rahmenbedingungen in Bund und Ländern,  
 kommunale Konkurrenz um Gewerbe und Einwohner,  
 Siedlungsstruktur und  
 Bodenpreis. 
Die verschiedenen Einflussfaktoren der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung 
sind zeitlich, maßstäblich und regional unterschiedlich relevant (vgl. ARL 1987 und 
1999; Dosch, Beckmann 2003; Pütz, Job 2001). Die meisten demographischen und so-
zioökonomischen Trends sowie die institutionellen Rahmenbedingungen können nicht 
als für Bayern spezifische Einflussfaktoren für das Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstum gelten. Die zunehmende individuelle Wohnflächeninanspruchnahme pro 
Kopf, die sinkende Mitgliederzahl pro Haushalt, der steigende Anteil an Ein- und Zwei-
personenhaushalten, die höhere Verkehrsleistung im Zuge der zunehmenden individuel-
len Motorisierung oder generelle Veränderungen des Freizeit- und Konsumverhaltens 
der Bevölkerung – z. B. der Trend zum Großeinkauf von Lebensmitteln per PKW, der 
die Discounter mit Großparkplatz-Standorten auf der ehedem „grünen Wiese“ bevor-
zugt – sind in Bayern genauso wie in anderen Bundesländern zu beobachten.  
Neben diesen bundesweit gültigen Aspekten erklären die folgenden Einflussfaktoren 
und raumstrukturellen Bedingungen das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum in 
Bayern (vgl. Job et al. 2003).  
 Geringes Ausgangsniveau: Bayern hatte auf Grund seiner Tradition als Agrarland 
und großen räumlichen Ausdehnung im Vergleich aller alten Bundesländer immer 
den geringsten Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche. 
Während beispielsweise dieser Anteil im Zeitraum 1980–2000 in Baden-Württem-
berg von 10,88 auf 13,20 % gestiegen ist, hat er in Bayern von 7,95 auf 10,41 % zu-
genommen.  
 Historische Siedlungsstruktur: Die gegenwärtige Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
verschiedenen ländlichen Räumen Bayerns ist gekennzeichnet durch Einöd- bzw. 
Streusiedlungen sowie zahlreiche Weiler. Die entsprechend wenig kompakte Sied-
lungsstruktur Bayerns spiegelt sich in der Gebiets- und Verwaltungsgliederung 
wieder. Während von den 2.056 Gemeinden in Bayern 54 % weniger als 2.000 Ein-
wohner haben, ist es beispielsweise in Baden-Württemberg nur rund ein Drittel. Der 
Anteil der Gemeinden mit 10.000 und mehr Einwohnern beträgt in Bayern 11 % 
und in Baden-Württemberg 22 %. 
 Nachholende Entwicklung: Da davon ausgegangen werden kann, dass sich in Bun-
desländern mit hohem Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil die Dynamik des Sied-
lungs- und Verkehrsflächenwachstums zuerst abschwächt und Bayern nach wie vor 
mit aktuell 10,7 % (2003) den geringsten Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
an der Gesamtfläche in den alten Bundesländern aufweist, kann hier eine nachho-
lende Entwicklung erwartet werden. Bestätigt wird diese Erwartung dadurch, dass 
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die Wachstumsraten der Siedlungs- und Verkehrsfläche 1997 und 2001 in Bayern 
deutlich höher waren als in den Erhebungsperioden davor. Der im bundesweiten 
Vergleich geringe Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern bietet aber 
auch die Chance, eine weitere ungewollte Zersiedlung bereits frühzeitig zu vermei-
den und so die landschaftlichen Qualitäten Bayerns zu sichern und im Sinne einer 
nachhaltigen Raumentwicklung zu nutzen.  
 „Bayern boomt“: Die demographische und ökonomische Entwicklung hat einen 
signifikanten Einfluss auf die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in 
Bayern. Die statistische Analyse zeigt, dass Korrelationen zwischen der Zunahme 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche und der Zunahme der Bevölkerung, der Brutto-
wertschöpfung absolut und im tertiären Sektor sowie der Wohnfläche bestehen (Job 
et al. 2003; siehe auch Dosch, Müller-Kleissler 1994). Obwohl sich die ökonomi-
sche Entwicklung verlangsamt hat und die demographische Entwicklung in 
Deutschland seit 1970 weitgehend stagniert, ist die Bevölkerung in Bayern seit 
1950 immer stärker gewachsen als der Bundesdurchschnitt und hat in den 1990er-
Jahren wieder an Dynamik gewonnen. Von 1980 bis 2000 ist die Bevölkerung in 
Bayern aufgrund der Migrationsgewinne um 11,8 % gewachsen, während der An-
stieg in Deutschland nur bei 5,0 % lag. Allerdings ist auffällig, dass auch in den ost-
bayerischen Landkreisen mit rückläufiger oder fast stagnierender Bevölkerungs-
entwicklung die Siedlungs- und Verkehrsfläche wächst (Job et al. 2003: 5 f.). Zu-
rückzuführen ist das auf eine voranschreitende Alterung der Gesellschaft und die 
sinkenden Haushaltsgrößen, die in den peripheren Regionen besonders raumwirk-
sam sind.  
 Bayernspezifische politisch-planerische Rahmenbedingungen: Neben der staatli-
chen Steuer- und Förderpolitik des Bundes unterstützen in Bayern landesspezifische 
Regelungen, wie zum Beispiel das Aussetzen der Eingriffsregelung oder die bisher 
eher zurückhaltende Ausweisung interkommunaler Gewerbegebiete, das Siedlungs- 
und Verkehrsflächenwachstum.  
 Großbauaktivitäten: Die regional differenzierte Analyse der Flächenerhebungen 
macht deutlich, dass die allgemeinen Trends der Flächennutzung räumlich sehr un-
terschiedlich wirksam sind. Außerdem ist zu beobachten, dass zeitlich befristete 
Großbauaktivitäten – wie zum Beispiel der Bau des Münchner Flughafens oder der 
ICE-Neubaustrecke München-Nürnberg – sich deutlich in der Flächennutzung nie-
derschlagen. Längerfristige, sich langsam in der Fläche ausbreitende Phänomene 
wie die fortschreitende Sub- und Periurbanisierung im Umland der Verdichtungs-
räume sind dagegen schwieriger aus der Statistik abzulesen und räumlich abzugren-
zen.  
 
 
4 Fazit: Regionalisierung und Monitoring der Siedlungs- und Verkehrs-
flächenentwicklung  
Die Flächennutzung ist ein Indikator für soziokulturelle, ökonomische und ökologische 
Veränderungen und die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche ist deshalb ein 
Schlüsselindikator nachhaltiger Entwicklung (BBR 2002; Kopfmüller et al. 2001; Um-
weltbundesamt 2002). Ohne weitere regional- oder gebietstypenspezifische Untersu-
chungen ist es gerade im großen Flächenland Bayern auf Grund der heterogenen räum-
lichen Strukturen schwierig, den Kommunen und Regionen konkrete Handlungs-
empfehlungen zur flächensparenden Siedlungsentwicklung zu geben. Die im Rahmen 
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des Projektes „Kommunales Flächenressourcen-Management“ erarbeiteten Studien und 
Arbeitshilfen sind hier wichtige Schritte in die richtige Richtung und geben den Kom-
munen und Regionen wertvolle Hinweise (Hensold 2003).  
Die Analyse der Struktur und der Entwicklung der Flächennutzung in Bayern zeigt, 
dass eine regional differenzierende Herangehensweise unabdingbar ist. Das zeigen zum 
einen die großen räumlichen Unterschiede bei der Betrachtung der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung auf Kreis- oder Gemeindeebene (vgl. Kap. 2.3). Zum anderen 
wird die Bedeutung einer regional differenzierenden Analyse deutlich, wenn die Ein-
flussfaktoren der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung in den einzelnen Teil-
räumen identifiziert werden sollen. Neben bundesweit gültigen Rahmenbedingungen 
und Trends erklären vor allem bayernspezifische Einflussfaktoren und raumstrukturel-
len Besonderheiten das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum in Bayern. Zu nennen 
ist hier das geringe Ausgangsniveau der Flächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke, 
die historische Siedlungsstruktur, der Bevölkerungsanstieg und der ökonomische 
„Boom“ in den 1990er-Jahren, spezielle landesplanerische Rahmenbedingungen oder 
verkehrsinfrastrukturelle Großprojekte (vgl. Kap. 3).  
Eine regional differenzierende Perspektive ist ebenfalls unabdingbar, wenn es darum 
geht, ein Monitoring und Controlling der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung 
aufzubauen. Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung braucht zum einen ein regional und 
sektoral differenziertes Monitoring der Flächennutzung. Zum anderen sollten kommu-
nale Brachflächen- und Baulückenkataster entwickelt werden, die Schnittstellen zum 
Monitoring, zum Raumordnungskataster, zu Nachhaltigkeitsindikatorensystemen und 
zur Umweltökonomischen Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamtes enthalten 
(vgl. Schäfer et al. 2002). Die jährlich aktualisierten Zahlen zur Flächeninanspruch-
nahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke bieten prinzipiell die Chance eines zeitnahen 
Controllings der Flächennutzung. Solange die jährliche Erhebung allerdings nicht über 
die 100er-Positionen der Amtlichen Flächennutzungsstatistik und die Ebene der Bun-
desländer hinausgeht, wird diese Chance nicht richtig genutzt. Gegenwärtig sind die 
Statistischen Landesämter nicht in der Lage, jährlich Daten zu 10er-Positionen und auf 
Kreis- oder Gemeindeebene zu liefern. Ein Monitoringsystem zur Unterstützung sied-
lungspolitischer Entscheidungen auf kommunaler und regionaler Ebene sollte diese An-
forderungen hingegen erfüllen.  
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1 Vorbemerkung 
Das Thema umfasst zwei klar abgegrenzte und wohl definierte Bereiche, die in vielfäl-
tigster Weise miteinander verbunden sind. Der demographische Wandel wird hier defi-
niert als das Anwachsen älterer Altersgruppen der Bevölkerung bei gleichzeitiger Ab-
nahme jüngerer Altersgruppen mit der Folge eines Schrumpfens der Bevölkerungszahl. 
Die Flächeninanspruchnahme beschränkt sich hier auf die Zunahme der besiedelten 
Fläche (Siedlungs- und Verkehrsfläche) hauptsächlich auf Kosten der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche. Beide Bereiche erfahren derzeit – jeder für sich genommen – eine 
große gesellschaftspolitische Beachtung. Der demographische Wandel – verkürzt auch 
als Bevölkerungsrückgang bezeichnet – gilt als eine der großen gesellschaftlichen He-
rausforderungen der Zukunft. Im Mittelpunkt stehen dabei die Bewältigung und Abfe-
derung seiner Auswirkungen. Die Verminderung der Flächeninanspruchnahme oder 
umgekehrt, die Sicherung der Freiräume in einem dicht besiedelten Land gilt als eine 
wichtige umweltpolitische Zielsetzung und wurde nicht zuletzt deshalb in das nationale 
Nachhaltigkeitsprogramm (Bundesregierung 2003) aufgenommen.  
Damit liegt die Frage nahe, in welcher Weise sich die absehbare demographische 
Entwicklung auf die weitere Flächeninanspruchnahme auswirken wird. Allerdings ist es 
bislang weder gelungen, die Flächeninanspruchnahme an der Entwicklung der Bevölke-
rungszahl noch an der Entwicklung bestimmter Altersgruppen festzumachen. Nicht die 
Zahl der Einwohner findet ihren Niederschlag im Raum, sondern deren Aktivitäten. Es 
gibt jedoch durchaus bestimmte Aktivitäten, die stärker von demographischen Faktoren 
beeinflusst werden als andere. Auch die Flächenrelevanz menschlichen Handelns ist 
unterschiedlich. So ist z. B. die Grunddaseinsfunktion Wohnen stärker demographisch 
geprägt als etwa die Funktion Arbeiten. Die Nachfrage nach Wohnungen verursachte in 
der Vergangenheit die größte Flächeninanspruchnahme.  
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In diesem Beitrag wird zunächst die Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung als 
Bestimmungsgröße der Flächeninanspruchnahme diskutiert. Anschließend wird die Be-
deutung des Wohnens für die Flächeninanspruchnahme in Bayern herausgearbeitet und 
in ihren möglichen demographischen Bezügen dargestellt. In einem weiteren Schritt 
wird ein einfaches Modell zur Abschätzung der wohnungsinduzierten Flächeninan-
spruchnahme entwickelt. Dieses Rechenmodell wird mit Hilfe von aktuellen Prognose-
daten der Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung bestückt. Durch Variation von Pa-
rametern kann der Einfluss der demographischen Komponente eingegrenzt werden.  
 
2 Demographie, Wohnungsbedarf und Flächeninanspruchnahme 
2.1 Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung als Bestimmungsgrößen der   
Flächeninanspruchnahme  
In den Jahren 2001 und 2002 war ein Rückgang der Flächeninanspruchnahme auf 18,1 
ha je Tag (2002) zu beobachten (vgl. Hensold in diesem Band). In der politischen Dis-
kussion wurde dieser Rückgang vor allem mit der nachlassenden wirtschaftlichen Kon-
junktur erklärt. Der Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Bruttoinlandspro-
dukts und der Flächeninanspruchnahme ist zwar positiv, aber eine zeitnahe Koppelung 
zwischen beiden Größen war in den letzten Jahrzehnten nicht zu beobachten. So ergab 
sich z. B. zwischen 1992 und 1996 bei einem abnehmenden Zuwachs des Bruttoinlands-
produkts ein starker Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsfläche. Umgekehrt stieg das 
Bruttoinlandsprodukt im Zeitraum 1988 bis 1992 stark an (+8 Prozentpunkte) und die 
Flächeninanspruchnahme nahm um einen Prozentpunkt ab. Vor diesem Hintergrund 
sind Vorausschätzungen der Flächeninanspruchnahme, in denen dieser an die wirt-
schaftliche Entwicklung gekoppelt wird, mit Vorsicht zu betrachten. Radermacher 
(1998) gab den Zeitraum bis zur vollständigen Besiedelung Deutschlands mit 81 Jahren 
an. Er ging von einer jährlichen Wachstumsrate von 3 % aus, die im Laufe der kom-
menden 80-Jahre zu einer Verzehnfachung des BIP führen würde (exponentielles 
Wachstum).  
Tab. 1:  Entwicklung von Wirtschaftswachstum und Flächeninanspruchnahme in Bayern 
 1980–2000 
 Zunahme  
Zeitraum Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) 
% 
Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche 
% 
Zusätzliches BIP (in Mio.) je ha 
zusätzlicher Siedlungs- und 
Verkehrsfläche 
1980–1984   8,1 6,2 2,4 
1985–1988 12,4 5,2 1,3 
1989–1992 20,2 4,2 0,6 
1993–1996   4,2 6,1 3,7 
1997–2000 13,7 6,0 1,0 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
Wesentlich stärker ausgeprägt als der Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum 
und Flächeninanspruchnahme ist der Zusammenhang zwischen der Entwicklung von 
Einwohner- und Wohnungszahl einerseits und der Flächeninanspruchnahme anderer-
seits (vgl. Abb. 1).  
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Abb. 1: Flächeninanspruchnahme und mögliche Bestimmungsgrößen in Bayern 
 1980–2003 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
Im Vergleich der Flächenerhebungen für Ende 1996 und Ende 2000 lässt sich der 
dem Wohnen zuzuordnende Anteil der Flächeninanspruchnahme erstmals ermitteln. 
Dieser Anteil betrug 38 % und belegt die große Bedeutung des Wohnens für die Flä-
cheninanspruchnahme. Im Vergleich dazu fällt die zusätzliche Flächeninanspruchnahme 
für Gewerbe und Industrie mit einem Anteil von etwa 7 % geradezu gering aus. Aller-
dings bleibt, wenn man von veröffentlichten Daten (BLfStaD 2002) ausgeht und einen 
Anteil von etwa 3,6 % für Verkehrs-, Erholungs- und Abbauflächen in Rechnung stellt, 
noch ein ungeklärter Restposten an Gebäude- und Freifläche von fast 17 %. In dieser 
Restgröße ist, wie eine Sonderauswertung gezeigt hat, auch die Kategorie Bauplätze 
enthalten. Die Fläche dieser unbebauten, aber durch Bebauungsplan gewidmeten 
Grundstücke hat zwischen 1996 und 2000 abgenommen und geht daher mit negativem 
Vorzeichen in die Anteilsberechnung (-2,1 %) ein. Das bedeutet, im genannten Zeitraum 
wurden mehr Bauplätze bebaut als neu ausgewiesen. Dennoch war Ende 2000, auch 
wenn weiterhin ein hohes Niveau der Zunahme an Gebäude- und Freifläche für Wohnen 
unterstellt wird, in Bayern eine Baulandreserve für etwa sieben Jahre vorhanden. 
Weitere bedeutende Unterkategorien der Kategorie „Sonstige Gebäude- und Freiflä-
chen“ sind die Gebäude- und Freifläche Landwirtschaft (10,5 %), die Gebäude- und 
Freifläche Handel und Dienstleistungen (4,2 %) sowie die Gebäude- und Freifläche öf-
fentliche Zwecke (2,4 %). Dabei verzeichnete die Unterkategorie Gebäude- und Freiflä-
che Handel und Dienstleistungen mit 18,6 % die stärkste relative Zunahme überhaupt. In 
der Unterkategorie Gebäude- und Freifläche Landwirtschaft sind auch Flächen für 
landwirtschaftliche Wohngebäude enthalten. Diese werden jedoch bei der folgenden 
Abschätzung der Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Flächeninan-
spruchnahme für die Grunddaseinsfunktion Wohnen nicht gesondert berücksichtigt. 
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2.2 Die Bevölkerungsentwicklung in Bayern bis 2050 
Obwohl sich die Ergebnisse der im April 2000 erschienenen Neunten Koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
nicht wesentlich von denen früherer Prognosen unterschieden, wurden die Ergebnisse 
dieser Runde auch in Bayern mit größerem Interesse aufgenommen als frühere Bevölke-
rungsprognosen. Auch die veröffentlichte Meinung hat sich des Themas stärker ange-
nommen, allerdings in der Regel nur im Kontext spezieller Sachbereiche, wie z. B. der 
Zuwanderungs-, Arbeits-, Bildungs-, Renten- und Gesundheitspolitik.  
In Folge der Veröffentlichung einer Studie der Vereinten Nationen Anfang 2000, 
nach der Deutschland künftig pro Jahr rund 460.000 Zuwanderer per Saldo aufnehmen 
müsste, um die Zahl der Personen im erwerbsfähigem Alter in etwa konstant zu halten, 
ist auch das Problem der Beeinflussung oder der Steuerung der Bevölkerungsentwick-
lung stärker in den Blickpunkt des öffentlichen Interesses gerückt. Der Schwerpunkt der 
Diskussion lag aber nach wie vor in der Analyse einzelner sozioökonomischer Folgen 
und notwendiger Anpassungsleistungen (Koch 2004). 
Die Neunte Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung ermittelte für Bayern eine 
leichte Zunahme der Bevölkerungszahl bis etwa 2010, danach bis 2015 einen Rückgang 
der Bevölkerung auf etwa 10 Mio. Einwohner. Danach würde 2050 ungefähr der gleiche 
Bevölkerungsstand erreicht werden wie 1964. Werden die Annahmen der Zehnten Ko-
ordinierten Bevölkerungsvorausberechnung zu Grunde gelegt, so ist nur eine Abnahme 
im Zeitraum 2002 bis 2050 zwischen 4 % und 10 % zu erwarten. Diese vergleichsweise 
moderate Veränderung der Bevölkerungszahl wird begleitet von dramatischen Verände-
rungen im Altersaufbau: 
 Die Zahl der Kinder im Schulalter verringert sich um ein Drittel. 
 Der Anteil junger Menschen sinkt.  
 Das Durchschnittsalter der erwerbsfähigen Bevölkerung steigt.  
 Personen im erwerbsfähigen Alter stehen immer mehr ältere Menschen gegenüber.  
 Die Zahl der Hochbetagten (75- und Mehrjährige) verdoppelt sich.  
 Die Altersgruppe der 75- bis unter 80-Jährigen wird um 2040 die stärkste Alters-
gruppe sein.  
Nahezu alle aktuellen Bevölkerungsprognosen werden mit dem Verfahren der ge-
burtsjahrgangsweisen Fortschreibung erstellt. Dieses Verfahren erlaubt es, im Gegen-
satz zu einer Trendprognose, auch die künftigen Veränderungen im Altersaufbau vo-
rauszuschätzen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die Prognosegenauigkeit mit 
zunehmender Prognosedauer abnimmt. So sind rd. 90 % der für das Jahr 2010 zu prog-
nostizierenden Bevölkerung heute schon geboren, aber nur rd. 50 % der Bevölkerung 
des Jahres 2050. Um dieser Ungenauigkeit Rechnung zu tragen, umfassen langfristige 
Bevölkerungsprognosen in der Regel mehrere Varianten und werden als Modellrech-
nungen oder Vorausberechnungen bezeichnet. 
Die weitere Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland hängt, neben Geburten und 
Sterbefällen, vor allem von den Wanderungen über die Grenzen des Bundesgebiets ab; 
für Bayern spielen daneben die Wanderungen mit den anderen Bundesländern eine er-
hebliche Rolle. Unter den derzeit aktuellen Prognosen besteht bei folgenden Punkten 
weitgehend Übereinstimmung: 
 Das erreichte Geburtenniveau von 1,4 Kindern je Frau wird sich in den nächsten 
Jahren nicht ändern.  
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 Bei der Sterblichkeit wird langfristig allgemein ein Rückgang angenommen. Die 
neunte Koordinierte Bevölkerungsvorausrechnung geht z. B. von einer Erhöhung 
der Lebenserwartung bis 2050 um vier Jahre aus. 
 Die größten Unsicherheiten liegen in den Annahmen zur Entwicklung der Wande-
rungen. Alle Szenarien zur künftigen Entwicklung der Außenwanderung gehen da-
von aus, dass das vorhandene Wanderungspotenzial, beispielsweise aus Staaten 
Osteuropas, Entwicklungsländern des Mittelmeer-Raumes oder Zentralasiens, die 
Aufnahmefähigkeit Deutschlands bei Weitem übersteigen dürfte, und zwar unab-
hängig davon, ob die wirtschaftliche und politische Entwicklung eher günstig oder 
eher ungünstig verlaufen wird. 
Abb. 2:  Wanderungssalden Bayern 1960–2002 und Wanderungsannahmen bis 2050 
 
Quelle:   Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung, des ifo-  
 Instituts und auf der Grundlage der INKAR Prognose 2020 des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung 
 
 
 Deshalb wird die Zuwanderung nach Deutschland ganz entscheidend von politi-
schen Maßnahmen hinsichtlich der Beschäftigung neu einreisender ausländischer 
Arbeitnehmer, der Ausgestaltung des Asylrechts und der Regelung des Familien-
nachzugs abhängen. Eine besondere Bedeutung kommt diesen Maßnahmen ange-
sichts der EU-Osterweiterung zu. Der Einsatz und die Ausgestaltung politischer 
Maßnahmen lassen sich jedoch nicht, wie z. B. unterschiedliche Lohnniveaus, in    
ökonometrischen Modellen abbilden. Notwendig ist es vielmehr, mögliche Hand-
lungsspielräume der Politik zu erfassen und in vereinfachte quantitative Annahmen 
zur Außen- und Binnenwanderung umzusetzen. Diese Annahmen bestimmen dann 
im Wesentlichen die Spannweite der Prognoseergebnisse. Diese Spannweite beträgt 
in Bayern für das Jahr 2050 immerhin rd. 2 Mio. Einwohner oder 20 %. Das Maxi-
mum wird markiert durch die zehnte Koordinierte Bevölkerungsvorausrechnung 
(Variante 5), das Minimum durch die neunte Koordinierte Bevölkerungsvoraus-
rechnung (Variante 3). Für das Jahr 2020 liegt die Differenz zwischen den beiden 
Prognosen nur bei etwa 0,6 Mio. Einwohner oder 5,2 %, da sich bis zu diesem Zeit-
punkt die in der zehnten Koordinierten Bevölkerungsvorausrechnung angenomme-
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ne Zuwanderung aus Osteuropa nur ansatzweise niedergeschlagen hat. Die obere 
Variante der Status-quo-Prognose für das Landesentwicklungsprogramm 2003 und 
die Prognose INKAR pro des BBR liegen fast deckungsgleich im oberen Drittel des 
durch die Koordinierten Bevölkerungsvorausrechnungen aufgespannten Prognose-
korridors. 
Der demographische Wandel wird besonders in den Gebieten Bayerns diskutiert, die 
vom Bevölkerungsrückgang betroffen sind. Dies waren im Zeitraum 1995 bis 2000 vor 
allem Gemeinden nahe den Landesgrenzen, insbesondere im nördlichen Unter- und  
Oberfranken. Auch die Kernstädte der Verdichtungsräume verzeichneten in der Regel 
Bevölkerungsverluste. Insgesamt waren 13 % der bayerischen Gemeinden von einem 
Bevölkerungsrückgang betroffen. Die Zahl der betroffenen Gemeinden stieg in allen 
Regierungsbezirken zwischen 1991 und 2002 an. Im Zeitraum 1999 bis 2002 ergab sich 
ein Bevölkerungsrückgang in einem Viertel der Gemeinden Bayerns; diese konzentrier-
ten sich vor allem auf die Randbereiche Frankens, während im Süden Bayerns ausstrah-
lend von den Städten München, Augsburg, Ingolstadt, Regensburg und Landshut ein-
deutig die Gemeinden mit starkem Bevölkerungswachstum überwogen. 
2.3 Haushalte, Wohnungsmarkt und Flächenbedarf 
Der Weg von demographischen Merkmalen bis hin zur realisierten Inanspruchnahme 
von zusätzlicher Fläche für den Wohnungsneubau ist äußerst vielschichtig und durch 
zum Teil gegenläufige Einflussfaktoren geprägt. 
Den einzelnen Altersgruppen können unterschiedliche Ansprüche an den Wohnungs-
markt zugeordnet werden. So fragen junge Menschen in der Ausbildung und in den ers-
ten Berufsjahren vor allem kleinere Wohnungen nach. Nach einer Familiengründung 
wächst der Wunsch nach einer größeren Wohnung oder nach einem Einfamilienhaus im 
Grünen. Ist einmal eine solch größere Wohnung oder das Einfamilienhaus bezogen, so 
überwiegt die Immobilität. Auch nach dem Auszug der Kinder bleiben die dann etwa 
fünfzigjährigen Eltern in der Regel im großen Haus oder in der großen Wohnung. Dies 
gilt meist auch, wenn ein Ehepartner verstirbt. Ursache für diese Remanenz sind die 
sozialen Bindungen am Wohnstandort und die hohen Kosten bei einem Wechsel in eine 
kleinere Wohnung. Häufig sind die Mietkosten einer kleineren Wohnung höher als in 
der bisherigen größeren. Nur wenige alte Menschen, etwa 3,33 % aller über 75-Jährigen, 
verbringen ihren Lebensabend in Heimen. Vielfach wird der pflegenden Betreuung zu 
Hause der Vorzug gegeben. Das Eintrittsalter in Altenpflegeheimen liegt heute bei etwa 
81 Jahren. 
Vor diesem Hintergrund ist aus der Entwicklung junger Erwachsener (20–24 Jahre) 
bis 2015 eine leichte Zunahme der Nachfrage nach kleineren Wohnungen zu erwarten. 
Danach ist mit einer gleichbleibenden Nachfrage zu rechnen. Die Zahl der Personen, in 
deren Alter eine Familie gegründet wird (25–39), also erste Kinder zur Welt kommen, 
sinkt zwischen 2000 und 2010 um 17 % und zwischen 2025 und 2040 nochmals um 
10 %. Dieser Rückgang wird sich auch auf die Nachfrage nach größeren Wohnungen 
und Einfamilienhäusern auswirken. Der deutliche Anstieg der Zahl der Menschen in der 
Konsolidierungsphase (40–59) wird sich nur mäßig kompensierend bemerkbar machen. 
Von der Zunahme der Zahl der älteren Menschen dürften keine nennenswerten Effekte 
für eine zusätzliche Wohnungsnachfrage ausgehen. Aufgrund der steigenden Lebenser-
wartung ist aber von einem längeren Verbleiben dieser Altersgruppe in ihren Wohnun-
gen auszugehen, so dass diese erst später für die nachfolgende Generation zur Verfü-
gung stehen. Hierin liegen möglicherweise Effekte, die eine zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme hervorrufen werden. 
 Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Flächeninanspruchnahme in Bayern 
104 
Abb. 3:  Entwicklung wohnungsmarktrelevanter Altersgruppen in Bayern 2000–2050 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
 
Wohnungsnachfrage wird jedoch nicht über Einzelpersonen bestimmten Alters reali-
siert, sondern über Haushalte. Haushalte unterscheiden sich nach der Zahl ihrer Mitglie-
der und nach dem Alter des Haushaltsvorstands. Von 1980 bis 2003 ist die Zahl der 
Haushalte in Bayern (+ 32,4 %) stärker gestiegen als die der Gesamtbevölkerung 
(+ 13,7 %). Gleichzeitig hat die durchschnittliche Haushaltsgröße von 2,5 auf 2,2 Perso-
nen abgenommen. Entscheidend trägt dazu die beschriebene Alterung der Bevölkerung 
bei, da die meisten Menschen auch im Alter in ihren Wohnungen, die sie früher mit 
weiteren Familienmitgliedern bewohnt haben, verbleiben. Daneben spielen persönliche 
Präferenzen und der vielfach zur Nähe zum Arbeitsplatz erzwungene Einpersonenhaus-
halt (z.B. Wochenendpendler) eine Rolle. 
Nach einer Prognose des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung wird sich der 
Trend zu mehr kleineren Haushalten fortsetzen. Bis 2020 wird die Zahl der Einwohner 
bundesweit um 2,7 %, die der Haushalte aber um 7,0 % zunehmen; dabei wird die 
durchschnittliche Haushaltsgröße auf 2,1 Personen abnehmen. 
Die Ermittlung des künftigen Wohnungsbedarfs nach Größe und Art der Wohnungen 
(Einfamilienhaus- oder Geschosswohnungsbau) erfordert eine Zuordnung der Haus-
haltstypen zu den Wohnungstypen und eine Fortschreibung der daraus entstehenden 
Matrizen in die Zukunft. Das dafür notwendige Datenmaterial wäre allenfalls aus einer 
Gebäude- und Wohnungszählung zu gewinnen. Die letzte Zählung dieser Art wurde 
1987 durchgeführt. Ihre Ergebnisse sind hoffnungslos veraltet. Bekannt ist also nur die 
Zahl der Wohnungen gegliedert nach Größe, Raumzahl und Gebäudetyp, nicht aber ihre 
Belegung durch Haushalte bestimmter Typen. 
Daher scheitert eine weitere differenzierte quantitative Abschätzung der Auswirkun-
gen des demographischen Wandels auf den Wohnungsbedarf. Alle demographischen 
Veränderungen finden ihren Niederschlag in der Kenngröße „Einwohner je Haushalt“. 
Die Brücke zum Wohnungsmarkt wird dann durch die Kenngröße „Haushalte je Woh-
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nung“ hergestellt. In diese Größe gehen sowohl sich ändernde Verhaltensmuster (z. B. 
weniger Untermiethaushalte, mehr Zweitwohnungen) als auch die Gesamtsituation am 
Wohnungsmarkt (Leerstände) ein. Sie hat sich in Bayern von 1990 bis 2003 von 1,03 
auf 0,99 verringert. 
Die unterschiedlichen Präferenzen der einzelnen Altersgruppen finden sich in einer 
weiteren Kenngröße wieder, in der Wohnfläche je Wohnung. Diese Größe ist im Be-
stand durch die überdurchschnittliche Zunahme von großen Wohnungen und Einfamili-
enhäusern von 1990 bis 2003 kontinuierlich von 89,9 m² auf 91,9 m² angestiegen. 
Gleichzeitig nahm die Wohnfläche Einwohner von 36,5 m² auf 41,5 m². Diese stärkere 
Zunahme hat ihre Ursache in der Remanenz der älteren und im Trend der jüngeren 
Menschen zum Einpersonenhaushalt. Für die Zukunft ist auch aufgrund der demogra-
phischen Entwicklungen (Remanenz) mit einem weiteren Anstieg der Wohnfläche je 
Wohnung bzw. je Einwohner zu rechnen. 
Abb. 4:  Auswirkungen des demographischen Wandels auf die wohnungsinduzierte 
Flächeninanspruchnahme 
 
Quelle: Eigener Entwurf 
 
Die zusätzliche Flächeninanspruchnahme ist weiter davon abhängig, wie viele Woh-
nungen in einem Gebäude untergebracht werden und in welchem Abstand die Gebäude 
zueinander stehen (Bebauungsdichte). Beide Faktoren lassen sich zusammen in einem 
Quotienten aus Gebäude- und Freifläche für Wohnen und der Wohnfläche operationali-
sieren. Dieser Quotient steht nur für die Jahre 1996 und 2000 zur Verfügung. Er hat sich 
von 3,28 auf 3,40 erhöht. Das bedeutet, jeder Quadratmeter mehr an Wohnfläche hatte 
mehr als das Dreifache an Flächeninanspruchnahme zur Folge. Die Tendenz ist stei-
gend; sie verläuft weitgehend parallel zur Zunahme der Gebäude- und Freifläche, für 
die Daten bis 1980 zurück zur Verfügung stehen.  
Mit Hilfe dieser Kenngrößen ist ein einfaches Rechenmodell beschrieben, mit dem 
die Beiträge der einzelnen Einflussgrößen zur zusätzlichen Flächeninanspruchnahme für 
die Kategorie Gebäude- und Freifläche für Wohnzwecke abgeschätzt und Modellrech-
nungen für die Zukunft gewagt werden können.  
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Die Zunahme der Gebäude- und Freifläche um 15.969 ha zwischen 1996 und 2000 
erklärt sich nach dieser Berechnung zu 21,2 % aus der Veränderung der Bevölkerungs-
zahl und zu 23,6 % aus der Veränderung der durchschnittlichen Haushaltsgröße, die 
ihrerseits auch von nicht demographischen Faktoren beeinflusst wird. Der Einfluss der 
übrigen nicht demographischen Einflussgrößen verteilt sich wie folgt: 
 Zunahme der Wohnungen bezogen auf die Haushalte: 16,7 % 
 Zunahme der Wohnfläche je Wohnung: 22,6 % 
 Abnahme der Bebauungsdichte: 15,9 % 
Die Bedeutung der nicht demographischen Einflussgrößen überwiegt also eindeutig. 
 
3 Zukünftige wohnungsinduzierte Flächeninanspruchnahme 
Die korrekte Funktionsweise des Rechenmodells kann dadurch geprüft werden, dass 
lediglich die Bevölkerungszahl einer Prognose übernommen wird und für alle anderen 
Parameter die Werte des Jahres 2002 – zum Teil geschätzt – beibehalten werden. Nach 
der Raumordnungsprognose des BBR (Bucher 2003) werden im Jahr 2020 12,56 Mio. 
Einwohner in Bayern leben. Die Zunahme gegenüber 2002 von 1,4 % führt so zu einer 
Zunahme an Gebäude- und Freifläche für Wohnzwecke um ebenfalls 1,4 % auf 
174.814 ha (Variante 1). 
Tab. 2:  Zusammenfassung der Rechenergebnisse 
  Basis Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 4 Variante 5
  2002 2020 2020 2020 2020 2020
Einwohner 12.387.351 12.561.500 12.561.500 12.561.500 12.561.500 10.700.000
  100,0 101,4 101,4 101,4 101,4 86,4
Einwohner je Haushalt 2,20 2,20 2,13 2,00 2,13 2,13
Haushalte 5.632.000 5.711.178 5.907.900 6.280.750 5.907.900 5.032.403
  100,0 101,4 104,9 111,5 104,9 89,4
Haushalte je Wohnung 1,01 1,01 1,01 0,95 0,98 0,98
Wohnungen 5.559.651 5.637.812 5.832.007 6.611.316 6.028.469 5.135.105
  100,0 101,4 104,9 118,9 108,4 92,4
Wohnfläche je Wohnung 91,74 91,74 91,74 94,50 93,25 93,25
Wohnfläche 51.006 51.723 53.505 62.477 56.215 47.885
  100,0 101,4 104,9 122,5 110,2 93,9
Wohnfläche je Gebäude- 
und Freifläche für Wohnen 3,38 3,38 3,38 3,80 3,60 3,60
Gebäude- und Freifläche für 
Wohnen (ha) 172.390 174.814 180.835 237.412 202.376 172.385
  100,0 101,4 104,9 137,7 117,4 100,0
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
 
Eine Übernahme auch der vorausberechneten Haushaltszahl für 2020 führt zu einem 
Anwachsen der Haushalte um 4,9 %; damit steigt die Gebäude- und Freifläche für 
Wohnzwecke bei sonst konstant gehaltenen Parametern um ebenfalls 4,9 % auf 
180.135 ha (Variante 2). Dies entspricht im weiteren Sinne den demographisch beding-
ten Komponenten des Zuwachses an Gebäude- und Freifläche für Wohnzwecke. 
Beschränkt sich die externe Übernahme wiederum nur auf die Bevölkerungszahl 
2020 und werden für die anderen Parameter linear trendextrapolierte Werte eingesetzt, 
so steigt die Zahl der Haushalte um 11,5 % und die der Wohnungen um 18,9 %. Die 
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Wohnfläche nimmt um 22,5 % zu und die Gebäude- und Freifläche für Wohnzwecke 
um 37,7 % auf 237.412 ha. (Variante 3). 
Ein weiteres Szenario geht wiederum von der Bevölkerungszahl und der Haushalts-
zahl der Raumordnungsprognose aus und unterstellt eine Abschwächung der Trends bei 
Zweitwohnungen, Wohnfläche und Bebauungsdichte. Eine solche Abschwächung liegt 
aufgrund der sich abzeichnenden Einkommensentwicklung und/oder bei erfolgreichem 
Flächenressourcenmanagement (BStMLU 2003) durchaus im Bereich des Möglichen. 
Damit ergibt sich die bekannte Zunahme der Haushalte um nur 4,7 %, eine Zunahme der 
Wohnungen um lediglich 8,4 %. Die Wohnfläche steigt um 12,8 % und die Gebäude- 
und Freifläche für Wohnzwecke um 17,4 % auf 202.376 ha (Variante 4). 
Abb. 5: Modellrechnungen zur wohnungsinduzierten Flächeninanspruchnahme         
 1990–2020 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung 
 
Auch bei der Gegenüberstellung dieser Varianten überwiegen die nicht demographi-
schen Einflüsse bei Weitem. Dies lässt sich auch durch Umkehrung des Rechenvor-
gangs belegen. Unter Beibehaltung der Parameter der abgeschwächten Trendentwick-
lung (Variante 5) wäre bis zum Jahr 2020 ein Bevölkerungsrückgang um 13,6 % auf 
10,7 Mio. Einwohner notwendig, um eine Konstanz der Gebäude- und Freifläche für 
Wohnzwecke zu erreichen.  
Ein solch starker Bevölkerungsrückgang ist bis zum Jahr 2020 in keiner bayerischen 
Region in Sicht. Nach der Raumordnungsprognose wird die stärkste Abnahme in der 
Region Oberfranken-Ost mit 9,4 % auftreten, nach der regionalisierten Vorausberech-
nung des bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverarbeitung ebenfalls in der 
Region Oberfranken-Ost mit 3,2 %. Damit kann als gesichert gelten, dass die Gebäude- 
und Freifläche für Wohnzwecke in allen bayerischen Regionen bis 2020, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße, weiter zunehmen wird. 
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4 Ausblick 
Das Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum wird bis 2020 und vermutlich auch bis 
2050 trotz demographischen Wandels weiter anhalten. Ohne den demographischen 
Wandel wäre das Wachstum jedoch weitaus größer. Da die zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme für Wohnzwecke nur knapp zwei Fünftel der Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche zwischen 1996 und 2000 ausmacht, gilt für die Gesamtflächeninan-
spruchnahme, dass die demographische Komponente in Zukunft eine von vielen Ein-
flussgrößen bleiben wird. Erst ab einem Bevölkerungsrückgang von etwa einem Prozent 
jährlich zeichnet sich ein größerer Einfluss der demographischen Komponente ab. Eine 
solche Abnahmerate wird für Bayern auch nach (Super-)Langfristmodellrechnungen in 
diesem Jahrhundert nicht erreicht werden (vgl. Birg et al. 1998). 
Es bleibt also noch viel zu tun für das „Bündnis zum Flächensparen in Bayern“. Denn 
Verhaltensänderungen bewirken mehr als Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung. 
In der gemeinsamen Erklärung des „Bündnis zum Flächensparen“ (BStMLU/BstMI 
2003) heißt es: „Durch die zunehmende Inanspruchnahme von Freiflächen für Sied-
lungs-, Gewerbe-, Freizeit und Verkehrszwecke wird die nicht erneuerbare Ressource 
Boden beeinträchtigt. Es ist daher notwendig, bei der Siedlungsentwicklung im Rahmen 
der kommunalen Planungshoheit auf eine verstärkte Nutzung der vorhandenen innerört-
lichen Potenziale hinzuwirken, flächensparende Bauweisen und darauf zugeschnittene 
Infrastrukturen weiter zu entwickeln und innovative Beispiele im Wohnungs- und Ge-
werbebau bekannt zu machen. Individueller und gesamtwirtschaftlicher Wohlstand und 
eine nachhaltige Entwicklung der Kommunen auf qualitativ hohem Niveau sind auch 
mit flächensparenden Lösungen möglich.“ 
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1  Problemaufriss 
Die Flächeninanspruchnahme ist in den letzten Jahrzehnten deutlich angestiegen. Der-
zeit werden in Bayern täglich rund 18 ha meist landwirtschaftlich genutzte Fläche in 
Siedlungs- und Verkehrsfläche umgewandelt. Die Gründe hierfür sind vielfältig. We-
sentliche Ursachen sind die Bevölkerungszunahme bei gleichzeitig starker Zunahme der 
Single-Haushalte und die seit Kriegsende stetigen Zunahme der Wohnfläche je Ein-
wohner. Die Notwendigkeit des Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur und die Vorratshal-
tung vieler Gemeinden bei der Wohnbauland- und Gewerbegebietsausweisung verstär-
ken diese Entwicklung. 
Auch die demographische Entwicklung stellt die Siedlungsentwicklung vor neue 
Herausforderungen. Nach jüngsten Prognosen wird die bayerische Bevölkerung von 
derzeit über 12 Mio. Einwohnern bis 2050 auf rund 10 Mio. Einwohner zurückgehen. 
Zugleich wird eine spürbare Erhöhung des Anteils älterer Menschen an der Gesamtbe-
völkerung eintreten. Die Zu- und Abnahme der Bevölkerung wird regional sehr unter-
schiedlich verlaufen, jedoch stellen unabhängig von der tatsächlichen Entwicklung die 
Änderungen bei Bevölkerungsstruktur und Lebensstilen neue Anforderungen an das 
Wohnen und die kommunale Infrastruktur. 
Die bestehenden Regelungen zum Schutz der Freiflächen, zur Minderung der Flä-
cheninanspruchnahme und zum schonenden Umgang mit der Ressource Boden greifen 
nicht in wünschenswertem Maße. Trotz hinlänglicher Würdigung im Baugesetzbuch 
(§ 1 a), dem Bundesbodenschutzgesetz (§ 1), dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 2), dem 
Raumordnungsgesetz (§ 2), dem Bayer. Landesplanungsgesetz (Art. 2) und dem Lan-
desentwicklungsprogramm Bayern (Kap. B VI 1.1) gelang es bisher nicht im wün-
schenswerten Umfang die Flächeninanspruchnahme deutlich zu mindern. Es besteht 
daher weniger ein Regelungs- als ein Umsetzungsdefizit. 
Die Bundesregierung hat sich mit dem Ziele, bis 2020 die Flächeninanspruchnahme 
in Gesamtdeutschland von rund 120 ha pro Tag auf 30 ha pro Tag zu reduzieren, eine 
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ambitionierte Vorgabe gesetzt. Die seit einigen Jahren rückläufige Tendenz bei der Flä-
cheninanspruchnahme ist aber eher auf konjunkturelle Ursachen denn auf gestiegenes 
Problembewusstsein zurückzuführen.    
 
2  Kommunales Flächenmanagement 
Um die Kommunen bei einer flächensparenden Siedlungsentwicklung zu unterstützen, 
hat das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
im Jahr 2001 das Projekt „Kommunales Flächenressourcen-Management“ initiiert. We-
sentliches Ziel des Projekts ist die Erarbeitung von praxisnahen Handlungshilfen, wel-
che die bayerischen Kommunen bei der vorrangigen Entwicklung der vorhandenen in-
nerörtlichen Entwicklungspotenziale unterstützen sollen. Insbesondere wurden dabei die 
Verhältnisse in kleinen Gemeinden berücksichtigt, da in fast 90 % aller bayerischen 
Gemeinden weniger als 10.000 Einwohner leben. 
Das Projekt wird am Bayerischen Landesamt für Umweltschutz im Auftrag des Baye-
rischen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz durchge-
führt und im Rahmen einer Arbeitsgruppe mit der Obersten Baubehörde im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern, dem Bayerischen Staatsministerium für Landwirtschaft 
und Forsten und den kommunalen Spitzenverbänden koordiniert. 
Das Kommunale Flächenressourcen-Management ist ein neues Instrument zur akti-
ven Steuerung der Siedlungsentwicklung. Es bindet die bewährten und langjährig er-
probten Instrumente zur Steuerung der Siedlungsentwicklung und konkrete Planungs-
prozesse in ein umfassendes Managementsystem ein und nutzt dadurch entstehende 
Synergieeffekte. Wichtigste Bestandteile sind die vollständige Erfassung aller innerört-
lichen Potenziale, ihre laufende Einspeisung in Planungsprozesse, ihre kontinuierliche 
Fortschreibung und verstärkte Bemühungen zur Aktivierung dieser Potenziale. 
Flächen für die innerörtliche Entwicklung in Form privater Baulücken und Brachflä-
chen von Industrie, Gewerbe, Bahn, Post und Militär sind in vielen Kommunen vorhan-
den. Ihrer Aktivierung soll künftig das Hauptaugenmerk bei der kommunalen Entwick-
lung gelten.  
Mit Arbeitshilfen, Veranstaltungen und Positivbeispielen sollen durch das Projekt 
Handlungsmöglichkeiten und insbesondere Vorteile einer verstärkten Innenentwicklung 
aufgezeigt werden. Darüber hinaus soll durch die Einbindung von Multiplikatoren ein 
Netzwerk zur Information, Abstimmung und Unterstützung einer zukunftsfähigen flä-
chensparenden Siedlungsentwicklung geschaffen werden. 
 
3  Praxiserprobung in Modellkommunen 
Am Beispiel von vier Modellkommunen (Pfaffenhofen a. d. Ilm, Baiersdorf, Stegaurach 
und Jengen) wurde 2002 das Kommunale Flächenmanagement in der Praxis getestet. 
Mit einfachen praxisnahen Arbeitsschritten wurden innerörtliche Entwicklungspotenzia-
le in Form eines Baulücken- und Brachflächenkatasters ermittelt und Aktivierungsmög-
lichkeiten erarbeitet. Dabei zeigte sich u. a., dass in den Kommunen potenziell bis zu 
einem Drittel der gesamten Siedlungsfläche für die Innenentwicklung nutzbar ist. Die 
Nutzung innerörtlicher Entwicklungspotenziale in Form von industriellen und gewerbli-
chen Brachflächen, Baulücken oder auch ehemals landwirtschaftlich genutzten Anwe-
sen im ländlichen Raum könnte dabei erheblich intensiviert werden. 
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Tab. 1: Ergebnisse der Datenerhebung 
 
 Jengen Stegaurach Baiersdorf Pfaffenhofen
Einwohner (31.12.01) 2.283 6.323 6.688 22.376 
Baulücken und geringfügig bebaute 
Grundstücke gesamt 
113 413 195 591 
Brachflächen gesamt 78* 3 6 28 
Gesamtpotenzial Baulücken und 
Brachflächen 
40,0 ha 54,5 ha 29,9 ha 91,2 ha 
Relation des Gesamtpotenzials zur 
Gebäude- und Freifläche 
36,1 % 29,2 % 18,0 % 13,8 % 
* ehem. ldw. genutzte Gehöfte 
 
Weiter wurden Nachverdichtungs- und Entsiegelungspotenziale ermittelt, die sich je-
doch quantitativ gegenüber den Baulücken- und Brachflächen als nachrangig erwiesen. 
Für die effektive Durchführung des kommunalen Flächenmanagements ist die Anwen-
dung eines Geografischen Informationssystems (GIS) sinnvoll. Auch in den kleinen 
Modellkommunen hat sich bei stark begrenzten Mitarbeiterressourcen die Anwendung 
bewährt. 
Durch das Modellprojekt konnte wesentlich zur Bewusstseinsbildung für das Flä-
chensparen in den Modellkommunen beigetragen werden, da die ermittelten Potenziale 
weit über allen Erwartungen lagen. In allen Modellkommunen wurde ein kommunaler 
Grundsatzbeschluss zum Flächensparen durch den Gemeinde- bzw. Stadtrat gefasst. 
Dementsprechend soll dort künftig die flächensparende Siedlungsentwicklung eine ver-
stärkte Berücksichtigung erfahren. 
Allgemein zeigte sich, dass die Vorteile einer verstärkten Innenentwicklung als Hand-
lungsoption bisher noch zu wenig bekannt sind. Da die Baureife in vielen Fällen bereits 
gegeben ist, können die Planungskosten deutlich reduziert werden. Kosten für die Vor-
finanzierung bei der Entwicklung eines neuen Baugebiets entfallen, insbesondere für die 
kostenintensive Erschließung. Weiter wird die vorhandene Infrastruktur besser genutzt, 
was wiederum zu einer Stärkung der Innenstädte führt. Gerade in Zeiten knapper Kas-
sen bieten sich den Kommunen mit einem aktiven Flächenmanagement erhebliche Ein-
sparpotenziale. Die „Schattenkosten“ des Aufbaus und der Unterhaltung kommunaler 
Infrastruktur werden bisher weder quantifiziert noch mit den meist erhofften Mehrein-
nahmen verglichen. Eine Studie der TU Hamburg-Harburg für den Großraum Hamburg 
(Gutsche 2003) hat ergeben, dass sich positive finanzielle Effekte der Ausweisung von 
Wohnbauland nur für die kreisfreien Städte ergeben. Und auch Studien aus der Schweiz 
(ECOPLAN 2000) und Österreich (SIR 1988; ÖRK 2001) belegen deutlich höhere Kos-
ten für den Bau und den Unterhalt von Infrastrukturen bei zersiedelten Siedlungsstruk-
turen. 
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4   Arbeitshilfe 
Zur Unterstützung der Kommunen wurde im Frühjahr 2002 die Arbeitshilfe „Kommu-
nales Flächenressourcen-Management“ veröffentlicht.1 In ihr werden die einzelnen 
Handlungsfelder ausführlich beschrieben und mit Praxisbeispielen erläutert. Die Aufla-
ge von 16.000 Exemplaren war innerhalb eines Jahres vergriffen. 
Die Erfahrungen aus den Modellkommunen wurden dazu genutzt, die Arbeitshilfe für 
eine 2. Auflage zu überarbeiten. Inhaltlich wurden konkrete Handlungsanleitungen, 
Checklisten, Musterschreiben sowie zusätzliche Beispiele ergänzt. Auf einer beiliegen-
den CD wurden Umsetzungshilfen, wie z. B. Musterbriefe für die Kommunalverwal-
tung, bereitgestellt. Die 2. Auflage der Arbeitshilfe wurde im Frühjahr 2003 allen baye-
rischen Kommunen, Regierungen und Kreisverwaltungen zugesandt. 
Um die Kommunalvertreter vor Ort über Möglichkeiten des Flächenmanagements zu 
informieren, wurden im Jahr 2003 in Zusammenarbeit mit den bayerischen Bezirksre-
gierungen acht Regionalveranstaltungen mit dem Titel „Flächensparen als kommunale 
Zukunftsaufgabe“ durchgeführt. In einem interdisziplinären Vortragsprogramm wurden 
neben den Ergebnissen aus dem Modellprojekt vor allem Aspekte der Einbindung und 
Umsetzung des Flächenmanagements im Rahmen der städtebaulichen Planung, der 
Städtebauförderung und der ländlichen Entwicklung (Dorferneuerung) thematisiert. 
 
5  „Bündnis zum Flächensparen“ 
Auf Anregung des Bayerischen Städtetags hat die ressortübergreifende Flächenmana-
gement-Arbeitsgruppe am bayerischen Umweltministerium bereits im Jahr 2002 mit 
Vorbereitungen für ein „Bündnis zum Flächensparen“ begonnen. Mit dem Bündnis soll-
te der Tatsache Rechnung getragen werden, dass auch die kommunalen Entscheidungs-
träger in einem Beziehungsgeflecht unterschiedlicher Interessen stehen, welches die 
Entscheidung zu Flächenneuausweisungen mitbestimmt. Nur durch die Einbindung ver-
schiedener Akteure können umfassende Aktivitäten für eine flächensparende Siedlungs-
entwicklung nachhaltig initiiert werden. 
Im Juli 2003 wurde das „Bündnis zum Flächensparen“ ins Leben gerufen. Als Vertre-
ter der Bayerischen Staatsregierung unterzeichneten Umweltminister Dr. Schnappauf 
und Innenminister Dr. Beckstein zusammen mit 23 weiteren Bündnispartnern einen 
Grundsatzbeschluss zum Flächensparen. Umwelt- und Bauernverbände, Hochschulen, 
Bildungseinrichtungen sowie Vertreter von Architekten, Landschaftsplanern, Kirchen 
und Wohnungseigentümern bekennen sich darin zu einem sparsamen Umgang mit dem 
Boden und wollen diesen künftig in ihrem Einflussbereich stärker fördern. Das Bündnis 
zum Flächensparen ist damit die konsequente Fortsetzung des bayerischen Weges des 
kooperativen Umweltschutzes. 
Bis Jahresende 2003 wurde mit den Bündnispartnern ein Aktionsprogramm, das sich 
aus 40 Einzelmaßnahmen zusammensetzt, in drei Arbeitsgruppen (Gesetzgebung und 
finanzielle Anreize, Unterstützung der Kommunen und Bereitstellung geeigneter Da-
tengrundlagen, Bewusstseinsstärkung) erarbeitet.  
Im Juli 2004 wurde das Aktionsprogramm im Bayerischen Kabinett verabschiedet. 
Einzelne Maßnahmen konnten bereits abgeschlossen werden. So hat beispielsweise das 
bayerische Finanzministerium mittlerweile einen „Leitfaden für kommunale GIS-Ein-
                                                 
1 Die Arbeitshilfe ist kostenlos unter flaechensparen@lfu.bayern.de zu beziehen. 
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steiger“ veröffentlicht, der die Einführung und Anwendung kommunaler GIS-Systeme 
unterstützt. Zum verbilligten Bezug von digitalen Datengrundlagen hat die bayerische 
Vermessungsverwaltung Rahmenvereinbarungen mit den kommunalen Spitzenverbän-
den getroffen. 
Das bayerische Finanzministerium hat zusammen mit dem Finanzministerium Rhein-
land-Pfalz für die Finanzministerkonferenz einen Reformvorschlag für die Grundsteuer 
erarbeitet. Dieser enthält u. a. den Vorschlag einer Erhöhung der Grundsteuer für unbe-
baute Grundstücke, wodurch eine verstärkte Mobilisierung von Baulücken bewirkt wer-
den könnte. 
Die Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern hat durch die 
Städtebauförderung, das Sonderprogramm Siedlungsmodelle und durch Modellvorha-
ben des experimentellen Wohnungsbaus bereits langjährige Erfahrungen bei der Unter-
stützung einer verstärkten Innenentwicklung. Durch eine fachübergreifende Arbeits-
gruppe Flächenrecycling soll künftig die erneute Nutzung brachgefallener Flächen wei-
ter forciert werden. Darüber hinaus fordert das Innenministerium von den Kommunen 
künftig einen detaillierten Nachweis bestehender Innenentwicklungspotenziale in Bau-
leitplanverfahren und ermittelt derzeit in Umsetzung eines Beschlusses des bayerischen 
Landtags die Baulücken und Brachflächen über 0,5 ha in den bayerischen Kommunen. 
Für das Aufzeigen von Möglichkeiten einer wirtschaftsfreundlichen und flächenspa-
renden Siedlungsentwicklung hat das bayerische Wirtschaftsministerium in seine Prä-
mierung von Kommunen mit dem „Bayerischen Qualitätspreis“ das Kriterium „Flä-
chensparen“ aufgenommen. 
Von verschiedenen Seiten (z. B. Bayer. Verwaltungsschule, Architektenverbände, 
Umweltverbände) wird das Beratungs- und Seminarangebot für einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit dem Boden derzeit intensiviert. 
Am bayerischen Landesamt für Umweltschutz wird derzeit ein Projekt begleitet, in 
dem in fünf Modellkommunen die Unterstützung des kommunalen Flächenmanage-
ments durch lokale Agenda 21-Gruppen erprobt wird. Für kleine Gemeinden soll hier-
durch eine Möglichkeit geschaffen werden, durch eine aktive Beteiligung der Bürger-
schaft das Bewusstsein für eine flächensparende Siedlungsentwicklung zu fördern und 
eine Bestandserhebung der innerörtlichen Entwicklungspotenziale durchzuführen. Die 
Kommunalverwaltung erhält dadurch kostenlos die Grunddaten für die weitere Durch-
führung des Flächenmanagements. 
Dieser Auszug aus den derzeit laufenden Aktivitäten zeigt, dass auf vielen Ebenen ein 
Beitrag zur flächensparenden Siedlungsentwicklung geleistet werden kann. 
 
6   Ausblick 
Derzeit werden auf verschiedenen Ebenen die Bemühungen für eine flächensparende 
Siedlungsentwicklung intensiviert. Neben den kommunalen und Länderaktivitäten wur-
de hierzu auf Bundesebene eine Empfehlung des Rates für Nachhaltige Entwicklung an 
die Bundesregierung erarbeitet (Rat für Nachhaltige Entwicklung 2004). Auf europäi-
scher Ebene laufen derzeit Vorbereitungen für eine Europäische Bodenschutzstrategie, 
in deren Rahmen auch Aspekte des Flächenschutzes diskutiert werden sollen. 
Die Kommunen haben die verantwortungsvolle Aufgabe, im Rahmen ihrer kommu-
nalen Planungshoheit und im Spannungsfeld oben genannter Rahmenbedingungen öko-
nomische, soziale und ökologische Belange zu einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
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in Einklang zu bringen. Letztendlich besteht aufgrund der finanziellen Lage und der 
weiteren Bevölkerungsentwicklung hierfür keine zukunftsfähige Handlungsalternative. 
Dazu muss es uns gelingen, breite Bevölkerungsschichten für einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit der Ressource Boden zu sensibilisieren  
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Der Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm als Beispiel 
einer flächenrelevanten interkommunalen Kooperation 
Ausgangslage 
Die Situation der Städte und Gemeinden spitzt sich seit Jahren zu. Zum einen werden 
immer mehr Aufgaben von übergeordneten Instanzen an die Kommunen übertragen. 
Zum anderen nimmt der kommunale Handlungsspielraum durch veränderte Rahmenbe-
dingungen tendenziell ab. Zusätzlich zu einer deutlich angespannten Finanzsituation 
sehen sich die Kommunen zahlreichen Veränderungen durch die demographische Ent-
wicklung, Globalisierung, Europäisierung und Regionalisierung ausgesetzt. Zusammen 
mit einer zunehmend engeren funktionalen und räumlichen Verflechtung der Städte mit 
den Umlandgemeinden ergeben sich zentrale Problemfelder für die aktuelle kommunale 
Politik und Planung (vgl. Fürst 2001: 97 ff.; DST/DSTGB 2003: 1 f.).  
Alternativ zur Einsparung oder (Teil-)Privatisierung kommunaler Leistungen bietet 
sich als „intelligente“ Lösungsstrategie das traditionelle Instrument der interkommuna-
len Zusammenarbeit für viele kommunale Aufgabenfelder an. Aufgrund vieler Vorteile, 
wie der gerechten Verteilung von Chancen und Risiken auf mehrere Partner und der 
Nutzung von Synergieeffekten, erlebt die interkommunale Kooperation seit einigen Jah-
ren in der Fachdiskussion und in der kommunalen Praxis eine Renaissance. Durch in-
terkommunale Gewerbegebiete verspricht man sich zusätzlich eine verminderte Flä-
cheninanspruchnahme durch Vermeidung unnötiger Flächenausweisungen und eine 
optimale, gemeinsam gesteuerte Flächennutzung (vgl. Einig u. a. 1998: 75 ff.).  
Das baden-württembergische Ulm und die bayerische Nachbarstadt Neu-Ulm hatten 
in den 1990er-Jahren – zusätzlich zu den veränderten Rahmenbedingungen – einer zu-
nehmenden Flächenknappheit und langjährigen negativen Erfahrungen bezüglich der 
Konkurrenz um Gewerbeansiedlungen zu begegnen. Unter dem Eindruck dieser Prob-
lemstellung haben sich beide Donaustädte im Jahr 1999 entschlossen, ihre Kompeten-
zen für Gewerbeflächenentwicklung, Vermarktung und Wirtschaftsförderung zu bün-
deln. Am 1.1.2000 übernahm der neu gegründete Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-
Ulm als interkommunaler Zweckverband die Zuständigkeit für 21 gemeinsame Gewer-
begebiete mit insgesamt 1.169 ha Fläche.  
In seiner Konzeption stellt der entstandene Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm 
eine der am weitesten reichenden, freiwilligen interkommunalen Kooperationen in der 
Bundesrepublik Deutschland dar. Die Zielsetzungen und Zuständigkeiten des Verbands 
waren wie folgt vorgesehen (vgl. Satzung des Stadtentwicklungsverbands Ulm/Neu-
Ulm 1999):  
 Verhinderung von interkommunaler Konkurrenz zwischen Ulm und Neu-Ulm  
 Schaffung von anspruchsvollen ökologischen und städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen für die Entwicklung der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts  
 Gemeinsame Bauleitplanung (ohne Flächennutzungsplanung), Flächenbereitstel-
lung, Erschließung, Besiedelung und Bewirtschaftung eines interkommunalen Ge-
werbegebiets (zusammengesetzt aus 8 bestehenden Ulmer Gewerbegebieten und 13 
Gewerbeflächen auf Neu-Ulmer Gemarkung)  
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 Eingliederung aller zukünftig neu ausgewiesenen Gewerbeflächen in den Verband  
 Bündelung von Finanz- und Verwaltungskräften sowie die Einbindung privater Ak-
teure  
 Optionale Erweiterung um zusätzlichen Aufgaben und Partnerkommunen  
Durch die beabsichtigte gemeinsame Planung, Entwicklung, Vermarktung und Be-
standspflege von den Schwerpunkten gewerblicher Entwicklung der Stadtregion Ulm/ 
Neu-Ulm kann diese Konzeption als umfangreicher Ansatz interkommunalen Flächen-
managements gewertet werden.  
 
Bewertung des Flächenmanagements 
In den vergangenen fünf Jahren seit Verbandsgründung sind, durch konstruktive Zu-
sammenarbeit, aus zwei ehemaligen Konkurrenten zwei Partner geworden, die in Fra-
gen der Wirtschaftsförderung und der Gewerbeflächenvermarktung mit einer Sprache 
sprechen, aber dennoch ihre spezifischen Eigenschaften bewahren konnten. Zudem ist 
die intensive und vertrauensvolle Zusammenarbeit der beteiligten Stadtverwaltungen als 
klarer Erfolg der Kooperation zu sehen. Allerdings konnten im Verlauf des Kooperati-
onsprozesses einige ursprünglich vorgesehene Organe und Kompetenzen nicht vollstän-
dig implementiert werden. Vor allem die innovativen, flächenrelevanten, aber im politi-
schen Raum umstrittenen Elemente der Verbandssatzung konnten bisher nicht in die 
Realität umgesetzt werden. So nimmt der Verband keine Kompetenzen im Aufgaben-
feld Planung, Flächenkauf und -verkauf sowie Erschließung wahr, sondern beschränkt 
sich auf die gemeinsame Wirtschaftsförderung sowie die Vermarktung von Gewerbeflä-
chen. Allerdings entscheidet die Verbandsversammlung gemeinsam über Verkäufe von 
interkommunalen Gewerbeflächen und die – getrennt aufgestellten – Bauleitpläne.  
Maßgebliches Instrument für die Vermarktung ist neben klassischen Mitteln vor al-
lem die Objektbörse, die über den Internetauftritt des Stadtentwicklungsverbands öf-
fentlich zugänglich ist: www.stadtentwicklungsverband.ulm.de. Durch dieses Angebot 
werden sowohl interkommunale Gewerbeflächen als auch private Bestandsobjekte dar-
gestellt und angeboten. Für die Gewerbeflächen aus dem Verbandsgebiet sind Preise, 
Verfügbarkeit, weiterführende Informationen sowie die zuständigen Ansprechpartner 
der Stadtverwaltungen direkt abrufbar. Des Weiteren kann auf Informationen zu Exis-
tenzgründerhilfen und ländereigenen Förderungsmöglichkeiten zugegriffen werden.  
Die gemeinsam erreichten Erfolge sind beachtlich: Seit der Aufnahme der Verbands-
aktivitäten im Jahr 2000 konnten ca. 35 ha Gewerbeflächen verkauft werden, etwa wei-
tere 35 ha sind vom ursprünglichen Flächenkontingent noch kurzfristig verfügbar (vgl. 
Abb. 1). Ob der Stadtentwicklungsverband zu einer verminderten Flächeninanspruch-
nahme beigetragen hat, kann noch nicht stichhaltig nachgewiesen werden, da weder 
verwaltungsinterne Flächenbilanzen noch aktuelle statistische Flächendaten verfügbar 
sind. Trotzdem kann die Arbeit des Stadtentwicklungsverbands unter flächenrelevanten 
Gesichtspunkten insgesamt als positiv beurteilt werden (vgl. Meigel 2005: 73 ff.).  
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 Abb. 1:  Verkauf von Gewerbeflächen im Stadtentwicklungsverband Ulm 2000–2004  
 
Daten: Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm (SUN). 
Zum einen wurde von der „klassischen“ Strategie Abstand genommen, ein neues in-
terkommunales Gewerbegebiet zusätzlich zum eigenen kommunalen Bestand zu entwi-
ckeln. Stattdessen hat man auf neue Gebiete im Stadtentwicklungsverband verzichtet 
und erst die Schwerpunkte der bestehenden Gewerbegebiete in den Verband integriert. 
Zum anderen konnte durch diesen sinnvollen Schritt in den vergangenen fünf Jahren 
zuerst das bestehende Flächenkontingent vermarktet werden. Erst im laufenden Jahr 
2005 wird voraussichtlich über eine Erweiterung des Stadtentwicklungsverbands um 
neue Gewerbeflächen entschieden werden. Es kann somit festgestellt werden, dass 
durch die deutlich verminderte Konkurrenzsituation und intensivierte Abstimmung zwi-
schen beiden Nachbarstädten unnötige Flächeninanspruchnahmen vermieden wurden.  
 
Ausblick und Handlungsempfehlungen 
Die momentan implementierten Kompetenzen des Stadtentwicklungsverbands Ulm/ 
Neu-Ulm stellen noch nicht alle erforderlichen Elemente eines effektiven und effizien-
ten Flächenmanagements dar. Nach dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Dis-
kussion ist hierfür eine abgestimmte Bedarfsplanung, Analyse, Flächenvermarktungs- 
und Verkaufspolitik, ergänzt um Vorratspolitik und die integrierte Steuerung von Kon-
versionen und Wiedernutzung von Bestandsobjekten, anzustreben (vgl. Reschl; Rogg 
2003: 55 f.). Im vorliegenden Fall sind vor allem drei Modifikationen und Erweiterun-
gen des Stadtentwicklungsverbands dringend erforderlich, um das „Ziel-30-ha“ des Rats 
für nachhaltige Entwicklung zu erreichen (vgl. Nachhaltigkeitsrat 2004): 
 Verminderte Flächeninanspruchnahme sollte als Ziel in der Verbandssatzung ver-
bindlich festgeschrieben werden, damit die Bindungswirkung und Akzeptanz erhöht 
wird. 
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 Die Nachbarstädte Ulm und Neu-Ulm sowie deren relevante Umlandgemeinden 
sollten eine gemeinsame Flächennutzungsplanung anstreben. Dieses Vorgehen wür-
de sowohl Konfliktpunkte in Fragen der Gewerbeansiedlungen bereits in einer frü-
hen strategischen Phase klären als auch unnötige Flächenausweisungen bei Gewer-
be- und Siedlungsflächen effektiv verhindern. 
 Im gleichen Bezugsraum ist ein umfassendes Flächenmanagement mit weit reichen-
den gemeinsamen Planungskompetenzen und integriertem Flächenmonitoring zu 
entwickeln. Mit der beschriebenen Objektbörse ist schon ein erster positiver Ansatz 
zu beobachten, der durch ergänzende Flächenbilanzen und Flächenkontrollberichte 
die vereinbarten Ziele objektiv nachprüfbar gestalten würde.  
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1  Einleitung 
Die Regionalplanung arbeitet zur Koordination von Raumnutzungen und damit auch zur 
Steuerung der Siedlungs- und Flächennutzungsentwicklung mit einem vielfältigen In-
strumentarium. Sie ist eine wichtige Schnittstelle für die Umsetzung der Flächensparzie-
le zwischen der Landes- und der örtlichen Ebene. Über das ihr zur Verfügung stehende 
Instrumentarium wirkt sie rahmensetzend und steuernd auf die kommunale Bauleitpla-
nung, welche die Ziele der Raumordnung zu beachten hat (§ 4 Abs. 1 ROG). 
Um beim Flächensparen den Fokus künftig noch stärker auf die regionale Ebene le-
gen zu können, hat das Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und Um-
weltfragen (StMLU)1 in Ergänzung der Aktivitäten zum Kommunalen Flächenressour-
cen-Management im Herbst 2002 eine Studie in Auftrag gegeben, welche den Blick 
stärker auf die regionale Ebene richtet. 
 
2  Ziel und Inhalt der Studie 
Die Studie „Kommunales Flächenressourcen-Management‚ Flächensparen – Möglich-
keiten der Verankerung in den Regionalplänen“ untersucht auf der Grundlage der Aus-
wertung aller 18 bayerischen Regionalpläne sowie ausgewählter „Best-Practice-Beispie-
le“ aus dem übrigen Bundesgebiet die Frage, inwieweit über den Regionalplan eine effi-
ziente Steuerung der Siedlungsentwicklung unter dem Ziel der Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme möglich ist, welche Instrumente insgesamt zur Steuerung der 
Siedlungs- und Raumstruktur zur Verfügung stehen und wie diese tatsächlich auf die 
Flächeninanspruchnahme wirken. Dabei soll insbesondere aufgezeigt werden, welche 
Defizite bestehen. 
Zunächst wurden dazu die Einflussfaktoren auf die Flächeninanspruchnahme ermit-
telt, die mit dem Instrument Regionalplan gesteuert werden können. Hierbei richtete 
                                                 
1 Seit 11/2003 Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz. 
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sich das Hauptaugenmerk auf das „harte“ Instrumentarium; ergänzend wurden „weiche“ 
Steuerungselemente betrachtet. 
Exemplarisch wurden zwei bayerische Planungsregionen, nämlich die Region Bayeri-
scher Untermain im Regierungsbezirk Unterfranken sowie die Region Augsburg im 
Regierungsbezirk Schwaben, vertieft untersucht. 
Ausgehend von einer Analyse ausgewählter räumlicher Strukturdaten der zwei Bei-
spielregionen, die insbesondere auf die Charakterisierung der Räume in Bezug auf die 
Ausgangssituation abzielte, wurde die Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
zwischen 1997 und 2001 betrachtet, um Trends einzuschätzen (StMLU 2003: 8 ff.). 
Auf der Grundlage einer auf die Zielrichtung Flächensparen ausgerichteten Auswer-
tung der Regionalpläne erfolgten außerdem gemeinsame Arbeitsgespräche und Work-
shops mit Vertretern der Regionalen Planungsverbände beider Regionen und den je-
weils zuständigen Regierungen, insbesondere den dort für die Raumordnung bzw. für 
den Städtebau zuständigen Organisationseinheiten, in denen Strategien zur Weiterent-
wicklung des Instrumentariums, aber auch zur Umsetzung der Ziele der Regionalpla-
nung erarbeitet wurden. 
 
Instrumente der Regionalpläne zum Flächensparen 
Die Studie betrachtet auf überfachlicher raumstruktureller Ebene – und damit eher Fra-
gen zur großräumigen Steuerung der Siedlungsentwicklung – u. a. die Instrumente 
Raumkategorien, Zentrale Orte, Entwicklungsachsen sowie regionalplanerische Ge-
meindefunktionen. Auf fachlicher Ebene wurden auf die Siedlungsentwicklung direkt 
wirkende Instrumente und Zielinhalte (z. B. im Kapitel „Siedlungswesen“) sowie indi-
rekt wirkende Instrumente und Zielinhalte (z. B. in den Kapiteln „Natur und Land-
schaft“, „Land- und Forstwirtschaft“ oder „Wasserwirtschaft“) untersucht. Die Studie 
setzt sich dabei insbesondere mit den Instrumenten gebietsscharfer, gemeindebezogener 
Darstellungen von Entwicklungsgrenzen für die Siedlungstätigkeit, mit „Vorbehalts- 
und Vorranggebieten für Siedlungsentwicklung“ und „Richt- oder Orientierungswerten“ 
auseinander. 
Indirekt wirkende Festlegungen, die der Sicherung von Freiraumfunktionen dienen 
und im Umkehrschluss restriktiv auf die Siedlungsentwicklung wirken, sind insbeson-
dere Vorbehalts- und Vorranggebiete für derartige Funktionen, wie etwa „landschaftli-
che Vorbehaltsgebiete“, „regionale Grünzüge“ und „Trenngrün“ oder auch der „Bann-
wald“. 
Ergänzend wurden weitere Zielaussagen betrachtet, die zwar aktuell noch nicht in baye-
rischen Regionalplänen verwendet wurden, jedoch eine hohe potenzielle Steuerungs-
wirkung bezüglich des Flächensparens besitzen, beispielsweise „Gemeinden mit und 
ohne Außenentwicklung“ (StMLU 2003: 20 f.). 
 
Bewertung der Regionalplan-Instrumente hinsichtlich ihrer Steuerungswirkung 
Grundsätzlich ist eine Fülle von Instrumenten und Festlegungsmöglichkeiten zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung verwendbar. Diese werden nach realistischer Einschät-
zung der Studie jedoch in Umfang, Konkretisierung und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit 
sehr unterschiedlich gehandhabt. 
Da die bayerischen Regionalpläne im Wesentlichen bereits in den 1980er-Jahren auf-
gestellt wurden, entsprechen die Inhalte nicht immer den aktuellen Anforderungen. Die 
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Fortschreibungen einzelner Kapitel sind unterschiedlich weit fortgeschritten und gestal-
ten sich häufig sehr langwierig. Sie richten sich v. a. nach dem aus kommunaler Sicht 
erwachsenden Handlungsbedarf, sodass etwa in Agglomerationen mit hohem Sied-
lungsdruck eher und mehr Festlegungen getroffen werden als anderswo. „Die Regional-
pläne wirken daher mehr als Sicherungsinstrument, das bereits vollzogene Entwicklun-
gen festschreibt und weniger als Planungsinstrument, welches steuernd auf die Flächen-
inanspruchnahme einwirkt“ (StMLU 2003: 28, 64). 
Vorgaben auf überfachlicher Ebene, v. a. zur zentralörtlichen Gliederung oder zu Ent-
wicklungsachsen, hält die Studie vom Ansatz her für grundsätzlich geeignet, die Sied-
lungs- und Raumstruktur zu steuern. Entwicklungen in den Beispielregionen, etwa hin-
sichtlich eines differenzierten Siedlungsflächenwachstums in zentralen und nichtzentra-
len Orten, bestätigen diese steuernde Wirkungsmöglichkeiten allerdings nur bedingt 
(StMLU 2003: 17 f.). Wenngleich mögliche Ursachen dafür nicht detailliert untersucht 
wurden, so wird jedoch angenommen, dass dies auf Defizite bei der Ausdifferenzierung, 
der räumlichen Konkretisierung und der praktischen Umsetzung des Instruments zu-
rückzuführen ist. Wenn das Zentrale-Orte-Konzept in seiner aktuellen Ausformung in 
den Regionalplänen nur wenig konkrete Ziele für die Siedlungsentwicklung auf den 
jeweiligen Stufen vorgibt, kann dieses Instrument auch nur einen Rahmen hinsichtlich 
vertretbarer Flächeninanspruchnahme setzen. In der Studie wird deshalb grundsätzlicher 
Handlungsbedarf zur Weiterentwicklung des Instrumentariums, z. B. in einem Fach-
konzept, gesehen (StMLU 2003: 63). 
Sehr weitreichende und konkrete Vorgaben zur Steuerung der Siedlungsentwicklung 
durch Vorbehaltsgebiete, gemeindebezogene Vorgaben, Richt- und Orientierungswerte-
regeln usw. sind nach den Ergebnissen der Studie in Bayern bislang eher in Ansätzen 
und v. a. in neueren Regionalplankapiteln anzutreffen (speziell in der Region München), 
häufiger jedoch in „Best-Practice-Beispielen“ außerhalb Bayerns (StMLU 2003: 29). 
Freiraum sichernde Instrumente, v. a. Vorbehalts- und Vorranggebiete etwa zugunsten 
von Natur und Landschaft oder der Wasserwirtschaft, können Siedlungsentwicklung in 
dafür nicht geeigneten Bereichen ausschließen. Sie erzeugen jedoch nicht automatisch 
eine flächensparende Wirkung. Zudem bestehen Umsetzungsdefizite, da Vorbehaltsge-
biete häufig in der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungen unterliegen. Zur Akzep-
tanzerhöhung schlägt die Studie die Ausweisung differenzierter Freiraumfunktionen 
vor, die in entsprechend unterschiedlicher Stringenz und räumlicher Differenzierung 
bestimmte Nutzungen ausschließen oder noch zulassen. Auf mögliche Ansätze in vor-
handenen Landschaftsentwicklungskonzepten, wie in den Regionen Ingolstadt, Lands-
hut oder Main-Rhön, wird verwiesen. So wird dort vorgeschlagen, für das Fachgebiet 
Natur und Landschaft, für das in der Regionalplanung bislang lediglich Vorbehaltsge-
biete ausgewiesen waren, nun auch Vorranggebiete auszuweisen, die einer nachträgli-
chen Abwägung nicht mehr zugänglich sind (StMLU 2003: 63). 
Unabhängig von verbleibenden Defiziten in der Tiefe und Konkretisierung der Regi-
onalplaninhalte findet die faktische Umsetzung dieser Ziele auch zum Flächensparen als 
rahmensetzende Vorgabe auf der Ebene der kommunalen Bauleitplanung statt, die mit 
dem Flächennutzungs- und Bebauungsplan die Flächennutzung rechtlich festlegt. 
Strategien zum Flächensparen auf der regionalen Ebene können daher auf zwei ver-
schiedenen Wegen ansetzen: bei der Weiterentwicklung der normativen Vorgaben des 
Regionalplanes oder durch die Verbesserung und Unterstützung der Umsetzung der 
normativen Regionalplanvorgaben an der Schnittstelle zur kommunalen Bauleitplanung. 
Für beide Ansätze zeigt die Studie einzelne Strategiebausteine auf. Diese unterschiedli-
chen Ansätze zur Weiterentwicklung der Regionalplanung und ihrer Umsetzung spie-
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geln auch die in den beiden Beispielregionen unterschiedlich geprägten Ausgangssitua-
tionen wider, und zwar sowohl hinsichtlich der unterschiedlichen Raum- und Flächen-
nutzungsstruktur als auch die unterschiedliche Einschätzung der Instrumente und ihre 
Anwendung betreffend (StMLU 2003: 45 ff.). 
 
3  Die Region Bayerischer Untermain als Beispiel 
Die Region Bayerischer Untermain wird als Fallbeispiel dafür herangezogen, wie auf 
regionaler Ebene der Versuch unternommen werden könnte, das Flächensparziel in der 
Praxis der Regionalplanung stärker umzusetzen. Im Folgenden wird die Planungsregion 
kurz beschrieben und die Ergebnisse der Studie werden für den Bayerischen Untermain 
sowie das weitere praktische Vorgehen im Hinblick auf ein regionales Flächenressour-
cen-Management näher vorgestellt. 
Abb. 1: Die Region Bayerischer Untermain in Unterfranken 
 
  Quelle: Regierung von Unterfranken 
Der Bayerische Untermain ist eine von insgesamt 18 bayerischen Planungsregionen, 
die den nordwestlichsten Teil Bayerns im Regierungsbezirk Unterfranken ausmacht, 
angrenzend an die Bundesländer Hessen – in unmittelbarer Nachbarschaft zum Rhein-
Main-Gebiet – und Baden-Württemberg (siehe Abb.1). 
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Die Region umfasst die Stadt Aschaffenburg sowie die Landkreise Aschaffenburg 
und Miltenberg mit insgesamt 65 Kommunen und rund 375.000 Einwohner (UIZ2, 
Stand 31.12.2002). Mit knapp 1.500 km2 ist sie die mit Abstand kleinste bayerische 
Planungsregion. Charakteristisch ist ihre sehr starke Siedlungskonzentration auf das 
Maintal, die nicht zuletzt durch die Nähe zum Verdichtungsraum Frankfurt/Rhein-Main 
bedingt ist, mit dem sehr intensive raumfunktionale Verflechtungen bestehen. Die Be-
völkerungsdichte liegt mit 251 Einwohnern je km2 bayernweit sehr hoch.        
Besonderheit ist der durch Spessart und Odenwald bedingte, im Vergleich der bayeri-
schen Regionen höchste Waldanteil von 56 % an der Gesamtfläche. Spessart und O-
denwald sind darüber hinaus als Naturparke mit einem sehr hohen Prozentsatz an Land-
schaftsschutzgebieten ausgewiesen. Sie machen rund 70 % an der Gesamtfläche der 
Region aus (bayerischer Durchschnitt: 30 %). Alle diese Flächen sind somit grundsätz-
lich für eine Besiedlung ausgeschlossen.3 Weitere für die hier in Rede stehende Sied-
lungsflächenentwicklung bedeutsame Restriktionen, wie etwa große Wasserschutzge-
biete, Bannwald oder Rohstoffsicherungsflächen, kommen hinzu (siehe Abb. 2). 
Wenn auch, ausgehend von einer Bevölkerungsprognose bis 2020, insgesamt für die 
Region eher mit einer Stagnation der Bevölkerung zu rechnen ist (SZ 2003), kann den-
noch von einer weiteren regen Nachfrage an Siedlungsflächen für Gewerbe- und Wohn-
zwecke insbesondere im Landkreis Aschaffenburg ausgegangen werden. Ein anhalten-
der Nachfragedruck ist vornehmlich aus dem Rhein-Main-Gebiet zu erwarten. Demge-
genüber ist die bisherige Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche und damit der 
Flächeninanspruchnahme zwischen 1997 und 2001 in der Region im Bayernvergleich 
deutlich unterdurchschnittlich ausgeprägt, trotz bis dato leicht überdurchschnittlicher 
Bevölkerungszunahme (StMLU 2003: 10). 
Abb. 2: Ausgewählte Flächennutzungen in der Region Bayerischer Untermain 
  (Ausschnitt) 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                 
Quelle: Regierung von Unterfranken 
                                                 
2 UIZ Unterfranken in Zahlen. 
3 Auf Grundlage des BayLfStaD und Raumordnungskatasters der Regierung von Unterfranken. 
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Die Region verhält sich demnach offensichtlich schon jetzt relativ flächensparend. 
Dies dürfte nicht zuletzt der Erkenntnis, aber auch der Akzeptanz hinsichtlich der be-
schriebenen, bereits vorhandenen erheblichen Flächenrestriktionen zu verdanken sein. 
Wesentliche Grundlagen für die Steuerung der Siedlungsentwicklung in der Region 
Bayerischer Untermain enthalten der Regionalplan mit Verbindlicherklärung vom 
29.03.1985 sowie Fortschreibungsentwürfe insbesondere zum Kapitel B I Natur und 
Landschaft Teilkapitel „Regionale Grünzüge und Trenngrün“ vom 26.07.20014 und zum 
Kapitel B II Siedlungswesen vom 18.06.1999.5 
Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Fortschreibungsentwürfe ist ein Großteil 
der klassischen regionalplanerischen Instrumente zum Flächensparen bereits aufge-
nommen. Bezüglich der Regelungstiefe zur Steuerung der Siedlungsentwicklung wird 
festgestellt, dass kaum restriktive Ziele oder gar quantitative Vorgaben, etwa in Form 
von Orientierungswerten oder gemeindebezogenen Aussagen, im Regionalplan enthal-
ten sind. Die vorhandenen Ziele zur Siedlungsentwicklung selbst sind überwiegend 
grundsätzlicher Art, z. B. zum sparsamen Bodenverbrauch, zum Bodenmanagement, 
zum Vorrang der Nutzung von Flächenreserven, zur Innenentwicklung oder zu ange-
messener Nachverdichtung (RP-E R1 1999: B II 1 + 2). Die tatsächliche Siedlungsent-
wicklung am Bayerischen Untermain unterliegt demnach offenbar nicht so sehr unmit-
telbaren und konkreten Zielvorgaben zum Flächensparen selbst als vielmehr Beschrän-
kungen, die sich aus anderen Fachbereichen, wie beispielsweise Natur und Landschaft 
oder Wasser, ergeben (StMLU 2003: 41 ff.). 
Die Studie betrachtet, auch unter Berücksichtigung der Ergebnisse der gemeinsam 
mit der Kommunalpolitik durchgeführten Workshops, die vorhandenen Regionalplan-
Instrumente und Zielinhalte in ihrer Regelungstiefe sowohl inhaltlich als auch räumlich 
– und vor dem Hintergrund der speziellen Verhältnisse in der Region – als grundsätzlich 
ausreichend. Nach Meinung der Regionalplanung wäre eine Verschärfung der Regio-
nalplanziele nicht zielführend. Dies lässt sich grundsätzlich auch an der Trägerschaft der 
Regionalplanung, wie sie in Bayern gewählt wurde, erklären. So bleibt es nun einmal in 
einer deutlich kommunalverfassten Regionalplanung in der Praxis problematisch, wenn 
gerade restriktive Ziele von genau den Kommunen zu beschließen sind, die diese Re-
striktionen später auf sich selbst anwenden sollen. 
Die Studie bescheinigt der Regionalplanung am Bayerischen Untermain, dass die 
Zielsetzungen des Flächensparens in ganz besonderer Weise von den Gemeinden selbst 
mitgetragen werden müssen. Im Fall des Ziels Flächensparen setzt diese Beispielsregion 
damit nicht so sehr auf neue Vorgaben als viel mehr auf die Umsetzung der bereits vor-
handenen Normen und dabei auf die konzeptionelle und organisatorische Unterstützung 
des Regionalen Planungsverbandes bei der Umsetzung der schon vorhandenen Ziele, 
z. B. durch ein regionales Flächenmanagement (StMLU 2003: 45). 
Entsprechend dieser Ausgangssituation ist das Bewusstsein für „eine Siedlungsent-
wicklung mit Augenmaß“ in der Region Bayerischer Untermain relativ groß. Die in der 
Studie erarbeiteten Strategien sollen somit auf dem vorhandenen Bewusstsein aufbauen 
und es weiter vertiefen. Als regionale Managementaufgabe verstanden, soll dies auf 
mehreren Ebenen ansetzen: auf inhaltlich-fachlicher, politischer und organisatorischer 
Ebene (StMLU 2003: 45). 
                                                 
4 Aktueller Stand Dezember 2002 – gemäß Beschluss des Planungsausschusses vom 26.07.2001. 
5 Aktueller Stand Juli 2004 – gemäß Beschluss des Planungsausschusses vom 12.07.2004. 
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So empfiehlt die Studie flankierend zu dem Regionalplanziel „vorrangige Nutzung 
vorhandener Baulandpotenziale“ (RP-E R1 1999: B II 2.2) dafür geeignete „Werkzeu-
ge“, wie insbesondere den Aufbau einer regionalen GIS-gestützten Flächendatenbank, 
die hinsichtlich ihrer Anforderungen skizziert wird. Auf politischer Ebene bleibt die 
weitere Festigung des regionalen Konsens über die Einschränkungen der gemeindlichen 
Außenentwicklung wichtigste Voraussetzung. Dieser Konsens und die daraus entwi-
ckelte Handlungsbereitschaft sollen so zusätzliche dirigistische Vorgaben im Regional-
plan ersetzen. Dazu sind eine ständige Bewusstseinsvertiefung sowie der Einsatz von 
Monitoringsystemen nötig. Gerade um das Werkzeug „regionale Flächendatenbank“ 
auch tatsächlich als Instrument zum Flächensparen nutzen zu können, sind neben den 
technischen Grundlagen v. a. Managementaufgaben zu bewältigen, die organisatorische 
Regelungen erfordern, wie beispielsweise den Auftritt des Regionalen Planungsverban-
des als Impulsgeber oder die Erarbeitung gemeinsam getragener Ziele zum Flächenspa-
ren (StMLU 2003: 49 ff.). 
Diese Vorschläge in der Studie können nur als erste grobe Anhaltspunkte dienen, die 
jeweils fachlich vertieft werden müssen. Die Veranschaulichung vorhandener Bauflä-
chenreserven auf Regionsebene (wie Baulücken, Brachflächen oder Nachverdichtungs-
potenziale) in einer Datenbank eröffnet erst die Grundlage weiteren Handelns, da so 
Potenziale bzw. Spielräume aufgedeckt und argumentativ für Abstimmungen und Ent-
scheidungen verwendet werden können. Nach Ansicht der Studie besteht zudem noch 
Konkretisierungsbedarf im Regionalplan. Zu diesem Zweck sind dessen Inhalte sowohl 
mit der regionalen Flächendatenbank als auch mit der kommunalen Bauleitplanung 
rückzukoppeln (StMLU 2003: 51 f.). 
Für alle diese Maßnahmen wäre eine fachliche Unterstützung von außerhalb wün-
schenswert. Dabei kann auf die Ergebnisse der Arbeitshilfe „Kommunales Flächenres-
sourcen- Management“ aufgebaut werden (StMLU/OBB 2003). 
So gesehen unterscheiden sich in der Studie, eben auch aufgrund der unterschiedli-
chen Ausgangssituationen, sowohl die Strategieansätze als auch die Vorschläge für das 
weitere Vorgehen der Region Bayerischer Untermain deutlich von denjenigen für die 
Region Augsburg. Diese hätte danach vorrangig zuerst einen Bewusstseinsbildungspro-
zess in Gang zu setzen und auf die Weiterentwicklung und Konkretisierung der Regio-
nalplaninhalte abzuzielen, die dort derzeit in großen Teilen als verbesserungsbedürftig 
angesehen werden. 
 
4  Aus der Praxis – Umsetzung der Empfehlungen in der Region 
Bayerischer Untermain 
Nachdem die Studie auf der Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbands 
Bayerischer Untermain am 10.07.2003 vorgestellt und über das weitere Vorgehen dis-
kutiert wurde, hat dieses Gremium mit einem Beschluss das gemeinsame Flächenspar-
ziel ausdrücklich unterstrichen. Gleichzeitig verständigte man sich auf die Erarbeitung 
eines Konzeptes, das auf der Grundlage der Studie durch den Verbandsvorsitz erstellt 
und dann mit der Verbandsversammlung erörtert werden soll. 
Die inhaltliche Vertiefung zu einzelnen Empfehlungen aus der Studie erfolgt inzwi-
schen in einer eigens dafür eingerichteten kleinen Arbeitsgruppe, die aus den Kreisbau-
meisterinnen der beiden Landkreise, einem Vertreter der Stadt Aschaffenburg, der Re-
gionalmarketinginitiative Bayerischer Untermain (IBU), der IHK sowie der Regierung 
von Unterfranken (Sachgebiet Raumordnung) besteht. Es wurden sowohl wissenschaft-
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liche Arbeiten und Beispiele aus der Praxis zu diesem Thema herangezogen als auch 
pragmatische Überlegungen angestellt (vgl. Einig 2002). 
In dieser Arbeitsgruppe wurden insbesondere die Chance für die Einrichtung eines 
regionalen Flächenkatasters als GIS-gestütztes System (mit einheitlichem Erhebungs-
standard, kontinuierlicher Pflege und geteilten Zuständigkeiten) und die praktischen 
Möglichkeiten zu seiner Verwirklichung erörtert. Da jedoch der dafür nötige umfang-
reiche Erhebungsaufwand in der derzeitigen personellen und finanziellen Situation die 
Einführung eines Katasters nicht zulässt, muss dieses Instrument zumindest zunächst 
zurückgestellt werden. Augenblicklich ist es nur sehr schwer gegenüber der Verwaltung 
und der Politik vermittelbar, wie Aufwand und Nutzen eines solchen Systems zueinan-
der ins Verhältnis zu setzen sind. 
Weitere Handlungsfelder bzw. Komponenten eines umfassenden regionalen Flächen-
ressourcen-Managements, wie Baulandpotenzialmodelle, Siedlungskonzepte oder Ge-
werbeflächenpools, wurden auf Übertragbarkeit in der Region untersucht (vgl. BBR 
2003). Da auch solche Vorschläge nach Einschätzung der Arbeitsgruppe nicht auf die 
erforderliche Akzeptanz und damit Mitwirkungsbereitschaft der Kommunen stoßen 
würden, hat man sie nicht weiter verfolgt. Seitens der Verantwortlichen wurden viel-
mehr solche Maßnahmen in den Vordergrund gerückt, die auf Einsicht, Freiwilligkeit 
und Selbstgestaltung setzen. Denn die Erfolgsaussichten eines umfassenderen Manage-
mentkonzeptes schlagen fehl, wenn dieses von Beginn an durch Druck oder Zwang von 
außen gekennzeichnet ist und so auf mangelnde Akzeptanz stößt. Deshalb werden der-
zeit in den einzelnen Kommunen Maßnahmen und Initiativen („Baustellen“) mit positi-
ven Auswirkungen auf die Ziele zum Flächensparen ermittelt, die bei Eignung hinsicht-
lich ihrer Zielrichtung und Methodik inhaltlich bzw. räumlich in der Bearbeitung zu-
sammengeführt werden sollen. Dieser eher kleinräumige Ansatz kann an die Ergebnisse 
des kommunalen Flächenressourcen-Managements anknüpfen, da sie sich eng an die 
dort betrachteten Handlungsfelder, wie Baulückennutzung, Innenverdichtung, Ortskern-
sanierung oder Brachflächenrecycling, anlehnen. Als ein bedeutendes Handlungsfeld 
kristallisiert sich schon jetzt die Unterstützung der Kommunen bei der Verfügbarma-
chung von Grundstücken für die Bebauung heraus, die bereits bauleitplanerisch gesi-
chert sind (Eigentumsfragen, Verkaufsbereitschaft usw.). 
Als hilfreich für die gängige Praxis bei der Ausweisung neuer Siedlungsgebiete wür-
de es die Arbeitsgruppe vor dem Hintergrund entsprechender Aktivitäten einzelner 
Kommunen ansehen, wenn es gelingt, einfache Verfahren einzuführen, welche die tat-
sächlichen Kosten („Schattenkosten“) der Siedlungsentwicklung transparent machen. 
Damit sollen auch die wirtschaftlichen Vor- und Nachteile unterschiedlicher Siedlungs-
formen verstärkt Eingang in die zukünftigen Entscheidungen von Verwaltung und Poli-
tik finden (vgl. SRL 01/2004). 
Es sollten also anhand konkreter Beispiele aus der Region Wege und Instrumente auf-
gezeigt werden, welche die einzelne betroffene Kommune anschaulich erkennen lassen, 
dass sich Flächensparen in vielerlei Hinsicht tatsächlich lohnt. Im Sinne einer Flächen-
kreislaufwirtschaft sind Nachhaltigkeit und Effizienz in der Flächennutzung zusammen-
zuführen. Gerade dies ist auch Gegenstand eines aktuellen Planspiels des Experimentel-
len Wohnungs- und Städtebaus des Bundes (vgl. BBR 2004), bei dem sich der Regiona-
le Planungsverband für die Stadt Aschaffenburg mit seinem Stadt- und Umlandbereich 
im Sommer 2004 beworben hat. 
Bei diesen hier skizzierten Themen soll die kommunale von der regionalen Ebene 
umfassend unterstützt werden, damit so aus Teilaktivitäten Schritt für Schritt ein Flä-
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chenmanagement initiiert wird, das dann langfristig räumlich auf Regionsebene zu-
sammengeführt werden kann. 
 
5  Ausblick 
Die Studie bietet im Rahmen der Bestandsaufnahme und der Erarbeitung von Hand-
lungsoptionen wertvolle Anhaltspunkte für den Einstieg in die Thematik „Regionales 
Flächenressourcen-Management“. 
Exemplarisch hat man zwei hinsichtlich ihrer Ausgangsbedingungen sehr unter-
schiedliche Beispielregionen gewählt und ist dementsprechend zu sehr verschiedenen 
Strategieansätzen gelangt: nämlich zum einen (in der Region Augsburg) zum Vorschlag 
einer Konkretisierung und Verdeutlichung der normativen Vorgaben im Regionalplan, 
zum anderen (in der Region Bayerischer Untermain) zum Vorschlag einer auf Konsens 
und Akzeptanz setzenden kooperativen Umsetzung der hier in ausreichendem Maße 
vorhandenen Zielvorgaben. 
Ohne Zweifel kann nicht dieser oder jener Ansatz der einzig Richtige sein. Es beste-
hen starke Wechselwirkungen, die es in der Praxis miteinander zu verknüpfen gilt. Auch 
ist eine Übertragbarkeit auf andere Regionen nur bedingt möglich, da die jeweiligen 
Ausgangsbedingungen maßgeblich sind. 
Die Entscheidung, auf welcher Ebene und mit welcher Strategie zum Ziel Flächen-
sparen eine Region ansetzt, hängt von vielen Faktoren ab. Entscheidend für das Gelin-
gen der Umsetzung von Flächensparzielen in die kommunale Bauleitplanung ist der 
Grad des vorhandenen Problembewusstseins der Beteiligten auf allen Ebenen für dieses 
Thema. Regionale Bemühungen zum Flächensparen stehen demnach in sehr engem 
Bezug zum jeweiligen lokalen Bewusstseinsstand und zu dem darauf basierenden Hand-
lungswillen. Ein gemeinsames Vorgehen der lokalen und regionalen Akteure scheint 
dabei am aussichtsreichsten. 
Um das „Flächensparen“ künftig verstärkt in die Tat umzusetzen, bedarf es nicht so 
sehr zusätzlicher Normen, vielmehr müssen bestehende Akzeptanz- und Bewusstseins-
defizite abgebaut und auf dieser Grundlage Handlungsbereitschaft und Umsetzungswille 
weiter aufgebaut werden. In der Region Bayerischer Untermain sind hierfür Erfolg ver-
sprechende Voraussetzungen gegeben. 
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1 Einführung 
Bei der Diskussion über das Leitbild einer nachhaltigen Stadtentwicklung spielt die an-
haltende Flächeninanspruchnahme nicht nur in Deutschland, sondern auch im Freistaat 
Bayern eine besondere Rolle (vgl. Bayerisches Staatsministerium für Landesentwick-
lung und Umweltfragen; Bayerisches Staatsministerium des Innern 2003). Diese Inan-
spruchnahme von Flächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke – meist unter dem Stich-
wort des Flächenverbrauchs thematisiert – hat auch hier eine Reihe von negativen öko-
logischen, aber auch sozialen Folgen, die es sinnvoll erscheinen lassen, sich mit Kon-
zepten und Strategien der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zu beschäftigen. In 
einer solchen Strategie spielt die Aktivierung von innerörtlichen Flächenpotenzialen wie 
Baulücken und Brachflächen eine besondere Rolle (vgl. Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung 1996). Um eine solche Aktivierung zu erleichtern und 
zu befördern, kann eine ständig aktualisierte Liste in Form eines Baulücken- und Brach-
flächenkatasters hilfreich sein. In unserem Beitrag werden wir uns deshalb mit dem In-
strument der Baulücken- und Brachflächenkataster beschäftigen. Wir wollen einen   
Überblick über den Einsatz dieses Instrumentes in Bayern im Jahr 2003 geben. Unsere 
Überlegungen basieren auf einer Umfrage in 275 bayerischen Städten und Gemeinden, 
an der sich 156 Kommunen beteiligt haben, sowie einigen darauf aufbauenden Exper-
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tengesprächen (vgl. ausführlicher Besler 2003), die auf den praktischen Umgang mit 
dem Kataster und dem statistischen Material in den Städten und Gemeinden abzielen. 
Wir wollen mit unserem Beitrag versuchen, den Nutzen der Brachflächen- und Baulü-
ckenkataster als Instrument zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zu beurtei-
len. 
 
2  Allgemeine Gründe für den Einsatz von Baulücken- und Brach-
flächenkatastern 
Die Reduzierung der Freiflächeninanspruchnahme ist in Deutschland seit längerem ein 
erklärtes Ziel der Planungspolitik. Schon die erste Bodenschutzkonzeption der Bundes-
regierung formuliert Mitte der 1980er Jahre das Ziel, möglichst schonend und sparsam 
mit dem Boden umzugehen (vgl. Bundesminister des Innern 1985). Mit der Diskussion 
über eine nachhaltige Entwicklung wird dieses Ziel auf allen staatlichen Ebenen ein 
wesentlicher Bestandteil einer Strategie der städtebaulichen Innenentwicklung (vgl. 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 1996). Auch in internati-
onalen Erklärungen – wie beispielsweise der Habitat-Agenda zur Weltsiedlungskonfe-
renz Habitat II, die 1996 in Istanbul stattgefunden hat, oder der Berliner Erklärung zur 
Weltkonferenz Urban 21 – hat sich die Bundesregierung seitdem immer wieder auf eine 
sparsame, natur- und sozialverträgliche Flächennutzung verpflichtet. Anfang 2002 hat 
die Bundesregierung in der „Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie“ diese allgemeinen 
Zielsetzungen auch konkretisiert (vgl. Bundesregierung 2002). So soll der bundesweite 
Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsfläche bis zum Jahre 2020 nur noch 30 ha pro Tag 
betragen.  
Politische Zielsetzungen zur Reduzierung der Freiflächeninanspruchnahme gibt es in-
zwischen auch in Bayern. Im Jahr 2003 wurde auf Initiative des Bayerischen Städteta-
ges vom Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, der O-
bersten Baubehörde und den kommunalen Spitzenverbänden ein „Bündnis zum Flä-
chensparen“ vereinbart (vgl. Hensold in diesem Band). Die Partner dieses Bündnisses 
„setzen sich für eine deutliche Reduzierung des Flächenverbrauchs in Bayern im Sinne 
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ein, bekennen sich zu einem schonenden und 
flächensparenden Umgang mit Böden, unterstützen auf allen Ebenen die Bemühungen 
für eine flächensparende Nutzung und eine möglichst geringe Versiegelung von Böden, 
fördern in ihrem Einflussbereich das Bewusstsein für den Bodenschutz, wirken bei der 
Entwicklung eines Aktionsprogramms zur Reduzierung des Flächenverbrauchs mit“ 
(Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen; Bayerisches 
Staatsministerium des Inneren 2003). 
Von der Einlösung dieser Ziele ist man aber auf allen staatlichen Ebenen derzeit noch 
weit entfernt. Dies lässt sich in einigen allgemeinen statistischen Angaben kurz belegen. 
Generell ist in Deutschland in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten eine weiterhin 
hohe Inanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen zu beobachten. Ende 1950 
betrug der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche rund 7 % an der Gesamtfläche der 
alten Bundesrepublik. Seit dieser Zeit hat sich der Anteil bis heute nahezu verdoppelt. 
So beträgt er derzeit etwa 12,5 % der Gesamtfläche des heutigen Bundesgebiets. 
Positiv ist allerdings, dass in den vergangenen Jahren der tägliche Zuwachs an Sied-
lungs- und Verkehrsflächen in Deutschland gesunken ist. Waren es im Zeitraum zwi-
schen 1997 und 2000 noch rund 129 Hektar, die täglich neu in Anspruch genommen 
wurden, so waren es im Jahr 2001 nur noch 117 Hektar und im Jahr 2002 nur noch rund 
105 Hektar (vgl. Beckmann, Dosch 2003: 8). Ursachen für diesen Rückgang werden vor 
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allem in der baukonjunkturellen Entwicklung gesehen. Trotz des Rückgangs werden in 
Deutschland aber immer noch täglich Flächen in einer Größenordnung von fast 100 
Fußballfeldern in Siedlungs- und Verkehrsflächen umgewidmet. Der Freistaat Bayern 
ist dabei mit 28,4 Hektar pro Tag zwischen 1997 und 2001 das Bundesland mit der 
höchsten Inanspruchnahme (vgl. Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen 2003: 1). 
Eine räumliche Differenzierung der Flächeninanspruchnahme zeigt, dass generell in 
den Kernstädten der Agglomerationsräume die meisten Flächen in Anspruch genommen 
werden. Über die Hälfte des jeweiligen Gemeindegebiets ist hier Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche. Die Kernstädte sind also die Bereiche, die bereits am weitesten überbaut 
sind und in denen es deshalb auch zunehmend schwieriger wird, weitere Flächen für 
eine Überbauung zu finden und in der Planung auszuweisen. Hier kommt es deshalb bei 
der Neuausweisung von Baugebieten in besonderer Weise zu Flächennutzungskonflik-
ten. In den Kernstädten besteht so die größte Notwendigkeit, Informationen über frei 
werdende Flächen bereitzustellen.   
Wie in anderen Bundesländern ist auch in Bayern der größte Zuwachs an Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in den eher ländlichen Regionen zu beobachten. So wurden in den 
ländlichen Regionen Bayerns zwischen 1996 und 2000 täglich 21,8 Hektar Freiflächen 
in Siedlungs- und Verkehrsflächen umgewandelt, während es in den Verdichtungsräu-
men in diesem Zeitraum täglich nur 6,5 Hektar waren. 
Nützlich ist es, sich mit den Ursachen für das enorme Wachstum der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen zu beschäftigen (vgl. Wiegandt 2003). Generell ergibt sich die Flä-
cheninanspruchnahme aus dem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage. 
 Auf der Angebotsseite sind es die Städte und Gemeinden, die in Deutschland in 
einer Konkurrenzsituation stehen und in ihrem Gemeindegebiet Bauland ausweisen, 
also ein Angebot für den Wohnungsbau, aber auch für die gewerblichen Nutzungen 
schaffen. Trotz aller Bemühungen gelingt es der Regionalplanung zumeist nicht, 
diesen Wettbewerb im Sinne einer sparsamen Flächennutzung zu beeinflussen. 
 Auf der Nachfrageseite sind es die Unternehmen, die staatlichen und kommunalen 
Einrichtungen sowie private Haushalte, die Flächen zur Bebauung nachfragen. Zu-
nehmend werden Flächen aber auch für Verkehrszwecke genutzt. Fast 40 % der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche betreffen den Verkehr. Für die Wohnbauflächen ist 
die ständig wachsende Nachfrage der Wohnfläche pro Kopf auf heute durchschnitt-
lich 40 Quadratmeter eine wesentliche Ursache. Aber auch im gewerblichen Be-
reich steigen die Flächenansprüche für Handel, Dienstleistungen, Gewerbe und In-
dustrie. So ging die Beschäftigtendichte in den letzten Jahren zurück. Waren es in 
den 1960er-Jahren noch 200 Beschäftigte je Hektar, so sind es in den 1990er-Jahren 
weniger als 70 Beschäftigte je Hektar (Dosch/Beckmann 1999: 829). 
Im Gegensatz zum Energieverbrauch, wo es in den letzten Jahren in Deutschland ge-
lungen ist, das Wirtschaftswachstum vom Wachstum des Energieverbrauchs zu entkop-
peln, ist dies beim Flächenverbrauch bisher noch nicht gelungen (vgl. Dosch 2002: 35). 
 
3  Definition und Eigenschaften von Brachflächen- und Baulücken-
katastern 
Bevor wir die Ergebnisse unserer Befragung bei den bayerischen Städten und Gemein-
den im Einzelnen vorstellen, soll an dieser Stelle eine kurze Definition stehen. Ein Bau-
landkataster (Brachflächen- und Baulückenkataster) ist „ein systematisch aufgebautes 
 Brachflächen- und Baulückenkataster als Instrumente des kommunalen Flächenmanagements in der Praxis 
132 
Verzeichnis von Baulandpotenzialen, das insbesondere die für die Innenentwicklung 
wichtigen Flächen erfasst“ (Institut für ökologische Raumentwicklung und Finanzwis-
senschaftliches Forschungsinstitut an der Universität zu Köln 2002). Rechtsgrundlage 
für die Erhebung und Veröffentlichung der Flächen und der Eigentümer findet sich im 
§ 200 Abs. 3 BauGB, der vor allem aus Sicht des Datenschutzes für die Gemeinde von 
großer Bedeutung ist: „Die Gemeinde kann sofort oder in absehbarer Zeit bebaubare 
Flächen in Karten oder Listen auf der Grundlage eines Lageplans erfassen, der Flur-
stücksnummern, Straßennamen und Angaben zur Grundstücksgröße enthält (Bauland-
kataster). Sie kann die Flächen in Karten und Listen veröffentlichen, soweit der Grund-
stückseigentümer nicht widersprochen hat. Die Gemeinde hat ihre Absicht zur Veröf-
fentlichung einen Monat vorher öffentlich bekannt zu geben und dabei auf das Wider-
spruchsrecht der Grundstückseigentümer hinzuweisen.“ 
Die wichtigsten an die Kataster gestellten Anforderungen sind: 
 Aktualität und Fortschreibungsfähigkeit, 
 Vollständigkeit und  
 Veröffentlichung. 
Dazu benötigt ein Kataster ausreichende Informationen. Dies ist je nach Gemeinde un-
terschiedlich. Exemplarisch können folgende Daten erfasst sein: 
 Kartenausschnitt (1:1.000 oder max. 1:2.500) und Foto,  
 Baulandtyp, wie z.B. Baulücke, Arrondierungsfläche,  
 Lage und Grundstücksgröße, 
 derzeitige Nutzung der Fläche und der Umgebung, 
 planungsrechtliche Situation wie die Darstellung im Flächennutzungsplan, in Stadt-
teilentwicklungsplänen oder in Bebauungsplänen, 
 vorhandene Infrastruktur und Erschließung, 
 der Zeitraum der Bebaubarkeit (sofort, kurzfristig), 
 der Eigentümer, 
 die Grundbuchnummer, 
 die Dringlichkeit der Lückenschließung (Priorisierung) etc. 
Selbstverständlich können auch noch weitere Informationen je nach dem speziellen 
Bedarf in den Kommunen erfasst werden. Die Grenzen der erfassten Parameter liegen 
dabei nur im erforderlichen Aktualisierungsaufwand. 
 
4 Bestandsaufnahme kommunaler Brachflächen- und Baulücken-
kataster in Bayern 
4.1  Empirische Grundlage 
Grundlage unseres Beitrags ist eine nahezu vollständige Befragung der bayerischen 
Städte und Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern, eine ergänzende Befragung 
kleinerer Städte und Gemeinden sowie ergänzende Expertengespräche in den Städten, in 
denen Brachflächen- und Baulückenkataster geführt werden. 
Insgesamt wurden 275 Städte und Gemeinden mit einem standardisierten Fragebogen 
befragt. 56 der 64 Städte und Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern haben ge-
antwortet, was einem Rücklauf von 87,5 % in dieser Größenklasse entspricht. Weitere 
100 Städte und Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwohnern haben geantwortet, was 
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bei 211 befragten Gemeinden in dieser Gruppe eine Rücklaufquote von fast 50 % be-
deutet.  
In unsere Untersuchung wurden insgesamt 156 bayerische Kommunen einbezogen 
(vgl. Abb. 1), die sich nicht nur hinsichtlich ihrer Einwohnerzahl, sondern auch in ihrer 
Flächeninanspruchnahme unterscheiden. Größere Gemeinden wie München weisen sta-
tistisch mit einem Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Höhe von 71,6 % an der 
Gesamtfläche einen enorm hohen Wert auf und stoßen damit heute an die Grenzen ihrer 
Entwicklung (vgl. Lang, Wiegandt 2003: 42 f.). Bezieht man die Flächeninanspruch-
nahme allerdings auf die Einwohnerzahl, so zeigen München und die anderen größeren 
Verdichtungsräume, aber auch ihre entsprechenden Umlandgemeinden im Jahr 2001 mit 
einer Siedlungs- und Verkehrsfläche von teilweise weniger als 200 m² pro Kopf eine 
relativ geringe Inanspruchnahme. Die Gemeinden abseits der größeren Verdichtungs-
räume liegen hier vielfach über dem bayerischen Durchschnitt von 600 m² Siedlungs- 
und Verkehrsfläche pro Kopf. Diese höhere Flächeninanspruchnahme in den eher länd-
lichen Räumen Bayerns korrespondiert in den Jahren zwischen 1994 und 2001 auch mit 
einer höheren und überdurchschnittlichen Neuinanspruchnahme von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen. 
 
4.2  Brachflächen- und Baulückenkataster in 25 bayerischen Städten und        
Gemeinden 
Ein erstes wesentliches Ergebnis unserer Befragung zeigt, dass im Jahr 2003 in Bayern 
in 25 Städten und Gemeinden ein Brachflächen- und/oder ein Baulückenkataster geführt 
wird: 
 Es gibt acht Städte und Gemeinden, in denen nach eigenen Angaben sowohl ein 
Brachflächen- als auch ein Baulückenkataster geführt wird (vgl. Abb. 1). Von die-
sen acht Gemeinden haben die fünf Gemeinden Nürnberg, Augsburg, Forchheim, 
Pfaffenhofen und Unterschleißheim mehr als 20.000 Einwohner, die drei Gemein-
den Weißenhorn, Baiersdorf und Tirschenreuth weniger als 20.000 Einwohner. In 
einigen weiteren Gemeinden wird nur ein Teil des Flächenpotenzials in einem Ka-
taster erhoben. 
 In weiteren 16 bayerischen Kommunen wird nur ein Baulückenkataster geführt. 
Auch in diesem Fall handelt es sich bei zehn, also bei mehr als der Hälfte der Ge-
meinden, um größere Städte und Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern. 
 In nur einer Gemeinde, der Stadt Neu-Ulm, wird ausschließlich ein Brachflächenka-
taster, nicht aber gleichzeitig ein Baulückenkataster geführt. 
Die 25 Städte und Gemeinden, in denen ein Brachflächen- und/oder ein Baulückenka-
taster geführt wird, entsprechen 16 % der insgesamt 156 Kommunen, die auf unsere 
Umfrage geantwortet haben. Nimmt man nur die Gemeinden mit mehr als 20.000 Ein-
wohnern, sind es 29 % der befragten Gemeinden. Je größer also die Städte und Gemein-
den sind, desto eher wird ein entsprechendes Kataster geführt.  
Baulücken werden in den untersuchten Gemeinden mit einem Kataster häufiger als 
Brachflächen erhoben. Während 24 Kommunen die Baulücken in eigenen Katastern er-
fassen, sind es bei den Brachflächen nur neun Kommunen, die dies systematisch tun. 
Bei der geographischen Verteilung der Kommunen, die bereits heute entsprechende 
Kataster führen, fällt eine leichte Häufung im Norden des Freistaates Bayern auf (vgl. 
Abb. 1). Überraschend ist, dass weder in München noch in den Umlandgemeinden der 
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Landeshauptstadt entsprechende Kataster existieren. Eine Ausnahme stellt die Stadt 
Unterschleißheim dar. 
Abb. 1:   Übersicht über Brachflächen- und Baulückenkataster in bayerischen  
 Kommunen im Jahr 2003 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
 
4.3  Weitere 33 Städte und Gemeinden zukünftig mit Brachflächen- und          
Baulückenkataster 
Zu den 25 Städten und Gemeinden, die bereits heute ein Baulücken- oder Brachflächen-
kataster führen, werden in den kommenden Jahren voraussichtlich 33 weitere Kommu-
nen hinzukommen. Vier dieser Kommunen – Bamberg, Kitzingen, Würzburg und Mil-
tenberg – haben heute bereits ein Baulückenkataster und wollen nun zusätzlich ein 
Brachflächenkataster einführen. Die Stadt Forchheim will ihr bereits existierendes, aber 
seit 1996 nicht mehr gepflegtes Baulücken- und Brachflächenkataster neu aufbauen. Bei 
den 28 Kommunen, die bisher noch kein Kataster geführt haben, ist die Mehrzahl mit 
18 Gemeinden größer als 20.000 Einwohner, was darauf hindeutet, dass sich größere 
Kommunen eher um die Einrichtung solcher Kataster bemühen. Die Mehrheit der 
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Kommunen plant, sowohl Brachflächen als auch Baulücken gleichzeitig in ihr Kataster 
aufzunehmen. Sieben Kommunen denken nur an ein Baulückenkataster, einzig die Lan-
deshauptstadt München möchte ein ausschließliches Brachflächenkataster einrichten. 
 
4.4  Erklärungen für das Vorhandensein von Brachflächen- und Baulücken-
katastern 
Eine erste Erklärung dafür, ob ein Baulücken- bzw. Brachflächenkataster vorhanden ist, 
liegt in der jeweiligen Größe der Gemeinde und wurde bereits im vorangegangenen Ab-
schnitt kurz beschrieben. Größere Gemeinden haben andere Rahmenbedingungen, die 
auf die Notwendigkeit oder das Interesse, ein Kataster zu führen, wirken. In größeren 
Kommunen gibt es generell eher die Einsicht, dass Flächen knapp werden. Kleinere Ge-
meinden spüren weniger den Druck, innerörtliche Flächen zu mobilisieren: „Kleinere 
Gemeinden können einfach in die Fläche gehen. Die haben Äcker drum herum und die 
werden ausgewiesen und fertig“, so hat es ein Mitarbeiter des bayerischen Städtetags in 
einem Interview mit uns formuliert. 
Neben der Einwohnergröße sind Faktoren wie die Siedlungsdichte oder auch der 
Siedlungsdruck maßgeblich für die Initiativen der Kommune, ihr innerörtliches Poten-
zial mit Hilfe von Baulücken- und Brachflächenkatastern auszuschöpfen. So zeigt sich: 
je höher der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächen am gesamten Gemeindegebiet 
ist, desto eher ist ein entsprechendes Kataster vorhanden. Weiterhin muss man in die-
sem Zusammenhang berücksichtigen, dass gerade die Gemeinden, in denen aus ökolo-
gischen Gründen nur ein kleiner Teil des Gemeindegebietes potenziell bebaubar ist, ein 
entsprechendes Kataster haben. Am bayerischen Untermain besteht beispielsweise ein 
besonderes Problembewusstsein für die Flächeninanspruchnahme, weil es hier viele 
Schutzgebiete gibt und zudem die Tallage des Mains zu Einschränkungen für eine Be-
bauung führt (vgl. Mattern, Wälde in diesem Band). Die Knappheit an Flächen ist also 
hier ein zentrales Kriterium für ein Problembewusstsein, das erklärt, warum diese Städte 
und Gemeinden ein Baulücken- und Brachflächenkataster führen. 
Nicht ganz so eindeutig ist der Faktor Siedlungsdruck eine Ursache für das Vorhan-
densein eines Brachflächen- oder Baulückenkatasters. Auf der einen Seite erklären Mit-
arbeiter einzelner bayerischer Kommunen, dass der Siedlungsdruck für die Erstellung 
eines Baulückenkatasters ausschlaggebend ist. Gemeinden, die in den vergangenen Jah-
ren gewachsen sind, haben Baurecht, das ausgewiesen wurde, auch genutzt. Weil das 
Baurecht so überwiegend ausgeschöpft wurde, war es notwendig zu reagieren und in-
nerörtliche Potenziale auch mit Hilfe eines Katasters zu aktivieren. Auf der anderen 
Seite kann aber ein hoher Siedlungsdruck auch dazu führen, dass es gar keine Notwen-
digkeit gibt, ein Brachflächen- oder Baulückenkataster zu führen. Der Siedlungsdruck 
kann dazu führen, dass Baulücken und Brachflächen durch die Nachfrage auf dem 
Markt recht schnell aktiviert werden. In München – so wird argumentiert – ist eine 
„Mobilisierung nicht nötig, da kontinuierlich Bautätigkeit stattfindet“. Die große Nach-
frage nach Grundstücken führt dazu, dass Baulücken und Brachflächen gar nicht erst 
entstehen und deshalb ein entsprechendes Kataster für nicht erforderlich gehalten wird. 
Eine weitere wesentliche Ursache für ein kommunales Flächenmanagement in Form 
von Brachflächen- oder Baulückenkataster ist das Engagement, das jeweils innerhalb 
der kommunalen Verwaltung für diese Aufgabe aufgebracht wird. Voraussetzung für 
ein solches kommunales Engagement ist es, dass Bürgermeister und Gemeinderäte hin-
ter diesem Ansatz stehen. In Pfaffenhofen, wo das Kataster im Rahmen des Modellpro-
jekts „Kommunales Flächenressourcenmanagement“ des bayerischen Landesamtes für 
Umweltschutz erstellt wurde, gab es in der kommunalen Verwaltung bereits frühzeitig 
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entsprechende Überlegungen, die auch von der Verwaltungsspitze getragen wurden. 
Auch in den anderen Gemeinden, die ein entsprechendes Kataster führen, kam die Initi-
ative aus der jeweiligen Verwaltung. Hier wurde dieses Vorgehen jeweils für sinnvoll 
gehalten, so dass eine hohe Identifikation mit dieser Aufgabe besteht. Um zu einer wei-
teren Verbreitung von Brachflächen- und Baulückenkatastern zu kommen, ist es deshalb 
erforderlich, Bürgermeister und Gemeinderäte für diese Aufgabe zu sensibilisieren. 
Abb. 2:  Gründe gegen die Führung eines Brachflächen- und Baulückenkatasters 
 (Antworten für Brachflächen- und Baulückenkataster zusammengefasst) 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
 
Ebenso interessant wie die Ursachen für das Führen eines Brachflächen- oder Baulü-
ckenkatasters sind die Gründe, die in den bayerischen Städten und Gemeinden gegen 
die Einführung ein solches Kataster sprechen (vgl. Abb. 2). Immerhin sind es 84 % der 
befragten Städte und Gemeinden in Bayern, die kein entsprechendes Kataster haben. 
Als Ursache hierfür werden in unserer Umfrage am häufigsten die fehlende Notwendig-
keit und der fehlende Bedarf genannt. Viele Kommunen meinen, dass sie auch ohne ein 
Kataster eine Übersicht über die entsprechenden Flächen haben. Die Gemeindegröße sei 
noch überschaubar, dies zu leisten. Hier lässt sich wieder eindeutig ein Zusammenhang 
zu der jeweiligen Größe der Kommunen feststellen. Je kleiner die Kommune, desto eher 
wird in dieser Weise argumentiert. In ähnliche Richtung gehen auch die Aussagen, dass 
die Aktivierung der Flächen auch ohne Kataster problemlos gestaltet werden kann bzw. 
dass in der jeweiligen Gemeinde noch genügend Bauland vorhanden sei. Weiterhin wird 
argumentiert, dass in den Gemeinden keine entsprechenden personellen Kapazitäten für 
diese Aufgaben vorhanden sind. Einige wenige Gemeinden zweifeln auch am länger-
fristigen Nutzen des Instruments, da auch durch ein Kataster Flächen, die im Privatei-
gentum sind, nicht unmittelbar aktiviert werden können. 
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Abb. 3:  Übersicht über die geplanten Brachflächen- und Baulückenkataster in 
bayerischen Kommunen 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
 
4.5  Zur „geschichtlichen Entwicklung“ von Brachflächen- und Baulücken-
katastern 
Im Jahr 1980 hat die Stadt Volkach als erste Gemeinde in Bayern ein Baulückenkataster 
eingeführt. Mitte der 1980er-Jahre folgten drei weitere Gemeinden. Erst in den 1990er- 
Jahren wurden deutlich mehr Kataster eingeführt. In dieser Zeit geriet die Problematik 
der zunehmenden Flächeninanspruchnahme in das Bewusstsein der Kommunen. Außer-
dem wurde der Einsatz dieses Instrumentes in diesen Jahren durch den technischen 
Fortschritt in der elektronischen Datenverarbeitung unterstützt. In Abb. 4 sind zudem 
noch die in den nächsten Jahren konkret geplanten Vorhaben ersichtlich. Daran kann 
man abschätzen, dass dieses Instrument in den nächsten Jahren an Bedeutung gewinnen 
wird. 
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Abb. 4:  Zeitpunkt der Einführung von Brachflächen- und Baulückenkatastern in     
Bayern 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
 
4.6  Formen der Brachflächen- und Baulückenkatastern 
In den bayerischen Gemeinden gibt es unterschiedliche Methoden, wie ein Brachflä-
chen- oder Baulückenkataster geführt wird (vgl. Abb. 5). Zehn der befragten Gemein-
den führen das Kataster als Geoinformationssystem (GIS), 17 Kommunen führen Pläne, 
in denen die Brachflächen und Baulücken aufgezeigt sind. In drei Kommunen gibt es 
eine Kombination von Plänen und Datenbank als Kataster, in vier Kommunen wird das 
Kataster in Buchform geführt. Oft werden die Informationen jedoch auch gleichzeitig 
auf verschiedene Art und Weise für verschiedene Zwecke verwaltet. Es werden bei-
spielsweise aus einem GIS gleichzeitig Pläne und Datenbanken eingerichtet. 
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Abb. 5: Ausgestaltung von Brachflächen- und Baulückenkatastern 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
 
In Pfaffenhofen, einer Modellkommune des Modellprojekts „Kommunales Flächen-
ressourcenmanagement“, wird ein solches GIS gerade aufgebaut, wobei die Flächen 
vorläufig noch in einer Excel-Tabelle erfasst sind, zukünftig aber in ein GIS implemen-
tiert und mit dem automatischen Liegenschaftsbuch verknüpft werden. In Nürnberg 
besteht bereits ein GIS (vgl. Abb. 6), das im Intranet des Stadtplanungsamtes Nürnberg 
aufgerufen werden kann. In ihm sind die Baulücken, Brachflächen und die weiteren 
Baulandreserven entsprechend dem Flächennutzungsplan in verschiedenen Farben ein-
getragen. Über die Intensität der Färbung wird die jeweilige Baureife der Fläche ver-
deutlicht. Die baureifen Grundstücke sind hier die relevanten Brachflächen oder Baulü-
cken. Die einzelnen Flächen sind mit Informationen wie beispielsweise der Verfügbar-
keit, der Adresse, der Flurstücknummer, der Größe der Fläche, der Bebauungsplan-
nummer oder anderen Informationen verknüpft, die dem Nutzer in der Navigationsleiste 
angezeigt werden. 
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Abb. 6:  Baulandkataster-GIS der Stadt Nürnberg 
 
 
In nur einer Kommune wird das Baulücken- und Brachflächenkataster als reine Da-
tenbank geführt. Alle anderen Kommunen haben darüber hinaus Pläne oder Katasterbü-
cher. Vier Kommunen haben ein Baulückenkataster in Buchform. Ein Beispiel ist das 
Kataster der Stadt Bamberg (vgl. Abb. 7). Die Baulücken sind hier auf einem Datenblatt 
mit einem Lageplan und einem Foto sowie sämtlichen relevanten Informationen über 
Fläche, Lagebeschreibung, Erschließung und Vorschläge für eine mögliche Bebauung 
dargestellt. Derzeit gibt es in Bamberg 351 Baulücken, die in dieser Form dargestellt 
und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht sind. 
Eine andere Form der Katasterveröffentlichung gibt es in Unterschleißheim (vgl. 
Abb. 8). Hier werden die Brachflächen und Baulücken nur im Gewerbegebiet erfasst 
und durch ein Consulting-Büro in einem Gutachten dargestellt und bewertet. Dabei liegt 
der Darstellung auch hier eine Datenbank mit den wichtigsten Informationen zu den 
Grundstücken zu Grunde. Außerdem wird für einen Stadtteil ein Wohnbauflächenkatas-
ter geführt. 
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Abb. 7:  Datenblatt des Baulückenkatasters der Stadt Bamberg 
 
Abb. 8:  Darstellung von Brachflächen und Baulücken im Gewerbegebiet der Stadt  
Unterschleißheim 
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Die Stadt Neu-Ulm ist derzeit die einzige Gemeinde in Bayern, die ausschließlich ein 
Brachflächenkataster führt (vgl. Abb. 9). Der entsprechende Übersichtsplan wird jähr-
lich auf den neuesten Stand gebracht. Auf ihm sind die Brachflächen in verschiedenen 
Kategorien wie beispielsweise Betriebsverlagerungen, konkrete Projektentwicklungen 
oder klassische Brachflächen eingetragen. Auch die wieder genutzten Grundstücke sind 
erfasst. 
Abb. 9:  Übersichtsplan des Brachflächenkatasters der Stadt Neu-Ulm 
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Welche der verschiedenen Formen nun die optimale ist, kann man nicht generell be-
urteilen. Die Kataster in elektronischer Form, also als GIS geführt, haben deutliche Vor-
teile in der Aktualisierung. Nur GIS-geführte Kataster wurden in den untersuchten 
Kommunen häufiger als einmal pro Jahr aktualisiert. Außerdem ist die Fortschreibung 
komfortabel. Allerdings wurde bisher keines dieser Kataster veröffentlicht. Hier sind die 
Katasterbücher und Pläne deutlich von Vorteil, auch wenn der Aktualisierungszeitraum 
meist ein bis zwei Jahre beträgt. 
 
4.7  Inhalte der Kataster 
In Kapitel 3 wurde bereits auf die möglichen Inhalte der Kataster hingewiesen. Ein 
wichtiger Punkt hierbei ist die Vollständigkeit. In 80 % der untersuchten Kommunen 
war das gesamte Gemeindegebiet erfasst. Man kann daher von einer vollständigen Er-
hebung sprechen. In wenigen Kommunen wurde aus lokalen Gründen die Erfassung auf 
wenige Ortsteile beschränkt. 
Die in den Katastern enthaltenen Informationen kann man in vier Kategorien untertei-
len: 
 Beschreibung der Fläche 
 Angaben zu baurechtlichen Bestimmungen 
 Erschließung 
 Eigentümer und Interessen 
Die Mehrheit der Kommunen hatte die wichtigsten Eigenschaften zur Beschreibung 
der Fläche erfasst: Flurstücksnummer, Grundstücksgröße, Adresse sowie einen Über-
sichtsplan. Auch sind die wichtigsten Informationen zu baurechtlichen Bestimmungen  
– Rechtsgrundlage, Art der Nutzung nach Flächennutzungsplan und Bebauungsplan – 
erfasst. Dass die meisten Kommunen die Erschließung der Fläche nicht explizit in das 
Kataster aufgenommen haben, wurde damit begründet, dass man bei einer Baulücke 
oder einer Brachfläche aufgrund der Eigenschaften der Flächen von einer vollständigen 
Erschließung ausgehen kann. Zudem haben knapp 70 % der Kataster auch die Eigen-
tumsverhältnisse zum Inhalt. In einem Gespräch mit einem Mitarbeiter eines Projekt-
entwicklungsbüros wurden diese Informationen als die für einen Investor wichtigsten 
angesehen. Somit waren in den meisten Katastern die notwendigen Informationen vor-
handen. 
 
4.8  Nutzung der Kataster 
Um die Bedeutung eines Brachflächen- oder Baulückenkatasters abschätzen zu können, 
ist es wichtig, zu wissen, welche Nutzungen dieses erfährt. Zudem ist von großem Inte-
resse, wer die Informationen letztendlich verwendet. Die Nutzungen der Brachflächen- 
und Baulückenkataster in Bayern kann man prinzipiell in interne und öffentliche Nut-
zungen unterteilen: Intern bedeutet, die Informationen werden nur innerhalb der Ver-
waltung genutzt, während bei einer externen Nutzung die Informationen auch Dritten 
zur Verfügung stehen. Größtenteils werden die Kataster intern genutzt. Folgende interne 
Nutzungen wurden uns von den Gemeinden genannt: 
 Statistische Auswertungen: 
In einigen Gemeinden werden insbesondere die Daten für die Aktualisierung dazu 
verwendet, Auswertungen über die Bautätigkeit in der Kommune zu erhalten. Eben-
so können diese als Entscheidungshilfe für zukünftige Flächenbedarfe verwendet 
werden. 
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 Übersicht über das innerörtliche Flächenpotenzial 
  Unterstützung von planerischen Entscheidungen: 
Nicht nur die statistischen Auswertungen, sondern auch die Übersicht über das Flä-
chenpotenzial geben eine planerische Entscheidungshilfe. 
 Ausnutzung des innerörtlichen Flächenpotenzials: 
In einer Kommune diente die Erhebung der Baulücken und untergenutzten Grund-
stücke der optimalen Ausnutzung der Flächen. Das Baurecht wurde entsprechend 
angepasst. 
 Internes Informationsmedium: 
Selbstverständlich können die über die Flächen gesammelten Daten auch für andere 
Zwecke genutzt werden. In Nürnberg ist das Umweltamt ein großer Nachfrager. 
 Einfluss bei politischen Entscheidungen: 
Allein das Vorhandensein eines Katasters und die damit verbundene Übersicht über 
die Flächen im Ort veranlassen kontroverse Diskussionen über die Notwendigkeit 
einer Neuausweisung von Bauland. Dies ist ein nicht zu unterschätzender Nutzen 
solcher Kataster. 
Natürlich haben auch Personen außerhalb der Behörden Interesse an den Informatio-
nen. Da jedoch nicht alle Kataster veröffentlicht sind, muss man zwischen aktiver und 
passiver Information unterscheiden. Passiv heißt, die Kommunen geben auf Anfrage 
Auskunft über die Flächen. Interesse an den Informationen haben zum Beispiel Bauträ-
ger, Interessenten und Eigentümer. Dies ist in der Mehrzahl der untersuchten Kommu-
nen der Fall. Bei der eher selteneren aktiven Information wird die Kommune von sich 
aus tätig. Die einfachste Form der aktiven Information ist die Veröffentlichung des Ka-
tasters. Dies kann in gebundener Form erfolgen, wie zum Beispiel in Bamberg. Dort 
kann das Baulückenkataster vom Stadtplanungsamt bezogen werden. Man kann diese 
Flächen aber auch im Internet präsentieren, wie in Unterschleißheim. Dort können In-
formationen über Entwicklungsflächen und Baulücken im Gewerbegebiet per Maus-
klick abgerufen werden. Diese anonyme Art der Information wird auch von Seiten po-
tenzieller Investoren mehr geschätzt als die direkte Nachfrage bei der Behörde.  
Die Veröffentlichung kann auch durch gezielte Information ergänzt werden. In Unter-
schleißheim finden regelmäßig Informationsveranstaltungen für Investoren und Eigen-
tümer der Grundstücke statt. Weitere durchgeführte Aktionen in anderen Städten waren 
Anschreiben an die Eigentümer der Baulücken und sogar eine Sonderaktion mit niedri-
geren Darlehenszinsen für die Bebauung einer Baulücke durch die örtliche Sparkasse. 
Leider jedoch sind die Reaktionen auf solche Aktionen meist sehr gering. 
 
5  Fazit: Bewertung der Kataster 
Brachflächen- und Baulückenkataster sind in Bayern derzeit noch nicht weit verbreitet, 
könnten aber in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Ein Grund hierfür ist die zunehmende 
Bedeutung der Geoinformationssysteme und der elektronischen Datenhaltung. Auch 
könnte die gegenwärtige Debatte zur sparsameren Flächeninanspruchnahme die Einfüh-
rung dieses Instruments befördern. 
Um bereits heute den Nutzen der Brachflächen- und Baulückenkataster festzustellen, 
sind Erfahrungen, die die Kommunen in Bezug auf die Kataster sowohl mit den Eigen-
tümern der Flächen als auch mit potenziellen Investoren machen, von großem Interesse: 
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 Die Erfahrungen mit den Eigentümern der Flächen zeigen eine mangelnde Ver-
kaufsbereitschaft, häufige Datenschutzbedenken und nur wenig Interesse an einer 
Entwicklung ihrer Flächen. Es gab nur einzelne positive Reaktionen auf das Vorge-
hen der Kommunen. 
 Anders sind die Erfahrungen mit potenziellen Investoren und Interessenten für die 
Flächen. Sie haben zum Teil erhebliches Interesse an Informationen zu den Flächen 
und würden sich ein allgemeines Informationsmedium wünschen. Allerdings haben 
auch sie Bedenken bezüglich der effektiven Verfügbarkeit der Flächen aufgrund 
mangelnder Verkaufsbereitschaft der Eigentümer. Stellt sich heraus, dass Flächen 
effektiv nicht verfügbar sind, können sich Investoren von der Nutzung dieses In-
struments auch wieder abwenden. 
Zusammengefasst steht also ein mangelndes Interesse der Eigentümer von Brachflä-
chen und Baulücken einem großen Interesse der Investoren gegenüber. 
Nicht möglich war es im Rahmen unserer Untersuchung, die Wirkungen hinsichtlich 
der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme abzuschätzen. Bei allen grundsätzlichen 
Problemen, die eine solche Wirkungsanalyse bereitet, fehlten uns entsprechende Infor-
mationen. Nach Meinungen unserer Interviewpartner in den Kommunen, gab es insge-
samt viele positive Einschätzungen, jedoch auch gepaart mit einer gewissen Skepsis. 
Für die Kommunen ist die Übersicht über das Flächenpotenzial von großem Wert. Das 
Kataster bewirkt zudem eine Stärkung des Problembewusstseins innerhalb der Kommu-
ne und hilft bei der Herstellung des Kontaktes zu potenziellen Investoren. Allerdings 
wurde auch hier die Aktivierung der Flächen als großes Hemmnis erkannt. Von Seiten 
der Investoren ist das Kataster ein hervorragendes Informationsmedium, für die Kom-
munen eine große Möglichkeit, ihre Flächen am Markt anzubieten. 
Das größte Hemmnis besteht weiterhin bei der Aktivierung der Flächen. Der Nutzen, 
Brachflächen und Baulücken statt Flächen im Außenbereich in Anspruch zu nehmen, 
müsste anders gesteigert werden. Erhebliche finanzielle Anreize oder auch finanzielle 
Belastungen für die Eigentümer könnten zu einer Aktivierung der Baulücken und auch 
der Brachflächen führen. In Zeiten knapper kommunaler Kassen sollte bedacht werden, 
dass die Ausweisung neuer Bauflächen hohe Kosten für die Kommunen nach sich zieht. 
Nur das Zusammenspiel zwischen den weichen Instrumenten wie Brachflächen- und 
Baulückenkatastern, Information und Beratung und harten Instrumenten wie finanziel-
len und steuerlichen Anreizen könnte die weitere Flächeninanspruchnahme nachhaltig 
senken. Über finanzielle Anreize oder auch Abschreckung hinaus wäre schließlich zu 
überlegen, ob sich andere phantasievolle Wege einer Win-Win-Situation für Eigentü-
mer, Kommunen und mögliche Investoren ergeben könnten. Hier könnten neutrale Mitt-
ler eine Rolle spielen, deren Aufgabe es wäre, Interessenausgleiche zwischen den Ei-
gentümern von Baulücken und Brachflächen sowie den Städten und Gemeinden herzu-
stellen, die eine Strategie der städtebaulichen Innenentwicklung verfolgen. 
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1 Problemstellung und Zielsetzung 
Trotz der langjährigen Diskussion um die negativen Folgen einer zunehmenden Freiflä-
cheninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr ist noch kaum eine Trendwende in 
Sicht. Dem steht die im Landesentwicklungsprogramm Bayern formulierte Zielsetzung 
einer „nachhaltigen Siedlungsentwicklung“ gegenüber. Ihr zufolge soll durch einen 
Vorrang der Innenentwicklung, eine Wiedernutzung von Brachflächen und eine flä-
chensparende und den Boden möglichst gering versiegelnde Bauweise die Neuinan-
spruchnahme von Grund und Boden reduziert werden (StMLU 2003: 65). Für eine Um-
setzung dieser Zielvorgaben besteht ein Handlungsbedarf auf allen politisch-
planerischen Ebenen. Besonders die Kommunen sind im Stande, im Rahmen der Bau-
leitplanung das Ausmaß der Freiflächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung zu 
reduzieren. Daher soll im Folgenden als Ergebnis empirischer Untersuchungen auf 
kommunaler Ebene gezeigt werden, wie sich das Problem der Umwandlung von Frei-
flächen in Siedlungs- und Verkehrsflächen in Gemeinden unterschiedlicher Raumkate-
gorien darstellt und welche Maßnahmen möglich sind, um den genannten Zielen näher 
zu kommen. 
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2 Freiflächeninanspruchnahme und Flächenmanagementaktivitäten in 
den Untersuchungsgemeinden 
Die Auswahl der Untersuchungsgemeinden erfolgte auf Grundlage der Gebietskatego-
rien der Raum- und Landesplanung Bayerns (vgl. StMLU 2003). Als Beispiel für den 
Verdichtungsraum wurde die Gemeinde Gröbenzell (Kreis Fürstenfeldbruck) und als 
Repräsentant für die ländliche Peripherie die Gemeinde Ascha (Kreis Straubing-Bogen) 
bestimmt. Das entscheidende Auswahlkriterium hierfür war, dass sich in beiden Kom-
munen die lokalpolitischen Entscheidungsträger in aktiver Weise um einen möglichst 
sparsamen und schonenden Umgang mit Freiflächen bemühen und zu diesem Zwecke 
bereits bauleitplanerische Instrumente oder andere Flächenmanagement-Maßnahmen 
implementiert worden sind. 
 
2.1 Siedlungsentwicklung und Flächenmanagement in der Gemeinde 
Gröbenzell 
Die im westlichen Umlandbereich des engeren Verdichtungsraumes München gelegene 
Gemeinde Gröbenzell entstand als politisch-administrative Einheit erst im Jahr 1952 aus 
Ortsteilen der Landeshauptstadt München sowie der umliegenden Kommunen Puch-
heim, Olching und Geiselbullach. Auf dem mit 636 Hektar vergleichsweise kleinen 
Gemeindegebiet siedelten im Jahr 1939 2.743 Menschen, zum Zeitpunkt der Gemein-
degründung 1952 waren es 5.413 Einwohner und bis 1962 erhöhte sich ihre Zahl auf 
6.946 Personen (Bayerisches Statistisches Landesamt 1953; LfStaD 2002a; LfStaD 
2004). Begünstigt durch die Nähe und die gute Verkehrsanbindung an die wirtschaftlich 
boomende Stadt München ließ die Suburbanisierungswelle der 1960er- und 1970er-
Jahre die Einwohnerschaft bis zum Jahr 1980 auf 17.013 Personen drastisch ansteigen 
(vgl. LfStaD 2004). Parallel zur demographischen Entwicklung hatte sich auch die Sied-
lungsfläche zwischen 1961 und 1982 mehr als verdoppelt (vgl. Abb. 1). Dabei wurden 
zum einen viele der zahlreichen Baulücken aufgefüllt und zum anderen kam es vor al-
lem im Süden des Gemeindeareals zur Ausweisung großer Neubaugebiete. Hierdurch 
verschmolz die ehemals etwas diffuse, mehrkernige Bebauungsstruktur des Ortes zu 
einem relativ kompakten Siedlungskörper (vgl. Lintner 1985; Paesler 1987). 
In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich der Suburbanisierungsprozess vom engeren 
Stadtrandgebiet Münchens zunehmend in das weiter entfernte Umland verlagert. Auf-
grund geringerer Wanderungsgewinne ging auch in Gröbenzell das Bevölkerungs-
wachstum merklich zurück. Am 31.12.2003 belief sich die Einwohnerzahl der Ge-
meinde auf 19.071 Bürger; mit rund 3.000 Einw./km² zählt Gröbenzell heute zu den am 
dichtesten besiedelten Gemeinden in Deutschland (vgl. Planungsverband Äußerer Wirt-
schaftsraum München 2004).  
Seit 1982 konzentriert sich die Erweiterung des Baubestandes vornehmlich auf die 
Baulücken im Innen- und Randbereich des bereits bebauten Areals. Lediglich im Osten 
und Südosten des Ortes wurden für Gewerbe- und Gemeinbedarf sowie die Friedhofer-
weiterung größere Flächen neu erschlossen. Dabei wird die Siedlungstätigkeit in Grö-
benzell durch die geringe Größe des Gemeindegebietes erheblich eingeschränkt. So hat 
im Norden und Süden die geschlossene Bebauung bereits die Gemeindegrenze erreicht, 
aber auch im Westen und Osten ist der Spielraum für eine eventuelle zukünftige Sied-
lungserweiterung äußerst begrenzt.  
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Abb. 1:  Entwicklung der Siedlungsfläche in Gröbenzell 
 
 
In der Gemeinde Gröbenzell wird – seitens des Gemeinderates, des Bürgermeisters 
und der Gemeindeverwaltung und unterstützt durch eine sehr aktive „Agenda 21“-
Bürgerinitiative – seit Jahren großer Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit der Flä-
che gelegt. Diese Haltung wird selbstverständlich durch die Zwänge des sehr eng be-
grenzten Gemeindeareals gefördert. Ausdruck dieser umweltbewussten Gemeindepoli-
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tik ist u. a. die „Lokale Agenda 21“, die Gröbenzell als erste Gemeinde im Kreis Fürs-
tenfeldbruck seit mehreren Jahren besitzt (vom Gemeinderat am 23.03.2000 „als Richt-
schnur gemeindlichen Handelns beschlossen“). In diesem Dokument findet sich z. B. die 
Forderung nach einer „Begrenzung der Flächeninanspruchnahme durch Bebauungsplan-
festsetzungen zum sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden“ und 
nach einer „Beschränkung der Siedlungsentwicklung auf die bereits überplanten Gebie-
te und Erhalt der vorhandenen Außenbereichsflächen“ (Gemeinde Gröbenzell 2000). 
Entsprechend diesen Forderungen gibt es Absichtserklärungen der Gemeindeverwal-
tung, keine wesentliche Einwohnerzunahme mehr anzustreben, und es liegen Grund-
satzbeschlüsse des Gemeinderats vor, keine weiteren Baugebiete mehr auszuweisen 
(Ausnahme: evtl. benötigte Gemeinbedarfsflächen) und den durchgrünten Gartenstadt-
charakter der Gemeinde zu erhalten. Diese in weiten Teilen des Gemeindegebietes an-
zutreffende Siedlungsstruktur mit überwiegend Einfamilienhäusern auf relativ großen, 
z. T. parkartigen Gartengrundstücken ist ein Erbe der Siedlungsentwicklung. Das Stra-
ßen- und Wegenetz, die das Gemeindegebiet durchziehenden Bäche und Entwässe-
rungsgräben und auch der Parzellenzuschnitt haben ihren Ursprung weitgehend in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, als sich im südlichen Teil des Dachauer Mooses 
um den Haltepunkt an der Bahnlinie München-Augsburg (heute S-Bahnhof) eine Moor-
kolonistensiedlung mit landwirtschaftlichem Nebenerwerb entwickelte (vgl. Maier 
1977). Die entsprechend großen Parzellen blieben vor allem im Norden der Gemeinde 
vielfach bis heute ungeteilt erhalten und bilden das Grundgerüst der Bebauungsstruktur. 
Um diese Situation – hoher Anteil der Freifläche an der statistischen Kategorie „Ge-
bäude- und Freifläche“ – zu erhalten, wird versucht, mit Gestaltungssatzungen und Re-
gelungen in den Bebauungsplänen, die fast das gesamte bebaute Gemeindegebiet über-
decken, die Überbauung und Versiegelung des Bodens zu minimieren. Zu derartigen 
Aktivitäten im Bereich des Siedlungsflächenmanagements gehören beispielsweise 
(Bauer 2003): 
 Verbot des Bauens „in 2. Reihe“, d. h. die Errichtung von „Hinterhäusern“ auf lan-
gen Gartengrundstücken mit der Notwendigkeit entsprechender Zufahrten und der 
Unterbrechung der großflächigen privaten Grünzüge im Inneren der Straßengevier-
te; 
 strikte Regelungen über Maximalabstände von Wohngebäuden und insbesondere 
von Garagen von der jeweiligen Erschließungsstraße aus, um möglichst große zu-
sammenhängende Gartenflächen zu erhalten; 
 Vorschriften über die Begrenzung der Bodenversiegelung und die Begrünung von 
Gewerbeflächen; 
 Vorschriften über die Errichtung von Duplex- bzw. (bei Mehrfamilienhäusern) Tief-
garagen mit Bodenüberdeckung, um die Flächenversiegelung für Stellplätze zu re-
duzieren; 
 schließlich der vor allem in den 1980er- und 90er-Jahren erfolgte Umbau fast aller 
innerörtlichen Wohnstraßen in verkehrsberuhigte Straßen (30 km/h- oder 7 km/h-
Zonen) mit Fahrbahnverengungen durch entsiegelte und begrünte Flächen („Stra-
ßenbegleitgrün“, Regenwasserversickerungsflächen) und Parkplätze mit Rasen-
gittersteinen. 
Entsprechende Maßnahmen wurden jeweils von breiten Mehrheiten im Gemeinderat 
beschlossen und sind bewusst im Sinne der „Agenda 21“ als Beiträge zum umweltbe-
wussten Flächenmanagement gedacht. Hierbei knüpft die Gemeinde an entsprechende 
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Zielaussagen an, die bereits in der „Städtebaulichen Rahmenplanung“ von 1982 formu-
liert wurden (vgl. Paesler 1987). Selbstverständlich kann eine derartige Zielsetzung 
auch kritisch hinterfragt werden, wenn man dem Konzept einer kompakten Bebauung 
mit einer hohen Bevölkerungsdichte pro Siedlungsfläche Priorität einräumt und dann 
folgerichtig eine – in Gröbenzell theoretisch mögliche – massive Nachverdichtung 
durch Bebauung der Gartengrundstücke fordert. Hier ist jedoch einerseits das histori-
sche Erbe zu beachten; andererseits sollte nicht verkannt werden, dass es in einer Groß-
stadtagglomeration wie München Bevölkerungsschichten gibt, die den Wunsch und den 
finanziellen Hintergrund besitzen, sich in einer locker bebauten Gartenstadt anzusie-
deln. In der Region München hat sich Gröbenzell – neben Gemeinden wie z. B. Gräfel-
fing, Krailling oder Pullach – in Teilen des Gemeindegebiets zu einer derartigen Gar-
tenstadt entwickelt. Die Gemeinde versucht nun, die ererbte und nach Meinung der Be-
völkerungsmehrheit zu bewahrende Struktur mit Hilfe eines umweltbewussten Sied-
lungsflächenmanagements für die Zukunft zu gestalten (Rieder 2003).  
 
2.2 Siedlungsentwicklung und Flächenmanagement in der Gemeinde Ascha 
Die innerhalb der Planungsregion Donau-Wald gelegene Kommune Ascha ist dem länd-
lichen Raum zuzurechnen, dessen Entwicklung nach den Zielen der Raumplanung in 
besonderem Maße zu fördern ist. Das Gemeindegebiet umfasst eine Fläche von 1.954 
Hektar, wobei der überwiegende Teil der Bevölkerung innerhalb des Hauptortes Ascha 
siedelt (LfStaD 2002a). Darüber hinaus gibt es zwei kleinere Ortschaften sowie eine 
Reihe von Weilern und Einöden, die sich über das gesamte Gemeindeareal verteilen.  
Bis zu Beginn des II. Weltkrieges lag die Bevölkerungszahl Aschas konstant bei ca. 
830 Einwohnern. Auf etwa diesem Niveau stagnierte sie – abgesehen von einer kurzzei-
tigen Zunahme infolge des kriegsbedingten Flüchtlings- und Vertriebenenstromes – bis 
zu Anfang der 1960er-Jahre, um dann zunächst leicht und ab Mitte der 1970er-Jahre in 
stärkerem Maße anzusteigen. So lebten 1980 1.022 Menschen in der Gemeinde und am 
31.12.2003 zählte der Ort bereits 1.501 Einwohner (LfStaD 2004; Ortsplanungsstelle für 
Niederbayern 1990: 4). Dabei konzentrierte sich der mit Abstand größte Teil des Bevöl-
kerungszuwachses auf den Hauptort Ascha (vgl. Ortsplanungsstelle für Niederbayern 
1990: 4; Zirngibl 2003). 
In der Abb. 2 ist die Siedlungsflächenzunahme dargestellt; diese bezieht sich aus-
schließlich auf das geschlossen bebaute Gebiet des Hauptortes Ascha. Folglich hat sich 
das Siedlungsgebiet im Zeitraum von 1945 bis 1960 kaum vergrößert. Neben vereinzel-
ten kleineren Baumaßnahmen wurde lediglich nördlich des Ortszentrums für das Be-
triebsgelände der Firma Grundig ein größeres Areal erschlossen. Erst im Zuge der Zu-
wanderung seit den 1970er-Jahren kam es zur Ausweisung von zwei Neubaugebieten 
im Süd- und Nordwesten der Ortschaft, durch die sich das Siedlungsareal Aschas erheb-
lich verändert hat. Zu der alten, dörflich geprägten und natürlich gewachsenen Sied-
lungsstruktur mit einer dichteren Haus-Hof-Bebauung im Ortszentrum und größeren 
Einzelhöfen und -häusern auf ausgedehnten Grundstücksflächen entlang des Kinsachtals 
trat nun ein durchgängig geplanter Siedlungstyp hinzu, der sich durch eine reine Wohn-
funktion auszeichnet. Mittlerweile sind diese Einzel- und Doppelhaus-Wohnsiedlungen 
nahezu vollständig bebaut. Deshalb wurden im südlichen Teil des Ortes zwei weitere 
Wohngebiete ausgewiesen, von denen das jüngere, das sog. „Ökobaugebiet Degelholz“, 
zumindest vorerst noch über ein beträchtliches Potenzial an freiem Bauland verfügt. Da 
die Gemeinde Ascha auch in Zukunft einen Bevölkerungszuwachs anstrebt, ist eine wei-
tere Ausdehnung der Siedlungsfläche zu erwarten. Jedoch soll eine Zahl von maximal 
2.000 Einwohnern nicht überschritten werden (Zirngibl 2003). 
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Abb. 2: Entwicklung der Siedlungsfläche in Ascha 
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Entgegen der demographischen Entwicklung war das Arbeitsplatzangebot in Ascha 
während der letzten zwei Dekaden stark rückläufig. Zum einen hat die Landwirtschaft 
als Beschäftigungsfaktor ihre Funktion weitgehend eingebüßt, zum anderen musste 
auch das produzierende Gewerbe v. a. seit der Schließung eines Montagewerkes der 
Firma Grundig Anfang der 1980er-Jahre einen erheblichen Bedeutungsverlust hinneh-
men. Um die Ansiedlung von kleinen und mittelständischen Gewerbebetrieben zu för-
dern, wurde in den 1990er-Jahren zwischen den nördlichen Ausfallstraßen des Hauptor-
tes ein etwa 4,5 ha großes Gewerbegebiet erschlossen, das bis dato zu gut zwei Dritteln 
bebaut ist (vgl. Gemeinde Ascha 2004). Dennoch ändert dies nichts an der Tatsache, 
dass das Arbeitsplatzangebot in Ascha weit unterhalb der Zahl der Erwerbstätigen liegt. 
So verlassen mehr als 90 % der im Ort gemeldeten Beschäftigten auf dem Weg zur Ar-
beit die Gemeindegrenzen (LfStaD 2002b). Das Gros von ihnen pendelt in das 14 km 
entfernte Straubing, welches seit der Fertigstellung der neuen Trassenführung der Bun-
desstraße B20 mit dem Auto relativ schnell zu erreichen ist (Zirngibl 2003). Weil der 
Verlauf der alten Bundesstraße durch die Ortschaft selbst führte, hat sich mit der Tras-
senverlegung auch die Wohnqualität in Ascha entscheidend verbessert. 
In der Gemeinde Ascha wird darauf verzichtet, das Ausmaß der Bodenversiegelung 
über konkret angewandte Ge- und Verbote in der Bauleitplanung zu reglementieren. 
Nach Auskunft des Bürgermeisters würden derart rigide Vorschriften in Anbetracht des 
reichhaltigen Angebots von Grünflächen in der Gemeinde bei einem Teil der Einwohner 
auf erheblichen Widerstand stoßen (Zirngibl 2003). Stattdessen wird von Seiten der 
Gemeindepolitik versucht, zum einen durch verschiedene Einzelprojekte die ökologi-
sche Situation im Ort zu verbessern und zum anderen über Öffentlichkeitsarbeit und 
Bürgerbeteiligungen die Eigenverantwortung in der Bevölkerung für einen nachhaltigen 
Umgang mit Grund und Boden zu stärken. Den Kern der Bemühungen um ein nachhal-
tiges Siedlungsflächenmanagement bildet das „Zukunftsforum Ascha“, das aus einer 
Symbiose der Projekte „Dorferneuerung“ und „Lokale Agenda 21“ hervorgegangen ist. 
Zu den bisherigen Flächenmanagementaktivitäten der Gemeinde Ascha zählen bei-
spielsweise (Zirngibl 2003):  
 der Rückbau und die Durchgrünung des Straßenraums der alten Bundesstraße B20; 
 die Gestaltung von öffentlichen Parkplätzen, Straßen und Wegen mit versickerungs-
freundlichen Bodenbelagsarten (z. B. Rasengitter oder wassergebundene Decken); 
 die Wiedernutzung von leer stehenden Gebäuden im Ortszentrum sowie 
 die Einführung eines sog. „Ökopaketes“ für das Baugebiet „Degelholz“, bei dem 
sich der Kaufpreis des Grundstückes nachträglich reduziert, falls der Bauherr beim 
Hausbau eine oder mehrere ökologisch vorteilhafte Maßnahmen durchführt. Hierzu 
gehören u. a. der Gebrauch von Photovoltaikanlagen, die Errichtung von Niedrig-
energiehäusern, aber auch die Anlage von naturnahen Gärten sowie die Verwen-
dung von versickerungsfähigen Oberflächenmaterialien bei Garagenzufahrten, Ter-
rassen, Stellplätzen u. a.  
 
2.3 Vergleich der Bodennutzung in den Untersuchungsgemeinden 
Wie die Abb. 3 und 4 zeigen, lassen sich bei einer Gegenüberstellung nach der Boden-
nutzungsstruktur zwischen den beiden Untersuchungsgemeinden deutliche Differenzen 
erkennen. Aufgrund des im Vergleich zur Siedlungsfläche relativ großen Gemeindege-
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bietes besitzt die Gemeinde Ascha sehr hohe Anteile an Landwirtschafts- und Waldflä-
chen. Folglich ist in Ascha der Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil1 an der Gesamtflä-
che vergleichsweise gering und liegt mit 6,7 % um 3,7 Prozentpunkte unter dem bayeri-
schen Landesdurchschnitt. Im Gegensatz dazu verfügt die Gemeinde Gröbenzell auch 
aufgrund ihrer besonderen Entstehungsgeschichte über außerordentlich hohe Anteile bei 
den Gebäude- und Freiflächen sowie den Verkehrsflächen. Mit einem Siedlungs- und 
Verkehrsflächenanteil von 75 % nimmt Gröbenzell sogar noch vor der Landeshauptstadt 
München unter allen bayerischen Kommunen die Spitzenposition ein. Weil jedoch auf-
grund des kleinen Gemeindeareals kaum Verkehrsflächen im Außenbereich des besie-
delten Gebietes existieren, ist in Gröbenzell der Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil 
bezogen auf die Bevölkerungszahl mit 254 m²/Einw. für eine im verdichteten Umland 
eines Agglomerationsraumes gelegene Gemeinde relativ gering (vgl. BBR 2000: 3).  
Abb. 3: Bodennutzung 2000 der Gemeinde Ascha1) 
 
 1) (Gesamtgemeindefläche 1.954 ha,  Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche: 6,7 %) 
    Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) 
 
Ein Blick auf die Bodennutzungsstruktur verdeutlicht diesen Sachverhalt. Es zeigt 
sich, dass in Gröbenzell der Anteil der Gebäude- und Freiflächen in etwa viermal so 
groß ist wie der Verkehrsflächenanteil. Demgegenüber ist in Ascha das Verhältnis von 
Gebäude- und Freiflächen zu den Verkehrsflächen annähernd ausgeglichen, der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenanteil pro Einwohner liegt dort mit 890 m²/Einw. wesentlich 
höher als in Gröbenzell. Dies entspricht der deutschlandweit erkennbaren Tendenz, dass 
mit einer zunehmenden Entfernung von den kernstädtischen Standorten die Siedlungs- 
und Verkehrsfläche pro Einwohner deutlich zunimmt (vgl. Dosch 1996: 12). Denn dort, 
wo Grund und Boden preiswert sind, kann großzügiger geplant und gebaut werden (vgl. 
Job et al. 2003: 11). So liegt der Kaufpreis pro Quadratmeter baureifem Land in Grö-
                                                 
1 Die Siedlungs- und Verkehrsfläche setzt sich in der amtlichen Statistik aus den Bodennutzungsarten Gebäude- 
und Freiflächen, Betriebsflächen (ohne Abbauland), Erholungsflächen, Verkehrsflächen sowie Friedhofsflächen zu-
sammen. 
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benzell je nach Lage zwischen 300 und 600 €, in Ascha hingegen beläuft sich dieser auf 
derzeit 61 €/m² erschlossenem Wohnbauland (vgl. Gemeinde Ascha 2004).  
Abb. 4: Bodennutzung 2000 der Gemeinde Gröbenzell1)  
 
 
 1) (Gesamtgemeindefläche 636 ha,  Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an  der Gesamtfläche: 75%) 
     Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) 
 
Die Abb. 5 gibt einen Überblick über die Veränderung der Bodennutzungsarten in 
Gröbenzell und Ascha für den Zeitraum zwischen 1980 und 2000. Dabei wird deutlich, 
dass in beiden Gemeinden die Landwirtschaftsflächen stark zurückgegangen sind. In 
Ascha beschränkten sich die Zuwächse fast ausschließlich auf die Gebäude- und Frei-
flächen sowie zu einem kleineren Teil auch auf die Verkehrsflächen. In Gröbenzell sind 
neben den Gebäude- und Freiflächen die Erholungsflächen am deutlichsten gewachsen, 
kleinere Zugewinne entfielen auf Verkehrsflächen und Waldflächen. Bemerkenswert ist, 
dass der absolute Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs in beiden Gemeinden annä-
hernd das gleiche Niveau von ca. 40 Hektar erreicht hat. 
Um die Beziehung zwischen der Flächeninanspruchnahme und der demographischen 
Entwicklung darzustellen, wurden in Abb. 6 die prozentualen Veränderungen der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche und der Einwohnerzahl in beiden Gemeinden gegenüberge-
stellt. Dabei wird deutlich, dass sowohl in Gröbenzell als auch in Ascha die Entwick-
lungslinien, von kleinen zeitlichen Verschiebungen abgesehen, nahezu identisch verlau-
fen. Demnach scheint die aktuell diskutierte Entkoppelung der Freiflächeninanspruch-
nahme von der Bevölkerungsentwicklung (vgl. Siedentop; Kausch 2004: 37) auf keine 
der beiden Untersuchungsgemeinden zuzutreffen.  
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Abb. 5: Veränderung der Bodennutzungsarten 1980–2000 in Ar 
 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) 
Abb. 6: Relative Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche und Bevölkerungs-
veränderung 1980–2000 in Prozent 
 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) 
Allerdings gilt es zu beachten, dass in der Darstellung der relativen Veränderung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche pro Einwohner die unterschiedlich hohen Ausgangsni-
veaus der beiden Gemeinden keinen Niederschlag finden. Denn nach absoluten Zahlen 
gemessen belief sich der durchschnittliche Zuwachs der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
pro neuem Einwohner in Gröbenzell für den Zeitraum zwischen 1980–2000 auf ca. 
222 m²/Einw., während in Ascha durchschnittlich etwa 892 m² Freifläche für jeden zu-
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sätzlichen Bewohner neu in Anspruch genommen wurden. Da in Ascha in dieser Zeit-
spanne die Gebäude- und Freiflächen mit mehr als 85 % am Gesamtwachstum der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche beteiligt waren (vgl. Abb. 5), ist der weitaus höhere Pro-
Kopf-Zuwachs nicht auf einen Ausbau der Verkehrsflächen im Außenbereich des besie-
delten Areals zurückzuführen. Demgegenüber hat sich in Gröbenzell der Siedlungs- und 
Verkehrsflächenanteil pro Einwohner leicht reduziert, obwohl ein großer Teil der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenzunahme zwischen 1980–2000 auf die für den Wohnungs-
bau unrelevante Bodennutzungsart Erholungsfläche entfiel. Sicherlich hat dabei in Grö-
benzell die Nutzung der Nachverdichtungspotenziale zur Minderung des Siedlungs- und 
Verkehrsflächenwachstums beigetragen, weil die Baulücken bereits vor ihrer Aktivie-
rung in der Statistik als Gebäude- und Freiflächen geführt wurden. 
 
3 Quantitative und qualitative Dimension der Bodenversiegelung in den 
Untersuchungsgemeinden 
Durch die amtliche Flächennutzungsstatistik wird das tatsächliche Ausmaß der Freiflä-
cheninanspruchnahme und Bodenversiegelung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nur 
näherungsweise wiedergegeben. Denn die Statistik unterscheidet bei der Darstellung der 
Flächenanteile der jeweiligen Bodennutzungsarten nicht zwischen überbauten Flächen 
(z. B. Gebäudeflächen), (teil-)versiegelten Freiflächen (z. B. asphaltierte oder gepflaster-
te Wege und Plätze) und den nichtversiegelten Freiflächen (z. B. Flächen für Hausgär-
ten, Grünflächen, Seitenstreifen der Verkehrswege) (vgl. Münchow 1996: 6). Ein weite-
rer Nachteil der amtlichen Flächennutzungsstatistik besteht darin, dass eine räumlich 
differenziertere Beschreibung, die sich nicht an den gegebenen Verwaltungsgrenzen 
orientiert, nicht möglich ist, da die Flächennutzungsdaten nur auf Ebene der administra-
tiven Gebietseinheiten ausgewiesen werden (vgl. Siedentop 2004: 38). Speziell bei ei-
nem Vergleich von Gemeinden mit einem deutlich unterschiedlichen Verhältnis von 
Gebietsgröße zur Siedlungsfläche wird dadurch der Interpretationsspielraum erheblich 
eingeschränkt. Aus diesem Grund wurde für die Erfassung des quantitativen und quali-
tativen Ausmaßes der Bodenversiegelung in den Kommunen Gröbenzell und Ascha die 
jeweils geschlossen bebaute Gemeindefläche als Untersuchungsgebiet definiert. Da-
durch wurde der verzerrende Faktor eines wesentlich höheren bzw. geringeren Ver-
kehrsflächenanteils im Außenbereich des besiedelten Gebietes eliminiert.  
 
3.1 Definition und Maßzahlen der Bodenversiegelung 
Unter Bodenversiegelung wird eine Abdichtung von offenen Böden mit einer Deck-
schicht aus teilweise oder vollständig undurchlässigen Materialien verstanden, durch 
welche die abiotischen und biotischen Austauschvorgänge zwischen Boden und Atmo-
sphäre eingeschränkt oder vollkommen unterbunden werden (vgl. Heber; Lehmann 
1993: 3). Dabei bleibt ein derartig massiver Eingriff in das komplexe Wirkungsgefüge 
des Naturhaushaltes nicht ohne Folgen. Je nach Ausmaß und Intensität der Bodenver-
siegelung kommt es zu einer mehr oder weniger starken Zerstörung von naturnahen 
Lebensräumen, zu einer Beeinflussung der mikro- und mesoklimatischen Verhältnisse 
sowie des natürlichen Bodenwasserhaushaltes (vgl. Arlt et al. 2001: 38).  
Um die Zusammenhänge zwischen der Bodenversiegelung und der daraus resultieren-
den Beeinträchtigung der ökologischen Leistungsfähigkeit zu operationalisieren, wurde 
in der vorliegenden Untersuchung einerseits auf die bereits existierenden Versiege-
lungsparameter Versiegelungsgrad und modifizierter Versiegelungsgrad zurückgegrif-
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fen. Andererseits wurde in enger Anlehnung an die Bodenfunktionszahl von Pohl (1991: 
2 ff.) eine Maßzahl generiert, die eine qualitative Bewertung der Bodenversiegelung 
nach der ökologischen Leistungsfähigkeit von unterschiedlichen Oberflächenbelägen 
ermöglicht. 
Der Versiegelungsgrad gibt den prozentualen Anteil an überbauter Fläche und ver-
siegelter Freifläche im Verhältnis zur betrachteten Gesamtfläche an, ohne weiter nach 
verschiedenen Bodenbelagsarten (z. B. Asphalt, Pflaster, Rasengitterstein) und ihrem 
unterschiedlichen Versickerungsverhalten zu differenzieren (vgl. Arlt et al. 2001: 42 f.). 
Damit werden jegliche Formen von Bodenversiegelung mit einer Vollversiegelung 
gleichgesetzt, wodurch sich ausschließlich quantitative Aussagen über das Ausmaß der 
Versiegelung ableiten lassen. Demgegenüber stellt der modifizierte Versiegelungsgrad 
ein bedingt qualitatives Verfahren dar, weil bei ihm Rasengitterbeläge und wasserge-
bundene Decken nur zu 30 % als versiegelt bewertet werden (vgl. Umweltschutzreferat 
der Landeshauptstadt München 1990: 2).  
Bei der Bodenfunktionszahl erfolgt die Erfassung und Bewertung der Bodenversiege-
lung unter Berücksichtigung der Versickerungsfähigkeit und Abflussintensität verschie-
dener Bodenbelagsarten sowie der klimatischen Wirkung von Dachbegrünungen und 
künstlichen Wasserflächen. Als Indikator werden für die einzelnen Oberflächenbeläge 
spezifische Bodenkennwerte definiert, welche in Abhängigkeit der genannten Bewer-
tungskriterien den jeweiligen Grad der verursachten Bodenversiegelung zum Ausdruck 
bringen. Auf einem ordinalen Skalenniveau reicht das Spektrum der Bodenkennwerte 
von 1 für unversiegelte Flächen (d. h. natürlich anstehender Boden) über sieben Klassen 
für Teilversiegelungs- und Sonderflächen bis hin zum Wert 0, der für vollständig ver-
siegelte Flächen (d. h. Dachflächen von Gebäuden) vergeben wird (vgl. Pohl 1991: 4; 
Heber; Lehmann 1993: 6). Da jedoch Bodenfunktionszahl und die ihr zugrunde liegen-
den Bodenkennwerte die Leistungen und Funktionen des Bodens, nicht aber deren Be-
einträchtigung quantifizieren, besteht für eine Erfassung des Ausmaßes der Bodenver-
siegelung die Notwendigkeit, die Bodenfunktionszahl bzw. die jeweiligen Bodenkenn-
werte vom Faktor 1 zu subtrahieren. Daraus ergibt sich eine Maßzahl, die, um ihren 
unmittelbaren Bezug zur Bodenfunktionszahl zu verdeutlichen, als „Bodenversiege-
lungszahl“ bezeichnet wird.  
Tab. 1 zeigt eine Gegenüberstellung der drei Versiegelungskenngrößen mit ihren je-
weiligen belagsspezifischen Versiegelungskennziffern. Durch Multiplikation der Teil-
flächengrößen der einzelnen Bodenbelagsarten mit den jeweils zugehörigen Versiege-
lungskennziffern und einer anschließenden Addition der Ergebnisse lässt sich so die 
gesamte versiegelte Fläche für einen bestimmten Betrachtungsausschnitt berechnen.2 
Über die bislang genannten Kenngrößen hinaus wurden eine Reihe von weiteren qua-
litativen Maßzahlen entwickelt, mittels derer sich die ökologischen Folgewirkungen der 
Bodenversiegelung in weitaus differenzierterer Weise erfassen und bewerten lassen. 
Hierzu zählen u.a.:  
 der Klimaökologisch-Pedologische Kennwert (KÖP-Wert), der die ökologische 
Leistungsfähigkeit von Bodenbedeckungsarten nach dem Versickerungsverhalten, 
                                                 
2 Demzufolge gilt beispielsweise eine Fläche, die zur Hälfte mit Gebäuden und zu je einem Viertel mit Plattenbelägen 
und Rasengittersteinen bebaut ist, nach dem Versiegelungsgrad als 100 % versiegelt. Bewertet man hingegen diesel-
be Fläche nach dem modifizierten Versiegelungsgrad, so beläuft sich der Anteil der versiegelten Fläche auf 82,5 %. 
Legt man schließlich der hypothetischen Fläche die qualitativen Bewertungsmaßstäbe der Bodenversiegelungszahl 
zugrunde, so ergibt sich ein Wert von nur mehr 80 %. 
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dem Verhältnis von Vegetations- zu Baumasse sowie dem Oberflächentemperatur-
verhalten untersucht (vgl. Rose 1991: 78 ff.); 
 die Versiegelungszahl, bei der u. a. eine unterschiedliche Bewertung nach der Be-
schaffenheit des Unterbaus (kanalisiert oder nichtkanalisiert) vorgenommen wird 
(vgl. Sperber; Mayer 1989); 
 oder der Ökologische Qualitätswert (Öko-Wert), welcher das ökologische Leis-
tungspotenzial verschiedener Bodenbedeckungsarten nach den Kriterien Wärme-
speicherung, Staubbindevermögen, Oberflächenabfluss, Versickerungsverhalten etc. 
erfasst und dabei auch bei den Freiflächen nach der Vegetationsbedeckung (Wiese, 
Bäume/Sträucher usw.) differenziert (vgl. Heber; Lehmann 1996: 22). 
Tab. 1:  Bodenversiegelungskenngrößen und ihre Versiegelungskennziffern für unter-
schiedliche Oberflächenbeläge 
 
Quelle: leicht verändert nach Heber, Lehmann (1993: 8) 
 
Jedoch gilt es zu bedenken, dass mit dem zunehmenden Informationsgehalt einer de-
tailgenaueren Erfassung und Bewertung der Bodenversiegelung auch der Erhebungs-
aufwand in beträchtlichem Maße ansteigt. Dementsprechend wurde in der vorliegenden 
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Studie aufgrund der Größe der Untersuchungsgebiete und der verfügbaren Erhebungs-
kapazitäten auf die Verwendung dieser komplexen Maßzahlen verzichtet.3 
 
3.2 Erhebungsmethodik 
Um die jeweiligen Flächenanteile der verschiedenen Bodenbedeckungsarten möglichst 
exakt zu erfassen wurde in beiden Untersuchungsgemeinden eine Kombination aus ei-
ner Geländekartierung und einer Analyse von Karten, Plänen und Luftbildern durchge-
führt. Diese Vorgehensweise bot den Vorteil, dass die jeweiligen Schwächen der einen 
Erhebungsmethode zumindest teilweise durch die andere ausgeglichen werden konn-
ten.4 
In einem ersten Schritt wurden auf Grundlage von Flurkarten, Bebauungsplänen und 
Luftbildern im Maßstab 1:5.000 bis 1:1.000 alle Straßen, Haupt- und Nebengebäude, 
die sich innerhalb der geschlossen überbauten Gemeindeareale befanden, in Arc-GIS 
digitalisiert und ihre jeweiligen Flächenanteile bestimmt. Darauf aufbauend galt es, 
durch eine Geländekartierung alle voll- und teilversiegelten Einzelobjekte eines jeden 
Grundstückes (z. B. Garagenzufahrten, Stellplätze, Terrassen, Gehwege, Garten- oder 
Mülltonnenhäuschen usw.) zu identifizieren, ihre bauliche Beschaffenheit zu bestimmen 
und ihre jeweilige Grundfläche zu schätzen. Darüber hinaus wurden die jeweiligen Be-
lagsartenanteile der Straßen prozentual geschätzt und auf die in Arc-GIS ermittelten 
Flächenanteile übertragen. 
Als Kartierschlüssel wurde die in Tab. 1 dargestellte Differenzierung der Oberflä-
chenbeläge verwendet. Allerdings konnte aufgrund der Froschperspektive der Kartie-
renden eine Dachbegrünung nicht immer zweifelsfrei nachgewiesen werden, weshalb 
auf eine Erhebung dieser Kategorie verzichtet werden musste. War eine Einblicknahme 
in die Grundstücksbereiche nicht vollständig gegeben, weil Mauern, Hecken oder Zäune 
die Sicht bzw. den Zugang versperrten, wurden diese blinden Flecken in der Kartie-
rungsgrundlage markiert, um sie zu einem späteren Zeitpunkt unter Zuhilfenahme von 
Luftbildern zu bearbeiten. Dies geschah dann freilich unter der Prämisse, dass aufgrund 
der ungenügenden Auflösung des Bildmaterials weder kleinere Objekte noch die jewei-
lige Bodenbelagsart zu erkennen waren und zudem auch einige Teilbereiche der Boden-
fläche durch Baumkronen verdeckt blieben, weil die Luftbilder während der Vegetati-
onszeit aufgenommen worden waren.5 
Auf Grund der kognitiven Maßeinheiten der Kartierenden stellen sich bei einer 
Schätzung von Flächengrößen zwangsläufig Fehler ein. Damit deren Ausmaß möglichst 
gering gehalten werden konnte, wurde im Vorlauf der Erhebung eine Kartiererschulung 
abgehalten, um das Schätzen mit Hilfe von Vergleichsgrößen zu üben. Zudem bestand 
eine Kartiergruppe aus jeweils zwei Personen, um durch eine gegenseitige Überprüfung 
der Schätzwerte größere Fehler zu verhindern. Schwierigkeiten ergaben sich in erster 
Linie bei der Bemessung von unregelmäßigen und verwinkelten Wege- und Gelände-
formen sowie bei der Abschätzung von großen Flächen. In kritischen Fällen wurden 
                                                 
3 Ein generelles Manko der qualitativen Bewertungsverfahren ist, dass ein unmittelbarer Schluss von der Bodenbe-
lagsart auf das Versickerungsverhalten nur näherungsweise möglich ist. Denn wie Schramm (1996: III-48 f.) durch 
Infiltrationsmessungen von verschiedenen Bodenbelagsarten nachwies, hängt deren Versickerungseigenschaft auch 
von ihrem jeweiligen Alter sowie von ihrer Bauweise und Belastungsintensität ab. 
4 Die empirischen Untersuchungen wurden durch Studierende des Instituts für Wirtschaftsgeographie der Univer-
sität München im Rahmen eines Projektseminars durchgeführt. 
5 Die auf diesem Weg identifizierten Objekte wurden wegen der Unsicherheit bezüglich ihrer Bodenbelagsart als 
vollversiegelt bewertet. 
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diese auf der Kartierungsgrundlage gekennzeichnet und einer nachträglichen Kontrolle 
mittels Luftbild unterzogen. 
Trotz der skizzierten Mängel besitzt die Geländekartierung gegenüber anderen Erhe-
bungsmethoden zwei grundlegende Vorteile. Erstens werden auch kleinteilig versiegelte 
Flächen berücksichtigt und zweitens gestattet sie eine relativ detaillierte Differenzierung 
nach den verschiedenen Oberflächenmaterialien. Allerdings ist mit dem Nutzen dieser 
detailgenauen Erfassung der Bodenversiegelung auch ein hoher Zeit- und Personalauf-
wand verbunden, weshalb sich eine flächendeckende Geländekartierung in kleineren 
Untersuchungsmaßstäben kaum realisieren lässt. 
Vor diesem Hintergrund wurde den beiden Untersuchungsgemeinden eine unter-
schiedliche Erhebungsmethodik zugrunde gelegt. Während in Ascha die geschlossen 
bebaute Fläche lediglich 68 Hektar beträgt und dementsprechend flächendeckend kar-
tiert werden konnte, musste in Gröbenzell in Anbetracht eines Untersuchungsgebietes 
von 483 Hektar geschlossen bebauter Siedlungsfläche auf eine Vollerhebung verzichtet 
werden. Stattdessen wurde in Anlehnung an den Strukturtypenansatz von Heber, Leh-
mann (1996) versucht, anhand von stichprobenhaft kartierten Teilflächen, die innerhalb 
des Untersuchungsgebietes einen bestimmten innerörtlichen Strukturtyp repräsentieren, 
durch eine Extrapolation der Ergebnisse auf die Grundgesamtheit der jeweiligen Struk-
turtypen zu schließen. Letztlich gelang es somit, die Versiegelung des gesamten Unter-
suchungsgebietes zu berechnen. 
Zu diesem Zweck wurde das geschlossen bebaute Gemeindegebiet von Gröbenzell in 
insgesamt elf innerörtliche Strukturtypen eingeteilt. Für die Typisierung wurden neben 
physiognomischen Unterscheidungsmerkmalen (Grundriss und Kubatur der Gebäude 
sowie die Lage der Gebäude zu den Nachbargebäuden) auch andere Differenzierungs-
kriterien (Grundstücksgröße, Verhältnis zwischen Grundstücksgröße und Gebäude-
grundfläche sowie der Anteil der erkennbaren Grünflache an der gesamten Grund-
stücksfläche) herangezogen, also allesamt Merkmale, die mit Hilfe von Luftbildern und 
Flurkarten analysiert werden konnten. Demgegenüber besaßen funktionale Kriterien nur 
eine nachträgliche Ordnungs- und Beschreibungsfunktion. 
Allerdings konnte wegen der begrenzten Zahl an Erhebungspersonal bei den unter 
dem Bereich „Sonstige“ angeführten Strukturtypen keine Detailkartierung vorgenom-
men werden. Stattdessen wurden deren Versiegelungs- bzw. Oberflächenbelagsanteile 
nach einer Luftbildanalyse und einer Geländebegehung wie folgt definiert:  
 „Bahn“: 30 % unversiegelt, 60 % wassergebundene Decken, 10 % vollversiegelt 
 „überörtliche Straßen“: 100 % Asphalt/Teer  
 „Friedhof“: 90 % unversiegelt, 10 % vollversiegelt 
 „Freiflächen“: 100 % unversiegelt.6 
 
3.3 Ergebnisse 
In Tab. 2 sind die Ergebnisse der Bodenversiegelungserhebung in Gröbenzell für die 
einzelnen innerörtlichen Strukturtypen dargestellt. Dabei umfasst der Strukturtyp „dich-
te Ein- und Zweifamilienhausbebauung“ annähernd zwei Drittel der gesamten Fläche 
                                                 
6 Auch wenn diese Werte den realen Verhältnissen nur näherungsweise entsprechen, kann aufgrund der geringen 
Flächenanteile dieser Strukturtypen am Untersuchungsgebiet ein größerer Folgefehler für die Erhebung der Gesamt-
versiegelung in Gröbenzell ausgeschlossen werden. 
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des Untersuchungsgebietes. Dementsprechend wurde für ihn an acht verschiedenen 
Standorten kartiert. Hierbei reicht das Spektrum des Versiegelungsgrades der einzelnen 
Stichproben von 32,6 % bis 51,4 %. Da jedoch fünf der acht Teilausschnitte im Bereich 
von 35,3 % bis 37,9 % liegen, handelt es sich dennoch um eine relativ homogene Grup-
pe. Aus ihnen ließ sich ein durchschnittlicher Versiegelungsgrad von 38,8 % für die 
„dichte Ein- und Zweifamilienhausbebauung“ berechnen. Bei den übrigen kartierten 
Strukturtypen erzielt die Kategorie „Gewerbe“ mit 78,5 % den höchsten Versiegelungs-
grad, der niedrigste Wert obliegt mit 28,2 % der „lockeren Ein- und Zweifamilienhaus-
bebauung“. 
Tab. 2:  Bodenversiegelung der innerörtlichen Strukturtypen in der Gemeinde         
Gröbenzell 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
Theoretisch besteht bei allen Strukturtypen ein erhebliches Potenzial für Entsiege-
lungsmaßnahmen. So ist bei den Kategorien „Gewerbe“ und „Gemeinbedarfsflächen“ 
allein auf den Grundstücken mehr als die Hälfte der (teil-)versiegelten Flächen nicht mit 
Gebäuden überbaut und damit für eine Belagsänderung zugänglich; bei den anderen 
Strukturtypen liegt dieser Anteil immerhin noch zwischen 20–35 %. Allerdings ist das 
tatsächliche Entsiegelungspotenzial deutlich niedriger anzusetzen. Denn zum einen wird 
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eine mögliche Änderung der Bodenbelagsart durch rechtliche, nutzungsbedingte oder 
finanzielle Restriktionen erschwert bzw. vollständig verhindert (vgl. StMLU 2002: 28). 
Zum anderen ist ein Teil dieser Flächen bereits mit ökologisch vorteilhafteren Belägen 
ausgestattet, wie es sich aus den Versiegelungswerten der (bedingt) qualitativen Kenn-
größen herauslesen lässt. Doch zeigt sich dabei auch, dass der Anteil von versickerungs-
freundlicheren Belagsarten noch ausbaufähig ist. 
Mit Ausnahme der Kategorien „Gemeinbedarfsflächen“ und „Gewerbe“ beträgt der 
Unterschied zwischen dem Versiegelungsgrad und dem modifizierten Versiegelungs-
grad bei den kartierten Strukturtypen maximal 1 %. Daran wird deutlich, dass die Be-
deutung der versickerungsfreundlicheren Rasengitterbeläge und der wassergebundenen 
Decken gegenüber anderen Oberflächenmaterialien relativ gering ist. In besonderem 
Maße trifft dieser Sachverhalt auf die Kategorien „Ortskern“ und „Reihenhaus“ zu. 
Denn trotz eines verhältnismäßig hohen Versiegelungsgrades von deutlich über 50 % 
beläuft sich bei ihnen die Differenz zwischen dem Versiegelungsgrad und dem modifi-
ziertem Versiegelungsgrad auf lediglich 0,1 %. In Anbetracht der großflächigen und 
vornehmlich asphaltierten oder dicht gepflasterten Parkplätze, Garagenhöfe und Zufahr-
ten könnte bei diesen Strukturtypen durch eine Belagsänderung die ökologische Leis-
tungsfähigkeit des Bodens wesentlich verbessert werden. 
Nach einer Hochrechnung der Bodenversiegelungsergebnisse der einzelnen innerört-
lichen Strukturtypen auf die gesamte Fläche des geschlossen bebauten Siedlungsareals 
ergab sich für Gröbenzell ein Versiegelungsgrad von insgesamt 43,3 %. Demgegenüber 
wurde bei der Vollerhebung in der Gemeinde Ascha ein Anteil von 29,7 % versiegelter 
Fläche ermittelt.7 Wie erwartet, liegt damit der Versiegelungsgrad der ländlichen Kom-
mune deutlich unterhalb der im engeren Verdichtungsraum gelegenen Gemeinde (vgl. 
Tab. 3).  
Tab. 3:  Bodenversiegelung der geschlossen überbebauten Fläche in den Gemeinden 
Gröbenzell und Ascha 
 
Quelle: Eigene Erhebung 2003 
Legt man den Versiegelungsergebnissen die qualitativen Bewertungsmaßstäbe der 
Bodenversiegelungszahl zugrunde, so beträgt das Ausmaß der Bodenversiegelung in 
Gröbenzell nur noch 38,1 % und in Ascha 26,3 %. Die Berücksichtigung der Oberflä-
chenbeläge schlägt sich damit mit einer Verminderung der Bodenversiegelung von 
5,2 % in Gröbenzell und 3,4 % in Ascha nieder. Für den kommunalen Vergleich aussa-
gekräftiger lassen sich diese Ergebnisse wie folgt darstellen: Pro Prozentpunkt des Ver-
siegelungsgrades trägt eine qualitative Bewertung zu einer Verringerung der Bodenver-
siegelung in Gröbenzell um 0,12 % und in Ascha um 0,115 % bei. Demnach besteht 
                                                 
7 In der Gemeinde Ascha sperrt sich ein Teil des geschlossen bebauten Gebietes gegen eine Bebauung, weil dieses 
Areal im Überschwemmungsbereich der Kinsach liegt. Bei einer Nicht-Berücksichtigung dieses Gebietes in den 
Versiegelungsberechnungen, d.h. der Flächenanteil dieses Areals muss von der Gesamtfläche des geschlossen bebau-
ten Gebietes subtrahiert werden, würde sich der Versiegelungsgrad in Ascha um ca. 3 % erhöhen.  
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hinsichtlich der relativen Differenz zwischen Versiegelungsgrad und Bodenversiege-
lungszahl bei der ländlichen Kommune und der im engeren Verdichtungsraum gelege-
nen Gemeinde kaum ein Unterschied. 
 
4 Freiflächeninanspruchnahme in der Gemeinde – Wahrnehmung der 
Problematik durch die Bevölkerung 
Durch eine mündliche, vollstandardisierte Haushaltsbefragung wurden in den Untersu-
chungsgemeinden insgesamt 178 Interviews geführt, wobei in Anbetracht der stark un-
terschiedlichen Einwohnerzahlen in Gröbenzell (n = 128) eine deutlich größere Stich-
probe gezogen wurde als in Ascha (n = 50). Die Auswahl der Haushalte erfolgte zufäl-
lig, wenn auch unter der Prämisse, dass jeder Ortsteil der Gemeinden adäquat erfasst 
wird. Ausgehend von der grundlegenden Hypothese, dass die Bevölkerung im Stadt- 
und Umlandbereich von Verdichtungsräumen der Problematik einer zunehmenden Frei-
flächeninanspruchnahme aufgeschlossener und handlungsorientierter gegenübersteht als 
die Bevölkerung des ländlichen Raums, standen folgende drei Fragestellungen im Vor-
dergrund der Erhebung: 
 Welche Beweggründe waren für die Probanden bei der Gestaltung der baulichen 
Beschaffenheit von ebenerdig bebauten Flächen auf ihrem Privatgrundstück aus-
schlaggebend? 
 Wie sollte ihrer Ansicht nach die zukünftige Siedlungsentwicklung der Heimatge-
meinde aussehen? 
 Welche Kenntnisse besitzen die Probanden über die Flächenmanagementaktivitäten 
ihrer Gemeindeverwaltung? 
Trotz der hohen Eigentümerquote der befragten Haushalte, die in beiden Gemeinden 
oberhalb der 75 %-Marke liegt, konnte ein großer Teil der Probanden selbst keinen Ein-
fluss auf die Gestaltung ihrer Garagenzufahrt, ihrer Terrasse oder ihres Gehweges neh-
men. Für diejenigen, die über die bauliche Beschaffenheit frei entscheiden konnten, 
spielten Gründe einer leichten Pflege, der Optik und speziell in Ascha auch des Preises 
eine weitaus größere Rolle als ökologische Motive. Dass aber durch eine versiegelungs-
ärmere Gestaltung der genannten, oft kleinteiligen Nutzungsarten in der Summe ein 
durchaus wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Versickerungsfähigkeit geleistet wer-
den kann, zeigt sich daran, dass der durchschnittliche Anteil an (teil-)versiegelten Frei-
flächen auf den Privatgrundstücken in Gröbenzell immerhin gute 9 % und in Ascha 
knapp 8 % der gesamten Grundstücksfläche ausmacht. Vor diesem Hintergrund ist die 
deutliche Dominanz in der Verwendung von Pflasterung gegenüber einer weniger versi-
ckerungsfreundlichen Asphalt- und Betonauflage positiv zu werten. Allerdings spielen 
Bodenbelagsarten wie Rasengitter- oder Schottersteine in beiden Kommunen nur eine 
geringe Rolle. 
Demnach besteht auf Seiten der Privathaushalte noch ausreichend Entsiegelungspo-
tenzial. In Anbetracht der oben genannten Beweggründe, aber auch aufgrund der zusätz-
lichen Kosten dürfte es freilich schwer sein, die Bevölkerung zu einer Umgestaltung 
oder einem Rückbau bei den bereits bestehenden Nutzungen zu überzeugen. Jedoch 
können Informationen zur Bodenversiegelungsproblematik, eine Motivation der Bürger 
(z. B. durch finanzielle Anreizsysteme wie das Ökopaket der Gemeinde Ascha) oder 
restriktive bauleitplanerische Instrumente sicherlich bewirken, dass bei zukünftigen 
Bauvorhaben ökologische Aspekte einen größeren Stellenwert besitzen. 
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Sowohl in Ascha als auch in Gröbenzell empfinden fast alle der Befragten ihren Hei-
matort als eher grün denn grau. Dabei ist eine große Mehrheit bestrebt, den Status quo 
ihrer „grünen“ Gemeinde zumindest zu bewahren. Denn nach Ansicht von jeweils mehr 
als vier Fünftel der Probanden in beiden Kommunen sind die öffentlichen Grünflächen 
im Ort entweder zu erhalten oder sie sollten als Erholungsflächen genutzt werden. Dem-
gegenüber tritt eine mögliche Verwendung der Grünflächen für Wohn- oder Verkehrs-
zwecke deutlich zurück und ihr Gebrauch als Gewerbeflächen wird in Gröbenzell voll-
kommen, in Ascha fast gänzlich abgelehnt. 
Auch bezüglich einer potenziellen Nutzung von Baulücken überwiegt der Wunsch, 
sie als Freiflächen – entweder in ihrem bisherigen Zustand oder als Erholungsfläche – 
zu konservieren. Je Ort entfiel rund die Hälfte der Nennungen auf diese zwei Katego-
rien. Darüber hinaus hält es jedoch knapp ein Drittel der Probanden in beiden Gemein-
den für sinnvoll, bestehende Baulücken künftig mit Wohnhäusern zu füllen. 
Wie soll nach Meinung der Bevölkerung die grundlegende Siedlungspolitik in ihrer 
Heimatgemeinde gestaltet werden? Ein leichtes Übergewicht befürwortet generell den 
Bau neuer Häuser, in Ascha sind dies 56 % und in Gröbenzell 52 % der Probanden. Dem 
entgegen spricht sich der Rest gegen eine Erweiterung des derzeitigen Baubestandes 
aus. Von denjenigen, die sich für den Häuserbau entschieden, gibt es in beiden Gemein-
den eine deutliche Mehrheit von über 80 %, die aus landschaftsästhetischen Gründen 
eine niedrige Bauweise bevorzugt, auch wenn dadurch die Effektivität bei der Nutzung 
der Grundfläche abnimmt. Ein im interkommunalen Vergleich etwas differenziertes 
Bild ergibt sich hingegen bei der Frage, ob der Bau neuer Häuser innerhalb oder außer-
halb der geschlossenen Ortschaft erfolgen solle. Während in Ascha mehr als zwei Drit-
tel für eine Siedlungserweiterung im Außenbereich plädieren, spricht sich in Gröbenzell 
eine, wenn auch sehr knappe, Mehrheit für eine Nachverdichtung im Innenbereich aus. 
Jedoch ist dieser Unterschied zu gering, um ihn als Indiz für eine größere Sensibilität 
gegenüber der Problematik einer zunehmenden Freiflächeninanspruchnahme zu werten, 
zumal fast die Hälfte aller Probanden diese Frage nicht beantwortet hat, weil sie für 
einen generellen Baustopp eintraten. Zusammenfassend bleibt zu konstatieren, dass sich 
keine grundlegenden Abweichungen im Antwortverhalten zwischen den Bewohnern 
von Gröbenzell und Ascha feststellen lassen. Vielmehr besteht in beiden Gemeinden 
eine ausgeprägte Tendenz zur Freiraumsicherung im Siedlungsbestand und zum Erhalt 
der bisherigen Bebauungsstruktur.  
Um die Eigeninitiative auf Seiten der Bürger nachhaltig zu fördern und eine höhere 
Akzeptanz von politischen Entscheidungen zum Schutz von Grund und Boden zu errei-
chen, ist eine intensive Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerbeteiligung bei der Gestaltung 
und Umsetzung eines Flächenmanagements unerlässlich. Ein erster und wichtiger 
Schritt in diese Richtung ist eine Informationspolitik, die der Bevölkerung die Hinter-
gründe und Ziele der entsprechenden Maßnahmen näher bringt. In Gröbenzell wussten 
immerhin 56 % der Probanden darüber Bescheid, dass sich ihre Gemeinde für einen 
sparsamen und schonenden Umgang mit Freiflächen einsetzt, in Ascha lag dieser Wert 
sogar bei 64 %. Davon vermochten allerdings nur je zwei Drittel mindestens eine der 
Flächenmanagement-Maßnahmen in ihrer Gemeinde konkret zu benennen. In Gröben-
zell wurden am häufigsten die Baumschutzverordnung, die restriktiven Regelungen im 
Bebauungsplan und der Erhalt des Gartenstadtcharakters genannt, in Ascha waren es 
v. a. das „Ökopaket“, diverse Begrünungsmaßnahmen sowie die Informationsaktivitäten 
von Seiten der Gemeinde und der „Lokalen Agenda 21“-Gruppe. 
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Die zu Beginn dieses Kapitels formulierte Annahme, dass die im engeren Verdich-
tungsraum wohnhafte Bevölkerung der Problematik einer zunehmenden Freiflächenin-
anspruchnahme aufgeschlossener und handlungsorientierter gegenüber steht als die Be-
völkerung des ländlichen Raums, konnte durch die Ergebnisse der Haushaltsbefragung 
nicht bestätigt werden. Jedoch gilt es zu beachten, dass die Studie aufgrund der geringen 
Fallzahl der Probanden und der Beschränkung auf lediglich zwei Untersuchungsgebiete 
keine ausreichende Repräsentativität besitzt. Trotz dieser methodischen Einschränkun-
gen bleibt dennoch festzuhalten, dass zwischen den beiden Untersuchungsgemeinden 
weitaus mehr Übereinstimmungen als Unterschiede gegeben sind. 
 
5 Fazit 
In den vorangegangenen Analysen wurde versucht, das Problem der Flächeninan-
spruchnahme und Bodenversiegelung in zwei Gemeinden unterschiedlicher Raumkate-
gorien aus verschiedenen Blickwinkeln heraus empirisch zu beleuchten. Die wichtigsten 
Befunde lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
Das Ziel eines sparsamen und schonenden Umgangs mit Freiflächen wird in den Un-
tersuchungsgemeinden auf eine teils sehr unterschiedliche Weise verfolgt. In der Ge-
meinde Gröbenzell wird versucht, mit Gestaltungssatzungen und Regelungen in den 
Bebauungsplänen, die das Gemeindegebiet fast lückenlos überdecken, die Überbauung 
und Versiegelung des Bodens zu minimieren. In Ascha wird sich stattdessen der Wir-
kung von finanziellen Anreizen bedient. Dies geschieht insbesondere, weil die ländliche 
Gemeinde eine weitere Zunahme ihrer Einwohnerschaft anstrebt und dementsprechend 
ein positives Klima für potenzielle Grundstückskäufer schaffen möchte. Die selbst für 
die Region um Straubing günstigen Baulandpreise deuten darauf hin. 
Aus politischem Begründungszwang heraus, aber auch zur Steigerung der Effektivität 
der Maßnahmen wird in beiden Gemeinden eine aktive Einbindung der Bürger in das 
Flächenmanagement angestrebt. Dabei bleibt die Informationspolitik über die kommu-
nalen Aktivitäten nicht ohne Wirkung. Dies zeigt sich daran, dass in beiden Fällen mehr 
als die Hälfte der befragten Bürger – wenn auch teils mit nur sehr diffusem Wissen – 
über die Flächenmanagementbemühungen seitens ihrer Gemeinde informiert waren.  
Die Erfassung der Bodenversiegelung hat gezeigt, dass der Versiegelungsgrad in der 
ländlichen Gemeinde Ascha deutlich geringer ist als in der im engeren Verdichtungs-
raum gelegenen Gemeinde Gröbenzell. Des Weiteren wurde festgestellt, dass das Aus-
maß der Bodenversiegelung bei einer qualitativen Bewertung über die Bodenversiege-
lungszahl in Gröbenzell um 0,12 % pro Prozentpunkt des Versiegelungsgrades und in 
Ascha um 0,115 % pro Prozentpunkt des Versiegelungsgrades abnimmt. Ob allerdings 
ein annähernd gleiches Minderungsniveau zwischen den beiden Gemeinden auch beim 
Vergleich mit anderen Kommunen verschiedener Raumkategorien zutreffend ist, müsste 
durch weitere regionale Fallstudien zur Bodenversiegelung untersucht werden. Erst auf 
Basis einer ausreichenden Dokumentation des Status quo der quantitativen und qualita-
tiven Flächennutzung werden die Veränderungen in der Freiflächeninanspruchnahme 
und damit auch die Wirksamkeit der kommunalen Aktivitäten zur Reduktion der Bo-
denversiegelung ausreichend bewertbar. 
 
 
 
 Freiflächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung 
 167 
Literatur 
Arlt, G.; Gössel, J.; Heber, B. et al. (2001): Auswirkungen städtischer Nutzungsstrukturen auf Bodenver-
siegelung und Bodenpreis (= IÖR-Schriften, 34). Dresden. 
Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) (2002a): Die Bodenflächen Bayerns 
nach Nutzungsarten. Ergebnisse der Flächenerhebung 2001. München. 
Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) (2002b): Gemeindedaten 2002. 
München. 
Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (LfStaD) (2004): Statistisches Informations-
system Bayern. URL: http://www.statistikdaten.bayern.de/genesis/ online/logon (Abrufdatum: 
06.12.2004) 
Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) (Hrsg.) (2003): Lan-
desentwicklungsprogramm Bayern 2003. München. 
Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) (Hrsg.) (2002): Ar-
beitshilfe Kommunales Flächenressourcenmanagement. 1. Aufl. München. 
Bayerisches Statistisches Landesamt (Hrsg.) (1953): Historisches Gemeindeverzeichnis. München. 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) (2000): Raumordnungsbericht 2000 (= Berichte, Bd. 
7). Bonn. 
Dosch, F. (1996): Ausmaß der Bodenversiegelung und Potentiale zur Entsiegelung. (Arbeitspapier BfLR 
1/1996). Bonn. 
Gemeinde Ascha (2004): Gemeinde Ascha. URL: http://www.ascha.de/ (Abrufdatum: 23.02.2005) 
Gemeinde Gröbenzell (Hrsg.) (2000): Lokale Agenda 21. Gröbenzell. 
Heber, B.; Lehmann, I. (1993): Stadtstrukturelle Orientierungswerte für die Bodenversiegelung in Wohn-
gebieten (= IÖR-Schriften, 5). Dresden. 
Heber, B; Lehmann, I. (1996): Beschreibung und Bewertung der Bodenversiegelung in Städten (= IÖR-
Schriften, 15). Dresden. 
Job, H.; Pütz, M.; Bläser, T. (2003): Statistische Analyse des Flächenverbrauchs in Bayern und Baden-
Württemberg. Im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelt-
fragen (Hrsg.). München. 
Lintner, P. (1985): Flächennutzung und Flächennutzungswandel in Bayern. Strukturen, Prozeßabläufe, 
Erklärungsansätze (= Münchner Studien zur Sozial- und Wirtschaftsgeographie, 29). Kallmünz. 
Maier, J. (1977): Gröbenzell – Stadt-Land-Gemeinde im Westen von München. In: Gemeinde Gröbenzell 
(Hrsg.): Gemeinde Gröbenzell, 54-68. 
Münchow, B. (1996): Literaturübersicht. In: UFZ – Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH 
(Hrsg.): Erfassung und Bewertung des Versiegelungsgrades befestigter Flächen. (UFZ-Bericht, 
12/1996), II 1-II 42. Leipzig. 
Ortsplanungsstelle für Niederbayern (1990): Gemeinde Ascha. Erläuterungen zum Flächennutzungsplan 
(unveröffentlicht). Landshut. 
Paesler, R. (1987): Tendenzen der Bevölkerungs- und Siedlungsentwicklung in der Region München. In: 
Ruppert, K. (Hrsg.): Region München (=WGI-Berichte zur Regionalforschung, H. 18), 45-63. Mün-
chen. 
Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (Hrsg.) (2004): Gemeindedaten 2004: Gemeinde 
Gröbenzell. München. 
Pohl, W. (1991): Werte für die Landschafts- und Bauleitplanung. Bodenfunktionszahl – Grünvolumen-
zahl. In: NNA-Mitteilungen, 4/1991, 2-6.  
Rose, H. (1991): Der KÖP-Wert in der ökologisch orientierten Stadtplanung (= Mannheimer Geographi-
sche Arbeiten, 33). Mannheim. 
Schramm, M. (1996): Kennzeichnung von unterschiedlichen Flächenbefestigungen hinsichtlich ihrer 
hydraulisch-physikalischen Eigenschaften. In: UFZ – Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle 
GmbH (Hrsg.): Erfassung und Bewertung des Versiegelungsgrades befestigter Flächen. (UFZ-Bericht, 
12/1996), III 1-III 60. Leipzig. 
Siedentop, S.; Kausch, S. (2004): Die räumliche Struktur des Flächenverbrauchs in Deutschland. In: 
Raumforschung und Raumordnung, H. 1, 36-49. 
Sperber, H.; Mayer, H. (1989): Vorstellung eines Schemas zur Erfassung und Bewertung der Ver- und 
Entsiegelungsintensität in Siedlungsbereichen. In: Das Gartenamt, 38, H. 5, 294-298. Hannover. 
 Freiflächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung 
168 
Umweltschutzreferat der Landeshauptstadt München (Hrsg.) (1990): Versiegelungsgrad pro Baublock. In: 
Umweltschutzreferat der Landeshauptstadt München (Hrsg.): Umweltatlas München, Bd. 1. München. 
 
Expertengespräche 
Bauer, E. (2003): Mitarbeiter des Bauamtes der Gemeinde Gröbenzell, Herr Engelbert Bauer, am 
09.05.2003. 
Rieder, B. (2003): 1. Bürgermeister der Gemeinde Gröbenzell, Herr Dr. Bernd Rieder, mehrfach 2003. 
Zirngibl, W. (2003): 1. Bürgermeister der Gemeinde Ascha, Herr Wolfgang Zirngibl, am 10.06.2003. 
 
 Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf regionaler Ebene 
 169 
Marco Pütz 
Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf          
regionaler Ebene am Beispiel der Metropolregion      
München 
Gliederung 
1 Einleitung 
2 Funktionsräumliche Strukturen und Steuerungsformen der Siedlungsentwicklung 
in der Metropolregion München 
2.1 Regional differenziertes Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum  
2.2 Zunehmende räumlich-funktionale Verflechtung und heterogene kommunale 
Handlungsspielräume  
2.3 Steuerungsformen der Siedlungsentwicklung  
2.3.1 Steuerung der Siedlungsentwicklung durch Ansätze der Landes- und 
Regionalplanung  
2.3.2 Kooperative Steuerungsansätze der Siedlungsentwicklung  
2.4 Zwischenfazit: Die Planungsregion ist zu groß und zu klein  
3 Bausteine eines regionalen Flächenmanagements in der Metropolregion 
München  
Literatur  
 
 
 
1 Einleitung  
Die Metropolregion München ist durch dynamische Wachstumsprozesse gekennzeich-
net. Diese sind Ausdruck der Internationalisierung der Wirtschaft und der zunehmenden 
Verflechtungen der Agglomeration und ihrer Unternehmen, Organisationen und Men-
schen. Neben der anerkannten Bedeutung von interkommunaler und regionaler Zusam-
menarbeit besteht Handlungsbedarf für ein über die Grenzen der Städte und Gemeinden 
hinausgehendes regionales Flächenmanagement. Die Nachfrage nach Wohn- und Ge-
werbeflächen kann derzeit nicht mit dem bestehenden Angebot befriedigt werden. Au-
ßerdem steigt der Druck auf Frei- und Grünflächen, weil das vorhandene Potenzial an 
Baulücken und Brachflächen mittel- und langfristig nicht ausreichen wird (Reiß-
Schmidt 2003).  
Um die Steuerung der Flächennutzung auf regionaler Ebene beurteilen zu können, 
wird im Folgenden der Interaktionsraum der Siedlungsentwicklung in der Metropolre-
gion München beschrieben. Dazu werden zunächst die aktuelle Struktur und Entwick-
lung der Siedlungs- und Verkehrsfläche sowie die zunehmenden räumlich-funktionalen 
Verflechtungen der Metropolregion München dargestellt (Kap. 2.1). Danach werden die 
bestehenden Steuerungsformen der Siedlungsentwicklung in der Metropolregion Mün-
chen skizziert (Kap. 2.2). Abschließend können als Zwischenfazit die räumlichen Ab-
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grenzungen der funktionalen Strukturen der Siedlungsentwicklung und der politisch-
administrativen Strukturen verglichen werden (Kap. 2.3). Auf diese Weise kann beur-
teilt werden, inwiefern die „Problemregion“ der Siedlungsentwicklung mit ihrer „Pla-
nungsregion“ übereinstimmt. Zum Abschluss des Beitrages werden Bausteine eines 
regionalen Flächenmanagements in der Metropolregion München diskutiert (Kap. 3).  
 
2 Funktionsräumliche Strukturen und Steuerungsformen der 
Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München  
2.1 Regional differenziertes Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum  
Als Indikator zur Beschreibung der Siedlungsentwicklung in der Metropolregion Mün-
chen dient die Siedlungs- und Verkehrsfläche. Die Anteile der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der Gesamtfläche in der Metropolregion München sind erwartungsge-
mäß in den Städten und suburbanen Bereichen am höchsten, werden mit zunehmender 
Entfernung von den Kernstädten geringer und sind in den Bayerischen Alpen am ge-
ringsten. Die Stadt München liegt mit einem Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil an 
der Gesamtfläche von 72 % deutlich vor den anderen bayerischen kreisfreien Städten 
Nürnberg (57 %), Schweinfurt und Regensberg (je 52 %), Würzburg (45 %) und Augs-
burg (41 %).  
In Abbildung 1 werden die Gebiete mit ähnlicher Siedlungsstruktur erkennbar. So 
zeichnen sich zum einen die Städte München, Augsburg, Ingolstadt, Landshut und Ro-
senheim durch einen jeweils eigenen suburbanen Raum aus. Zum anderen wird deutlich, 
dass die Stadt München siedlungsstrukturell eng mit großen Teilen der benachbarten 
Landkreise Dachau, Fürstenfeldbruck, Starnberg, München, Ebersberg, Erding und 
Freising verbunden ist. Die Landkreise München und Fürstenfeldbruck liegen mit An-
teilen der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche von 18 % bzw. 16 % nur 
knapp hinter kreisfreien Städten wie Ansbach (21 %) oder Memmingen (23 %). Die ho-
hen Anteile der Siedlungs- und Verkehrsfläche in den Landkreisen Freising und Erding 
sind durch den Flughafen München bedingt. Die Abbildung 1 zeigt, dass die Metropol-
region München siedlungsstrukturell deutlich von den benachbarten Städten Augsburg, 
Ingolstadt, Landshut und Rosenheim getrennt ist. Dennoch ist in der Siedlungsstruktur 
zu erkennen, dass sich München westlich Richtung Augsburg, südwestlich Richtung 
Ammersee und Starnberger See, südlich in das Isartal, südöstlich Richtung Rosenheim 
und nordöstlich Richtung Freising und Flughafen entwickelt. Allerdings ist auch darauf 
hinzuweisen, dass sich die Siedlungsstruktur zusätzlich an der Verkehrsinfrastruktur 
orientiert. Schließlich ist an der heutigen Siedlungsstruktur zu erkennen, dass sich die 
Besiedlungsgeschichte an den naturräumlichen Voraussetzungen orientiert hat. So lie-
gen die Schwerpunkte der Besiedlung in der Münchener Schotterebene und entlang der 
Flussläufe.  
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Abb. 1: Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gesamtfläche in der Metropol-
region München 2000 
  
Quelle: Pütz 2004a, S. 111.  
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Die Siedlungs- und Verkehrsfläche ist im Zeitraum 1980–2000 in fast allen Gemein-
den gewachsen (vgl. Abb. 2). Besonders stark ist die Siedlungs- und Verkehrsflächen-
zunahme im Umfeld des Flughafens München. Die Landkreise Erding und Freising ver-
zeichnen mit 68 Prozent bzw. 64 Prozent bayernweit die höchsten Zuwächse der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche. Ähnlich hoch sind die Werte in den niederbayerischen 
Landkreisen Dingolfing-Landau (58 %) und Landshut. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass hier die prozentualen Zuwächse aufgrund des sehr niedrigen Ausgangsniveaus be-
sonders hoch ausfallen.  
Weiterhin gibt Abbildung 2 Hinweise auf den Verlauf der Sub- und Periurbanisie-
rungsprozesse in der Metropolregion München. So ist am Beispiel des Landkreises 
Fürstenfeldbruck westlich von München gut nachzuvollziehen, dass hier die Phase der 
Suburbanisierung hauptsächlich vor 1980 stattgefunden und sich seitdem deutlich abge-
schwächt hat. Die aktuellen Anteile der Siedlungs- und Verkehrsfläche liegen teilweise 
sogar auf städtischem Niveau. Im Vergleich dazu sind die Sub- und Periurbanisie-
rungsprozesse im Süden und Osten der Stadt noch nicht abgeschlossen und entfernen 
sich weiter von der Stadt. Während die Entwicklung im Osten und Nordosten der Stadt 
eindeutig durch die Nähe zum Flughafen erklärt werden kann, spielen im Süden die 
landschaftliche Attraktivität und die Nähe zu den Alpen eine Rolle für die anhaltenden 
Siedlung- und Verkehrsflächenzuwächse. Als wesentlicher Einflussfaktor für die Verla-
gerung der Sub- und Periurbanisierungsprozesse ins weitere Umland ist das Boden-
preisgefälle von der Stadt ins Umland anzuführen. Für die starken Zuwächse im Land-
kreis Dingolfing-Landau ist die Verlagerung von Produktionsstätten der BMW AG ver-
antwortlich.  
Betrachtet man nur die Planungsregion München – ohne die Stadt München – ist der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs 1980–2000 in den nichtzentralen Orten (47 %) 
deutlich höher als in den zentralen Orten (33 %). Außerdem liegt der Siedlungs- und 
Verkehrsflächenzuwachs in den Umlandgemeinden ohne DB- oder S-Bahn-Haltepunkt 
mit 42 % höher als in den Umlandgemeinden mit ÖV-Halt (36 %), in der Planungsregi-
on insgesamt (30 %) und in der Stadt München (11 %) (vgl. LH München 2003a).  
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Abb. 2:  Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Metropolregion Mün-
chen 1980–2000 in Prozent 
 
Quelle: Pütz 2004a, S. 113.  
 
 
 Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf regionaler Ebene 
174 
2.2 Zunehmende räumlich-funktionale Verflechtung und heterogene 
kommunale Handlungsspielräume 
Die im vorhergehenden Kapitel skizzierte dynamische Entwicklung der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche illustriert die zunehmende räumlich-funktionale Verflechtung in der 
Metropolregion München. Diese hat sich zu einem untrennbar verbundenen Lebens- 
und Wirtschaftsraum entwickelt und entspricht nicht mehr der klassischen funktions-
räumlichen Arbeitsteilung, nach der im Umland gewohnt und in der Stadt gearbeitet 
wird. Außerdem haben nicht nur die Verflechtungen zwischen Stadt und Umland, son-
dern auch das Eingebundensein (embeddedness) der regionalen Wirtschaft in eine im-
mer stärker internationalisierte Wirtschaft zugenommen.  
Der Wirtschaftsraum München zeichnet sich durch eine stark diversifizierte Wirt-
schaftsstruktur aus – die so genannte „Münchener Mischung“ – und besteht aus einem 
wettbewerbsfähigen Mix traditioneller und moderner Branchen (Produktion und Dienst-
leistung, Forschung und Entwicklung) sowie Betrieben unterschiedlicher Größe. Der 
Wirtschaftsraum ist Standort für Produktion sowie Forschung und Entwicklung in den 
Branchen Maschinen- und Fahrzeugbau, Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie, Biotechnologie und Medien. Der regionale Arbeitsmarkt lässt sich durch hohe An-
teile an Arbeitsplätzen im Hightech-Sektor und ein hohes Qualifikationsniveau der Be-
schäftigten kennzeichnen. Der Wirtschaftsraum ist Hochschulstandort sowie Sitz zahl-
reicher privater und öffentlicher Forschungseinrichtungen und mehrerer multinationaler 
Unternehmen. Die aktuelle Struktur und Entwicklung der Wirtschaft in der Metropolre-
gion München ist in der Literatur umfassend dokumentiert (Sternberg, Tamásy 1999; 
Haas, Lindemann 2000; Kagermeier et al. 2001; Kujath et al. 2001; Fichter 2002: 316 
f.; Kujath 2003; Steinberg 2003). Im Folgenden wird erläutert, welche Folgen die wirt-
schaftliche Entwicklung für die Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München 
hat.  
In den letzten 20 Jahren haben die räumlich-funktionalen Verflechtungen in der Met-
ropolregion München zugenommen. In der Planungsregion wuchs die Bevölkerung von 
2,3 (1980) auf 2,5 Millionen Einwohner (2001). Die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten stieg im gleichen Zeitraum von 0,9 auf 1,1 Millionen. Im Zuge von 
Sub- und Periurbanisierungsprozessen haben sich die Gewichte zwischen Kernstadt und 
Umland verschoben (Kagermeier et al. 2001: 164 ff.). Während die Kernstadt München 
von 1990 bis 2000 im Saldo 12.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte verlor, 
gewann die übrige Planungsregion 83.000 hinzu. Während 1970 noch fast zwei Drittel 
der Einwohner der Planungsregion in der Kernstadt wohnten, ist das heute nur noch 
knapp die Hälfte. Zwischen 1980 und 2001 sind im Saldo im Jahresdurchschnitt rund 
6.000 bis 7.000 Einwohner aus der Kernstadt ins Umland abgewandert. Durch die Zu-
wanderung aus dem übrigen Bayern, anderen Bundesländern und dem Ausland konnte 
die Kernstadt ihre Einwohnerzahl ungefähr konstant halten. Infolge des Booms des 
Neuen Marktes und der Medienwirtschaft verzeichnete die Stadt München zwischen 
1999 und 2001 sogar ein positives Wanderungssaldo von 55.000 Einwohnern (Reiß-
Schmidt 2003: 71 f.). Die regionale Verteilung der Einwohner und Arbeitsplätze zeigt 
bei einer großräumigen Betrachtung und einer Einteilung der Planungsregion in vier 
Quadranten ein relativ ausgeglichenes Verhältnis zwischen Stadt und Umland (vgl. 
Tab. 1). Im Kern, in der Stadt München, ist der Anteil der Arbeitsplätze höher als im 
Umland. Von dieser ausgewogenen Struktur weicht nur die Flughafen-Achse im Nord-
osten ab, auch in dieser Teilregion überwiegt die Arbeitsplatzfunktion deutlich. Die 
Gemeinden in der Flughafen-Achse und einige Umlandgemeinden weisen inzwischen 
mehr Arbeitsplätze als Einwohner auf.  
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Tab. 1:  Einwohner und Arbeitsplätze in der Planungsregion München 2000 
Teilbereiche der Planungsregion 
München 
Einwohner 
(Anteil an Gesamtregion, in %) 
Arbeitsplätze 
(Anteil an Gesamtregion, in %) 
Landeshauptstadt München  50  63 
Umland: Südwest-Quadrant  11  9 
Umland: Südost-Quadrant  9  6 
Umland: Nordwest-Quadrant  14  6 
Umland: Nordost-Quadrant  16  16 
 Darunter Flughafen-Achse  6  10 
Planungsregion München gesamt  100  100 
Quelle: Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München  
 
Die Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München durchlief unterschiedliche 
Phasen und folgte lange dem klassischen Muster der Suburbanisierung (Kagermeier et 
al. 2001: 164 ff.):  
 In den 1960er-Jahren konzentrierte sich das Bevölkerungswachstum auf die durch 
Bahnlinien erschlossenen Siedlungsachsen.  
 In den 1970er-Jahren wurden hauptsächlich die Räume zwischen den Achsen aufge-
füllt.  
 In den 1980er-Jahren verlief das Bevölkerungswachstum disperser und hat sich in 
das weitere Umland der Stadt München verlagert. Außerdem begann in dieser Zeit 
die Reurbanisierung durch Gentrification-Prozesse bei einer insgesamt weiter rück-
läufigen Bevölkerungszahl in der Kernstadt.  
Die Gewerbesuburbanisierung folgte der Verlagerung der Bevölkerung jeweils mit 
einem Abstand von ungefähr zehn Jahren. Seit Beginn der 1990er-Jahre können jedoch 
in der Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung der Metropolregion München spezifi-
sche Tendenzen identifiziert werden, die keinem bekannten Schema der Siedlungsent-
wicklung entsprechen. Diese Phase ist durch die Gleichzeitigkeit von Re-, Sub- und 
Periurbanisierungsprozessen gekennzeichnet. Heterogene Cluster und Patchwork-Mus-
ter lösen die vorher zonal und axial verlaufene Siedlungsentwicklung ab. Im Kontext 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der Verlagerung des Flughafens von München-
Riem ins Erdinger Moos 1992 können die folgenden Tendenzen der raumstrukturellen 
Differenzierung in der Metropolregion München nachgezeichnet werden (Kagermeier et 
al. 2001: 167 ff.):  
 Die Bevölkerungs- und die Arbeitsplatzentwicklung haben sich entkoppelt. Der 
Korrelationskoeffizient zwischen dem prozentualen jährlichen Bevölkerungswachs-
tum und der prozentualen Arbeitsplatzzunahme betrug in den südbayerischen Ge-
meinden im Zeitraum 1970–1987 noch 0,88, im Zeitraum 1993–1997 nur noch 
0,02. Die Entkopplung von Bevölkerung und Arbeitsplatzentwicklung hat zu einer 
Polarisierung von Gemeinden als Wohn- oder Gewerbestandort geführt.  
 Die Branchenstruktur des Umlandes hat sich verändert und wird zunehmend von 
Dienstleistungen geprägt. Seit den 1980er-Jahren verlagern sich Dienstleistungsun-
ternehmen ins Umland oder – als jüngste Entwicklung – sie siedeln sich direkt dort 
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an (z. B. Cisco in Hallbergmoos, 3com in Aschheim, Microsoft in Unterschleiß-
heim). Damit wird die Wirtschaftsstruktur insofern funktional verändert, als nicht 
mehr nur standardisierbare Verwaltungsfunktionen (z. B. Rechenzentren) sondern 
auch Kontrollfunktionen (Firmenzentralen) im Umland angesiedelt sind. Zwischen 
1985 und 1998 haben im Umland Münchens Arbeitsplätze im Bereich Kreditinstitu-
te/Versicherungen um 153 %, private Dienstleistungen um 94 % und im Handel um 
64 % zugenommen, während die Arbeitsplatzentwicklung im produzierenden Ge-
werbe konstant blieb. 
 In der Metropolregion München haben sich räumliche Branchencluster herausgebil-
det: z. B. „rote“ Biotechnologie in Martinsried, „grüne“ Biotechnologie in Weihen-
stephan/Freising, Medien in der Kernstadt (u. a. Geiselgasteig, Freimann, „Media 
Works Munich“ am Ostbahnhof) und entlang der Flughafenachse (v. a. Unterföh-
ring, Hallbergmoos), Luft- und Raumfahrttechnologie in Oberpfaffenhofen.  
Die Bevölkerungsentwicklung ist ein wesentlicher Einflussfaktor für die Siedlungs- 
und Verkehrsflächenentwicklung (Job et al. 2001). In Analogie zur Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung ist die Bevölkerung in fast allen Gemeinden der Metropolre-
gion München gewachsen. Am größten sind die Bevölkerungszuwächse in den nicht 
direkt an die Kernstadt angrenzenden sub- und periurbanen Umlandgemeinden sowie im 
Nordosten der Stadt.  
Aufgrund der ungleichen Einwohner- und Arbeitsplatzstruktur in der Metropolregion 
München unterscheidet sich die Finanzmittelausstattung von Gemeinde zu Gemeinde 
mitunter sehr stark. Als Indikator zur Beschreibung der sich daraus ergebenden hetero-
genen Handlungsspielräume von Städten und Gemeinden wird die kommunale Steuer-
einnahmekraft pro Einwohner herangezogen. Die Gemeinden am südlichen und östli-
chen Stadtrand sowie entlang der Flughafenachse weisen die günstigste Finanzlage auf 
(vgl. Pütz 2004a: 120 f.). Seit 2000 ist die Steuereinnahmekraft der Gemeinden deutlich 
zurückgegangen, in einigen Gemeinden über 50 %. Die zunehmende Anspannung der 
kommunalen Haushalte führt dazu, dass die Einnahmen aus Steuern, Konzessionsabga-
ben und allgemeinen Zuweisungen hinter den Nettoausgaben zurückbleiben. Im lang-
jährigen Vergleich zeigt sich zudem, dass das innerregionale Gefälle der Steuereinnah-
mekraft und des kommunalen Wohlstandes zunimmt. Als Begründung können die regi-
onal ungleichgewichtigen Arbeitsplatzzuwächse herangezogen werden (LH München 
2003b: 14 f.). Die zunehmende Spaltung der Metropolregion München in Gewinner und 
Verlierer weist auf die Notwendigkeit eines innerregionalen Nutzen-Lasten-Ausgleichs 
hin. Außerdem besteht diese Notwendigkeit aufgrund der Gefahr, dass die Kommunen 
im verschärften Standortwettbewerb zunehmend gezwungen sind, eine selektive Ent-
wicklungspolitik zu betreiben, die sich ausschließlich an ihren Interessen orientiert und 
eine ausgewogene räumliche Entwicklung in der Metropolregion erschwert.  
 
2.3 Steuerungsformen der Siedlungsentwicklung  
Die Siedlungsentwicklung wird nicht nur durch Instrumente der Raumordnung und 
Raumplanung gesteuert, sondern unterliegt vielfältigen sich überlagernden oder verstär-
kenden Einflussfaktoren (Pütz 2004b). So können z. B. die steuerliche Förderung des 
Wohneigentums („Eigenheimzulage“) oder Steuererleichterungen für Pendler („Kilome-
terpauschale“) größere Auswirkungen auf die tatsächliche Gestalt der Siedlungsstruktur 
haben als die Steuerungsansätze der räumlichen Planung. Während sich die Steuerpoli-
tik immerhin politisch steuern lässt, liegen andere Einflussfaktoren der Siedlungsent-
wicklung außerhalb des politischen Zugriffs. Hierzu zählen Wohlstandsfaktoren wie der 
steigende individuelle Wohnflächenbedarf oder gesellschaftliche Phänomene wie die 
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sinkende Mitgliederzahl pro Haushalt. Außerdem steuert der Bodenmarkt über die Bo-
denpreise die Siedlungsentwicklung ganz entscheidend. Die genannten Einflussfaktoren 
sind zwar eminent raumwirksam, aber nur zum Teil räumlich zu lokalisieren. Das Bei-
spiel der Steuerpolitik zeigt außerdem, dass die Siedlungsentwicklung von exogenen 
Faktoren gesteuert wird.  
Da es praktisch unmöglich ist, alle relevanten Steuerungsformen der Siedlungsent-
wicklung zu identifizieren, werden in den folgenden Kapiteln die formellen und infor-
mellen Steuerungsansätze der Landesentwicklung und Regionalplanung in Bayern so-
wie anschließend ausgewählte kooperative Ansätze der Siedlungsentwicklung in der 
Metropolregion München dargestellt.  
 
2.3.1 Steuerung der Siedlungsentwicklung durch Ansätze der Landes- und 
Regionalplanung  
Die Siedlungsentwicklung ist Gegenstand der Raumordnung und Raumplanung und 
wird durch die wechselseitige Beeinflussung von örtlicher, überörtlicher, regionaler und 
überregionaler Planung gestaltet (Gegenstromprinzip). Die Ordnung der Teilräume soll 
sich in die Ordnung des Gesamtraumes einfügen. Zugleich soll die Ordnung des Ge-
samtraumes die Erfordernisse der Teilräume berücksichtigen. Die wesentlichen Vorga-
ben zur raum- und siedlungsstrukturellen Entwicklung der Metropolregion München 
sind im Bayerischen Landesentwicklungsprogramm (LEP) 2003 festgelegt (Bayerische 
Staatsregierung 2003). Wie bereits in den älteren Landesentwicklungsprogrammen von 
1984 und 1994 (Miosga 2002) werden als Instrumente zur Umsetzung der landesplane-
rischen Grundprinzipien unterschiedliche Gebietskategorien, Zentrale Orte und Ent-
wicklungsachsen eingesetzt:  
 Die Gebietskategorien sind Teilräume mit unterschiedlichen raum-, siedlungs- und 
wirtschaftsstrukturellen Voraussetzungen. Das Landesentwicklungsprogramm un-
terscheidet „Verdichtungsräume“ und „Ländliche Räume“. Innerhalb der Verdich-
tungsräume werden „Stadt- und Umlandbereiche im Verdichtungsraum“ und „Äu-
ßere Verdichtungszonen“ differenziert. Der Ländliche Raum kann in fünf Subkate-
gorien unterteilt werden. Der für die Abbildungen 1 und 2 gewählte Raumausschnitt 
zeigt die beiden Verdichtungsräume München und Augsburg. Der „Verdichtungs-
raum München“ umfasst 85 Städte und Gemeinden, der „Verdichtungsraum Augs-
burg“ 26 Städte und Gemeinden.  
 Zentrale Orte sind Städte oder Gemeinden, die entsprechend ihrer zentralörtlichen 
Funktionen Versorgungsaufgaben für die Bevölkerung ihres Verflechtungsbereiches  
übernehmen. Der für die Abbildungen 1 und 2 gewählte Raumausschnitt umfasst 
die   Oberzentren München, Augsburg, Ingolstadt, Landshut und Rosenheim, die 
möglichen Oberzentren Freising, Garmisch-Partenkirchen und Kaufbeuren sowie 
Mittelzentren und mögliche Mittelzentren. Als weitere zentralörtliche Einstufungen 
sieht die Landesplanung Klein- und Unterzentren sowie als zusätzliche Kategorie 
„Siedlungsschwerpunkte“ vor.  
 Entwicklungsachsen dienen der Konzentration und verstärkten Entwicklung der 
Siedlungstätigkeit. Außerdem sollen hier Infrastruktureinrichtungen gebündelt wer-
den. In Bayern werden im Landesentwicklungsprogramm „überregionale Entwick-
lungsachsen“ und in den Regionalplänen „regionale Entwicklungsachsen“ festge-
legt.  
Die im Landesentwicklungsprogramm festgelegten fachübergreifenden rahmenset-
zenden Grundzüge der anzustrebenden räumlichen Ordnung und Entwicklung werden 
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auf die Regionalplanung übertragen. Diese legt zum einen die Hierarchie von Siedlun-
gen (Zentrale Orte) fest und bestimmt zum anderen die Priorität von Flächennutzungen 
und Flächenfunktionen (Vorranggebiete, regionale Grünzüge, Trenngrün). Als zentrale 
Aufgabe müssen dabei die Raumnutzungsansprüche von Fachplanungen und Kommu-
nen innerhalb der Planungsregion abgestimmt werden. Die regionalen Planungsverbän-
de sind in Bayern die Träger der Regionalplanung im übertragenen Wirkungsbereich. 
Sie sind ein Zusammenschluss der Gemeinden und Landkreise einer Planungsregion.  
Die Planungsregion München ist mit einer Fläche von rund 5.500 km² und 2,5 Mio. 
Einwohnern die größte und bevölkerungsreichste der 18 Planungsregionen Bayerns. Der 
Regionale Planungsverband München (RPV) wurde 1973 mit Einrichtungen der Regio-
nalplanung in Bayern gegründet und setzt sich aus der Stadt München und acht Land-
kreisen, d. h. insgesamt 185 Städten und Gemeinden zusammen. Der Regionalplan 
München enthält als wichtigstes Steuerungsinstrument das Siedlungs- und Freiraum-
konzept. Hier werden im Maßstab 1:100.000 dargestellt: Regionale Grünzüge und 
Trenngrün; Bereiche, die für eine Siedlungsentwicklung besonders in Betracht kom-
men; Haltepunkte des schienengebundenen ÖPNV, die längerfristig für die Siedlungs-
entwicklung geeignet sind.  
Die genannten formellen Planungsinstrumente werden in der bayerischen Landespla-
nung durch verschiedene informelle Ansätze ergänzt. Während in den ländlichen Räu-
men vor allem Regionalmanagementinitiativen zum Einsatz kommen, werden in Metro-
polregionen hauptsächlich Teilraumgutachten durchgeführt. Dies sind räumliche Ent-
wicklungskonzepte, die fachübergreifend auf die spezifischen Probleme eines Teilraums 
ausgerichtet werden. Im Mittelpunkt stehen dabei sowohl planerische Fragen in den 
Bereichen Umwelt und Ökologie, Siedlungswesen oder Verkehr als auch teilraumspezi-
fische Probleme der Wirtschaft und Infrastruktur. Teilraumgutachten in sich dynamisch 
entwickelnden Teilräumen wie der Flughafenregion München werden angewendet, um 
Probleme und/oder Wachstumsimpulse regionalspezifisch zu steuern.  
 
2.3.2 Kooperative Steuerungsansätze der Siedlungsentwicklung  
In der Metropolregion München arbeiten zahlreiche Arbeitskreise und Initiativen auf 
überkommunaler Ebene freiwillig zusammen. Die wichtigsten Kooperationen in der 
Siedlungsentwicklung sind in Tab. 2 ohne Anspruch auf Vollständigkeit aufgelistet. Der 
Regionale Planungsverband (RPV) München ist hier nicht aufgeführt, da er zum einen 
keine freiwillige Kooperation ist und die Kommunen sowie Landkreise hier Pflichtmit-
glieder sind. Zum anderen ist der RPV keine regionalspezifische Kooperation, da regio-
nale Planungsverbände im Rahmen der Regionalplanung flächendeckend eingerichtet 
sind. Neben den in Tab. 2 genannten Kooperationen bestehen zahlreiche Zweckverbän-
de zwischen der Stadt München und Gemeinden in der Metropolregion für Schulen, 
Abfallwirtschaft, Wasserversorgung oder Abwasserentsorgung. 
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Tab. 2:  Regionale Kooperationen in der Metropolregion München.  
Kooperation seit 
Isartalverein e.V.  1902 
Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV)  1950 
Verein zur Sicherstellung überörtlicher Erholungsgebiete in den Landkreisen um München e.V. 
(kurz: Erholungsflächenverein) 
1965 
Münchner Tarif- und Verkehrsverbund GmbH (MVV)  1972 
Nordallianz (sieben Städte und Gemeinden nördlich der Stadt München: Eching, Garching bei 
München, Ismaning, Neufahrn, Oberschleißheim, Unterföhring, Unterschleißheim)  
1982 
Heideflächenverein Münchener Norden e.V. 1990 
„Arbeitskreis Regionalentwicklung München (AKREM)“, ein runder Tisch zur regionalpolitischen 
Abstimmung. Beteiligt sind alle Landratsämter der Planungsregion, IHK, StMLU, RPV, PPV, Regio-
nalplanungsstelle der Regierung von Oberbayern, Bayerischer Gemeindetag, Wirtschafts- und 
Planungsreferat der Stadt München sowie beratend das ifo-Institut. Der Arbeitskreis wurde 1993 
als Reaktion auf ein ifo-Gutachten zu den „Auswirkungen der internationalen Wanderungen auf 
Bayern“ gegründet. 
1993 
Wirtschaftsraum Südbayern. München. Augsburg. Ingolstadt (MAI) e.V.  1995  
„Inzell-Initiative“: initiiert von Stadt München und BMW AG, um regionale Verkehrsprobleme zu 
lösen, v. a. Stadt-Umland-Bahn 
1995 
Verein Dachauer Moos e.V. – Verein zur Sicherung und Entwicklung des naturnahen Freiraums 
östliches Dachauer Moos/Schwarzhölzl 
1996 
Erfahrungsaustausch der Bürgermeisterinnen der Planungsregion München (zweimal jährlich)  1996 
Städtebund Inn-Salzach GmbH (Elf Städte und Gemeinden der Landkreis Mühldorf am Inn und 
Altötting südöstlich von München, Sitz Mühldorf am Inn) 
2001 
Eigene Zusammenstellung (Quellen: LH München 2003a und 2003b; Reiß-Schmidt 2003).  
 
Auffällig ist zum einen, dass einige Kooperationen schon seit Jahrzehnten existieren 
und zum anderen, dass in den 1990er-Jahren zahlreiche neue regionale Initiativen ent-
standen sind. Zu den etablierten regionalen Institutionen zählt neben den Vereinen im 
Bereich des Natur- und Landschaftsschutzes sowie der Naherholung (Isartalverein, Er-
holungsflächenverein, Heideflächenverein, Verein Dachauer Moos) vor allem der Pla-
nungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV). Er wurde 1950 von der Stadt 
München, 38 Städten und Gemeinden sowie vier Landkreisen als kommunaler Zweck-
verband gegründet. Die Mitgliederzahl ist seitdem kontinuierlich gewachsen und um-
fasst derzeit die Stadt München, 143 Städte und Gemeinden und acht Landkreise 
(Stand: Oktober 2003). Der PV ist ein Zweckverband nach dem Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit und wird finanziert durch Vergütungen und Beiträge der Mit-
glieder. Das Haushaltsvolumen liegt bei etwa 3,3 Millionen Euro, die Zahl der Beschäf-
tigten bei rund 50. Zu den Aufgaben des PV gehören die Planung, Beratung, Informati-
on und Koordination der Mitglieder in Fragen der räumlichen Planung und Entwick-
lung. Die Hauptaufgabe liegt in der Bearbeitung konkreter Planungsprojekte für seine 
Mitglieder (z. B. Bauleitplanung, Ortsplanung) und in der gutachterlichen Tätigkeit für 
Dritte (z. B. Gutachten zur Entwicklung im Umland des Flughafens München). Auf-
grund seiner regionalen Koordinationsaufgaben ergänzt der PV die Regionalplanung 
und ist neben dem RPV eine der wenigen Institutionen, die regionale Interessen nach 
außen vertreten, z. B. gegenüber Fachplanungen oder öffentlichen Planungsträgern. 
Gleichzeitig muss der PV die vielfältigen und unterschiedlichen Interessen seiner Mit-
glieder koordinieren, die meistens die Stadt-Umland-Beziehungen betreffen. In jüngerer 
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Zeit   übernimmt der PV immer häufiger die Funktion eines regionalen Moderators, 
indem er regional bedeutsame Projekte und Initiativen koordiniert und moderiert (vgl. 
Tab. 3). 
Derzeit werden verschiedene regionale Kooperationsprojekte durchgeführt oder ge-
plant, zum Teil in Federführung oder unter Beteiligung der in Tab. 2 genannten regiona-
len Institutionen. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sind in Tab. 3 zahlreiche aktuelle 
Projekte im Bereich Siedlungsentwicklung zusammengefasst. Das zurzeit größte und 
prominenteste regionale Projekt ist die Bundesgartenschau (BUGA) 2005. Neben der 
eigentlichen Leistungsschau des Gartenbaus und Gartenhandwerks auf dem Gelände des 
ehemaligen Flughafens in München-Riem wird die BUGA 2005 als regionales Großer-
eignis gestaltet. In den einzelnen Projekten werden neue regionale Erholungsmöglich-
keiten geschaffen und große, offene Landschaftsbereiche vernetzt. Damit ist die BUGA 
ein Baustein für ein künftiges Regionalparkkonzept. Die Koordination der Aktivitäten 
übernimmt der PV im Auftrag der Kommunen und in Kooperation mit der BUGA 
GmbH. Seit 2000 wurden in Workshops mit interessierten Kommunen Projekte entwi-
ckelt.  
Tab. 3:  Laufende oder kürzlich abgeschlossene regionale Kooperationsprojekte in der 
Metropolregion München. 
Kooperationsprojekt  
Stadt-Umland-Bahn, Federführung MVV und PV 
„Erholungslandschaft zwischen Würm und Isar“, Federführung PV 
„Landschaftspark Hachinger Tal“, Federführung PV 
„Zukunft München 2030 – Visionen und Strategien für Stadt und Region“, Federführung Institut für   
Medienforschung und Urbanistik (IMU) GmbH  
Bundesgartenschau (BUGA) 2005 mit diversen regionalen Teilprojekten, Federführung BUGA München 
GmbH 
„METREX – The Network of European Metropolitan Regions and Areas“, darin eingebundenen das 
Netzwerk deutscher Metropolregionen, Federführung Region Stuttgart 
Kooperationsprojekt der LH München mit der Region Stockholm, Federführung RPV/PV 
„eNORM – erweiterte Nachhaltigkeits-Offensive Region München“, im Rahmen des Bundeswettbewerbs 
„Regionen der Zukunft“ 
Projekt im Rahmen des Bundeswettbewerbs Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) „Regionales 
Flächenmanagement“ 
Projekt im Rahmen des Bundeswettbewerbs Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) „Nachhaltige 
Siedlungsentwicklung“ (beantragt) 
Regionales Einzelhandelskonzept 
Regionales Verkehrskonzept (inkl. Regionales Logistikkonzept, Standorte für Güterverteilzentren) 
Regionales Park+Ride/Bike+Ride-Konzept 
Regionale Tourismusoffensive 
Regionalparkkonzept mit regionalem Ausgleichsflächenkonzept 
Landschaftsentwicklungskonzept (LEK) für die Region München 
Diverse Teilraumgutachten 
Magistrale für Europa – Bahnlinie Paris-Budapest, Federführung Stadt Karlsruhe 
Eigene Zusammenstellung nach LH München 2003a und 2003b.  
 
 Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf regionaler Ebene 
 181 
2.4 Zwischenfazit: Die Planungsregion ist zu groß und zu klein 
In den vorhergehenden Abschnitten wurde deutlich, dass es nicht die eine „Region 
München“ gibt, sondern dass je nach Kriterium der Regionalisierung mehrere Regionen 
oder Teilregionen identifiziert werden können. Die funktionalen und politisch-
administrativen Strukturen verlaufen nicht immer in den gleichen Grenzen. So müssten 
z. B. die nördlichen Teile der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen und Miesbach auf-
grund ihrer funktionsräumlichen Verflechtung mit der Stadt München und ihrer Lage im 
S-Bahn-Bereich zur Planungsregion München gehören. Außerdem zeigen das Sied-
lungs- und Verkehrsflächenwachstum sowie die zunehmende funktionsräumliche Ver-
flechtung, dass die Metropolregion München durch heterogene Strukturen gekennzeich-
net ist. Zusammenfassend können die folgenden Strukturen und Tendenzen in der Met-
ropolregion München identifiziert werden (Pütz 2004a).  
(1) Von der monozentrischen Raumstruktur zu regionalen Patchworkstrukturen: Das 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzwachstum in der Metropolregion München ent-
spricht immer weniger der klassischen Interpretation einer von der Stadt München 
abhängigen Kern-Rand-Verlagerung. So haben sich Unternehmen in den 1990er-
Jahren vermehrt direkt im Münchner Umland angesiedelt. Die zunehmend spezial-
isierte regionale Arbeitsteilung polarisiert und differenziert die Bevölkerungs- und 
Wirtschaftsentwicklung in der Metropolregion München, so dass Kagermeier et al. 
(2001, 169 f.) die alte monozentrische Raumstruktur durch „neue regionale Patch-
workmuster“ abgelöst sehen. Im Gegensatz dazu geht der Regionalplan München 
nach wie vor von der monozentrischen Siedlungsstruktur aus, indem als allgemei-
ner Grundsatz der nachhaltigen Raumentwicklung formuliert wird: „Die monozent-
risch-radiale Raumstruktur der Region München soll im Sinne einer dezentralen 
Konzentration ergänzt und weiterentwickelt werden“ (A I 1.2.1); als Grundsatz der 
Siedlungsstruktur: „Die für die Region typische Siedlungsstruktur soll grundsätz-
lich erhalten und unter Beibehaltung der großräumig auf den Verdichtungskern zu-
rückführenden Freiräume so weiterentwickelt werden, dass keine durchgehenden 
Siedlungsbänder entstehen“ (B II 4.1.2).  
(2) Wachstums-, Stagnations- und Schrumpfungsprozesse: Die Metropolregion Mün-
chen ist auf Gemeindeebene nicht nur durch homogene flächendeckende Wachs-
tumsprozesse, sondern zunehmend durch heterogene Entwicklungsprozesse ge-
kennzeichnet. Die Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung oder die Bevölke-
rungsentwicklung zeigen, dass sich die große regionale Dynamik auf einen sehr en-
gen Bereich um die Stadt München und den Bereich zum und um den Flughafen in 
den Landkreisen Freising und Erding nordöstlich von München beschränkt. Das 
Ende des Internet-Booms, die steigende Anzahl an Unternehmensinsolvenzen, die 
zunehmende Arbeitslosigkeit, die Krise der Kommunalfinanzen oder das Auslaufen 
staatlicher Investitionsprogramme wie der „High-Tech-Offensive Bayern“ der 
Staatsregierung können als Indizien dafür gesehen werden, dass sich die wirtschaft-
liche Dynamik abschwächt und die innerregionalen Verteilungskämpfe und Dispa-
ritäten zunehmen werden. Allerdings ist hier zum einen die aktuelle Konjunktur-
schwäche zu berücksichtigen und zum anderen muss betont werden, dass sich das 
„Leiden“ in der Metropolregion München auf sehr hohem Niveau bewegt und nicht 
vergleichbar mit der Strukturschwäche anderer Verdichtungsräume ist.  
(3) Rescaling, scalar fixes und scale jumping: Die dynamische Entwicklung im Norden 
und Nordosten Münchens ist auf die Verlagerung des Münchener Flughafens von 
München-Riem ins Erdinger Moos zurückzuführen. Da die Impulse der räumlichen 
Entwicklung seit Beginn der 1990er-Jahre nicht mehr ausschließlich von der Stadt 
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München ausgehen und durch den Flughafen München ein zweiter Wachstumspol 
entstanden ist, kann der räumliche Strukturwandel in der Metropolregion München 
als Rescaling-Prozess bezeichnet werden (vgl. Smith 2000; Swyngedouw 2000). 
Überspitzt formuliert, existiert eine eng verflochtene Region München erst seit Ver-
lagerung des Flughafens. Vorher können höchstens gewöhnliche Suburbanisie-
rungsprozesse und Pendlerbeziehungen in einem relativ eng begrenzten Stadt-
Umland-Bereich identifiziert werden. Neben dem Einfluss des Flughafens kann 
auch die kontinuierliche Ausdehnung des S-Bahn-Netzes als regionaler Rescaling-
Prozess bezeichnet werden. Im Gegensatz dazu ist der regionale Planungsverband 
RPV und die seit Gründung unveränderte Abgrenzung der Planungsregionen in der 
Metropolregion München ein scalar fix. Die Gründung von MAI und die Diskus-
sion über eine Greater Munich Area können als Beispiele für scale jumping inter-
pretiert werden, weil seit Mitte der 1990er-Jahre über Wirtschaftsförderung und 
Standortmarketing in vorher nicht üblichen räumlichen Maßstäben gesprochen 
wird.  
(4) München als „Hub-and-Spoke-Region“: Aufgrund ihrer wirtschaftsräumlichen 
Struktur bezeichnet Kujath (2003: 3) die Metropolregion München als „Hub-and-
Spoke-Region“. Dabei ist die Stadt München das Zentrum, das heißt die Nabe 
(hub) der Wirtschaftsregion und die Speichen (spokes) verlaufen zu den Mittelzent-
ren im näheren Umland (Dachau, Erding, Ebersberg, Starnberg, Landsberg, Fürs-
tenfeldbruck) und den Oberzentren im weiteren Umland (Freising, Rosenheim, 
Augsburg, Ingolstadt), die jeweils die Funktion von Subzentren übernehmen. Auf-
grund ihrer interregionalen Verflechtungen und ihrer Einbettung in internationale 
Wirtschaftsprozesse reichen die Speichen Münchens bis nach Baden-Württemberg, 
in die Region Rhein-Ruhr, nach Italien, Österreich oder in die mittelosteuropäi-
schen Staaten.  
(5) Projektorientierte Steuerung im Schatten der Hierarchie: Aufgrund der Vielzahl 
neuer Projekte und Initiativen und ihres Einflusses auf die Siedlungsentwicklung 
seit Beginn der 1990er-Jahre kann die These aufgestellt werden, dass die Sied-
lungsentwicklung verstärkt durch Projekte gesteuert wird. Damit spiegelt die Sied-
lungsentwicklung in der Metropolregion den Trend des New Regionalism zu pro-
jektorientierten, schwach institutionalisierten, interessen- und akteurspezifischen, 
kooperativen Steuerungsformen (Kübler 2003: 540). Auffällig ist, dass es praktisch 
keine Projekte ohne Beteiligung der Stadt München und des PV gibt, die Projekte 
also immer eines überkommunalen Konsens bedürfen und im Schatten der Hierar-
chie anzusiedeln sind.  
(6) Aus den raumstrukturellen Trends können drei „Regionen München“ abgeleitet 
werden:  
 Der Standort München ist die räumlich kleinste Region und umfasst die Stadt 
München, einige wirtschaftsstarke Umlandgemeinden wie Planegg (Martins-
ried), Ottobrunn oder Unterföhring und die Flughafen-Achse (Unterschleiß-
heim, Garching, Freising). Diese Region ist durch ihre sehr dynamische wirt-
schaftliche Entwicklung sowie das damit verbundene Bevölkerungs- und Sied-
lungsflächenwachstum gekennzeichnet und wird ungefähr durch den Autobahn-
ring oder die am nächsten zur Stadt liegenden Autobahnkreuze begrenzt. Hier 
sind die Firmensitze multinationaler Unternehmen, Unternehmenscluster im 
Hightech-Sektor und zahlreiche Einrichtungen von Wissenschaft und For-
schung angesiedelt.  
 Die Alltagsregion München liegt ungefähr in den Grenzen des MVV-Bereichs 
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oder der Planungsregion. Sie wird durch die Alltagserfahrung vieler Menschen 
in der Metropolregion München konstituiert, die hier wohnen, arbeiten und ihre 
Freizeit verbringen. Die Alltagsregion entspricht der in Abbildung 1 durch hohe 
Anteile der Siedlungs- und Verkehrsfläche charakterisierten engeren Metropol-
region München. Die Alltagsregion ist ungefähr identisch mit dem im Miet-
markt der Süddeutschen Zeitung als „Umland München“ definierten Bereich. 
Hierzu zählen die Landkreise München, Freising, Erding, Ebersberg, Bad Tölz-
Wolfratshausen, Starnberg, Fürstenfeldbruck und Dachau sowie der nordwestli-
che Teil des Landkreises Rosenheim, der nördliche Teil des Landkreises Mies-
bach und die östlichen Ränder der Landkreise Landsberg am Lech und Weil-
heim. Darüber hinaus definiert der Mietmarkt der Süddeutschen Zeitung ein 
„Einzugsgebiet München“, welches die Kreisgebiete Eichstätt, Pfaffenhofen, 
Kelheim, Rosenheim, Miesbach, Garmisch-Partenkirchen, Kaufbeuren (teilwei-
se), Neuburg/Schrobenhausen, Ingolstadt, Landshut, Mühldorf, Traunstein (teil-
weise), Weilheim/Schongau, Landsberg am Lech, Augsburg und Aichach/ 
Friedberg umfasst.  
 Die Marketingregion München oder der Großraum München (Greater Munich 
Area) ist weniger eindeutig zu territorialisieren als die anderen beiden Regionen 
und offen. Er umfasst einen ähnlichen Raum wie MAI. Definitiv dazu gehören 
die Stadt München und die benachbarten Oberzentren Ingolstadt, Landshut, Ro-
senheim und Augsburg. Dieser Raum wird nach außen für das internationale 
Standort- und Tourismus-Marketing benutzt. Obwohl der Raum weite Teile 
Südbayerns umfasst, wird er international eher mit München als mit Bayern as-
soziiert. So wird z. B. auch das Factory Outlet Center (FOC) in Ingolstadt vom 
britischen Investor als „FOC Munich“ vermarktet. In der internationalen Tou-
rismuswerbung umfasst die Marketingregion das gesamte Alpenvorland ein-
schließlich Allgäu, Schloss Neuschwanstein, Chiemsee und Nationalpark 
Berchtesgaden. Auch innerregional spielt dieser Raum zunehmend eine größere 
Rolle, indem z. B. die Flughäfen und Messegesellschaften in München und 
Augsburg miteinander kooperieren.  
(7) Keine Kongruenz von Problemregion und Planungsregion: Wird die Region Mün-
chen aufgrund einer homogenen Siedlungsstruktur definiert, ist sie auf den engeren 
Verflechtungsbereich und den Bereich um den Flughafen München begrenzt. Die 
siedlungsstrukturell definierte „Region München“ ist daher deutlich kleiner als die 
Planungsregion (vgl. Abb. 1). Wird dagegen ökonomisch argumentiert und die in-
ternationale Verflechtung sowie das Standortmarketing in der Metropolregion 
München betont, ist die so abgegrenzte „Region München“ deutlich größer als die 
Planungsregion. Die Planungsregion kann also sowohl zu klein als auch zu groß 
sein und ist nicht kongruent mit der „Problemregion“ in der Siedlungsentwicklung. 
Allerdings zeigt die alltägliche Regionalisierung in den Grenzen des MVV-
Bereichs, dass die Planungsregion einen „räumlichen Kompromiss“ zwischen ei-
nem kleinen „Standort München“ und einer großen „Marketing-Region“ darstellen 
kann.  
Für die Steuerung der Siedlungsentwicklung in der Metropolregion ergibt sich aus 
den identifizierten raumstrukturellen Trends und den drei abgeleiteten Regionen 
das Problem, planerische und wirtschaftliche Interessen und Anforderungen in ver-
schiedener Hinsicht verhandeln zu müssen: verschiedene Akteure, verschiedene 
Zuständigkeiten in der Verwaltung, verschiedene territoriale Verankerungen, ver-
schiedene Machtpositionen.  
 Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf regionaler Ebene 
184 
3 Bausteine eines regionalen Flächenmanagements in der 
Metropolregion München  
Die Siedlungsentwicklung ist gegenwärtig – nicht nur in der Metropolregion München – 
durch Siedlungs- und Verkehrsflächenwachstum, Dispersion, abnehmende Dichten und 
geringe Auslastung vorhandener Infrastruktur gekennzeichnet (Weith 2002; Job et al. 
2003; Rat für Nachhaltige Entwicklung 2004). Um die Siedlungsentwicklung ressour-
censchonender und nachhaltiger zu gestalten, entwickeln daher derzeit viele Regionen 
Konzepte regionalen Flächenmanagements. So wurden im Modellvorhaben der Raum-
ordnung (MORO) „Regionales Flächenmanagement – Ansatzpunkte für eine ressour-
censchonende Siedlungsentwicklung“ 50 gute Beispiele regionalen Flächenmanage-
ments untersucht und 16 vertiefende Fallstudien durchgeführt (www.bbr.bund.de/raum-
ordnung/moro/). Ein regionales Flächenmanagement geht über traditionelle Ansätze der 
Bodenordnung hinaus und ist anspruchsvoller als die kommunale Flächennutzungspla-
nung. Die aktive, bedarfsorientierte strategische Steuerung soll die klassische, „passive“ 
Angebotsplanung ersetzen. Es geht um „ein strategisches Steuerungsmanagement für 
die ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, eingebunden in ein Multi-Akteur-Sys-
tem“ (Dosch 2001: 3). Zur Umsetzung eines regionalen Flächenmanagements kommen 
verschiedene formelle und informelle Instrumente der Raumordnung und Raumplanung, 
Informationsinstrumente und ökonomische Instrumente in Frage (Einig, Zinke 
2001: 2 ff.; Scholich 2004). Da ein regionales Flächenmanagement durch regionsexterne 
Entscheidungen beeinflusst wird – z. B. durch die Vorgaben der Landesplanung – müs-
sen auch diese bei der Gestaltung und Umsetzung eines regionalen Flächenmanage-
ments berücksichtigt werden.  
In ihrem Regionsbericht 2003 stellt die Stadt München fest, dass sich die Landes-
hauptstadt und ihr Umland seit dem letzten Regionsbericht 1996 zu einem untrennbar 
verflochtenen Lebens- und Wirtschaftsraum entwickelt haben – der Metropolregion 
München. Im globalen Standortwettbewerb konkurrieren dann auch nicht einzelne Städ-
te, sondern Metropolregionen als Motoren gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und kultu-
reller Entwicklung. Die Metropolregion München versteht sich beispielsweise als Kon-
kurrentin zu den Regionen Boston oder Silicon Valley in den USA. Die Stadt München 
steht gemeinsam mit ihren Umlandgemeinden und  -landkreisen vor der Herausforde-
rung, sich international als „Greater Munich“ zu präsentieren (LH München 2003a: 2).  
Auf der anderen Seite besteht die Herausforderung, die regionale Entwicklung dem 
Leitbild einer nachhaltigen Raumentwicklung entsprechend zu gestalten. Ökonomisches 
Wachstum geht mit Belastungen der natürlichen Ressourcen einher und kann zu sozia-
len Problemen führen, wenn gesellschaftliche Gruppen davon ausgeschlossen werden. 
Die aktuelle Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung in der Metropolregion Mün-
chen zeigt (Kap. 1), dass die regionalplanerischen Ziele trotz des Anpassungsgebotes an 
die Ziele der Raumordnung (§ 1 Absatz 4 BauGB) nur teilweise erreicht werden. Die 
Umsetzung der regionalplanerischen Zielsetzungen scheitert oft daran, dass die Kom-
munen als Träger der Bauleitplanung in eigener Planungshoheit handeln und dass auch 
bei den Landkreisen und Regierungen die regionalplanerischen Ziele im Rahmen von 
Raumordnungsverfahren nicht immer ausreichend berücksichtigt werden. Im Ergebnis 
findet zu viel Siedlungsentwicklung zwischen den Entwicklungsachsen und in nicht 
zentralen Orten statt. Die Folgen sind eindeutig: Der Individualverkehr und die Kosten 
für die Ver- und Entsorgung nehmen zu und die Versorgung mit sozialen Infrastruktur-
einrichtungen wird schwieriger. Außerdem werden die besser mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln erschlossenen und damit für die Siedlungsentwicklung besser geeigneten 
Standorte nicht oder mit nur geringer Dichte bebaut. Ausnahmeregelungen beim Frei-
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raumschutz und Beschneidungen der regionalen Grünzüge beschränken zudem die 
Steuerungswirkung der Regionalplanung. Kagermeier et al. (2001: 171) werfen daher 
für die Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München zu Recht die Frage auf, 
„ob die klassischen zentralörtlichen Strukturierungsmuster für die Verteilung von Funk-
tionsstandorten und die daraus resultierenden aktionsräumlichen Verflechtungen, die 
sich in entsprechenden regionalplanerischen Steuerungsansätzen niederschlagen, nicht 
mehr und mehr an Relevanz verlieren, bzw. teilweise sogar obsolet werden und ver-
stärkt in arbeitsteiligen, spezialisierten netzförmigen Standortmustern gedacht und ge-
plant werden muss.“  
Im Politikfeld Siedlungsentwicklung müssen die Anforderungen ökonomischer Wett-
bewerbsfähigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit verhandelt werden. Wie kann dabei 
die regionale Steuerungsfähigkeit erhöht werden? Grundsätzlich gilt: „Regionen sind 
umso leistungsfähiger, je besser sie in der Lage sind, kollektives Handeln zu organisie-
ren, und je wirksamer sie sich der interregionalen Konkurrenz stellen“ (Fürst 2003: 
446). Als konkrete Vorschläge zur Verbesserung der regionalen Steuerungsfähigkeit in 
der Siedlungsentwicklung werden im Folgenden sieben Bausteine für ein regionales 
Flächenmanagement vorgeschlagen, die zum Teil bereits politisch diskutiert oder umge-
setzt werden (Kagermeier et al. 2001; LH München 2003a; Reiß-Schmidt 2003; Pütz 
2004a):  
(1) Regionale, themen- oder problemspezifische Entwicklungskonzepte: Die Regio-
nalplanung praktiziert seit den 1990er-Jahren zunehmend „Kooperation im Schatten 
der Hierarchie“ (Knieling 2003: 470). Damit ist gemeint, dass die Regionalplanung 
nicht mehr nur Ordnungs-, sondern verstärkt Entwicklungsfunktionen wahrnimmt. 
Der Regionalplan gehört zwar mit seinem Siedlungs- und Freiraumkonzept weiter-
hin zu den wichtigsten Instrumenten eines regionalen Flächenmanagements (Einig, 
Zinke 2001: 6), wird jedoch durch regionale, themen- oder problemspezifische 
Entwicklungskonzepte ergänzt. Der räumliche Anwendungsbereich dieser Kon-
zepte und die Zusammensetzung der Akteure sollen sich nach dem jeweiligen 
Thema oder Problem richten. Als Beispiel für ein solches regionales Entwicklungs-
konzept kann das Teilraumgutachten für das Umland des Flughafens mit seiner 
Baulandpotenzialabschätzung genannt werden. Weitere, derzeit geplante oder bear-
beitete Beispiele in der Planungsregion München sind ein Güterverkehrszentren-
konzept, eine regionales Radwegenetz und ein Landschaftsentwicklungskonzept. 
Seit Januar 2004 wird ein regionales Einzelhandelskonzept erarbeitet. Es hat zum 
Ziel, geeignete Standorte für den großflächigen Einzelhandel vorzuschlagen, Ver-
fahren der interkommunalen Abstimmung zu finden und konkrete Umsetzungs-
ideen zu entwickeln. Dazu soll zum einen die derzeitige Einzelhandelsstruktur in 
der Planungsregion München erfasst und bewertet werden, zum anderen sollen vor-
handene Einzelhandelskonzepte aus anderen Regionen ausgewertet werden. Auf 
Bundesebene hat das Regionale Einzelhandelskonzept der Region Hannover aus 
dem Jahr 2002 Beachtung gefunden, weil sich die Gemeinden auf zukünftige 
Standorte großflächigen Einzelhandels verständigt und diese im regionalen Raum-
ordnungsprogramm verbindlich festgelegt haben (Scholich 2004: 3). Das Einzel-
handelskonzept für die Planungsregion München hat Pilotcharakter in Bayern. 
(2) Regionale Wohnungsbaupolitik: Das Flächenangebot in der Stadt München ist auf 
bestimmte Teilmärkte und Preissegmente beschränkt. Vor allem der Wohnungs-
markt wird derzeit durch Spannungen belastet: Seit 2001 werden vor allem zu we-
nige Mietwohnungen errichtet. Die Stadt München versucht, durch Nutzungsmi-
schung bei großen Stadtentwicklungsprojekten und durch das städtische Woh-
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nungsbauförderprogramm „Münchner Modell“ mehr bezahlbaren Wohnraum be-
reitzustellen. Allerdings reichen diese Bemühungen nicht aus, so dass der Nachfra-
gedruck auf die Umlandgemeinden zunehmen wird und auch diese langfristig ver-
stärkt Wohnbauland entwickeln müssen. Voraussetzung dafür ist allerdings eine re-
gionale Wohnungsbaupolitik mit veränderten steuerlichen Rahmenbedingungen, 
z. B. durch eine regional differenzierte, am Bestand ausgerichtete Eigenheimzulage. 
Außerdem muss das Wohnungsangebot in zumutbarer Entfernung zu den neu ge-
schaffenen Arbeitsplätzen liegen. Da nur Teilräume wie z. B. die Flughafenachse 
mit ihren guten Standortvoraussetzungen für Gewerbe und Wohnungen diesen An-
spruch leicht erfüllen, sollte dieser Aspekt auch im innerregionalen Vorteils- und 
Lastenausgleich berücksichtigt werden (LH München 2003a: 7 f.).  
(3) Regionale Flächenpools und Gründung einer regionalen Grundstücksgesellschaft: 
Mit regionalen Flächenpools können Flächen für bestimmte regionale Siedlungs-
zwecke vorgehalten, bewirtschaftet, mobilisiert und bei Bedarf zugeteilt werden. 
Um auf diese Weise die Baulandnachfrage zu lenken, die regionale Wohnungsbau-
politik zu unterstützen und die Regionalplanung enger mit der Projektebene zu ver-
zahnen, ist die Gründung einer Grundstücksgesellschaft in der Metropolregion 
München denkbar. Als Vorbild könnte die „Hannover Region Grundstücksgesell-
schaft mbH & Co. KG“ dienen, die 1993 durch den Kommunalverband Großraum 
Hannover und die Kreissparkasse Hannover gegründet wurde. 
(4) Regionaler Vorteils-Lasten-Ausgleich, einschließlich Finanzausgleich: Die Finanz-
ausstattung der Kommunen hat sich in den vergangen Jahren kontinuierlich ver-
schlechtert. Zum einen liegt das daran, dass Bund und Länder den Kommunen im-
mer mehr Aufgaben zugewiesen haben, ohne gleichzeitig die nötigen zusätzlichen 
Finanzmittel bereitzustellen. Die bayerische Verfassung wurde 2003 um das so ge-
nannte Konnexitätsprinzip erweitert, so dass zumindest auf Landesebene keine 
Aufgaben mehr ohne entsprechende Finanzmittel auf die Gemeindeebene verscho-
ben werden dürfen. Zum anderen sind die Gewerbesteuereinnahmen hinter den Er-
wartungen zurückgeblieben, weil vor allem Großunternehmen von neu entstande-
nen Möglichkeiten der Verlustabschreibung Gebrauch gemacht haben. Die Verbes-
serung der kommunalen Finanzsituation sollte auf der regionalen Ebene ansetzen 
und einen regionalen Vorteils-Lasten-Ausgleich berücksichtigen. Konzeptionelle 
Vorüberlegungen hierzu sowie zur Gestaltung eines Regionalbudgets werden ge-
genwärtig vom Arbeitskreis „Planen und Bauen“ des Bayerischen Städtetages und 
in den betroffenen Bayerischen Staatsministerien angestellt.  
(5) Reform der Landesplanung: Die Steuerungsfähigkeit in der Metropolregion Mün-
chen ist durch Vorgaben der Landesplanung begrenzt. Mit der Fortschreibung des 
LEP 2003 wurde versäumt, das zentralörtliche System sowie die Abgrenzung der 
Gebietstypen und Planungsverbände zu reformieren, d. h. an die funktionsräumliche 
Realität anzupassen. So hätte beispielsweise die Planungsregion München im Sü-
den erweitert und eine „Europäische Metropolregion München“ den „Verdichtungs-
raum München“ ersetzen können. Bereits 1995 hat die Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen die Ein-
führung „Europäischer Metropolregionen“ beschlossen und bundesweit definiert. 
Die baden-württembergische Landesplanung hat z. B. 2003 mit der Novellierung 
des Landesentwicklungsplans die „Europäische Metropolregion Stuttgart“ einge-
führt, die größer ist als der alte „Verdichtungsraum Stuttgart“. Die Versäumnisse in 
Bayern sind möglichst bald nachzuholen. Außerdem könnte die regionale Steue-
rungsfähigkeit dadurch gestärkt werden, dass kein Flächennutzungsplan ohne Zu-
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stimmung des regionalen Planungsverbandes geändert und keine landesplanerische 
Beurteilung bei Raumordnungsverfahren gegen das Votum der Regionalplanung 
entschieden werden darf.  
(6) Harmonisierung von Gewerbe- und Wohnflächenausweisungen: Im bayerischen 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) wurde 1994 festgelegt, dass neue Gewerbe-
flächen nur bei gleichzeitiger Ausweisung von Wohnbauflächen für die zusätzli-
chen Arbeitskräfte entstehen dürfen (A II 2.1.2 im LEP 2003). Dieses so genannte 
Harmonisierungsgebot wird jedoch bislang nicht umgesetzt. Um die Harmonisie-
rung von Gewerbe- und Wohnflächenentwicklung tatsächlich zu erreichen, ist es 
nach Ansicht der LH München (2003a: 7) notwendig, die Beratung und Kontrolle 
bei Raumordnungsverfahren sowie Genehmigungs- und Änderungsverfahren der 
Flächennutzungspläne durch Regierungen und Landratsämter zu intensivieren. Al-
lerdings ist klar, dass letztlich die Kommunen selbst dafür verantwortlich sind, wie 
sie landes- und regionalplanerische Ziele und Regelungen im Rahmen der Bauleit-
planung umsetzen.  
(7) Monitoring und Controlling der Bauland-, Siedlungs- und Verkehrsflächenentwick-
lung: Ein digitales Flächeninformationssystem sollte das regionale Flächenmana-
gement unterstützen. Hier sollen die Veränderungen der Siedlungs- und Verkehrs-
flächenentwicklung dokumentiert und die Informationen der Fachressorts verknüpft 
werden. Eine wichtige Informationsgrundlage regionalen Flächenmanagements 
sind regionale Baulandreserven. Ein Bauland-Monitoring gibt Auskunft über die 
Veränderung der Baulandbestände in der Metropolregion (Potenziale der Innenent-
wicklung, Bestand gewidmeter Bauflächen, Brachflächenkataster).  
Diese Bausteine für ein regionales Flächenmanagement thematisieren zum Teil be-
kannte Probleme der Metropolregion München. Sie wurden deshalb noch nicht gelöst, 
weil offensichtlich nicht alle Akteure dort ein Problem gesehen oder weil sie aus indivi-
duellen Interessen eine Lösung des Problems verhindert haben. Deshalb ist der wich-
tigste Baustein eines regionalen Flächenmanagements die Bereitschaft aller Akteure, 
regional und langfristig zu denken. Der anhaltende kommunale Wettbewerb um Einzel-
handelsgroßprojekte zeigt, dass das Bewusstsein um einen gemeinsamen Lebens- und 
Wirtschaftsraum und das langfristige Denken in regionalen Zusammenhängen bei kon-
kreten Standortentscheidungen den kurzfristig in Aussicht stehenden Gewerbesteuer-
einnahmen unterliegt.  
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1 Einleitung 
Allenthalben wachsen auch im Freistaat Bayern die Siedlungsflächen. Mit einprägsa-
men Vergleichszahlen wird in den Medien auf die Entwicklung hingewiesen, die öffent-
liche Hand bemüht sich verstärkt um allgemeine Bewusstseinsbildung, dass ein sparsa-
mer Umgang mit verfügbaren Flächen zur Umwidmung als Siedlungs- oder Verkehrs-
flächen nicht ökonomisch geboten, sondern vor allem auch ein dringendes Gebot unter 
dem Gesichtspunkt der nachhaltigen Landesentwicklung ist. In vorliegender Arbeit wird 
die aktuelle Situation von Grundstücken, die für Zwecke der Bahn nicht mehr benötigt 
werden, am Beispiel einer Planungsregion in Oberfranken untersucht. Auf der Grundla-
ge ausgewählter aktueller Literatur (vgl. Literatur) und von Gesprächsergebnissen mit 
Kommunen ganz unterschiedlicher Größen werden wesentliche Kriterien für den Eigen-
tumsübergang aufgezeigt. Es schließt sich ein kurzer Blick an, wie in anderen Bundes-
ländern die Problematik behandelt wird.  
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2  Bahnbrachen in der Region Oberfranken-West 
Abb. 1: Eisenbahnbrachflächen in der Region Oberfranken-West  
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2.1  Überblick 
Vorab: „Die Bahn“ als Einheit gibt es nicht mehr! Nach der Privatisierung sind heute 
vielmehr eine ganze Reihe neuer Organisationseinheiten vorhanden, die einerseits den 
Bahnbetrieb gewährleisten und andererseits Aufgaben abwickeln, die zwar dem Ober-
begriff „Bahn“ zuzuordnen sind, aber nur noch mittelbar mit ihm zu tun haben. Wesent-
licher Partner für das Zustandekommen dieser Arbeit ist die DB Services Immobilien 
GmbH (DB Imm), die mit ca. 160 Mitarbeitern in Bayern den Verkauf nicht mehr benö-
tigter Bahngrundstücke betreibt (vgl. Bahninfos für Bayern 2002). Das Immobilienbüro 
Nürnberg (zuständig für den nordbayerischen Bereich) stellte freundlicherweise im 
Frühjahr 2003 für die Region Oberfranken-West eine Gesamtübersicht über die lagemä-
ßige Verteilung der von ihm zu vermittelnden Bahngrundstücke zur Verfügung (vgl. 
Abb. 1), darüber hinaus auch für jedes Grundstück einen Lageplan M 1:5.000 mit An-
gabe der Grundstücksgröße. Somit war es möglich, das aktuelle Angebot an Bahn-
Grundstücken für eine der 18 bayerischen Regionen auf der Grundlage eines kompletten 
Überblicks zu analysieren. 
Aus Abb. 1 ergibt sich, dass überall in der Region, wo Bahnstrecken verlaufen (teil-
weise auch dort, wo sie früher verliefen und heute zurückgebaut sind), Grundstücke der 
Bahn frei sind. In der Region Oberfranken-West sind es insgesamt 184 ha (Stand März 
2003), die sich auf die kreisfreien Städte und Landkreise wie folgt aufteilen: Stadt 
Bamberg: 13,3 ha; Stadt Coburg: 15,1 ha; Landkreis Bamberg: 60,7 ha; Landkreis Co-
burg: 15,5 ha; Landkreis Forchheim: 6,7 ha; Landkreis Kronach: 49,1 ha; Landkreis 
Lichtenfels: 23,5 ha.  
Die hohen Werte in den Landkreisen Bamberg und Kronach ergeben sich daraus, dass 
dort Teilstücke von zwei ehemaligen Nebenbahnen zum Verkauf anstehen. Diese stehen 
allerdings – wenn auch für sich genommen z. B. als künftige Radwege ebenfalls von 
regional nicht zu unterschätzender Bedeutung – nicht im Zentrum dieser Betrachtung. 
Es sind vielmehr die Grundstücke in ortsnaher Lage, die häufig ein wertvolles Potenzial 
für die bauliche Entwicklung darstellen, das bisher nicht genutzt wurde. Dabei sind die 
Grundstücke durchaus nicht nur schmale Streifen parallel zum Betriebsgleis, sondern 
immer wieder umfängliche Liegenschaften, deren Eignung für ortsplanerische Erforder-
nisse vielfältig ist. Unter der Abb. 2 werden am Beispiel eines ehemaligen Bahnbe-
triebswerks verschiedene Möglichkeiten verdeutlicht. Freie Grundstücke der Bahn gibt 
es in 51 Kommunen der Region Oberfranken-West, somit ist die Region mit 45 % der 
Kommunen im Prinzip mit dem Fragenkomplex der nachhaltig sinnvollen Verwendung 
dieser Grundstücke befasst. Ordnet man diese Kommunen raumplanerischen Kategorien 
zu, dann wird sogleich deutlich, dass vor allem in Zentralen Orten aller Stufen auch 
freie Grundstücke der Bahn vorhanden sind: von den 51 Kommunen sind 43 zentralört-
lich eingestuft, darunter 23 Kleinzentren, 11 Unterzentren, 3 mögliche Mittelzentren, 4 
Mittelzentren und 2 Oberzentren. Nur 7 Kommunen sind nicht Zentrale Orte, in denen 
mit insgesamt rund 10 ha nur ein unbedeutender Rest verfügbarer Bahnflächen vorhan-
den ist. Der Komplex „freie Bahnflächen“ ist somit eng mit dem System der Zentralen 
Orte verbunden. 
2.2  Versuch einer Kategorisierung 
Bei einer derart umfassenden Erhebung ist zu erwarten, dass die jetzt nicht mehr für 
Bahnzwecke verwendeten Grundstücke durchaus verschieden sind, und zwar nach La-
ge, Größe, früherer und gegenwärtiger Verwendung und tatsächlicher Entbehrlichkeit 
für die Bahn, aber auch nach der beabsichtigten Verwendung, sogar nach der Bekannt-
heit bei möglichen Käufern. 
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Zur Lage: sieht man von den beiden disponiblen ehemaligen Nebenbahn-Teilstücken 
in den Landkreisen Bamberg und Kronach ab, so sind die Grundstücke abseits der Be-
bauung absolut zwar in der Überzahl, nach der Grundstücksgröße jedoch eher unbedeu-
tend. Dagegen sind zwar ortsnah gelegene Grundstücke nicht so zahlreich, haben aber   
– in der Regel relativ günstig erschließbar – ortsplanerisch den deutlich besseren Effekt 
bei einer neuen Verwendung.  
Zur Größe: Die nachstehende Tabelle 1 zeigt die Grundstücke nach Größenklassen, 
insgesamt und aufgeteilt nach ihrer Verteilung in der Region. 
Tab. 1: Grundstücke der DB in der Region Oberfranken-West 1) 
Größenklassen der 
Bahnbrachen 
Region  
Oberfranken-West 
Landkreis 
Forchheim 
Landkreis 
Bamberg 
Landkreis 
Lichtenfels 
Landkreis 
Coburg 
Landkreis 
Kronach 
Kreisfreie 
Städte 
   
<0,1 ha 27 3 7 6 4 2 5 
        
        
0,1-<1 ha 123 13 32 13 16 31 18 
        
        
1 - <3 ha 34 2 7 5 2 11 7 
        
        
>3 ha  8 0 1 2 1 2 2 
        
        
Gesamt 192 18 47 26 23 46 32 
1) Stand: März 2003 
Quelle: Eigene Erhebung  
 
Frühere Verwendung: Eine ins Einzelne gehende Aufzählung ist beim Umfang des 
Materials im Rahmen dieser Arbeit weder möglich noch notwendig. Aufgrund der wie-
derholten Gespräche mit den Vertretern von DB Imm lassen sich allerdings im Über-
blick folgende früheren Verwendungen der nun angebotenen Grundstücke feststellen: 
 Güterbahnhof 
 Bahnbetriebswerk 
 Ladegleis mit Vorplatz 
 Restgrundstück mit Kleingarten-Nutzung durch (ehemalige) Bahnbedienstete 
 Restgrundstück historischen Ursprungs  
 ehemalige Bahnstrecke. 
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Abb. 2: Schrägluftbild Bahnbetriebswerk Coburg 
 
Quelle: Stadtverwaltung Coburg 
Dieses ehemalige Bahnbetriebswerk – schon seit vielen Jahren außer Funktion – liegt 
nur wenige hundert Meter von der Innenstadt des Oberzentrums Coburg entfernt. Das 
umfängliche Grundstück mit dem in den 1990er-Jahren unter Denkmalschutz gestellten 
Lokomotiv-Rundschuppen ist zwar für den Straßenverkehr nicht ganz einfach zu er-
schließen, könnte aber Ansatzpunkte, z. B. für Handel oder im Bereich der Kultur, bie-
ten. Nutzungsmöglichkeiten des großen Gebäudes sind schon vor etwa zehn  Jahren im 
Rahmen einer Diplomarbeit der Fachhochschule Coburg untersucht worden. Selbst eine 
radikale Umwidmung des Geländes zur Ermöglichung einer von Nordwesten in den 
Stadtkern reichenden Frischluftschneise ist kürzlich andiskutiert worden. Aber die kom-
munale Finanzknappheit setzt hier enge Grenzen. 
Jetzige Verwendung: Der gegenwärtige Zustand – in der Regel ohne erkennbare Nut-
zung – war letztlich Ausgangspunkt für diese Arbeit: Bei vielen Bahnreisen in Bayern 
fiel dem Autor immer wieder auf, dass Grundstücke der Bahn u. a. infolge des häufigen 
Rückbaus von Gleisen in Bahnhofsbereichen zwar frei, aber ohne erkennbare Neunut-
zung sind. Diese Beobachtung wurde in den mit DB Imm geführten Gesprächen bestä-
tigt: Nur ein kleinerer Teil der freien Grundstücke sind „an Dritte“ verpachtet oder einer 
sonstigen Zwischennutzung zugeführt. 
Entbehrlichkeit für die Bahn: Als Außenstehender meint man zunächst ohne nähere 
Beschäftigung mit der Materie, jedes freie Bahngrundstück sei für die Bahn auch ent-
behrlich. Dies entspricht jedoch nicht den Fakten: In der Regel sind die Grundstücke 
schon sehr lange (meist wohl über 100 Jahre) im Eigentum der Bahn. Während dieses 
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Zeitraums wurden häufig im Untergrund Versorgungs- und Fernmeldeeinrichtungen 
verlegt, die teilweise noch heute für einen reibungslosen Bahnbetrieb nicht entbehrt 
werden können. Vor der Veräußerung von Bahngrundstücken müssen daher in der Re-
gel so genannte Entbehrlichkeitsprüfungen durchgeführt werden. Das sind Verfahren, 
bei denen eine ganze Reihe von Fachstellen der Bahn befragt werden, ob und ggf. wel-
che Bahneinrichtungen das zur Veräußerung anstehende Grundstück durchqueren, ob 
sie verlegt werden müssen und ob ggf. die Kosten dafür angemessen sind. Dieses Ver-
fahren kann Monate beanspruchen. Das Eisenbahn-Bundesamt fordert zur Entwidmung, 
dass die Prüfung maximal ein Jahr alt sein darf. Daher ist es aus der Sicht von DB Imm 
oft ratsam, veraltete Prüfungen erneut durchzuführen, wenn sich Änderungen ergeben 
haben. Eine aktuelle Durchsicht für Oberfranken-West hat ergeben, dass bei den gemel-
deten Grundstücken 39 % auf ihre Entbehrlichkeit geprüft wurden, bei 3 % dieser Über-
prüfungen fiel das Ergebnis negativ aus. Der Wert „3 %“ erweckt den Anschein, dass 
die meisten Flächen entbehrlich sind. Dies trifft jedoch nur teilweise zu, weil Flächen 
oft nur eingeschränkt entbehrlich  sind und der Zuschnitt dadurch abzuändern ist (Not-
wendigkeit der dinglichen Sicherung von Kabeln und Leitungen, dadurch Veräußerung 
nur mit Auflagen möglich!). Bei 18 Grundstücken läuft darüber hinaus gegenwärtig 
eine Entbehrlichkeitsprüfung.  
Beabsichtigte Verwendung: Bei den verschiedenen Gesprächen mit Gemeinden 
durchaus unterschiedlicher Größe war eine klare Vorstellung der Kommune über die 
künftige Verwendung von Bahnbrachen eher die Ausnahme. Insbesondere bei ortsnahen 
Flächen konnte zwar kommunales Interesse am Erwerb von Bahngrund festgestellt wer-
den, aber Festlegungen in der Bauleitplanung (Flächennutzungsplan, erst recht Bebau-
ungsplan) wurden bei den befragten Städten und Gemeinden nicht bekannt. Eine Kate-
gorisierung in dieser Hinsicht scheidet also aus. 
Bekanntheit der Verfügbarkeit: Überraschenderweise war nicht in allen Gemeinden, 
die befragt wurden, bekannt, welche Bahngrundstücke derzeit disponibel sind. Dies 
bezog sich allerdings eher auf ortsferne Lagen, wo in manchen Fällen Pachtverhältnisse 
mit Landwirten bestehen.  
 
2.3  Analyse der räumlichen Situation 
2.3.1  Region Oberfranken-West 
Wie aus der Übersichtskarte hervorgeht, sind freie Grundstücke der Bahn sowohl an in 
Betrieb befindlichen Strecken als auch dort, wo der Betrieb eingestellt wurde, in einer 
verhältnismäßig gleichmäßigen Verteilung gewissermaßen flächendeckend vorhanden. 
Es ergeben sich damit sowohl im innerörtlichen Bereich vor allem Zentraler Orte unter-
schiedlicher Kategorien als auch im ländlichen Raum Möglichkeiten einer Neunutzung 
von Grundstücken, die großenteils über einen langen Zeitraum hinweg als Verkehrsflä-
che in Verwendung waren. Die Kommunen haben aber bisher aus verschiedenen Grün-
den (mangelnde Bekanntheit der Grundstücke, wechselnde Dienststellen und Personen 
bei der Bahn, fachliche Probleme, finanzielle Engpässe, andere Aufgabenschwerpunkte 
der Bauverwaltungen) dieses Potenzial nur wenig genutzt. Sie sehen allerdings, dass 
sich bei den vorhandenen Grundstücken häufig Chancen für eine nachhaltige Neunut-
zung ergeben. Als konkretes Beispiel dafür sei die Einrichtung ortsnaher Parkplätze ge-
nannt.  
Aus den Gesprächen mit DB Imm ergab sich, dass freie Grundstücke deutlich über-
wiegend privaten Interessenten angeboten werden; allerdings bisher wohl häufiger mit 
dem Ziel der Verpachtung, gewissermaßen als kurzfristige Überbrückung bis zu einem 
 Bahnbrachen als Flächenpotenzial am Beispiel der Region Oberfranken-West 
 195 
Verkauf. Nicht in allen Fällen ist bisher die zuständige Gebietskörperschaft über freie 
Bahngrundstücke informiert. Dabei ist festzuhalten, dass nach den vor Ort erhaltenen 
Auskünften die Kommunen bereit wären, in ihrem Bereich für bessere Bekanntheit frei 
gewordener Bahngrundstücke Sorge zu tragen. 
Zur Größenordnung der freien Bahngrundstücke in Oberfranken-West: die aufgeliste-
ten 184 ha entsprechen etwas über 300 Fußballfeldern. Bezogen auf die Gesamtfläche 
der Region ist das natürlich nur ein sehr kleiner Anteil. Die raumplanerische Bedeutung 
eines großen Teils dieser Flächen für die Region ist jedoch wegen seiner Lage ungleich 
höher einzuschätzen.  
 
2.3.2   Bayern 
Legt man das gegenwärtige und das historische Streckennetz der Bahn einschließlich 
der früher betriebsnotwendigen Nebeneinrichtungen zugrunde, so kann die Behauptung 
gewagt werden, dass sich die Analyse der Verhältnisse zur Bahnbrache in Oberfranken-
West in wesentlichen Teilen auf das gesamte Gebiet des Freistaats Bayern übertragen 
lässt, ausgenommen allenfalls die Landeshauptstadt und der Raum Nürnberg-Fürth-
Erlangen. Dort kann eine so umfangreiche planerische Infrastruktur im kommunalen 
Bereich unterstellt werden, dass es einer zusätzlichen Vermittlung (siehe vorletzter Ab-
schnitt) wohl nicht bedarf. Aber im übrigen Territorium – und das ist der größte Teil 
Bayerns – ist eine deutlichere Vermittlung des Flächenangebots "der Bahn" gerade im 
Sinne des Flächensparens geboten.  
 
3  Wesentliche Gesichtspunkte für die Neunutzung 
Die Ausführungen in Abschnitt 3 basieren auf einer Reihe von Gesprächen, die im 
Sommer und Herbst 2003 mit Kontaktleuten aus dem Bereich der Bahn sowie mit ver-
schiedenen ganz unterschiedlich großen Kommunen der Region Oberfranken-West ge-
führt wurden. Sie geben in Zusammenfassung die Eindrücke wieder, die der Verfasser 
bei diesen Gesprächen gewonnen hat. Schien es am Beginn eher so, als wenn den Be-
teiligten „alles klar“ sei, so ergab sich nach und nach eher Gegenteiliges: Informations-
lücken, nachlassendes Interesse, Vorziehen anderer Prioritäten waren zu beobachten – 
nicht überall geeignet, das gebotene Interesse an dieser Art eines Flächenmanagements 
im Sinne einer nachhaltigen Flächenbewirtschaftung festzustellen. Leicht lässt sich die 
so umrissene Situation auf die derzeit desolaten Finanzen zurückführen. In dieser Arbeit 
stehen allerdings Gesichtspunkte der Landes- und Regionalplanung im Vordergrund, 
bei denen vorrangig auf vorbereitende Arbeiten für einen nachfolgenden Eigentums-
übergang abzustellen ist. Aus diesem Blickwinkel heraus erscheint dem Verfasser eine 
vertiefte Betrachtung der Einzelaspekte berechtigt. 
 
3.1 Entbehrlichkeit für die DB AG und Entwidmung 
Nicht allen befragten Kommunen war klar, dass ein angebotenes Bahngrundstück 
durchaus nicht automatisch für die Bahn auch entbehrlich ist, sondern dass die so ge-
nannte Entbehrlichkeitsprüfung ein gesondertes Verfahren ist, das einige Monate in 
Anspruch nimmt. In diesem Verfahren wird innerhalb des komplexen großen Bereichs 
„Bahn“ intern überprüft, ob im freien Grundstück noch betriebsnotwendige Versor-
gungs-, Fernmeldeleitungen oder Ähnliches liegen, auf die künftig verzichtet werden 
kann, oder ob die Leitungen mit vertretbarem Aufwand in das künftige Betriebsgelände 
der Bahn verlegt werden können. Erst nach einem positiven Ergebnis dieses Verfahrens 
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(dessen Ergebnisse bis vor kurzem nur wenige Jahre verbindlich waren) steht – wenn 
die übrigen Details passen – einem Eigentumsübergang von Bahnseite aus nichts mehr 
im Wege. Die Kommunen sollten diesen Umstand in Betracht ziehen, wenn sie in ihren 
Gremien auch nur ein generelles Interesse am Erwerb eines Bahngrundstücks beschlos-
sen haben, um im weiteren Verlauf Zeit zu sparen. Denn weitere Verhandlungen dürften 
in der Regel nur zielführend sein, wenn vorher die Entbehrlichkeit des Grundstücks für 
die Bahn festgestellt worden ist. 
Hier ist noch festzuhalten, dass in einigen Fällen die Bahn selbst kein größeres Inte-
resse an einem Verkauf hat, weil die Kosten des Verkaufs die zu erwartenden Erträge 
übersteigen. Dies trifft z. B. für Restgrundstücke zu, die z. T. schon seit vielen Jahrzehn-
ten als Kleingärten für Bahnbedienstete genutzt werden, oder für Grundstücke außer-
halb von Ortslagen mit extremer Hangneigung oder mit Bewaldung. Der Anteil dieser 
Grundstücke ist jedoch vergleichsweise sehr gering, sodass er nicht eine nennenswerte 
raumplanerischer Bedeutung hat.  
Der Entbehrlichkeitsprüfung schließt sich das vom Eisenbahnbundesamt (auf Antrag 
von DB Imm) durchzuführende Entwidmungsverfahren an. Erst nach dessen positivem 
Abschluss erlöschen endgültig alle Rechte der Bahn an dem Grundstück. In Oberfran-
ken-West wurde – wie eine Nachfrage ergab – dieses Verfahren noch nicht bei allen 
Verkäufen durchgeführt. Es ist aber damit zu rechnen, dass es künftig regelmäßig bean-
tragt wird.  
 
3.2  Altlasten 
Ein besonders kritischer Punkt bei Überlegungen, ein Bahngrundstück zu erwerben, ist 
sehr häufig – gerade auch in den raumplanerisch relevanten ortsnahen Lagen – die Fra-
ge der Altlasten. Bahngrundstücke sind nicht selten schon 100 und mehr Jahre im Ei-
gentum der Bahn, und der Umgang  mit Stoffen, die Boden und Grundwasser gefähr-
den, war früher sorgloser als heute. Natürlich sind in der Gegenwart manche angebote-
nen Grundstücke bereits von den zuständigen Fachstellen der Bahn und der Wasserwirt-
schaftsverwaltung auf Altlasten hin untersucht und entsprechend bewertet. Aber die 
Befunde basieren immer auf Stichproben und ein Restrisiko muss eingegangen werden, 
dass bei später notwendigen Bodenabtragungen Unliebsames zutage tritt, was im äu-
ßersten Fall weitreichende finanzielle Konsequenzen zur Folge haben kann. Es ist bis 
heute schwierig, hier für den „Altschadensfall“ eine sachgerechte Verteilung der finan-
ziellen Folgelasten zu vereinbaren. Andererseits sollte dieser Aspekt gerade auch aus 
raumplanerischen Überlegungen nicht dazu führen, dass Erwerber – seien es nun Kom-
munen oder Private – vor Erwerbsverhandlungen zurückschrecken. In diese Richtung 
zielt auch eine Initiative der bayerischen Staatsregierung zur Haftungsbeschränkung für 
Altlasten (Bayerische Staatszeitung 2003). 
 
3.3  Denkmalschutz 
Lange Zeit standen technikhistorische Einrichtungen eher am Rande des Interesses der 
bayerischen Denkmalpflege. Eine Verschiebung dieses Akzents ist erst seit den 1990er-
Jahren nach außen hin erkennbar geworden: Immer häufiger werden Bauwerke aus dem 
19. und 20. Jahrhundert gerade aus dem Bereich der Technik unter Denkmalschutz ge-
stellt, um der Nachwelt Zeugnis von der gewachsenen Arbeitswelt zu geben, die letzt-
lich zum heutigen Gesicht unseres Lebensumfeldes geführt hat. Dies hat dazu beigetra-
gen, dass sich der Denkmalschutz verstärkt auch der historischen Gebäude und Anlagen 
der Bahn angenommen hat. Bahnhöfe, Brücken und ganze Bahnbetriebswerke wurden 
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in die Denkmalliste eingetragen, teilweise unbemerkt von der Öffentlichkeit, und wur-
den mehr oder weniger unbeeindruckt zur Kenntnis genommen von den zuständigen 
Kommunen. Die Absicht der Behörden des Denkmalschutzes ist – für sich genommen – 
ausgezeichnet und vorbehaltlos zu unterstützen. Problematisch wird die Unterschutz-
stellung allerdings dann, wenn sie sich für eine Nachfolgenutzung erschwerend oder gar 
verhindernd auswirkt. Sensibilität erscheint auch hier auf beiden Seiten geboten, um die 
Belange des Denkmalschutzes bestmöglich in Übereinstimmung mit möglichen Folge-
nutzungen zu bringen.  
 
3.4  Bekanntheit der Verfügbarkeit bei den potenziellen Neunutzern 
Die im Zusammenhang mit diesem Aufsatz in der Region geführten Gespräche mit 
Kommunen ganz unterschiedlicher Größe ergaben, dass gerade bei kleineren Gemein-
den teilweise nicht bekannt war, welche Grundstücke der Bahn zur Neunutzung zur 
Verfügung stehen. Ungeachtet eventuell bestehender Lücken in der kommunen-internen 
Kommunikation könnte hier ein regelmäßig zu wiederholendes schriftliches Angebot 
von DB Imm („Agieren statt Reagieren“) einfache Abhilfe schaffen, den Kommunen 
den raumplanerisch wünschenswerten Wissensvorsprung verschaffen und so das beste-
hende Angebot gezielt und aktuell bekannt machen. Denn es wurde bei den Gesprächen 
vor Ort auch deutlich, dass die Gemeinden in der Regel bereit sind, potenzielle Interes-
senten in ihrem Bereich auf solche Grundstücke aufmerksam zu machen – wenn sie 
denn bekannt sind und die Gemeinde an einer eigenen Nutzung kein Interesse hat. 
 
3.5  Wertung der Bedeutung für die Flächennutzung bei den Kommunen 
Bei keiner der Kommunen, die in der Angelegenheit kontaktiert wurden, standen Fragen 
der Verwertung ehemaliger Bahnflächen im Vordergrund von Überlegungen zur Bau-
leitplanung. Dies muss auch nicht erwartet werden. Allerdings zeigte sich regelmäßig 
im Verlauf der Gespräche, dass eine vorausschauende Bauleitplanung gerade dann be-
sonders notwendig ist, wenn es um die Neunutzung dieser Art von Brachflächen geht. 
Denn am Beginn jeder Verhandlung mit DB Imm sollte ein grundsätzlicher Konsens 
zumindest im zuständigen kommunalen Bauausschuss bestehen, welcher Art der künfti-
gen Nutzung die fraglichen Grundstücke zugeführt werden könnten und ob die Kom-
mune selbst oder Andere als Nachnutzer in Frage kommen könnten. Dies kann – wie 
sich im Verlauf der Gespräche ebenfalls ergeben hat – auch Auswirkungen auf die Hal-
tung der Kommune haben, wenn das Landesamt für Denkmalpflege ehemalige Gebäude 
der Bahn in die Denkmalliste aufzunehmen beabsichtigt und dafür das Benehmen mit 
der Kommune herstellt. Eine sachgerechte Äußerung in einem solchen Fall ist nur dann 
gewährleistet, wenn konkrete Vorstellungen der Kommune über (alternative) Nachnut-
zungen bestehen. Natürlich ändern solche Vorstellungen kaum etwas an der Denkmal-
würdigkeit der Liegenschaft an sich, aber die Verhandlungen können zielgenauer ge-
führt und die langfristige Erhaltung des Objekts kann besser vorausgeplant werden.  
Andererseits setzt eine in die Zukunft gerichtete Beschäftigung der zuständigen kom-
munalen Gremien mit ehemaligen Bahngrundstücken voraus, dass diese in Lage, Größe 
und i. d. R. mit Preiserwartungen der DB Imm bekannt sind. Dies war – wie schon in 
Abschnitt 3.4 ausgeführt – erstaunlicherweise nicht immer der Fall. 
 
 Bahnbrachen als Flächenpotenzial am Beispiel der Region Oberfranken-West 
198 
3.6  Sonstiges  
Durchgängige Beobachtung bei den mit den Kommunen geführten Gesprächen war die 
z. T. heftig geführte Klage über die Vielzahl der Dienststellen bei den verschiedenen 
Tochtergesellschaften der DB AG, den häufigen Wechsel der Aufgabenverteilung und 
speziell auch der Mitarbeiter. Gerade für kleinere Gemeinden stellt dies ein großes 
Hemmnis dar, wenn Grundstücke erworben werden sollen. Erfolgreicher könnte die 
Vermarktung frei gewordener Bahngrundstücke laufen, wenn dieser Gesichtspunkt bei 
organisatorischen Überlegungen im DB-Konzern stärker einbezogen würde: eine deutli-
chere Kompetenzerweiterung der „nach außen“ wirkenden Mitarbeiter, die „nach innen“ 
eine erkennbare Vermittlungsfunktion im Sinne der potenziellen Kunden haben! Wenn 
ein Personalwechsel nicht zu vermeiden ist: sofortige Information das aktuellen Kun-
denkreises – in Zeiten des E-Mail-Schriftverkehrs eher eine Lappalie, die aber für Auf-
bau und Erhaltung vertrauensvoller Geschäftsverbindungen von hoher Wichtigkeit ist. 
Noch einige Sätze zum Fragenkreis „Naturschutz und Bahnbrache“: Im Verlauf der 
langjährigen Nutzung durch die Bahn und auch nach Aufgabe dieser bahnspezifischen 
Nutzung haben sich an Bahngrundstücken da und dort besondere, teilweise neue Pflan-
zen- und Tierarten angesiedelt. In der wissenschaftlichen Literatur ist auch über ober-
fränkische Vorkommen schon mehrfach berichtet worden. Dies hat aber in Oberfran-
ken-West bisher noch nicht dazu geführt, dass frei gewordene Bahngrundstücke aus-
drücklich zum Natur- oder Landschaftsschutzgebiet, zum geschützten Landschaftsbe-
standteil oder zum Naturdenkmal erklärt worden sind. Im Interesse einer sachgerechten 
Gesamtabwägung sollte den Unteren Naturschutzbehörden frühzeitig Gelegenheit zur 
Meinungsäußerung gegeben werden. Hierbei ist jedoch regelmäßig darauf hinzuweisen, 
dass durch die Neunutzung eines Bahngrundstücks meist die Inanspruchnahme eines 
anderen Grundstücks „auf der grünen Wiese“ – also in der Regel land- und forstwirt-
schaftliche Fläche – vermieden werden kann. Demgegenüber haben sich entstandene 
Pflanzen- und Tierarten als Pionierarten innerhalb weniger Jahrzehnte neu gebildet. 
Eine sorgfältige Einzelabwägung möglichst im Vorfeld weitergehender Planungen kann 
hier rechtzeitig Klarheit schaffen. 
 
4 Beispiele für die Handhabung der Bahnbrachenproblematik in 
anderen Bundesländern 
Überall in der Bundesrepublik sind in den zurückliegenden Jahren Flächen frei gewor-
den, die vorher lange Zeit für den Schienenverkehr genutzt wurden. Die Bundesländer 
haben sich mit dem Phänomen bisher auf unterschiedliche Art und Weise auseinander 
gesetzt. In Folgendem wird die Behandlung des Themas kurz an drei Beispielen aufge-
zeigt. 
Nordrhein-Westfalen ist ein Bundesland mit einem bis heute besonders dichten Eisen-
bahnnetz. Im Jahr 2000 waren hier ca. 20.000 ha Flächen für „Die Bahn“ entbehrlich. 
So nahm sich ganz im Sinne der Nachhaltigkeit der Siedlungsentwicklung das dortige 
Ministerium für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport schon vor einigen Jahren 
durch Förderung verschiedener einschlägiger Initiativen an. Im Dezember 2000 erschien 
die zweiteilige Arbeitshilfe dieses Ministeriums zur Aktivierung von Bahnflächen mit 
dem Titel „Bahnflächen zur Stadt machen“. Die Arbeitshilfe enthält eine ausführliche 
Darstellung der Gesamtsituation, bezogen auf das Bundesland Nordrhein-Westfalen und 
als Quintessenz des seit Mitte 1999 laufenden Moderationsverfahrens „25 Spielregeln“ 
zur Aktivierung von Bahnflächen, deren Beachtung Erleichterungen bei künftiger Neu-
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verwendung von ehemaligem Bahngelände verheißt. Überdies wurde im Jahre 2002 die 
BahnflächenEntwicklungsGesellschaft NRW GmbH als je 50-prozentige Tochter der 
DB und des Landes Nordrhein-Westfalen gegründet, die einerseits Grundstücke in Voll-
macht für und im Namen der Bahn und anderer Auftraggeber veräußert und andererseits 
die Finanzmittel des Landes für den Bahnflächenpool verwaltet und die weiteren För-
dermöglichkeiten koordiniert. Die erforderliche Moderation der unterschiedlichen In-
teressen ist dadurch im Sinne des notwendigen Flächen-Recycling gewährleistet 
(MSWKS NRW 2000; BEG NRW mbH o. J.). 
Auch in Niedersachsen hat inzwischen die Frage einer zügigen Verwertung frei ge-
wordener Bahnflächen vermehrte Beachtung gefunden: In einer Planungshilfe für Städte 
und Gemeinden des niedersächsischen Innenministeriums vom August 2002 „Neue 
Nutzung alter Strukturen: Revitalisierung von Brachflächen“ sind einige Seiten aus-
drücklich der Revitalisierung von Bahnflächen gewidmet; die Problematik der Altlasten 
und der öffentlichen Förderung ist besonders angesprochen. Ausdrücklich wird in der 
Einführung drauf hingewiesen, dass die Revitalisierung von Brachflächen einen wichti-
gen Beitrag zur Aktivierung von Bauland im Bestand und damit zur Stärkung der In-
nenentwicklung liefern kann, bevor neues Bauland im Umland der Städte und Gemein-
den ausgewiesen wird (Niedersächsisches Innenministerium 2002). 
Baden-Württemberg: In der Region Rhein–Neckar wurde aufgrund einer gemeinsa-
men Initiative des Raumordnungsverbands Rhein-Neckar, des Verkehrsverbunds Rhein-
Neckar GmbH, der DB Imm (Zweigniederlassung Mannheim) gemeinsam 21 Kommu-
nen dieser Region ab dem Jahr 2000 ein „Bahnhof-Standorte-Programm Rhein-Neckar“ 
entwickelt. Hier stehen Bahnhofsgebäude und ihr Umfeld im Zentrum der Bemühun-
gen: In 21 durchaus unterschiedlichen Gemeinden bemüht man sich gemeinsam um eine 
zeitgemäße Umnutzung mit dem Ziel einer nachhaltigen Verbesserung der innerörtli-
chen Verfügbarkeit dieser Grundstücke. Eine erfolgreiche Zwischenbilanz konnte be-
reits im Februar 2002 gezogen werden, die Abschlusskonferenz für das Projekt mit ei-
nem geschätzten Gesamtvolumen von 21–25 Mio. € hat am 26.11.2002 stattgefunden 
(BBR 6/2003: 8 f.; ANP 2002). 
 
5  Fazit 
Landes- und Regionalplanung in Bayern sind gegenwärtig (Mai 2004) – allein schon 
durch den im Herbst 2003 vollzogenen Wechsel in das Bayerische Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Infrastruktur und Technologie – in einer Phase des Umbruchs. 
Insofern lässt sich für diesen Bereich der bayerischen Staatsverwaltung gegenwärtig nur 
schwer eine konkrete Mitwirkungsempfehlung ableiten. Aufgrund der innerhalb dieser 
Arbeit durchgeführten Gespräche vor Ort kann jedoch festgestellt werden, dass zur Er-
reichung des Ziels einer zügigen Neunutzung von frei gewordenen Grundstücken der 
DB ein wie auch immer geartetes regionales Management (durchaus auch zeitlich be-
fristet) gute Dienste leisten könnte. Auftraggeber könnten – sofern die organisatorischen 
Voraussetzungen geschaffen würden – die Regionalen Planungsverbände sein, weil ihre 
Wirkungsbereiche überschaubare räumliche Einheiten bieten. In anderen Bundesländern 
wurde das Problem durchaus erfolgreich auch über die Regionalplanung angegangen.  
Auch die verstärkte Nutzung des Internet bietet sich an: für DB Imm wie auch aurelis 
(vgl. Anhang) sollte es nicht schwer sein, die von ihnen zu vermittelnden Grundstücke 
über das Internet anzubieten. Weiterhin erscheint denkbar, die entsprechenden Daten 
den Standort-Gemeinden mit den aktuellen Ansprechpartnern regelmäßig anzubieten.  
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Anhang: Vermittlung von Bahnflächen in Bayern 
 DB Imm: für Nordbayern DB Services Immobilien GmbH IB Nürnberg 
 aurelis Real Estate GmbH & Co. KG, Eschborn, Regionalbüro München (Verwer-
tung von nicht mehr zu Verkehrszwecken benötigter Flächen der DB) 
 DB Netz AG, NL Süd Immobilienmanagement, Richelstr. 3, N-S-F 4, 80634 Mün-
chen (Trasse mit Infrastruktur) 
 Deutsche Bahn AG, DB StationService AG, Bahnhofsmanagement Regensburg, 
Bahnhofstr. 18, 93047 Regensburg  (Bahnhöfe) 
 DB Cargo AG, Niederlassung München, CB-NÜ-B3, Richelstr. 3, 80634 München  
(Güterverkehr samt zugehöriger Anlagen) 
 DB Telematik GmbH, Region Süd, URB – Herr Klitin, Südwestpark 60, 90449 
Nürnberg  (bahnbetriebsnotwendige Fernmeldeanlagen) 
 DB Energie GmbH, Regionalbereich Südwest, Herr Dettmann, Lohwiesenweg 1, 
76135 Karlsruhe  (Stromversorgung, Bahnstromleitungen) 
 Bahnbrachen als Flächenpotenzial am Beispiel der Region Oberfranken-West 
 201 
 Deutsche Bahn AG, Sanierungsmanagement, Regionalbüro Süd FRS-S, Richelstr. 
3, 80634 München  (Altlasten) 
 DB AG Konzernsicherheit, Regionalbüro Süd, MZ-S-(ZV) Herr Müller, Richelstr. 
3, 80634 München  (Anlagen der zivilen Verteidigung) 
 DB Regio AG, Verkehrsbetrieb Ost, Abt. PN BYO, Bahnhofstr. 16, 93047 Regens-
burg  (Regionalverkehr) 
 DB Reise und Touristik, Regionalbereich Süd München, Frau Naujock, Bahnhofspl. 
2, 80335 München  (Fern- und Reiseverkehr) 
 DB Systems GmbH, FTS 21, Hahnstr. 43a, 60258 Frankfurt a. Main  (Kommunika-
tionseinrichtungen) 
 Bahn – Landwirtschaft, Bezirk Nürnberg e.V., Bahnhofspl. 9, 90762 Fürth/ Bayern  
(Kleingärten) 
 Für BEV/ Vivico: Bundeseisenbahnvermögen, Dienststelle Süd, Außenstelle Nürn-
berg, Hinterm Bahnhof 35, 90459 Nürnberg (Verwaltung und Vermarktung von 
Wohnhäusern, Sport- und Freizeiteinrichtungen) 
 Vivico Real Estate GmbH, Martin-Greif-Str. 1-3, 80336 München  (Vermarktung 
der so genannten „Zeil“-Flächen – Zuordnung und Bewertung der Eisenbahn-
Liegenschaften: Flächen, die im Rahmen des Schuldenerlasses von der Bahn an den 
Bund übergegangen sind)  
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1 Flächenmanagement als Strategie nachhaltiger Siedlungsentwicklung  
„Mehr Wert für die Fläche“ postuliert der Rat für Nachhaltige Entwicklung in seinen 
Empfehlungen an die Bundesregierung vom Juni 2004 zur Umsetzung des „Ziel-30-ha“ 
(RNE 2004). Erstmalig wurde damit – analog dem CO2-Minderungsziel – ein bundes-
weites ressortübergreifendes Reduktionsziel für die Siedlungs- und Verkehrsflächen-
entwicklung formuliert. Mit dieser ambitionierten Vorgabe hat die Debatte um Strate-
gien nachhaltiger Siedlungsentwicklung an Dynamik gewonnen. Das quantitative Ziel 
der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung wird ergänzt durch eine qualitative 
Zielsetzung, die bestrebt ist, die Siedlungsentwicklung im Bestand und Neubau qualita-
tiv zu verbessern und die ökologischen Funktionen der Böden möglichst vollständig zu 
erhalten bzw. wieder herzustellen (vgl. Bundesregierung 2002; ARL 2004). Diese Dop-
pelstrategie aus quantitativer und qualitativer Zielsetzung erfordert eine regional diffe-
renzierte Betrachtungsweise, um die unterschiedliche Qualität, Tragfähigkeit und Emp-
findlichkeit von Böden zu berücksichtigen. Zwei zentrale Aspekte hierbei sind die Aus-
richtung der Neubautätigkeit auf die städtebauliche Innenentwicklung und die Förde-
rung integrierter Ansätze eines regionalen Flächenmanagements (vgl. Weith 2003). Es 
geht darum, die Innenstädte zu revitalisieren und die Innenentwicklung gegenüber der 
Außenentwicklung im Verhältnis 3:1 zu fördern. Allerdings sind selbst bei Raumpla-
nern konkrete Zielvorgaben und planerisch verbindliche Festlegungen keineswegs un-
umstritten. Das zeigt die aktuelle Diskussion um Bauzonen in der Schweiz (vgl. Lendi 
2004) oder die Abschaffung staatlich verbindlicher Vorgaben zur Siedlungsentwicklung 
in den Niederlanden – die so genannte „Politik der roten Konturen“ (vgl. Newrly 2005). 
„Qualifizierung“ scheint der kleinste gemeinsame Nenner an Zielen innerhalb einer 
kontroversen Debatte zu sein. Allerdings gibt es kein allgemein anerkanntes Verständ-
nis davon, was unter einer Qualifizierung der Freiflächeninanspruchnahme zu verstehen 
ist.  
Im Sinne der Nachhaltigkeit besteht grundsätzlich die Anforderung, die Nutzung von 
Grund und Boden zu optimieren. Einerseits gilt es, die Effektivität der Flächennutzung 
sicherzustellen, indem die Dichte und die Art der Flächennutzung optimal gestaltet wer-
den. Andererseits muss die Effizienz der Flächennutzung gewährleistet sein, d. h. das 
Verhältnis von Aufwand (z. B. Kosten für Bau und Unterhaltung der Infrastruktur) und 
Ertrag (gesamtgesellschaftlicher Nutzen der Raumfunktion) muss ökonomischen Prin-
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zipien entsprechen. Flächenmanagement hat demnach die Aufgabe, für alle Raumfunk-
tionen (bauliche und sonstige Nutzungen) zweckmäßige Flächen in entsprechender 
Qualität und Lage, zu einem bestimmten Zeitpunkt und zu einem angemessenen Preis 
bereit zu stellen, während der Planungsphase zu sichern und die Realisierung der Pla-
nung zu fördern. 
Zur Realisierung der quantitativen und qualitativen Zielsetzungen einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung wurden in den letzten Jahren zahlreiche Vorschläge unterbreitet. 
Neben den Empfehlungen des Rates für Nachhaltige Entwicklung, die von der Bundes-
regierung in ihrem „Fortschrittsbericht 2004“ der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutsch-
land aufgegriffen werden (Bundesregierung 2004), sind hier die Empfehlungen der 
ARL (2004), des BUND (2004), des Nachhaltigkeitsbeirates der Landesregierung Ba-
den-Württemberg (NBBW 2004), des Umweltbundesamtes (2004a) und des Deutschen 
Städtetages (2002) zu nennen. Einen kurzen Überblick über die Maßnahmen der Bun-
desraumordnung zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme als Beitrag zur nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie gibt der Raumordnungsbericht 2005 (BBR 2005, 232 ff.).  
Die Beiträge in diesem Sammelband unterstützen die zitierten Empfehlungen und 
verdeutlichen das breite Spektrum der Analysenotwendigkeiten, Bewertungsmöglich-
keiten und Handlungsfelder. Eine der größten Schwierigkeiten zur Erreichung des „30- 
ha-Ziels“ liegt darin, dass eine Vielzahl von Akteuren für die zu hohe Freiflächeninan-
spruchnahme verantwortlich ist und zwischen den drei Nachhaltigkeits-Dimensionen 
ökologischer Tragfähigkeit, wirtschaftlichem Wachstum und einer sozial angemessenen 
Wohnungsversorgung abgewogen werden muss. Aus der Sicht der Kommunen bei-
spielsweise konkurriert das Flächensparziel laut einer aktuellen Expertenumfrage zu 
Reformvorschlägen, Maßnahmen und Instrumenten mit anderen Zielen von hoher 
kommunalpolitischer Bedeutung, wie der Ausweisung von Bauland zur Erhöhung des 
Steueraufkommens durch die Ansiedlung neuer Einwohner und Gewerbebetriebe (vgl. 
Jörissen, Coenen 2004). Weiterhin, so die Umfrage, sei eine Nachverdichtung im Be-
stand nur in geringem Umfang durch Maßnahmen der Städtebauförderung durchsetzbar 
und zudem mit zahlreichen Nachbarschaftskonflikten verbunden. Für den Einzelnen sei 
das Horten von Grundstücken in spekulativer Absicht auf Grund des bestehenden 
Grundsteuersystems lukrativer als deren zügige bauliche Verwertung.  
Die große Bedeutung von Akteuren und ihren Interessen einerseits sowie die ebenso 
wichtige Frage der Instrumente und Verfahren für eine nachhaltige Siedlungsentwick-
lung andererseits lassen sich mit dem Begriff Flächenmanagement verbinden (vgl. Löhr, 
Wiechmann 2005; Weith 2003). Flächenmanagement ist eine auf Akzeptanz angelegte, 
kooperative Gestaltung der Interaktionsbeziehungen all jener Akteure (z. B. Investoren, 
Entwickler, Bürger, Kommunen, Kammern, Fach- und Raumplanungsbehörden unter-
schiedlicher Maßstabsebenen), die mit der planerischen Vorbereitung und praktischen 
Umsetzung von Bauvorhaben beschäftigt sind, bei denen Freiflächen beansprucht und 
umgewidmet werden. Der Begriff Flächenmanagement bekennt sich zur Bedeutung der 
formalen Instrumente der Raumordnung und hält ihre Existenz und Leitplanken setzen-
de Wirkung für absolut notwendig. Außerdem umfasst Flächenmanagement die infor-
melle Seite von Raumordnung und Raumplanung. Hierzu zählen vertragliche, eher pro-
zessual als statisch wirkende Ansätze, Public Private Partnerships, ökonomische Anreiz- 
und Abschreckungsmittel sowie Instrumente der Informationsgewinnung, der Kommu-
nikation und der Bewusstseinschaffung. Damit geht Flächenmanagement über die Dis-
kussion von planerisch-handwerklichen Instrumenten hinaus und betont die Rolle von 
Akteuren und ihrer vielfältigen Interaktionen für eine nachhaltige Siedlungsentwick-
lung. Flächenmanagement betrifft die Interessen von Bund, Ländern und Kommunen, 
„Mehr Wert für die Fläche“: Handlungsempfehlungen  
204 
juristischen und privaten Personen als Investoren der Wirtschaft sowie des Einzelnen als 
„Häuslebauer“. Leider ist das Bewusstsein für das Schutzgut Grund und Boden in der 
Gesellschaft bisher nur schwach ausgeprägt. Ihm fehlt das symbolträchtige Image be-
stimmter bedrohter Tiere und Pflanzen oder die deutliche Sprache verschmutzter Luft 
oder Gewässer. Das Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche wird vielfach als 
Manko erlebt. Nur selten hat das jedoch persönliche Verhaltensänderungen zur Folge, 
zum Beispiel bei der gewünschten Lage und Ausgestaltung des Eigenheims oder der 
dazugehörigen Grundstücksgröße. Deshalb gehört zum Flächenmanagement auch Be-
wusstseinsbildung über Informations- und Öffentlichkeitsarbeit.  
 
2 Maßnahmen und Instrumente des Flächenmanagements  
Grundsätzlich zielen die Maßnahmen und Instrumente des Flächenmanagements darauf, 
unterschiedliche Akteure zu einem zielkonformen Verhalten anzuregen. Die dabei zur 
Verfügung stehenden Maßnahmen müssen kombiniert werden. Außerdem sind alle 
räumlichen Maßstabsebenen gleichermaßen angesprochen. Damit sind Maßnahmen und 
Instrumente des Flächenmanagements im Kontext der Debatte um Regional Governance 
zu diskutieren (vgl. Pütz 2004).  
Es geht nicht nur um die kontrovers diskutierte Frage, inwiefern es notwendig ist, ei-
ne pauschale Reduktionsvorgabe festzusetzen. Es geht vielmehr zum einen um das 
„Wie“ des Flächenmanagements – welche Instrumente können wirksam werden? Zum 
anderen steht die Frage des „Wo“ im Mittelpunkt – welche Räume, differenziert nach 
raumordnerischen Gebietstypen oder den sich zur Zeit gravierend verändernden wirt-
schaftsstrukturellen Rahmenbedingungen, brauchen welche Instrumente des Flächen-
managements? Das weitere Stadtumland der Europäischen Metropolregionen ist anders 
zu behandeln als die ländliche Peripherie. Für wachsende, ökonomisch prosperierende 
Regionen braucht es andere Konzepte als für schrumpfende, von Abwanderung betrof-
fene Räume. Außerdem sollte klar sein, dass die eingesetzten Maßnahmen den im ROG 
aufgegriffenen Erhalt der „Gewachsenen Kulturlandschaft“ berücksichtigen, beispiels-
weise was die Gestalt bestimmter Siedlungstypen angeht, nicht zuletzt um den Aspekt 
der Entwicklung touristischer Attraktionspunkte zu berücksichtigen.  
In der Diskussion möglicher Maßnahmen und Instrumente zur Verminderung der 
Freiflächeninanspruchnahme können drei Gruppen unterschieden werden (vgl. Bizer et 
al. 1998; Bizer 2002; ARL 2004; Bundesregierung 2004; RNE 2004):  
 Rechtliche und planerische Instrumente: Hierzu zählen eine Vielzahl von Instru-
menten des Raumordnungs- und Bauplanungsrechts sowie des Naturschutz- und 
Fachplanungsrechts im Hinblick auf den Schutz von Freiräumen und eine nachhal-
tige Siedlungsentwicklung. Aktuell sind hier u. a. die im Juli 2004 in Kraft getretene 
Novelle des Baugesetzbuches, die Umweltprüfungen für alle Bauleitpläne vorsieht, 
oder das ebenfalls im Juli 2004 vom Bundestag verabschiedete Gesetz zur Verbes-
serung des vorbeugenden Hochwasserschutzes zu nennen.  
 Ökonomische Instrumente: Alle empirischen Befunde sprechen dafür, dass Grund-
stückspreise eine immense Steuerungswirkung auf die Frage, wo gebaut wird, ent-
falten. Da rechtliche und planerische Instrumente alleine nicht ausreichen, ergänzen 
ökonomische Anreizinstrumente und Preissignale die politische Gestaltung einer 
nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Dazu zählen u. a. handelbare Flächenauswei-
sungsrechte, Steuern und kommunaler Finanzausgleich (Gewerbesteuer, Grundsteu-
er, Grunderwerbsteuer), kommunale Abgaben (Straßenerschließungsbeiträge, Ka-
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nalbaubeiträge, Parkraumabgaben, Ausgleichsabgaben, Bodenversiegelungsabga-
ben, versiegelungsbezogene Abwassergebühren) sowie staatliche Fördermaßnah-
men und Subventionen (Eigenheimzulage, Städtebauförderung, Entfernungspau-
schale, Bundesfernstraßenbau).  
 Instrumente zur Information und Sensibilisierung: Hier geht es zum einen um die 
Verbesserung der Datengrundlagen für das Monitoring und Controlling der Flä-
chennutzung. Zum anderen müssen weitere Anstrengungen unternommen werden, 
um die Akteure und die Öffentlichkeit für die negativen ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Folgen eines anhaltenden Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums stärker zu sensibilisieren. 
In diesem Beitrag wird auf die ausführliche Darstellung der Vor- und Nachteile der 
einzelnen, zum Teil kontrovers diskutierten Instrumente verzichtet. Generell gilt: Je 
konkreter die Diskussion um die Realisierung von Maßnahmenvorschlägen wird, desto 
stärker formiert sich auch der Widerstand gegenüber solchen Reformen. Von Seiten der 
Vertreter ländlicher Räume wird z.  B. massive Kritik an den Konzepten deutlich, die 
sich mit der Abschaffung der Pendlerpauschale oder Eigenheimzulage auseinander set-
zen (vgl. Haack 2003). Und die Fachleute der Bau- und Wohnungswirtschaft lehnen 
etwa Steuern zur flächenpolitischen Lenkung überwiegend ab (vgl. IMAG 2004).  
In den Tabellen 1 bis 3 werden verschiedene konkrete Instrumente dargestellt, deren 
Anwendung bei entsprechendem Willen in Politik und Verwaltung als realistisch ange-
sehen werden kann. Handelbare Flächenausweisungszertifikate zählen zum Beispiel 
noch nicht dazu, weil hier erst die weitere konzeptionelle Entwicklung abgewartet wer-
den muss (vgl. Süess, Gmünder 2005; Zollinger 2005). Die Dringlichkeit und Realisie-
rungswahrscheinlichkeit der einzelnen Instrumente wird als kurz-, mittel- oder langfris-
tig beurteilt.  
Von besonderer Bedeutung für die raumwissenschaftliche Forschung ist die Verbes-
serung der Erfassung quantitativer und qualitativer Flächennutzugsdaten und die Ent-
wicklung regional differenzierter Monitoring- und Controlling-Systeme der Siedlungs-
entwicklung. Leistung und Aussagekraft der amtlichen Flächenstatistik sind gut doku-
mentiert (vgl. Dosch 2002). Die bestehende Flächennutzungsstatistik erlaubt uns in 
Deutschland zwar besser als in manchen anderen EU-Staaten, die Entwicklung der Flä-
cheninanspruchnahme zu verfolgen. Nichtsdestotrotz bestehen auch Defizite, wie etwa 
die fehlende Möglichkeit der Differenzierung der Bauflächenzuwächse nach Innen- 
oder Außenentwicklung, wie sie z. B. in England längst Praxis ist. Viele Informations-
grundlagen im Zusammenhang mit nachhaltiger Siedlungsentwicklung, etwa zum Flä-
chenrecycling, lassen sich mit den heute vorhandenen Daten nur näherungsweise oder 
beispielhaft bestimmen. In Zukunft könnten z. B. bundeseinheitlich die bisher nicht aus-
gereizten Möglichkeiten des Nutzungsartenkatalogs der Flächenerhebung zur Ermitt-
lung der ungenutzten Gebäude- und Freiflächen ausgeschöpft werden.  
Ein zentraler Kritikpunkt an dem Indikator Siedlungs- und Verkehrsflächenentwick-
lung ist, er messe nur den Verbrauch und nicht die positiven, erwünschten Entwicklun-
gen wie das Recycling und die Renaturierung. So wird zur Verbesserung der Berichter-
stattung zur Siedlungsentwicklung für die nationale Siedlungspolitik ein Berichtssystem 
gefordert, das die Fortschritte nachhaltiger Siedlungsentwicklung qualifizierend und 
regional differenziert dokumentiert (IMAG 2004). Außerdem sollte die Flächeninan-
spruchnahme mit positiven Entwicklungen, wie die bauliche Wiedernutzung von Brach-
flächen (Job, Koch 2001), die Entsiegelung oder anderweitige Renaturierung von Flä-
chen verrechnet werden, um einen echten Bilanzindikator zu haben. Ein solcher Bilanz-
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indikator wäre die Messlatte für das oben genannte „30-ha-Ziel". Die Möglichkeiten des 
Monitoring der Siedlungsflächenentwicklung sollten mittels neuer Indikatoren nicht 
zuletzt deshalb gestärkt werden, damit die interessierte Öffentlichkeit für die Situation 
im eigenen Wohnort sensibilisiert werden und eine Erfolgskontrolle durchgeführter 
Maßnahmen auf kommunaler und regionaler Ebene erfolgen kann (Benchmarking). 
Eine stärkere Harmonisierung der statistischen Daten auf EU-Maßstab wird künftig er-
forderlich sein, um europaweite Entwicklungen besser analysieren und bewerten zu 
können. Eine flächendeckende Ermittlung der absolut versiegelten Fläche wird jedoch 
aus Kostengründen nicht einfach zu realisieren sein.  
Tab. 1: Synopse rechtlicher und planerischer Instrumente 
Problem Ansatzpunkt Instrument  Akteur Frist 
Innenentwicklung ist 
komplexer als Außen-
entwicklung 
Städte-/Wohnungs-
bauförderung und 
Stadtentwicklungs-
planung 
Bestandserhaltung/ 
Innerstädtische 
Wohnumfeldverbes-
serung (u.a. durch 
Bauauflagen und 
Grünordnungspla-
nung) 
Entwickler, Kommne, 
Region, Land, Bund, 
EU  
mittel-/langfristig 
Gewerbliche, Ver-
kehrs- und Konver-
sions-Brachflächen  
Recycling/ 
Renaturierung/ 
Städtebauförderung 
Flächenerfassung- 
und Monitoring/ 
Entwicklungsmaß-
nahmen (z.B. GRW-
Förderung zur be-
schleunigten Wieder-
nutzung) 
Entwickler/PPP, 
Kommune, Land, 
Bund, EU  
mittel-/langfristig 
Unverbindlichkeit 
planerischer Ziele 
(„Wegwägung“) 
Erhöhung der Ver-
bindlichkeit von Plan-
aussagen, Stärkung 
überörtlicher Pla-
nungsstufen 
Quantitative, qualita-
tive und räumliche 
Zielkonkretisierung (in 
Plan-UVP, EAGBau, 
LEPs und Regional-
plänen)  
Landes- und Regio-
nalplanung, Geneh-
migungsbehörden, 
Träger öffentlicher 
Belange 
mittel-/langfristig 
Verlust fruchtbarer 
Böden für Landwirt-
schaft 
Sicherung und Ent-
wicklung hochwer-
tiger Flächen für 
Nahrungsproduktion 
Ausweisung von Eig-
nungsgebieten Bauen 
(auf armen Böden), 
Festlegung von Vor-
ranggebieten Boden-
schutz und Landwirt-
schaft, Agrarleitplan 
Kommune, Regional-
planung 
langfristig 
Fehlen quantitativer 
Zielvorgaben zur 
Freiflächeninan-
spruchnahme 
Räumliche und nut-
zungsbezogene 
Operationalisierung  
Zielfestlegung in LEP 
und Regionalplan 
(inkl. des Bewer-
tungsmaßstabs für 
Zielerreichung) 
Forschung, Region, 
Land  
mittelfristig 
Sinkende Einwohner-
Arbeitsplatzdichten; 
hoher Ressourcen-
verbrauch bei gerin-
ger Siedlungsdichte  
Sicherung der Infra-
strukturauslastung 
und Unterhaltung 
Anpassung von 
Infrastrukturkosten 
per Internalisierung 
externer Kosten, Ver-
dichtung und Attrakti-
vitätssteigerung im 
Bestand  
Verbände von Ver- 
und Entsorgern, 
Kommune, Region 
kurz-/mittelfristig 
„Kirchturmspolitik“ der 
Gemeinden 
Überkommunale 
Koordination der 
Flächennutzung 
Koordinierte Bau-
landpolitik (z.B. Ge-
werbeflächenpools), 
raumordnerischer 
Vertrag  
Kommune, Region  kurz-/mittelfristig 
Unpassende Wohn-
formen im Lebens-
zyklus der Bevölke-
rung 
Anpassung der 
Wohnsituation an 
unterschiedliche 
Lebensabschnitte 
Immobilie mobiler 
machen durch Um-
zugshilfen und nach-
frage- gerechte An-
gebote, Streichung 
der Grunderwerb-
steuer  
Architekt, Entwickler, 
Kommune, Bund 
langfristig 
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Gebäudeleerstand 
(Büro, Gewerbe, 
Wohnung) 
Anpassung, Zwi-
schen- und Wieder-
nutzung 
Facility Management, 
Stadtumbau-/-ent-
wicklungskonzepte, 
Förderung  
Entwickler, Kommune  kurz-/mittelfristig 
Flächenintensive 
Großprojekte und 
Schnelllebigkeit im 
Baugewerbe  
Flächensparen, 
Entsiegelung 
Projekt-UVP und 
Flächen schonende 
ROV-Auflagen, Be-
fristetes Baurecht, 
Rückbauverpflichtung 
nach Nutzungsaufga-
be  
Entwickler, Kommu-
ne, Landes- und 
Regionalplanung, 
Bund 
kurz-/mittelfristig 
Teilweise unkoordi-
nierte Flächennut-
zungsplanung 
Kompetenzverlage-
rung der Flächennut-
zungsplanung von 
kommunaler auf 
regionale Ebene 
Regionaler Flächen-
nutzungsplan 
Kommune, Region mittel-/langfristig 
Mängel in der natur-
schutzrechtlichen 
Eingriffsregelung 
Ausgleich für Beein-
trächtigung der natür-
lichen Bodenfrucht-
barkeit und für Ver-
siegelung 
Novellierung der 
naturschutzrechtli-
chen Eingriffsrege-
lung, Ökokonto (z.B. 
Entsiegelung als 
Ausgleichsmaßnah-
me) 
Land, Bund  mittelfristig  
 
Tab. 2:  Synopse ökonomischer und fiskalischer Instrumente 
Problem Ansatzpunkt Instrument Akteur Frist 
Wachsende Sub- und 
Periurbanisierung 
Entfernungspau-
schale 
Subventionsabbau 
durch Streichung  
Bund kurzfristig 
Trend zum Eigenheim 
auf der „grünen Wie-
se“ 
Eigenheimzulage Subventionsabbau 
durch Beschränkung 
auf Bestandsimmobi-
lien und regionale 
Differenzierung 
Bund kurzfristig 
Zu niedrige Immobi-
lienbewertung und 
lahmender Immobi-
lienhandel 
Grunderwerbssteuer Gesetzesreform mit 
höheren Steuersätzen 
bei Neubau, Immobi-
lienhandel im Gebäu-
debestand entlasten 
Bund langfristig 
Bodenversiegelung 
und Umweltbelastung 
von Grund und Boden
Grundsteuer Überführung in Flä-
chennutzungssteuer 
mit höheren Steuer-
sätzen bei hoher 
Nutzungsintensität 
(z.B. Bodenversiege-
lungsabgabe) 
Bund langfristig 
Zielkonflikt zwischen 
gleichwertigen Le-
bensverhältnissen 
und Vermeidung von 
Sub- und Periurbani-
sierung 
Reform des kommu-
nalen Finanzaus-
gleichs 
Gemeindefinanzre-
form, Vorteils-Lasten-
Ausgleich (z.B. ver-
mehrte Berücksichti-
gung ökologischer 
Ausgleichsleistungen) 
Bund, Land mittel-/langfristig 
Freiflächeninan-
spruchnahme zu hoch
Flächensparendes 
Bauen 
Handelbare Flächen-
ausweisungs- und  
-nutzungsrechte (z.B. 
regional differenzierte 
Festlegung quantitati-
ver Obergrenzen der 
Flächennutzung) 
Region, Bund, Land,  langfristig  
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Tab. 3:  Synopse informatorischer und Sensibilisierungs-Instrumente  
Problem Ansatzpunkt Instrument Akteur Frist 
Unkenntnis quantitati-
ver und qualitativer 
Veränderungen der 
Flächennutzung(sin-
tensität)  
Erweiterung der  
Datengrundlagen 
(z.B. Differenzierung 
nach Innen- und 
Außenentwicklung, 
Versieglungsgrad) 
Monitoring (z.B. 
Nutzungsartenkatalog 
der Amtlichen Flä-
chenerhebung aus-
schöpfen) und Indika-
toren entwickeln (z.B. 
Siedlungsfläche pro 
Einwohner) 
Kommune, Land, 
Bund 
mittelfristig 
Ungenügende Daten 
zur Nutzung von 
Leerständen, Bau-
lücken und Brach-
flächen  
Bedarfsorientierte 
Flächenausweisung, 
Nachverdichtung, 
Flächenrecycling 
Monitoring und Cont-
rolling (z.B. GIS-
Kataster), Standortin-
formationssystem 
(z.B. zu ungenutzten 
Gebäude- und Frei-
flächen) 
Kommune, Region, 
Verband 
mittel-/langfristig 
Flächenintensives 
Bauen 
Flächensparenderes 
Bauen fördern 
Know-how Transfer 
durch Verbreitung von 
Best Practices (z.B. 
über Wettbewerbe) 
Alle  kurzfristig  
Quelle: Eigene Zusammenstellung 
3 Handlungsempfehlungen für das Flächenmanagement in Bayern  
In Bayern, dem mit Abstand größten Flächenbundesland Deutschlands, ist das Flächen-
ressourcen-Problem landesweit gesehen rein quantitativ gegenüber viel dichter besiedel-
ten Bundesländern, wie etwa Nordrhein-Westfalen oder Baden-Württemberg, weniger 
gravierend. Regional betrachtet ist dem aber keinesfalls so. Denn sowohl in den konti-
nuierlich weiter wachsenden Speckgürteln der Agglomerationen und Oberzentren, d. h. 
im verdichtungsraumnahen ländlichen Raum, aber auch teilweise im peripheren ländli-
chen Raum etwa Niederbayerns und der Oberpfalz, ist das Phänomen der intensiven 
Flächenumwidmung gleichermaßen gegeben. In Letzteren wird wegen der scheinbaren 
Individualisierung und Pluralisierung der Wohnwünsche draußen vor dem Dorfe neu 
gebaut, während innerhalb des Orts zunehmende Leerstände vorkommen. Der aus-
schlaggebende Faktor sind hier die immensen Preisunterschiede für Bauland, die bei 
nahezu ubiquitären Voraussetzungen der Verkehrsinfrastruktur auf Kosten des persönli-
chen Zeitregimes als noch erträglich in Kauf genommen werden. 
Bisher konnte die Raumordnung, trotz inhaltlich geeigneter Ziele, nicht in ausrei-
chendem Maße regulierend auf die Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung einwir-
ken. Ansatzpunkte zur Stärkung der Raumordnung wären vorhanden, wie die Studie 
„Flächensparen – Möglichkeiten der Verankerung in den Regionalplänen“ in Bayern 
sowie Modellprojekte des BBR zeigen. Durch einen strikteren Vollzug, neue weiche 
Instrumente eines regionalen Flächenmanagements sowie neue gesetzliche Vorgaben, 
wie zum Beispiel die Einführung quantitativer Zielwerte für die Siedlungsentwicklung, 
könnte eine Verbesserung des Status quo erreicht werden. Dem entgegen steht jedoch 
der allgemeine Trend der Deregulierung zur Verfahrensvereinfachung und Verfahrens-
beschleunigung. Außerdem ist generell festzustellen, dass stärker regulierenden Instru-
menten die Akzeptanz fehlt (z. B. seitens der kommunal verfassten Regionalen Pla-
nungsverbände in Bayern) und die Umsetzung raumordnungspolitischer Ziele in Zeiten 
wirtschaftlicher Umstrukturierung schwierig ist.  
Letztendlich kann nur ein Mix verschiedener Maßnahmen auf unterschiedlichen Ebe-
nen die langfristige Trendwende in der Freiflächeninanspruchnahme vollziehen. Sie 
laufen jedoch ins Leere, wenn Politik, Verwaltung und Bevölkerung nicht für die Ziele 
 „Mehr Wert für die Fläche“: Handlungsempfehlungen  
 209 
des Flächensparens gewonnen werden können und die begonnenen Prozesse auf kom-
munaler und regionaler Ebene nicht energisch zu Ende geführt werden. Der Maßnah-
men-Mix für Bayern sollte die folgenden Bausteine umfassen:  
 Monitoring und Controlling der Siedlungsentwicklung: Die Ermittlung des inner-
örtlichen Entwicklungspotenzials als Grundlage für ein strategisches Flächenmana-
gement liegt in Händen der Kommunen. Ohne entsprechende Daten bleiben sek-
torale Einzelmaßnahmen der Innenentwicklung nur Stückwerk und entsprechen 
nicht dem Sinn eines Flächenmanagements. Aktuell zeigt sich, dass eine wachsende 
Anzahl von Kommunen eine Bestandserhebung als Einstieg in ein kommunales 
Flächenmanagement durchführt oder zumindest plant (vgl. Besler, Wiegandt in die-
sem Band). Von staatlicher Seite sollten die Kommunen mit den hierfür nötigen 
GIS-basierten Werkzeugen für die Durchführung versehen werden, wie dies bei-
spielsweise in Bayern durch die Arbeitshilfe „Kommunales Flächenressourcen-
Management“ geschieht. Auch von den Vollzugsbehörden sollte künftig verstärkt 
der Nachweis der vorhandenen innerörtlichen Entwicklungspotenziale bei bauleit-
planerischen Verfahren eingefordert werden. 
 „Regionale Verantwortung“ (Bundesregierung 2004) in der Siedlungsentwicklung 
und Regionalisierung der Flächennutzungsplanung: Durch die Stärkung der inter-
kommunalen und regionalen Kooperation sowie die Bündelung in ein regionales 
Flächenmanagement sollen künftig städtebaulich eingebundene und gut vermarkt-
bare Flächen auf den Markt gebracht werden. Überdimensionierte und unausgelas-
tete Gewerbegebiete müssen vermieden werden; die Billigung staatlicher Förder-
mittel sollte viel stärker auf gemeindeübergreifende Gewerbegebiete ausgerichtet 
werden. Gewerbeflächenpools, wie derzeit in Baden-Württemberg erprobt, könnten 
ein geeignetes Mittel sein, um auch Gemeinden ohne geeignete Flächen partizipie-
ren zu lassen. 
 Wettbewerbs- und Finanzierungsmodelle für Innenentwicklung und Flächensparen: 
Was an Standorten, an denen erschließungsfähiges Bauland knapp ist, heute schon 
Wirklichkeit ist, stellt in Regionen mit geringen Grundstückspreisen ein bisher nicht 
gelöstes Problem dar. Kompensieren die erwarteten Gewinne des Flächenrecyclings 
nicht die kalkulierten Sanierungskosten (z. B. zur Beseitigung von Altlasten), so 
werden auch künftig solche Flächen nicht einer neuen Nutzung zugeführt. Ohne 
neue, staatlich organisierte Wettbewerbs- und von außen unterstützende Finanzie-
rungsmodelle ist in solchen Fällen keine Abhilfe in Sicht. 
Die hier vorgelegte Momentaufnahme zum Flächenmanagement zeigt, dass ein inten-
siver Diskussionsprozess um Maßnahmen und Instrumente nachhaltiger Siedlungsent-
wicklung eingesetzt hat. Allerdings existiert noch kein verinnerlichter Konsens über die 
Ziele nachhaltiger Siedlungsentwicklung. Stattdessen wird weiterhin „erheblicher Klä-
rungsbedarf über die konkreten Ziele“ wie auch Forschungsbedarf hinsichtlich der Stra-
tegien zu einer erfolgreichen Verminderung und Qualifizierung der Flächeninanspruch-
nahme eingefordert (vgl. Daub 2004). So lautet z. B. ein Forschungsfeld des Umweltfor-
schungsplans 2005 des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
„Nachhaltiges regionales Flächenressourcenmanagement am Beispiel von Bahnbrachen 
der Deutschen Bahn AG – Integration von Flächen in den Wirtschaftskreislauf“ (Um-
weltbundesamt 2004). Ein anderes Beispiel ist das Forschungsprogramm „Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme und nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“ beim 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF 2004).  
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Aktuelle Entwicklungen und Bevölkerungsprognosen in den neuen Bundesländern, 
aber auch in einigen bayerischen Gemeinden, beispielsweise in Oberfranken oder im 
Bayerischen Wald, verdeutlichen, dass wir uns künftig auf veränderte Rahmenbedin-
gungen bei der Siedlungsentwicklung einstellen müssen. Allgemein wird die Bevölke-
rung älter. Das heißt, dass zum einen die Kerngruppe der Nachfrager nach einem Ei-
genheim (30- bis 45-Jährige) geringer wird. Zum anderen zieht es Senioren zunehmend 
wieder in hochwertige innerstädtische Lagen, wo Waren- und Kulturangebote auf kur-
zem Wege auch ohne Pkw erreichbar sind. In der Siedlungsentwicklung müssen früh-
zeitig die entsprechenden Weichen gestellt werden, um Fehlentwicklungen zu vermei-
den. Dem Trend der Entkopplung der Siedlungsflächenentwicklung von der Bevölke-
rungsentwicklung sollte schnell entgegengewirkt werden, damit von den Kommunen 
nicht – wie in den neuen Bundesländern vielfach geschehen – Fehlinvestitionen in gro-
ßem Maße getätigt werden.  
Klar ist: Beim Thema Flächenmanagement und nachhaltige Siedlungsentwicklung 
geht es um einen gesellschaftlichen Aushandelungsprozess darüber, wie viel Wert eine 
Gesellschaft dem Schutzgut Grund und Boden und der Erneuerung alter Bausubstanz 
beimisst. Diese Erkenntnis und die damit einhergehenden Raumnutzungskonflikte sind 
so alt wie das Thema selbst. Es bedarf keiner hohen Kunst der Prophezeiung, um zu 
behaupten, dass Raumnutzungskonflikte auch künftig für reichlich Diskussionsstoff 
sorgen werden. Eine abnehmende Bevölkerungsdichte rückt die Effizienz von Sied-
lungs- und Infrastruktur in den Mittelpunkt raumwissenschaftlicher Betrachtungen. 
Damit werden sich künftig die Themen verschieben, unter denen Strategien und Hand-
lungsempfehlungen des Flächenmanagements erörtert werden. 
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Karl Ruppert 
Flächennutzung im gesamtgesellschaftlichen Kontext – ein Thesenpapier 
Das Thesenpapier betrachtet die Problematik der Flächennutzung unter gesamt-
gesellschaftlichen Aspekten. Ihr heutiges Muster wird als Durchgangsstation räumlicher 
Prozesse verstanden, gesteuert von menschlichen Aktivitäten, mithin als Scharnier zwi-
schen raumwirksamem Handeln und natürlichem Potenzial, zwischen Gesellschaft und 
Umwelt. Es verdeutlicht die Sinnwidrigkeit des Begriffes „Flächenverbrauch“, betont 
die Steuerungswirkung der Maßnahmen der öffentlichen Hand und verweist darauf, 
dass eine zielführende Flächenhaushaltspolitik stets die vielfältige Differenzierung der 
Raumstrukturen berücksichtigen muss. 
Land use in the context of society as a whole – a theoretical study 
This theoretical study looks at the overall societal aspects of the issue of land-use. The 
land-use model of today is understood as a transitional stage in spatial management 
processes, driven by human activities. Consequently, it forms the pivot between 
spatially effective management and natural potential, between society and the 
environment. It clearly illustrates the absurdity of the term ‘land consumption’, 
highlights how measures implemented by the public authorities influence the direction 
of developments and indicates that a goal-oriented land-resource policy must always 
take into account widely varying spatial structures. 
 
Fabian Dosch  
Flächeneffizienz statt Zersiedelung – Zwischenbilanz der flächenpolitischen 
Diskussion vor dem Hintergrund aktueller Trends 
„Mehr Wert für die Fläche“: die Nachhaltigkeitsstrategie mit dem Schwerpunktthema 
Verminderung der Flächeninanspruchnahme und die Empfehlungen des Nachhaltig-
keitsrates haben eine intensive Debatte zur Umsetzung des Ziel-30-ha ausgelöst. Zahl-
reiche Aktionen zum Flächenmanagement von kommunaler bis zur Länderebene wur-
den initiiert und neue Instrumentenvorschläge in die Strategiediskussion eingeführt. 
Weder bei Zielen noch bei Instrumenten besteht ein Konsens. Die Flächeninanspruch-
nahme tendiert in West inzwischen möglicherweise auf dem niedrigsten Stand seit mehr 
als 50 Jahren. Hierfür alleinig baukonjunkturelle Einflüsse geltend zu machen, verkennt 
etwa städtebauliche und raumplanerische Fortschritte beim Flächenmanagement. Jen-
seits dieser Erfolge bei der quantitativen Zielerreichung wird es beim Flächenmanage-
ment künftig verstärkt um eine effizientere Nutzung der Bestandspotenziale im stadtre-
gionalen Kontext gehen. 
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Efficient land use instead of sprawl – interim report on the land-use policy 
debate against the background of current trends 
‘Added value for the land’: the sustainability strategy, with its focus on minimising land 
consumption, and the recommendations of the German Sustainability Council (Nach-
haltigkeitsrat) triggered an intensive debate on the implementation of the 30 Hectare 
Target (Ziel-30-ha). A number of spatial management campaigns from municipal to 
Land level were initiated and proposals for new instruments were brought into the 
strategy debate. There is a lack of consensus in relation both to targets and to 
instruments. It looks as though the trend in the rate of land consumption in the west is 
actually at its lowest for over 50 years. Attributing this simply to the impacts of the 
economic climate in the construction industry fails to take account of the progress made 
in town planning and spatial planning in relation to land-use management. Beyond 
these quantitative successes in achieving targets, land-use management in the future 
will increasingly focus on a more efficient use of existing potential in the city-region 
context. 
 
Dieter Engelhardt 
Rechtsfragen des Flächenmanagements 
Der Beitrag stellt die in Deutschland und in Bayern bestehenden rechtlichen Instrumen-
te für ein Flächenmanagement dar. Dabei sollen die Schwachstellen aufgezeigt werden, 
wie sie sich insbesondere in der bayerischen Verwaltungspraxis herausgestellt haben. 
Des Weiteren sollen in der Literatur angegebene neue Instrumente für ein wirksameres 
Flächenmanagement auf ihre Praxistauglichkeit hin untersucht werden. Vorschläge zur 
Änderung des deutschen Steuerrechts und zum System des Kommunalen Finanzaus-
gleichs (Finanzzuweisungen) bleiben dabei außer Betracht. 
Legal aspects of land-use management 
This chapter presents the existing legal instruments in Germany and Bavaria which are 
relevant to land-use management. The aim is to point out the weak points, especially 
those which have emerged in Bavarian administrative practice. In addition, new 
instruments for more effective land-use management, which have been written about, 
are examined to assess how effective they might be in practice. This chapter does not, 
however, consider proposals for changes to German tax law and the municipal fiscal 
adjustment system (allocation of financial resources). 
 
Bruno Dietrichs (g) 
Flächenmanagement in der Regionalplanung 
Die Zersiedlung des Umlands geht von Städten und Gemeinden aller Größenklassen (in 
Einwohnerzahlen) aus. Das klassische Stadt-Umland-Problem der großen Ballungszent-
ren stellt immer noch ein eigenes Problem dar, weil hier ökologisch wertvolle Freiräu-
me bereits einen Engpassfaktor in der Entwicklung darstellen. 
Da sich die Siedlungs- und Verkehrsflächen zunehmend zu Lasten der Freiflächen 
erweitern, ist dieser Vorgang in der aktuellen und politischen Diskussion als poli-
tisch/planerisch unerwünscht zu konstatieren. In dieser kritischen Situation und Ent-
wicklung wird auch unter verschiedenen Aspekten der Regionalplanung ein nutzbares 
Konfliktbewältigungspotenzial zugemessen. 
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Flächenmanagement tut Not, insbesondre auch auf regionaler Ebene. Dies gilt für 
Freihaltung von Freiflächen, für Vorranggebiete, bei der kommunalen Zusammenarbeit 
bis hin zur Neugestaltung steuerlicher Instrumente bei Grundsteuer, Bodenwertabgabe, 
Eigenheimzulage und Pendlerpauschale. Hierzu sind Strategien zu entwickeln. 
Land-use management in regional planning 
Towns and cities of all sizes (in terms of population size) are experiencing urban sprawl 
into hinterland areas. The typical city-hinterland problem of the major conurbation 
centres remains an issue, because ecologically valuable open spaces already represent 
a bottleneck factor for development here. 
Areas occupied by settlements and transport infrastructure are increasingly 
expanding at the expense of open spaces, and current political debate confirms this 
unwelcome (from the political and planning point of view) process. In this critical 
situation and as it develops, regional planning possesses a certain potential for conflict 
management with regard to a number of different issues. 
Land-use management is essential and especially at regional level. This applies to 
ensuring that open spaces are not built on, to priority areas, to municipal co-operation 
and even to the modification of tax instruments for land tax, land-value duty and tax 
benefits for home ownership and commuting. Strategies must be developed in this 
respect. 
 
Stefan Siedentop 
Regionale Flächeninformationssysteme als Bestandteil des regionalen 
Flächenmanagements – Entwicklungsstand und Perspektiven 
Das Wissen um die strukturelle Ausprägung der Flächennutzung, ihre Entwicklung im 
zeitlichen Verlauf und ihre ökologische und ökonomische Wirksamkeit muss auch heu-
te noch als begrenzt gelten. Dabei liegt es nur zum Teil an der mangelnden Verfügbar-
keit von Grundlagendaten. Mit nahezu flächendeckenden digitalen Katasterkarten sowie 
digitalen topographischen Karten (ATKIS), mit in vielen Ländern weit entwickelten 
regionalen Boden- und Landschaftsinformationssystemen und einer ausdifferenzierten 
Bautätigkeitsstatistik verfügt Deutschland über eine im internationalen Vergleich weit 
überdurchschnittliche Datenbasis für den Boden- und Freiraumschutz und kann auf In-
formationen zu verfügbaren Baulandpotenzialen sowie zur Nutzungsintensität des Ge-
bäudebestandes (Wohnungsleerstand) zurückgreifen. 
Erläutert werden die Funktionen und Komponenten regionaler Flächeninformations-
systeme. Beim Datenbedarf wird unterschieden zwischen Basisdaten, Monitoring-Mo-
dulen und Produkten. Anhand von Praxisbeispielen (Raumordnungskataster, Region als 
Planungsinformationssystem Brandenburg, Baulandnachfrage Niedersachsen, Bauland-
reserven Detmold) wird eine Einschätzung der Ansätze gegeben. Nur mit einem profes-
sionellen Informationsmanagement wird erfolgreich geplant werden können.  
Regional land-use information systems as a component of regional land-use 
management – state of current developments and prospects for the future 
Knowledge about the structural characteristics of land use, its development over time 
and its ecological and economic effectiveness can still only be described as limited. This 
is due only in part to the lack of availability of basic data. The amount and range of 
information available in Germany is, in fact, well above average in comparison with 
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other countries. Data includes digital land registry maps and digital topographical 
maps (ATKIS) covering almost the whole country. Many Länder have well-developed 
regional land and soil information systems and detailed building activity statistics. It is 
possible, for instance, to provide information on the protection of land and open spaces, 
on available building land potential and on intensity of use of the building stock (empty 
dwellings). 
The components and functions of regional land-use information systems are explored 
here. A distinction is made between basic data, monitoring modules and data outputs. 
Real-life examples of such systems (spatial planning registers, the Brandenburg 
regional planning information system, demand for building land in Lower Saxony and 
building land reserves in Detmold) are used to evaluate the approaches. Successful 
planning is only possible with professional information management. 
 
Hubert Job, Marco Pütz  
Aktuelle Struktur und Entwicklung der Flächennutzung in Bayern  
Der Beitrag skizziert mit Hilfe der Daten der amtlichen Flächenerhebung den Status 
Quo und die Entwicklung der Flächennutzung in Bayern seit 1980. Die Zunahme der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche ist in Bayern höher als in den anderen alten Bundeslän-
dern. Zwar hat sich die während der 1990er-Jahre zunehmende Dynamik dem Bundes-
trend folgend seit 2001 verlangsamt. Dennoch sind die Wachstumsraten weit davon 
entfernt, die raumordnungs- und umweltpolitischen Ziele zu erfüllen. Die räumliche 
Differenzierung der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf Kreis- und Gemeindeebene 
zeigt die höchsten Zuwächse der Siedlungs- und Verkehrsfläche im sub- und vor allem 
im periurbanen Raum Bayerns. Neben bundesweit gültigen sozioökonomischen Trends 
und institutionellen Rahmenbedingungen können bayernspezifische Einflussgrößen der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung identifiziert werden. Die zukünftige Dis-
kussion der Siedlungs- und Verkehrflächenentwicklung könnte durch Monitoring und 
Controlling verbessert werden und  braucht dazu eine regional differenzierende Per-
spektive.  
Land use in Bavaria – current structure and developments 
This chapter uses data from the official land-use survey to outline the current situation 
and developments in land use in Bavaria since 1980. The increase of land use for 
settlements and transport infrastructure is higher in Bavaria than in the other Länder of 
Western Germany. In line with the trend throughout Germany since 2001, the increases 
seen in the 1990s have slowed. Nevertheless, the growth rates are far from fulfilling the 
spatial planning and environmental policy targets. When a breakdown is given of land 
used for settlements and transport infrastructure at district and municipality level, the 
highest level of growth is seen in suburban and, in particular, periurban areas in 
Bavaria. In addition to nationwide socio-economic trends and institutional frameworks, 
it is also possible to identify influences in developments in land use for settlements and 
transport infrastructure that are specific to Bavaria. Monitoring and surveys could 
enhance the future debate about developments in the use of land for settlements and 
transport infrastructure. This would require an approach developed specifically for the 
region. 
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Reinhold Koch 
Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Flächeninanspruch-
nahme in Bayern 
Der demographische Wandel wird nach den Ergebnissen der vorgestellten Modellrech-
nungen die wohnungsinduzierte Flächeninanspruchnahme bis 2020 nicht entscheidend 
beeinflussen. Zwar sinkt die Zahl der Personen, in deren Alter eine Familie gegründet 
wird (25–39) zwischen 2000 und 2010 um 17 % und zwischen 2025 und 2040 nochmals 
um 10 %. Dieser Rückgang wird sich auf die Nachfrage nach größeren Wohnungen und 
Einfamilienhäusern und damit ceteris paribus auf die Flächeninanspruchnahme auswir-
ken. Insgesamt aber werden die verhaltensgesteuerten Einflussfaktoren weiterhin über-
wiegen. Erst ab einem Bevölkerungsrückgang von etwa einem Prozent jährlich zeichnet 
sich ein größerer Einfluss der demographischen Komponente ab. Eine solche Abnahme-
rate wird für Bayern auch nach Langfristmodellrechnungen in diesem Jahrhundert nicht 
erreicht werden. 
Effects of demographic change on land use in Bavaria 
According to the results of the model calculations presented here, land use for housing 
will not be significantly influenced by demographic change before 2020. The number of 
people of an age to be starting a family (25–39) is set to fall by 17 % between 2000 and 
2010 and by another 10 % between 2025 and 2040. This is a decline which will have an 
effect on the demand for larger homes and single-family houses and thus, other things 
being equal, on land consumption. However, overall the behaviour-driven factors will 
continue to be predominant. It is only with a population decline of around one per cent 
per year that a significant impact due to demographic factors is felt. Long-term 
modelling calculations suggest that a rate of decline of this magnitude is not to be 
expected in Bavaria this century. 
 
Claus Hensold 
Kommunales Flächenmanagement und das „Bündnis zum Flächensparen“ 
in Bayern 
Die Minderung der Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlung und Verkehr ist ei-
nes der wichtigsten umweltpolitischen Ziele der Bayerischen Staatsregierung. Eine ver-
stärkte Innenentwicklung bietet den Kommunen zahlreiche Vorteile und eröffnet in Zei-
ten knapper Kassen oftmals erhebliche Einsparpotenziale. Um diese zu nutzen, bietet 
ein kommunales Flächenmanagement wertvolle Hilfestellungen und Instrumente, wel-
che die Kommunen bei der verantwortungsvollen und schwierigen Aufgabe einer auf 
Zukunftsfähigkeit ausgerichteten Siedlungsentwicklung unterstützen. Durch das „Bünd-
nis zum Flächensparen“ werden diese Aktivitäten mit einem breit angelegten Aktions-
programm forciert. 
Shared municipal land-use management and the Land-saving Alliance in 
Bavaria 
Reducing the use of open spaces for settlements and transport infrastructure is one of 
the Bavarian government’s most important environmental policy goals. Increasing 
inward urban development (concentrating on existing unused sites and conversion of 
existing buildings) provides municipalities with numerous benefits and, in times when 
financial resources are scarce, often represents considerable savings potential. In order 
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to take advantage of this, shared land-use management offers valuable assistance and 
tools which support the municipalities in the challenging and difficult task of managing 
settlement development to be sustainable and fit for the future. The Land-saving 
Alliance accelerates these activities through a wide-ranging programme of action. 
 
Julian Osswald, Tobias Meigel 
Der Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm als Beispiel einer 
flächenrelevanten interkommunalen Kooperation 
Den Gemeinden werden seit Jahren immer mehr Aufgaben von übergeordneten Instan-
zen übertragen. Zudem nimmt der kommunale Handlungsspielraum durch veränderte 
Rahmenbedingungen tendenziell ab. Zusätzlich zu einer deutlich angespannten Finanz-
situation sehen sich die Kommunen zahlreichen Veränderungen durch die demographi-
sche Entwicklung, Globalisierung, Europäisierung und Regionalisierung ausgesetzt. 
Zusammen mit einer zunehmend engeren funktionalen und räumlichen Verflechtung der 
Städte mit den Umlandgemeinden ergeben sich zentrale Problemfelder für die aktuelle 
kommunale Politik und Planung. 
Intelligente Lösungsstrategien sind erforderlich. Dazu gehören Einrichtungen wie der 
Stadtentwicklungsverband Ulm/Neu-Ulm und Instrumente wie die „Objektbörse“ als 
zusätzliches Vermarktungsinstrument. 
The Ulm/Neu-Ulm urban development association as an example of inter-
municipal co-operation applied to land use 
For many years municipalities have been charged with ever more responsibilities by the 
authorities above them. Furthermore, changing frameworks mean that municipalities 
have less and less room to manoeuvre. In addition to a clearly strained financial 
situation, they face wide-ranging changes due to demographic developments, 
globalisation, europeanisation and regionalisation. Together with increasingly close 
functional and spatial ties between towns and cities and their hinterland communities, 
municipal policy and planning is today confronted with a number of central issues. 
Intelligent strategies are required to find solutions. A part can be played in this by 
institutions like the Ulm/Neu-Ulm urban development association and tools like the 
‘property exchange’ (Objektbörse) as an additional marketing tool. 
 
Stefanie Mattern, Johannes Wälde 
Regionales Flächenmanagement am Beispiel der Region Bayerischer 
Untermain 
Im Rahmen der Aktivitäten zum Flächensparen in Bayern standen zunächst Bemühun-
gen um ein Kommunales Flächenressourcen-Management im Vordergrund, also An-
strengungen für eine flächensparende Siedlungsentwicklung innerhalb der Kommunen 
selbst. Der vorliegende Beitrag stellt demgegenüber eine Studie vor, die Möglichkeiten 
zum Flächensparen unter Einbeziehung der regionalen Ebene betrachtet. 
Vorrangig wird das Instrument des Regionalplanes daraufhin untersucht, inwieweit 
sich eine Verminderung der Inanspruchnahme von Freiflächen für Siedlung und Ver-
kehr durch Ziele der Raumordnung und deren Umsetzung wirksam steuern lässt. 
Schließlich werden Ansätze für Handlungsoptionen aufgezeigt, die den Planungsregio-
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nen zur Verwirklichung der wichtigen politischen Zielsetzungen zum Flächensparen 
dienen. 
Der letzte Teil des Beitrags spricht die praktischen Bemühungen in der Region Baye-
rischer Untermain zur Umsetzung der Vorschläge der Studie an – hin zum Einstieg in 
ein regionales Flächenressourcen-Management. 
Regional land-use management – the example of Bavaria’s Untermain region 
At the forefront of activities to conserve land resources in Bavaria are efforts to develop 
a system of municipal land-resource management. This entails endeavours to manage 
settlement development to conserve resources within the municipalities themselves. In 
contrast, this chapter presents a study of the possibilities for land-resource conserva-
tion which involves the regional level. 
Of particular importance here is an examination of the regional plan as a tool, to 
look at the extent to which a reduction in the use of open spaces for settlements and 
transport infrastructure can effectively be controlled through the setting and implemen-
tation of spatial planning targets. Subsequently, approaches are identified which pro-
vide planning regions with ways to realise the major political targets set for land-
resource conservation. 
The last section of the chapter traces the practical efforts in Bavaria’s Untermain re-
gion to implement the study recommendations – following the process through to the 
initiation of a regional land-resource management system. 
 
Michael Besler, Claus-Christian Wiegandt 
Brachflächen- und Baulückenkataster als Instrumente des kommunalen 
Flächenmanagements in der Praxis 
Der Beitrag beschäftigt sich mit Brachflächen- und Baulückenkatastern im Freistaat 
Bayern. Er untersucht, in welchen Städten dieses Instrument eingesetzt wird und welche 
Erfahrungen die Kommunen dabei machen. Grundlage ist eine Befragung der 64 Städte 
mit mehr als 20.000 Einwohnern, eine weitere Befragung von 211 kleineren Gemeinden 
sowie ergänzende Expertengespräche. Bis zum Jahr 2003 gab es in 25 Städten ein Ka-
taster, das in teilweise kombinierter Form als Geoinformationssystem, Datenbank, Ka-
tasterbuch, Plan, Liste oder Internetbörse geführt wird. Inhalte sind Beschreibungen der 
Flächen, der baurechtlichen Bestimmungen sowie der Eigentumsverhältnisse. Die Ka-
taster werden intern und extern zu statistischen Auswertungen, zur Übersicht und Aus-
nutzung des Flächenpotenzials, zur Unterstützung von planerischen Entscheidungen und 
als Informationsmedium genutzt. Investoren zeigen Interesse, doch stellt sich die man-
gelnde Verfügbarkeit vieler Flächen aufgrund von Eigentümerinteressen als wesentli-
ches Hindernis heraus. 
Brownfield and infill site registers as tools for municipal land-use management 
in practice 
This chapter deals with brownfield and infill site registers in Bavaria. It looks at which 
towns and cities use this tool and the experiences of the municipalities as they do so. 
The study is based on a survey of the 64 towns and cities with a population of over 
20,000, a further survey of 211 smaller communities and additional interviews with 
experts. By 2003 there were 25 towns or cities with a register, which was operated 
variously as a combination of geoinformation system, database, physical register, plan, 
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list and internet exchange. The content includes descriptions of the plots of land, the 
building law provisions and ownership information. The registers are used both 
internally and externally for statistical evaluations, to monitor and make use of land-
resource potential, to support planning decisions and as an information source. 
Investors express considerable interest, but the lack of availability of many plots due to 
owners’ interests presents a significant obstacle. 
 
Thomas Bläser, Hubert Job und Reinhard Paesler  
Freiflächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung – Ausmaß und 
Gegenmaßnahmen auf kommunaler Ebene, aufgezeigt am Beispiel zweier 
Gemeinden unterschiedlicher Raumkategorien 
Trotz der langjährigen Diskussion um die negativen Folgen einer zunehmenden Freiflä-
cheninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr ist noch keine Trendwende in Sicht. 
Dies machen zwei Fallstudien (Gröbenzell, Ascha) deutlich. 
Geprüft wird die Bodenversiegelung durch Kenngrößen wie Bodenfunktionszahl, 
Versiegelungsgrad, was mit Hilfe von Flurkarten, Bebauungsphasen und Luftbildern 
nach Strukturtypen abgeleitet wird. Verschiedene Aspekte wie z. B. Wohnen, Misch-
funktionen, Art der Bebauung oder Art der Nutzung wurden dabei berücksichtigt.  
Im Rahmen einer Haushaltsbefragung wird die Wahrnehmung der Bodenversiegelung 
bei der Bevölkerung erhoben. Im Fazit werden die Ergebnisse in einen größeren Zu-
sammenhang gestellt. 
Vacant land development and soil sealing – scale and counter measures at 
municipal level, illustrated through the example of two municipalities of 
different spatial types 
In spite of the many years of debate about the negative effects of the increase in vacant 
land development used for settlements and transport infrastructure, there is no sign of 
any change in this trend. This is illustrated by two case studies (Gröbenzell and Ascha). 
The sealing of the soil was tested through parameters such as the soil function index 
and the degree of sealing worked out according to structure type with the aid of land 
register maps, building phases and aerial photographs. A number of aspects were taken 
into account, including housing, mixed functions, type of building and type of use.  
Data was collected through a household survey on the public’s perception of soil 
sealing. In the summary the results are set against the wider context. 
 
Marco Pütz  
Steuerung und Koordination der Flächennutzung auf regionaler Ebene am 
Beispiel der Metropolregion München 
Der Beitrag untersucht, wie die die Flächennutzung in der Metropolregion München auf 
regionaler Ebene gesteuert und koordiniert wird. In einem ersten Schritt wird anhand 
von Gemeindedaten gezeigt, dass sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Metro-
polregion regional sehr unterschiedlich entwickelt hat. Im zweiten Untersuchungsschritt 
machen die zunehmenden räumlich-funktionalen Verflechtungen und heterogenen kom-
munalen Handlungsspielräume deutlich, dass die Steuerung und Koordination der Flä-
chennutzung auf regionaler Ebene erfolgen muss. In einem dritten Schritt werden als 
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Steuerungsformen der Siedlungsentwicklung in der Metropolregion München zum ei-
nen die Instrumente der Landes- und Regionalplanung und zum anderen freiwillige ko-
operative Ansätze dargestellt und bewertet. Abschließend werden Bausteine für ein re-
gionales Flächenmanagement vorgeschlagen.  
Managing and co-ordinating land use at regional level – the example of the 
Munich metropolitan region 
This chapter examines how land use in the Munich metropolitan region is managed and 
co-ordinated. First, data from the municipalities is used to show that the use of land 
resources for settlements and transport infrastructure has developed very differently 
across the metropolitan region. In the second part of this study, it becomes clear from 
the increasing geographical and functional links and widely differing municipal 
decision-making criteria that land use must be managed and co-ordinated at regional 
level. Thirdly, two different management models for settlement development in the 
Munich metropolitan region are presented and evaluated: the tools of Land-level and 
regional planning on the one hand and voluntary, co-operative approaches on the 
other. In conclusion proposals are put forward of building blocks for regional land-use 
management.  
 
Bernd Arnal 
Bahnbrachen als Flächenpotenzial am Beispiel der Region Oberfranken-
West 
Innerhalb des Gesamtkomplexes der Bemühungen um ein zeitgemäßes Flächenmana-
gement in Bayern kommt der Neuverwendung frei gewordener ehemaliger Bahnflächen 
Bedeutung zu. Am Beispiel einer Bestandsaufnahme in der nordbayerischen Region 
Oberfranken-West werden die Größenordnung der Flächen, ihre räumliche Verteilung 
und die regional empirisch ermittelten Determinanten der Neunutzung aufgezeigt. Die 
Handhabung der Problematik in drei anderen Bundesländern wird kurz aufgezeigt. Es 
ergibt sich, dass sowohl auf der Seite der Bahn als auch bei den verschiedenen mögli-
chen Nutzern bisher nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um die raumplane-
risch erwünschte Umwidmung der Flächen mit dem gebotenen Nachdruck voranzutrei-
ben. Die Etablierung eines regionalen Managements z. B. bei den Regionalen Planungs-
verbänden und die verstärkte Nutzung moderner Kommunikationsformen (Internet, E-
Mail) durch den Anbieter könnten zielführend und beschleunigend wirken. 
Railway brownfield sites as a potential land resource – the example of the 
Oberfranken-West region 
Within the overall issue of how to achieve a system of land-resource management in 
Bavaria appropriate for today, increasing importance is being attached to the re-use of 
newly available sites formerly used by the railways. Using the example of a stock-taking 
exercise in the northern Bavarian region of Oberfranken-West, the size of the sites, their 
geographical distribution and the regional, empirically determined factors for their re-
use are outlined. Approaches for dealing with this issue in three other German Länder 
are also briefly described. It emerges that not all the options are being exhausted, either 
on the side of the railways or on that of the various potential users, to advance with the 
necessary force the re-allocation of the sites. Yet this re-allocation is highly desirable 
from the spatial planning perspective. This process could be speeded up and made more 
goal-oriented through the establishment of a system of regional management (e.g. 
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among the regional planning authorities) and the increased use of modern forms of 
communication (internet and e-mail) by the parties with land available. 
 
Fabian Dosch, Claus Hensold, Hubert Job, Marco Pütz 
„Mehr Wert für die Fläche“: Handlungsempfehlungen für das 
Flächenmanagement  
Der abschließende Beitrag dieses Sammelbandes entwickelt Handlungsempfehlungen 
für das Flächenmanagement von Städten, Gemeinden und Regionen. In Anknüpfung an 
die Empfehlungen des Nachhaltigkeitsrates an die Bundesregierung im Sommer 2004 
wird zunächst die Notwendigkeit eines Flächenmanagements als Strategie nachhaltiger 
Siedlungsentwicklung begründet. Anschließend werden die derzeit in Deutschland dis-
kutierten Maßnahmen und Instrumente des Flächenmanagements systematisiert und im 
Hinblick auf ihre Dringlichkeit und Realisierbarkeit bewertet. Auf dieser Basis schließt 
der Beitrag mit Handlungsempfehlungen für das Flächenmanagement in Bayern.  
‘Added value for the land’: recommendations for land-use management  
The concluding chapter in this book develops recommendations for land-use 
management in towns and cities, municipalities and regions. With the recommendations 
of the Council for Sustainability made to the German Federal Government in summer 
2004, an explanation is provided for why land-use management is necessary as a 
strategy for sustainable settlement development. The measures and tools currently 
available for land-use management in Germany are set out and evaluated to assess how 
urgent and realisable they are. The chapter concludes with recommendations for 
approaching land-use management in Bavaria. 
 
